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ĂNotre parti doit se r®concilier r®solument avec le th¯me europ®en, quôil a trop longtemps maintenu sous  

embargo, avec pour conséquences une sous-information chronique de ses  

militants et lô®mergence de réflexes de repli, souverainistes ou conservateurs, en  

contradiction avec son histoire et ses valeurs internationalistes.ñ
1
 

 

Einleitung: Parteien zwischen Prozessen der nationalen Öffnung und 

Schließung 

Je größer der Einfluss der Europäischen Union auf die Politik ihrer Mitgliedstaaten geworden 

ist, umso mehr ist das Vertrauen der Öffentlichkeit in den Integrationsprozess gesunken. Der 

im Jahr 1992 unterzeichnete Vertrag von Maastricht zur Gründung der Europäischen Union 

stellte einen Wendepunkt dar. Das Fortschreiten des Europäischen Integrationsprozesses wur-

de in der Folge zu einem Gegenstand der politischen Auseinandersetzung. Die stillschwei-

gende Zustimmung der Öffentlichkeit, die auf einem Ăpermissiven Konsensñ ohne wahrhafte 

Überzeugung beruhte, konnte nicht mehr vorausgesetzt werden.
2
  

Die öffentliche Meinung ist nach dem Vertrag von Maastricht kritischer geworden. So lehnten 

die deutsche und die französische Bevölkerung beispielsweise die Osterweiterung mehrheit-

lich ab. Unter den deutschen Parteien herrscht jedoch ein pro-europäischer Konsens.
3
 Europa-

kritische Stimmen ï wie beispielsweise der Christlich-Sozialen Union (CSU) oder der 2007 

gegründeten Linkspartei
4
 ï haben es aus innen- und außenpolitischen Gründen schwer. Ange-

sichts der nationalsozialistischen Vergangenheit ist die Europäische Integration Teil der 

Staatsräson. Zudem ist sie im Zuge der Deutschen Einheit eine Bedingung für die Zustim-

mung der internationalen Partner gewesen.
5
 Wenn der sozialdemokratische Parteichef Franz 

Müntefering den Linken eine nationale soziale Politik vorwirft, so schwingt diese historische 

Assoziation bewusst mit.
6
  

Während die deutschen Eliten mit der Europäischen Integration die ĂLehre aus ihrer eigenen 

Geschichte zogenñ, bedeutete sie für viele Franzosen die ĂVerlängerung der eigenen Ge-

schichteñ.
7
 Die Franzosen wurden durch ihre hohe Zustimmungsrate zum Europäischen Integ-

rationsprozess Ende der 1980er Jahre zu Vorreitern der europäischen Idee. Nachdem sich die 

Bedingungen für die französische Europapolitik mit dem Ende des Ost-West-Konflikts, der 

                                                 
1  Contributions thématiques: Parti socialiste: LôEurope au coeur! Pour en finir avec le d®ficit d®mocratique de lôUnion europ®enne (Gilles 

  Savary, Bernard Poignant u.a.). In: Lôhebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 143 
2  Vgl. zum permissiven Konsens Lindberg, Scheingold 1970; vgl. auch Perrineau, Ysmal 1995, S. 14  
3  Vgl. die Darstellung des ĂElite-Public-Gapñ im Jahr 1996 bei Hooghe, Marks 2009, S. 11: Von den damals 15 Mitgliedstaaten der  

 Europäischen Union ist die Differenz zwischen Elite und öffentlicher Meinung in Irland am geringsten (Platz 1), Frankreich liegt auf 
 Platz 9 und Deutschland auf Platz 14. Nur in Schweden ist die Differenz noch größer. 
4  Vgl. Interview mit Oskar Lafontaine: ĂWir wollen kein Europa der Konzerneñ. Oskar Lafontaine verteidigt Nein der Linken zum  

 Lissabon-Vertrag und beklagt eine Kampagne gegen seine Partei. In: Süddeutsche Zeitung, 26. Februar 2009, S. 5; vgl. zu der Position 
 Peter Gauweilers (CSU) auch Helmut Kerscher: Macht, die andere ohnmächtig macht. In den Klagen gegen den Reformvertrag werden 

 vor allem die zusätzlichen Kompetenzen für Brüssel auf Kosten der nationalen Parlamente gerügt. In: Süddeutsche Zeitung, 10. Februar 

 2009, S. 2. 
5  Vgl. die empirische Analyse bei Schild 2002b; vgl. auch Bouillaud 2005   
6  Vgl. Nico Fried: Lafontaines Schuld. In: Süddeutsche Zeitung, 11. März 2009, S. 4 
7  Schild 2003, S. 33; Zbigniew Brzezinski formulierte es 1997 wie folgt: ĂA travers la construction europ®enne, la France vise la  
 réincarnation, lôAllemagne sa r®demptionñ, zitiert nach Lefebvre 2007, S. 28 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

5 

Deutschen Einheit und der Osterweiterung veränderten, sind die Zustimmungsraten allerdings 

deutlich gesunken. Für französische Parteien ist die Europäische Integration immer Gegen-

stand inner- und zwischenparteilicher Konflikte gewesen. Die Bestimmungsfaktoren für die 

Haltung zur Europäischen Integration liegen somit in innerparteilichen Flügelkämpfen und im 

Parteienwettbewerb.
8
 Mit dem Aufstieg der rechtsextremen Front national

9
 seit den Europa-

wahlen 1984 ist eine neue Konfliktlinie entstanden, die die französische Gesellschaft entlang 

der Bereitschaft zur europäischen Öffnung und dem Rückzug in nationale Grenzen und Er-

rungenschaften spaltet.  

Die lange Zeit dominierende Frage bezüglich der Übertragung nationalstaatlicher Souveräni-

tät auf die Europäische Union hat sowohl im rechten als auch im linken Lager für innerpartei-

liche Auseinandersetzungen gesorgt. Die Konflikte verliefen quer durch die Parteien, betrafen 

aber in besonderer Weise die Parteien im rechten Lager. Im linken Lager stellten die französi-

schen Sozialisten nach dem Parteiaustritt des linksrepublikanischen Flügels den Souveräni-

tätstransfer nicht mehr in Frage. Die Spaltung der französischen Gesellschaft und das Erstar-

ken der sozialen Bewegungen, die sich für den Erhalt der nationalen sozialen Errungenschaf-

ten einsetzten, entfremdeten jedoch die unteren Gesellschaftsschichten von der Parti socialis-

te. 2005 führte die fehlende soziale Dimension des Integrationsprozesses zum offenen Kon-

flikt in der sozialistischen Partei. Die Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags 

machte deutlich, dass die Hoffnungen auf Wachstum und Beschäftigung, die mit der Europa-

euphorie Ende der 1980er Jahre verknüpft waren, nicht eingelöst worden waren.
10

  

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Frage nach der Europäisierung von politischen 

Parteien am Beispiel der französischen Sozialisten von ihrer Neugründung 1971 bis zum Re-

ferendum über den Europäischen Verfassungsvertrag 2005. Es wird untersucht, wie die sozia-

listische Partei die Europäische Integration wahrgenommen und auf diese reagiert hat. Als 

Mitglied der international orientierten sozialdemokratischen Parteienfamilie
11

 weist sie ein 

hohes Europäisierungspotential auf. Eine Europäisierung kann jedoch auch ihren Zielen zu-

widerlaufen, da die nationale Öffnung den Handlungsspielraum des Wohlfahrtsstaats ein-

schränkt. Die Partei wird mit nachlassender Gestaltungskraft des Staats eines ihrer wertvolls-

ten Mittel beraubt, um auf soziale Ungleichheiten reagieren zu können.  

                                                 
8  Zu dieser Überlegung auch Ross 2000 
9  Im Folgenden wird für die französischen Bezeichnungen der Parteien wie im deutschen Sprachgebrauch immer der weibliche  

 Artikel gewählt ï die Parti socialiste, die Front national, die Rassemblement pour la République ï auch wenn im Französischen  
 eigentlich der männliche Artikel verwendet wird.   
10  Vgl. Ivaldi 2006, S. 59 
11  Im Folgenden wird von sozialdemokratischen Parteien gesprochen, wenn generelle Entwicklungen in Bezug auf die Parteifamilie in 
 Europa gemeint sind. Dies entspricht dem deutschen Sprachgebrauch, wie auch die ¦bersetzung der SPE mit ĂSozialdemokratische 

 Partei Europasñ zeigt. Im franzºsischen Sprachgebrauch handelt es sich eigentlich um sozialistische Parteien (siehe auch PSE als ĂParti 

 socialiste europ®enñ). Wenn explizit von der Parti socialiste die Rede ist, dann wird auch im Deutschen das Wort Ăsozialistischñ  
 verwendet. 
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Eine potentielle Regierungspartei wie die Parti socialiste hat zwei Möglichkeiten: Sie kann 

entweder konsequent eine Strategie der Öffnung wählen und ihre Gestaltungskraft auf europä-

ischer Ebene zurückerlangen. Oder sie wählt eine Strategie der nationalen Schließung, um die 

nationalen sozialen Errungenschaften zu sichern. Als Regierungspartei tendiert sie zur ersten 

Strategie, als Wählerpartei zur zweiten. Die Parti socialiste fürchtet, durch ein offenes Be-

kenntnis zur Europäischen Union und ihren innenpolitischen Konsequenzen, Wählerstimmen 

zu verlieren. Die zahlreichen inner- und zwischenparteilichen Konflikte der Parti socialiste 

oszillieren zwischen der Europäisierung als Ausweg aus der Krise und der Kritik, vor äußeren 

Zwängen zu resignieren und die sozialen Errungenschaften des Nationalstaats zu opfern. 

Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit steht die These, dass inner- und zwischenparteiliche 

Konflikte eine Europäisierung der Parti socialiste erschwert haben. Sie sind die Ursache da-

für, dass die Parteiführung die innerparteilichen Debatten über Europa von der realen Ent-

wicklung des Integrationsprozesses abkoppelt. Umstrittene europäische Fragen werden über 

Formelkompromisse oder über eine idealistische Europavision gelöst. In einer ideologisch 

stark fragmentierten Partei wie der Parti socialiste hat der innerparteiliche Zusammenhalt 

Priorität. Organisatorische Strukturen tragen nur wenig zur Verstetigung der europapoliti-

schen Debatte innerhalb der Partei bei. Im Parteienwettbewerb verstärken Wahlabsprachen 

und Bündnisse mit euroskeptischen Parteien die Tendenz, europapolitische Fragen aus den 

Debatten auszuklammern.  

Während die französischen Sozialisten ï ebenso wie die etablierten Parteien im rechten politi-

schen Lager ï durch inner- und zwischenparteiliche Konflikte blockiert sind, stellt der anhal-

tende Wahlerfolg der Front national eine typisch französische universalistische Weltsicht in 

Frage. Auch die Globalisierungskritiker und die sozialen Bewegungen schließen sich dem 

heterogenen Lager der Euroskeptiker an. Die politischen Eliten haben es versäumt, ihnen ei-

nen positiven Diskurs entgegenzusetzen und die europapolitische Willensbildung innerhalb 

von Partei und Gesellschaft zu fördern. 

ĂIl est une leçon à tirer impérativement: afin de créer un espace de référence européen, 

il faut dôabord ®duquer, non pas tant les masses populaires, que les ®lites elles-

m°mes.ñ
12

 

Bevor also Überlegungen zur Rolle politischer Parteien als Katalysatoren des Europäischen 

Integrationsprozesses oder als Baustein einer europäischen Öffentlichkeit angestellt werden 

können, lohnt die Analyse der politischen Optionen und Restriktionen der Europäisierung. 

Trotz eines hohen Europäisierungspotentials können spezifische nationale, ideologische und 

strukturelle Gründe eine Europäisierung der parteipolitischen Identität verhindern. In der 

                                                 
12  Frank 2007, S. 472 
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Konsequenz wird zwar nach außen eine europäische Fassade aufrecht erhalten, die jedoch auf 

der Grundlage von Formelkompromissen oder verhinderten Debatten zustande gekommen ist. 

Diese fragile Europäisierung kann in Zeiten der parteipolitischen Krise in Frage gestellt wer-

den und zu einem repli sur soi, also zu einem Rückzug in franko-französische Debatten, füh-

ren.  

Die Analyse der Europäisierung von politischen Parteien muss diese als Akteur im politischen 

Wettbewerb begreifen. Eine politische Partei nimmt an Wahlen teil, sie bietet ihren Mitglie-

dern Karrierechancen und ermöglicht eine ideologische Identifizierung. Die Partei ist eine 

komplexe Organisation, die die innerparteilichen Machtstrukturen in Einklang bringen muss, 

um ein Auseinanderbrechen zu verhindern. Die genannten Faktoren können Optionen und 

Restriktionen für die Europäisierung der Parti socialiste sein und sind in diesem Zusammen-

hang noch nicht systematisch untersucht worden. Auch der Fokus der vorliegenden Arbeit ist 

neu: Es soll in erster Linie gezeigt werden, was die Europäisierung der Partei erschwert hat. 

Die Forschungsarbeiten zur Parti socialiste und zu Europa lassen sich in drei Bereiche eintei-

len: die Parti socialiste und die französischen Linken, der Sozialismus in vergleichender eu-

ropäischer Perspektive sowie der Einfluss der Europäischen Integration auf die Parti socialis-

te und die Parteiensysteme.  

Die Sammelbände von Jean-Jacques Becker und Gilles Candar umfassen historische Analy-

sen renommierter Autoren zur französischen Linken. Alain Bergounioux analysiert als Mi t-

glied des Parteivorstands gemeinsam mit Gérard Grunberg die Geschichte der Parti socialiste 

seit ihren Anfängen. Sie vertreten die These, dass die Parti socialiste wegen ihres ambivalen-

ten Verhältnisses zur Macht eine Sonderstellung innerhalb der europäischen Sozialdemokratie 

einnimmt. Frédéric Sawicki folgt einem soziologischen Ansatz und untersucht die gesell-

schaftliche Verankerung der Partei, wobei er eine wechselseitige Beeinflussung von nationa-

len und lokalen Faktoren vermutet. Rémi Lefebvre hat seinen Schwerpunkt auf die lokale 

Verankerung der Parti socialiste gelegt.
13

 Im Hinblick auf die Kultur des Sozialismus sind die 

Monographien von Hugues Portelli, Marc Sadoun und Michel Winock bedeutsam.
14

 Darüber 

hinaus gibt es zahlreiche Studien über die PS als Regierungspartei.
15

 Kritische Analysen zu 

aktuellen Ereignissen sind zu finden beispielsweise bei Adolf Kimmel, Hans Manfred Bock, 

Joachim Schild, Alistair Cole oder Pascal Perrineau.
16

  

Unter den zahlreichen Veröffentlichungen über die europäische Sozialdemokratie ist Wolf-

gang Merkel hervorzuheben. Er klassifiziert die europäische Sozialdemokratie nach unter-

                                                 
13  Becker et al. 2004a; Becker et al. 2004b; Bergounioux, Grunberg 2005; Kergoat 1997; Lefebvre, Sawicki 2006; Sawicki 1997 
14  Portelli 1980b; Sadoun 1993; Winock 1999 
15  Schäfer 1989; Bell, Criddle 1984; Favier, Martin-Roland 1990, 1991, 1996, 1999; Portelli 1998; Boy 2003 
16  Kimmel 2007; Bock 1992; Bock 2005; Schild 2005; Cole 2002 
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schiedlichen Typen, zeichnet ihre Entwicklung nach und untersucht die zentralen Herausfor-

derungen seit der Debatte über den Niedergang der Sozialdemokratie.
17

 Bei der Frage nach 

einer möglichen Sonderrolle der französischen Sozialisten sind diese Analysen aufschluss-

reich, da sie empirisch vorgehen. Auch thematisieren sie den Einfluss von Europäisierung und 

Globalisierung als Herausforderungen für sozialdemokratische Regierungsparteien in der 

zweiten Hälfte der 1990er Jahre. Die Entwicklung der Sozialdemokratie in Europa untersu-

chen ferner Pascal Delwit, Alain Bergounioux und Gérard Grunberg, Zaki Laïdi, Marc Lazar, 

Gerassimos Moschonas oder Michel Winock.
18

  

Auch haben sich bereits Untersuchungen mit dem Einfluss der Europäischen Integration auf 

die Parti socialiste befasst. Markus Jachtenfuchs, Pascal Delwit oder Christian Krell analysie-

ren die Programmatik politischer Parteien, darunter auch der französischen Sozialisten, in 

vergleichender Perspektive.
19

 Sabine Jung hat die europapolitischen Debatten in der französi-

schen Nationalversammlung ausgewertet und die Entwicklung zentraler europapolitischer 

Ideen bei den Sozialisten nachgezeichnet.
20

 Ulrike Guérot und Geneviève Lemaire-Prosche 

konzentrieren sich vor allem auf die Programmatik der PS, die sie anhand der Parteitage dar-

stellen.
21

 Ihre Analysen enden jedoch 1990 bzw. 1995 und behandeln den parteipolitischen 

Wettbewerb nur am Rande. 

Der Einfluss der Europäischen Integration auf die nationalen Parteiensysteme wurde anfangs 

gering bewertet. Unter Hinzunahme der indirekten Effekte der Europäisierung ï hiermit ist 

der eingeschränkte nationale Handlungsspielraum gemeint ï ließen sich jedoch durchaus Ef-

fekte auf die Parteiensysteme beobachten.
22

 Die Forschung ist in der Folge über die Europäi-

sierung hinausgegangen und hat die Auswirkungen der Globalisierung mit einbezogen. Es 

geht um die Frage nach Öffnung bzw. Schließung nationaler Gesellschaften und die entste-

henden Konfliktlinien.
23

  

Die Parti socialiste hat sich laut Laurent Olivier transnationalisiert.
24

 Sie habe ihre histori-

schen Besonderheiten verloren und eine Sozialdemokratisierung durchlaufen. Die transnatio-

nale Dimension steht auch bei Robert Ladrech im Vordergrund.
25

 In vergleichender Perspek-

tive betont er die strategische Rolle der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) für die 

nationalen Parteien in den 1990er Jahren. Ladrech hat die Debatte um die Europäisierung so-

                                                 
17  Merkel 1993; Merkel et al. 2006; Clift 2003 oder Cuperus et al. 2001b 
18  Delwit 2004; Bergounioux, Grunberg 1996; Grunberg 1997; Laidi 2001; Lazar 1996; Moschonas 2002; Winock 1992 
19  Jachtenfuchs 2002; Delwit 1995; Krell 2009 
20  Jung 1999 
21  Guérot 1996; Lemaire-Prosche 1990 
22  Mair 2000; Mair 2007 
23  Zur Globalisierung besonders: Gordon, Meunier 2001; zu den Konfliktlinien: Grunberg, Schweisguth 2003; Hooghe et al. 2002;  

 Marks 2004 
24  Olivier 2005 
25  Ladrech 1993; Ladrech 2000; Ladrech 2002a; Ladrech 2002b; Ladrech 2004 oder Ladrech et al. 1999 
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zialdemokratischer Parteien geprägt und regelmäßig auf Frankreich Bezug genommen. Die 

strategische Dimension der SPE für die PS betont auch David Hanely in seinem Aufsatz vom 

Verhältnis der Europäischen Integration zur Globalisierung.
26

 Tanja Wielgoß hat allerdings 

anhand der Analyse der Interaktionsstrukturen von SPD und PS gezeigt, wie schwierig bereits 

eine binationale Verständigung unter sozialdemokratischen Parteien sein kann.
27

  

Die hier dargestellte Literatur steht in enger Verbindung mit zwei weiteren Forschungskon-

texten zu den Themengebieten Europa und Wahlen in Frankreich. Für die französische Euro-

papolitik sind die Monographien von Gisela Müller-Brandeck-Bocquet und Gérard Bossuat 

einschlägig.
28

 Im Hinblick auf die französischen nationalen und europäischen Wahlen ist auf 

die Chroniken des Centre dô®tudes de la vie politique fran­aise (CEVIPOF) zu verweisen, die 

ab 1992 regelmäßig die französischen Wahlen analysieren.
29

 In allen Chroniken wird nach der 

Bedeutung der Europäischen Integration für den jeweiligen Wahlausgang gefragt. Ferner ist 

an dieser Stelle auf die Wahlanalysen von Pierre Bréchon zu verweisen.
30

  

Durch den vorliegenden Anspruch, möglichst viele Faktoren bei der Erklärung des parteipoli-

tischen Verhaltens heranzuziehen, muss eine Vielzahl an Forschungskontexten beachtet wer-

den. Diese können teilweise nur gestreift und nicht ausführlich diskutiert werden. Vorrangig 

ist eine akteursspezifische Perspektive. In Gesprächen mit ehemaligen und aktuellen Mitglie-

dern des Parteivorstands der PS aus dem internationalen und europäischen Bereich, mit Euro-

paabgeordneten und dem Generalsekretär der SPE, mit Wissenschaftlern und Experten sowie 

mit einigen wenigen Vertretern der konservativen politischen Parteien wurden in erster Linie 

die Optionen und Restriktionen der Europäisierung aus Sicht der Parti socialiste herausgefil-

tert. Hierfür war auch die Analyse der parteiinternen Presse hilfreich.
31

 

In den ersten zwei Teilen der Arbeit wird die Europäisierung von politischen Parteien aus 

Sicht der Europa- und der Parteienforschung diskutiert. Nach einem kurzen historischen Ab-

riss zur Identität der Parti socialiste schließt sich im vierten Teil das Herzstück der Analyse 

der Europäisierung der Parti socialiste von 1971 bis 2005 an. Jeder der sechs Zeitabschnitte 

folgt einem Analyseraster, das die Partei- und Europapolitik, die Programmatik, den Partei-

enwettbewerb, die organisatorischen Veränderungen und die transnationalen Beziehungen 

umfasst. Dieses Vorgehen erlaubt, die Optionen und Restriktionen der Parti socialiste bei der 

Europäisierung abzuwägen und einzuschätzen.  

                                                 
26  Hanley 2001 
27  Wielgoß 2002 
28  Müller-Brandeck-Bocquet 2004; Bossuat 2005; vgl. auch Bitsch 2007  
29  Habert et al. 1993; Perrineau 1995; Perrineau 1998a; Perrineau 1999; Perrineau 2003; Perrineau 2005b; Perrineau 2008  
30  Bréchon 2008; Bréchon et al. 2000 
31  Vgl. die Liste der Interviewpartner und der analysierten Dokumente im Anhang 
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I. Europäische Integration und Europäisierung als Gegenstand der 

 Theoriebildung 

Die Europäisierung hat zwei Gesichter:
32

 Das eine beschreibt die Institutionalisierung der 

Europäischen Union; das andere die Rückwirkungen der europäischen Institutionen und Dy-

namiken auf die politischen, normativen und repräsentativen Strukturen auf nationaler Ebe-

ne.
33

 Die Analyse dieser Rückwirkungen bildet das Kernstück der Europäisierungsforschung. 

Im Folgenden werden die unterschiedlichen Theorien zur Europäischen Integration, zur Ana-

lyse des politischen Systems der Europäischen Union sowie zur Europäisierung diskutiert.  

Nach einem Überblick über die drei Phasen der Integrationsforschung werden die zentralen 

Integrationstheorien ï Föderalismus, Neofunktionalismus und Intergouvernementalismus ï 

kurz vorgestellt und die Bedeutung der politischen Parteien in den jeweiligen Ansätzen her-

ausgearbeitet. In einem zweiten Schritt wird die Rolle der Parteien im europäischen Mehrebe-

nensystem diskutiert. Auf einer grundsätzlichen Ebene wird anschließend nach den zentralen 

Erklärungsfaktoren für den Integrationsprozess und das Verhalten der politischen Parteien 

gefragt: Vertreten nationale Akteure ihre jeweiligen Interessen oder unterliegen die Interessen 

dem Einfluss von europäischen Institutionen und Ideen? Ausgehend von dieser Debatte zwi-

schen rationalen und konstruktivistischen Erklärungsmustern für das Verhalten von Akteuren 

und den Einfluss von Institutionen werden die Forschungsansätze zur Europäisierung ï insbe-

sondere der nationalen Identitäten ï erörtert.   

1.1  Die Rolle politischer Parteien bei der Integration Europas  

1.1.1  Die drei Phasen der Integrationsforschung 

Das Ziel von europäischen Integrationstheorien ist die systematische Reflexion über die In-

tensivierung der politischen Kooperation in Europa, die Entwicklung von gemeinsamen poli-

tischen Institutionen und das daraus resultierende System.
34

 Abhängig von dem dominieren-

den Erkenntnisinteresse, von den jeweiligen Grundannahmen sowie dem realpolitischen Fort-

schritt des Integrationsprozesses lassen sich unterschiedliche Phasen der Integrationsfor-

schung erkennen. Die Einteilung in Phasen ist wegen ihres verallgemeinernden Charakters 

zwar immer wieder der Kritik ausgesetzt, jedoch erlaubt sie eine Verortung der Europäisie-

rungsforschung in der Integrationsforschung.  

Es können drei Phasen unterschieden werden:
35

 Bis in die 1980er Jahre dominierte das Ziel, 

den Europäischen Integrationsprozess erklären zu wollen. Die Studien gehen der Frage nach, 

                                                 
32  Vgl. Mair 2004, S. 340 f. 
33  Vgl. Radaelli 2000, S. 1 
34  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 3 
35  Diese Phasen geben die einflussreichsten Tendenzen der Forschung wieder, was nicht bedeutet, dass nicht bereits in der ersten Phase 
  Ansätze der zweiten oder dritten Phase angedacht worden sein könnten, vgl. Diez, Wiener 2005 
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warum Staaten Handlungskompetenzen abgeben und analysieren die Motive und den Verlauf 

des Integrationsprozesses. Die Forschung wird von der Debatte zwischen Intergouvernemen-

talisten und Neofunktionalisten dominiert und orientiert sich dabei an den Theorien der Inter-

nationalen Beziehungen.
36

 

Mit den zentralen Integrationsfortschritten nach Verabschiedung der Einheitlichen Europäi-

schen Akte 1986 geht die Integrationsforschung in eine zweite, analytisch geprägte Phase 

über, die sich mit den Formen des Regierens in Europa und dem politischen System der Euro-

päischen Union beschäftigt. Anstelle des alten Gegensatzes von Intergouvernementalismus 

und Neofunktionalismus tritt eine Vielzahl unterschiedlicher Ansätze. Es werden klassische 

Theorien wieder aufgegriffen und die Forschung gewinnt durch den Neoinstitutionalismus 

und die Mehrebenenanalyse neue Impulse. Auch die Europäisierungsforschung beginnt in 

dieser zweiten Phase. Die Forschungsansätze werden stärker von der Vergleichenden Politik-

wissenschaft beeinflusst. Dies bedeutet, dass die Europäische Union nicht mehr als eine inter-

nationale Organisation gesehen wird, deren Hauptakteure die Nationalstaaten sind, sondern 

als ein Regierungssystem.
37

 

In der dritten Phase zu Beginn der 1990er Jahre stellen kritische und konstruktivistische An-

sätze die klassischen Theorien in Frage und betonen die Relevanz von Normen, Ideen, Institu-

tionen und Identitäten. Mit dem Ende des Ost-West-Gegensatzes haben dominierende Macht-

verhältnisse und Gewissheiten an Bedeutung verloren. So konnten klassische Theorien der 

Internationalen Beziehungen den Untergang der Sowjetunion und den weitreichenden Ein-

fluss des Ăneuen Denkensñ eines Michael Gorbatschows nicht erklären.
38

 In der Europafor-

schung haben sich wegen der sinkenden Zustimmung der Bevölkerung zum Integrationspro-

zess seit dem Vertrag von Maastricht 1992 konstruktivistische Ideen etabliert und zu einer 

Debatte über die Politisierung Europas beigetragen.
39

 Die bereits in der zweiten Phase begon-

nene Suche nach neuen Begrifflichkeiten, die einen regionalen Integrationsprozess jenseits 

von nationalstaatlich geprägten Konzepten beschreiben, wurde mit Ansätzen aus der dritten 

Phase fortgesetzt.  

Die Europäisierungsforschung kann nicht unabhängig von der Integrationsforschung betrach-

tet werden. Die folgende Diskussion der Integrationstheorien zeigt, dass die Grundannahmen 

aus der ersten Phase der Integrationsgeschichte in den späteren Phasen fortgeschrieben wur-

den. Auch werden Brückenschläge zwischen den unterschiedlichen Erklärungsansätzen ge-

fordert.  

                                                 
36  Vgl. Rhodes et al. 1995, S. 7 
37  Vgl. Rhodes et al. 1995, S. 7; vgl. Hix, Lord 1997, S. 201ff. 
38  Vgl. Krell 2004, S. 347 
39  Vgl. Schwellnus 2006, S. 321 
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1.1.2  Föderalismus und die Konstitutionalisierung Europas 

Der Föderalismus war der dominierende Integrationsansatz in den Jahren nach dem Zweiten 

Weltkrieg.
40

 Um die nationalstaatlichen Egoismen zu überwinden, die in den vorangegange-

nen Jahrzehnten wiederholt zu Kriegen geführt hatten, wurde über einen europäischen Bun-

desstaat diskutiert. Die Mitgliedstaaten einer föderalen europäischen Gemeinschaft müssten 

hierfür ihre nationalstaatliche Souveränität auf einen europäischen Bundesstaat übertragen.  

Innerhalb der föderalen Bewegung standen Jean Monnet, Leiter der französischen Planungs-

behörde zum wirtschaftlichen Aufbau, und Altiero Spinelli, Generalsekretär der italienischen 

föderalistischen Bewegung, für zwei unterschiedliche Wege zu einem europäischen Bundes-

staat. Spinelli war Anhänger eines demokratischen Radikalismus. Er schlug die Wahl einer 

Versammlung vor, um einen Verfassungsentwurf für Europa auszuarbeiten. Jean Monnet 

sprach sich hingegen für einen indirekten Weg zu einem europäischen Bundesstaat aus. Klei-

ne, konkrete und vor allem wirtschaftliche Vereinbarungen sollten in einem föderalen Europa 

kulminieren.
41

 Monnet wollte eine Debatte über einen europäischen Bundesstaat, der die nati-

onale Souveränität direkt in Frage stellen würde, vermeiden.
42

 Nach dem Scheitern der Euro-

päischen Verteidigungsgemeinschaft und der Europäischen Politischen Gemeinschaft im Jahr 

1954 setzte sich die funktionale méthode Monnet durch.  

Der deutsch-amerikanische Politikwissenschaftler Carl Joachim Friedrich belebte in den 

1960er Jahren die Föderalismusforschung neu und eröffnete mit einem als Prozess verstande-

nen Föderalismus eine analytische Perspektive.
43

 Konstitutionelle Fragen wie die Entstehung 

einer Verfassung oder die Verteilung der Kompetenzen interessierten Friedrich weniger als 

soziologische Aspekte. Beim Vergleich mit anderen Föderalstaaten fiel ihm der schwache 

sozio-politische Unterbau in Europa auf.
44

 Die Kooperation unter politischen Parteien war für 

Friedrich ein Wegbereiter, um Unterstützung für den Integrationsprozess zu gewinnen.
45

 Er 

stellte fest, dass sich in Reaktion auf die supranationale Regierungsstruktur in der Europäi-

schen Gemeinschaft bereits supranationale Parteiorganisationen gebildet hatten.
46

  

                                                 
40  Victor Hugo sprach schon 1849 von den ĂVereinigten Staaten von Europañ, in der Zwischenkriegszeit gr¿ndete Graf Richard von 

  Coudenhove-Kalergi 1922 die Paneuropa-Union und während des Zweiten Weltkriegs spielte die föderale Idee im Widerstand eine 
 bedeutende Rolle. Winston Churchill griff das Leitbild der ĂVereinigten Staaten von Europañ in seiner Z¿richer Rede am 19. September 

 1946 wieder auf. In dem darauf folgenden Jahr kristallisierten sich neben den einen Bundesstaat anstrebenden Föderalisten weitere 

 Strömungen innerhalb der europäischen Bewegung heraus wie die intergouvernemental ausgerichteten Unionisten und eine fließende 
 Gruppe aus wirtschaftlichen Vereinigungen sowie den großen politischen Lagern. Nach der Zahl ihrer Mitglieder waren die Föderalisten 

  die bedeutendste Gruppe. Vgl. Giering 1997, S. 34; vgl. Brunn 2005, S. 52ff.; vgl. den Auszug aus der Rede Churchills bei Brunn 2005, 

 S. 317 
41  Vgl. Burgess 2005, S. 32; Für Jean Monnet blieb die wirtschaftliche Integration jedoch nur die drittbeste Lösung, die der politischen 

 Union und der Integration des Sektors für Atomenergie nachgeordnet war. Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 5 
42  Vgl. Burgess 2005, S. 35 
43  Vgl. Große Hüttmann, Fischer 2006, S. 43 
44  Vgl. Große Hüttmann, Fischer 2006, S. 49f. 
45  Vgl. Friedrich 1968, S. 49 
46  Vgl. Friedrich 1970, S. 366 
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Ein rousseauistisches Repräsentationsverständnis hielt Friedrich jedoch für unvereinbar mit 

dem Föderalismus.
47

 Das Streben nach der volonté générale, dem unteilbaren Gemeinwillen 

in einer Demokratie, widerspreche der föderalen Tatsache, so Friedrich, dass der Wille einer 

nationalen Wählerschaft durch den Willen anderer nationaler Wählerschaften in Europa 

durchkreuzt werden könne. Für Anhänger eines rousseauistischen Repräsentationsverständ-

nisses ï wie die radikalen Demokraten unter den europäischen Sozialisten ï sei der Sozialis-

mus auf europäischer Ebene schwieriger zu verwirklichen.
48

 Dieser setzt nämlich voraus, dass 

ein europäischer Gemeinwille für den Sozialismus entstehen müsste.  

Mit  der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 und dem Vertrag von 

Maastricht 1992 wurde erneut über eine Verfassung für Europa diskutiert.
49

 Mit jeder Kompe-

tenzerweiterung, die in den Europäischen Verträgen festgeschrieben wurde, erfuhr die Euro-

päische Union de facto eine Ăschleichende Konstitutionalisierungñ.
50

 Diese führte auch zu 

einem gewachsenen Bedürfnis nach Legitimation der europäischen Politik, die unter anderem 

über politische Parteien gesichert werden sollte. Das Ziel eines europäischen Bundesstaats 

wirkte jedoch überholt, da der tatsächliche Zustand der Europäischen Union eher einem 

Ăunaufgelösten Formelkompromissñ zwischen souveränen Nationalstaaten und gemeinschaft-

licher Repräsentation entsprach.
51

 2001 wurde das Projekt einer Verfassungsgebung in die Tat 

umgesetzt und 2003 ein Vertragsentwurf über eine Europäische Verfassung vorgelegt. Die 

staatsähnlichen Symbole des Verfassungsvertrags ï wie eine europäische Hymne, eine euro-

päische Fahne oder einen europäischen Feiertag ï trugen jedoch dazu bei, dass der Verfas-

sungsvertrag bei den Referenden in Frankreich und den Niederlanden 2005 scheiterte. 

Neben der theoretischen Debatte war der Föderalismus immer Gegenstand der politischen 

Auseinandersetzung. Wegen der Assoziation mit einem europäischen Bundesstaat wurde er 

mit einem Tabu belegt. In den Verträgen der Europäischen Gemeinschaft bzw. späteren Uni-

on wurde die Referenz auf eine föderale Zielsetzung vermieden, auch wenn man de facto fest-

stellen kann, dass  

Ăin einem richtig verstanden Fºderalismus [é] gleichwohl genau jene Schwebezustªn-

de [herrschen], wie sie für die europäische Integration charakteristisch sindñ.
52

 

Das Ădirty ,Fó-wordñ
53

 konnte nicht nur den Widerstand von Mitgliedstaaten wie Großbritan-

nien oder Frankreich hervorrufen, sondern auch innenpolitische Kräfte provozieren. Dies 

führte beispielsweise den deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl 1992 dazu, sich von der 

                                                 
47  Vgl. Friedrich 1964, S. 174; Rousseau stand föderalistischen Vorstellungen jedoch nicht kritisch gegenüber, vgl. Pfetsch 2007, S. 53 
48  Vgl. Friedrich 1964, S. 174 
49  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 10 
50  Vgl. Oeter 2003, S. 95 
51  Vgl. Oeter 2003, S. 88 
52  Bieber 2004, S. 126 
53  Oeter 2003, S. 60 
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Formel der ĂVereinigten Staaten von Europañ zu distanzieren.
54

 Die französischen Sozialisten 

haben sich hingegen 2003 zu einer europäischen Föderation bekannt. Ihr Wunsch nach einem 

europäischen Bundesstaat unterliegt jedoch der von Friedrich beschriebenen Gefahr, die von 

einem rousseauistischen Repräsentationsverständnis ausgeht. Die im Jahr 2008 zur Parteivor-

sitzenden gewählte Sozialistin Martine Aubry prägte hierfür den Begriff der Euroglücksselig-

keit, einer eurobéatitude, die nach immer mehr Europa rufe.
55

 Die weitere Analyse wird zei-

gen, dass einige Sozialisten dazu tendieren, existierende Realitäten und Widerstände zu igno-

rieren und französische Vorstellungen auf Europa zu übertragen. Ihr Ruf nach einem linken 

Europa weckt beim politischen Gegner ï wie beim ehemaligen Europaminister Alain Lamas-

soure ï Bedenken, da für ihn die Debatte über ein linkes Europa eine antieuropäische Debatte 

ist. In einer Demokratie könne schließlich auch die politische Rechte die Mehrheit in Europa 

stellen.
56

  

1.1.3  Neofunktional ismus und die Bedeutung der supranationalen Ebene  

Ernst B. Haas, der zentrale Vertreter des Neofunktionalismus, distanzierte sich von einem als 

normativ-ideologisch und deskriptiv verstandenen Föderalismus
57

 und argumentierte mit der 

Nützlichkeit der Kooperation in bestimmten Politikfeldern. Die Integration erfolgt für Haas 

funktional und bedarfsorientiert.
58

 Der ursprünglich von David Mitrany entwickelte funktio-

nale Ansatz geht davon aus, dass vor allem ein unpolitischer Sektor nicht Gegenstand funda-

mentaler Interessenkonflikte wird, der Entscheidungsprozess inkremental verläuft und die 

Suche nach einer Problemlösung die ideologischen Debatten überlagern muss.
59

 Im Gegensatz 

zu Mitrany stützte der Neofunktionalist Haas seine Analyse auf unterschiedliche gesellschaft-

liche Gruppen wie Parteien oder Interessenverbände und betonte die Bedeutung politischer 

Akteure auf supranationaler Ebene.  

Durch die pluralistische Interessenstruktur einer Gesellschaft entsteht nach Haas sozialer 

Problemdruck, für den konkrete politische Problemlösungen herbeigeführt werden müssen.
60

 

                                                 
54  Vgl. Schmalz 2002, S. 57 
55  Contributions générales: Construisons un autre monde (Martine Aubry u.a.). In: Lôhebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 62. 
56  Vgl. Rüther ï Alain Lamassoure 21.09.2006 
57  Vgl. Giering 1997, S. 77f. 
58  Vgl. Schmitter 2005, S. 56; Implizit kann man in den Arbeiten von Haas jedoch eine normative Aussage lesen. Nach Ende des Zweiten 
 Weltkriegs hielt Haas den Nationalstaat und die Nationalismen f¿r Ădie zentrale Gefahr f¿r Frieden und Menschenrechteñ. Vgl. Wolf 

 2006, S. 74 
59  Vgl. Giering 1997, S. 46; In den 1970er Jahren bediente sich auch die Interdependenzforschung der (neo-)funktionalistischen  
 Annahmen. Die Interdependenzforschung geht von einer globalen Perspektive aus und subsummiert die Integrationsforschung als Teil 

 eines weiterreichenden Prozesses. Die Zusammenarbeit in Westeuropa ist aus dieser Perspektive eine Folge der wachsenden  

 Interdependenz der Märkte durch beispielsweise internationalen Handel, multinationale Konzerne und Kapitalfluss. Auch  
 Umweltprobleme, Kriminalität oder Krankheiten können zur verstärkten Zusammenarbeit von Staaten führen. Auf diese Art und Weise 

 entstehen internationale Regime: Regierungen kooperieren in einem Regime und verständigen sich auf gemeinsame Regeln, Normen, 

 Verfahren und Institutionen. Im Fokus der Untersuchungen steht allerdings die Fähigkeit zur Problemlösung innerhalb eines globalen 
 Netzwerkes. Der Regimeansatz kann somit als eine Symbiose des Intergouvernementalismus und des Funktionalismus betrachtet  

 werden. Er kann aber auch als eine durch den Neoinstitutionalismus modifizierte Form des Neofunktionalismus betrachtet werden. Vgl. 

 Giering 1997, S. 116 
60  Vgl. Wolf 2006, S. 67 
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Es kommt zur Kooperation in ausgewählten Politikfeldern, die sich auf weitere Politikfelder 

ausweiten kann. Dieser sogenannte Spill -Over-Effekt schließt auch den Übergang vom tech-

nokratischen zum politischen Bereich ein: Bei der Vergemeinschaftung von Kohle und Stahl, 

so Haas, müsse man sich notgedrungen auch mit den national unterschiedlichen Sozialstan-

dards der Bergleute und Stahlkocher befassen, weil diese sich auf die Preisstruktur des jewei-

ligen Standorts auswirkten.
61

 Haas geht davon aus, dass die nationalen Akteure ihre Erwar-

tungen und Loyalitäten im Laufe der Zeit auf die supranationale Ebene übertragen werden. 

Der Lernprozess von Eliten ist ï neben dem Spill-Over-Effekt ï für ihn ein weiterer zentraler 

Erklärungsfaktor, warum Staaten bereit sind, Souveränität abzugeben.  

Am Beispiel der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) analysierte Haas 

das Potential der europäischen Idee für die politischen Parteien.
62

 Er kam zu dem Schluss, 

dass Parteien aller Länder sowohl Anhänger als auch Gegner Europas vereinten. Außer in der 

Verteidigung der europäischen Idee, seien die Ansichten der Befürworter äußerst heterogen. 

Damit sei der Europäismus eher unspezifisch und als integrative Kraft ideologisch zumindest 

fragwürdig.
63

 Eine europäische Mehrheit beruhe auf konvergierenden Interessen und nicht auf 

einem gemeinsamen Willen. Der nicht vorhandene parteipolitische Konsens erleichterte für 

Haas allerdings die Verhandlungen:  

ĂIf a uniform consensus within each national unit had existed at the onset of the integra-

tion step, ideological realignments would be made more difficult because of the pre-

existing rigidities in outlook and expectations, some of which are bound to be disap-

pointed as integration goes forward.ñ
64

 

Die europäischen supranationalen Bewegungen der Christdemokraten oder der Sozialisten 

entwickelten zwar ideologische Positionen, jedoch folgten die einzelnen Parteien in Europa 

dieser Einschätzung in ihrer alltäglichen Politik kaum, so Haas.
65

 Wie schwer der Europäis-

mus zu definieren und einzuordnen sei, habe das Debakel der Europäischen Verteidigungs-

gemeinschaft gezeigt.
66

 Voraussetzungen für transnationale Zusammenschlüsse seien die Be-

reitschaft der nationalen Parteien zu einer Neuausrichtung von Loyalitäten auf supranationaler 

Ebene sowie entsprechende Institutionen, die diese Neuausrichtung steuern könnten. Suprana-

tionale Institutionen sind für Haas zentral, weil sie die Kooperation stabilisieren und be-

schleunigen. Trotz der ersten Zusammenschlüsse politischer Parteien auf europäischer Ebene 

                                                 
61  Vgl. Wolf 2006, S. 72 
62  Vgl.Haas 1968, S. 19ff. 
63  ĂóEuropeó is far too nebulous a symbol to act as an integrating device for developing a political doctrineñ; Haas 1968, S. 27 
64  Haas 1968, S. 158, vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Haas zur Entwicklung eines Gemeinschaftsgefühls: Haas 1968, S. 9f. 
65  Vgl. Haas 1968, S. 25f. 
66  Vgl. Haas 1968, S. 155 
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blieben für ihn jedoch die konvergierenden Interessen bei der Europäischen Einigung domi-

nant.
67

  

Im Vorwort der Neuauflage seiner zehn Jahre zuvor erstmals erschienen Studie über die Eu-

ropäische Gemeinschaft verwies Haas 1968 auf die Lektionen, die ihm die Politik des franzö-

sischen Staatspräsidenten Charles de Gaulle erteilt habe.
68

 So f¿hrte dessen ĂPolitik des leeren 

Stuhlsñ zu einer Blockade der Europapolitik, die mit dem 1966 verabschiedeten Luxemburger 

Kompromiss, der wichtige nationale Interessen vor Mehrheitsentscheidungen im Rat schützt, 

beendet wurde. Zwar hielt Haas die französische Entwicklung unter de Gaulle für einen Aus-

nahmefall, der französische Staatspräsident habe jedoch gezeigt, dass ein politischer Prozess, 

der auf pragmatischen Interessen beruhe, zerbrechlich sei. Pragmatische Interessen ohne ideo-

logischen oder philosophischen Bezug seien kurzlebig.
69

  

Die Grundannahmen des Neofunktionalismus ï der Spill-Over-Effekt und der Lernprozess 

von politischen Eliten ï unterliegen damit Bedingungen. Ein entscheidender Faktor ist die 

Anpassungsfähigkeit der gesellschaftlichen und politischen Eliten. Die Wahrscheinlichkeit 

eines Spill -Overs kann demnach durch Staatsmänner wie de Gaulle oder unvorhergesehene 

Ereignisse gestört werden. Eine Integrationstheorie muss deswegen auch die Möglichkeit vor-

sehen, dass es zu keiner Integration kommt.
70

  

Philippe Schmitter entwickelte den Neofunktionalismus weiter und differenzierte den Spill-

Over-Effekt unter Berücksichtigung von Akteursinteressen weiter aus. Beim Integrationspro-

zess einigeten sich laut Schmitter Akteure aufgrund ungleicher Motive auf gemeinsame Ziele. 

Diese Ziele würden von den Akteuren in der Regel unterschiedlich bewertet. In der Konse-

quenz suchten die Akteure nach alternativen Strategien und erweitern entweder die Koopera-

tion auf andere Politikfelder (scope) oder vertiefen das Niveau der Integration in bestehenden 

Bereichen (level).
71

 Ein Neofunktionalist muss nach Schmitter die Frage beantworten, ob die 

Konsequenzen aus einmal getroffenen Entscheidungen zu einer Neudefinition von Ak-

teursstrategien führen. Die Antwort auf diese Frage sollte nach Schmitter auch eine fehlende 

Neudefinition oder sogar einen Rückschritt, einen sogenannten Spill -Back, im Integrations-

prozess vorsehen.
72

  

                                                 
67  Vgl. Haas 1968, S. 292 
68  Vgl. Haas 1968, S. xivïxv 
69  Vgl. Haas 1968, S. xxiii 
70  Vgl. Schmitter 2005, S. 47 
71  Vgl. Giering 1997, S. 80ff. 
72  Vgl. Schmitter 2005, S. 54; Schmitter hat eine Vielzahl an Analysekategorien entwickelt: Ein Spill-Over umfasst sowohl Ăscopeñ als 

  auch Ălevelñ. Ein ĂSpill-Aroundñ betrifft lediglich den Ăscopeñ der Integration, aber nicht das Ălevelñ, ein ĂBuild-upñ den Ălevelñ, aber 
  nicht den Ăscopeñ. Mit dem ĂSpill-Aroundñ wird die intergouvernementale Integrationsmethode beschrieben, das heiÇt das AusmaÇ der 

 Integration wird erweitert auf weitere Politikfelder, ohne die Integration zu vertiefen. Neben dem ĂSpill-Backñ, das heiÇt dem R¿ckfall 

 hinter erreichte Integrationsfortschritte, sieht Schmitter auch eine sogenannte ĂEncapsulationñ vor, das heiÇt  nderungen in unwichtigen 
 Bereichen, um vom tatsächlichen Handlungsbedarf abzulenken. Vgl. Giering 1997, S. 82f. 
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Schmitter ist der Ansicht, dass die Neofunktionalisten die Staats- und Regierungschefs im 

Europäischen Integrationsprozess unterschätzten. Letztere hätten durch den 1974 geschaffe-

nen Europäischen Rat ihren Einfluss dauerhaft gestärkt. Für Schmitter schätzte der Neofunk-

tionalismus auch die Politisierung des Europäischen Integrationsprozesses falsch ein. Diese 

sei nicht nur viel später als erwartet eingetreten, sondern vor allem durch euroskeptische Züge 

geprägt worden. Auf die nationalen Parteiensysteme habe der Integrationsprozess desintegrie-

rend gewirkt.
73

 Es kam zum Beispiel zur Spaltung von nationalen Parteien und dem Aufstieg 

von rechtsextremen Parteien.  

Mit den Fortschritten im Europäischen Integrationsprozess Ende der 1980er Jahre wurden 

auch Elemente des Neofunktionalismus wieder als Erklärungsfaktoren herangezogen.
74

 Way-

ne Sandholtz und John Zysman griffen beispielsweise die Analysen zum Spill-Over-Effekt 

wieder auf. Mit dem Vertrag von Maastricht 1992 wurden auch die Rahmenbedingungen für 

ein verstärktes Engagement der europäischen Parteien geschaffen. Damit schien Haasó Theo-

rie nicht so veraltet, wie er sie selbst in den 1970er Jahren dargestellt hatte.
75

  

ĂThe development of transnational party activities was probably stimulated more by re-

forms to the institutions of the Union during the 1980s and 1990s than by changes in the 

character of political parties. The problem with early optimism about the prospects for 

transactional party development was that it had assumed institutional contexts that 

simply did not exist during the first thirty years of the EU.ò
76

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Neofunktionalismus der supranationalen Ebene 

besondere Bedeutung beimisst und als zentralen Mechanismus zwischen nationaler und sup-

ranationaler Ebene den Spill-Over-Effekt sieht. Als Katalysatoren fungieren Eliten aus Wirt-

schaft, Gesellschaft und Politik. Entscheidungen auf europäischer Ebene, so lauten die 

Schlussfolgerungen bei Haas und Schmitter, sind jedoch das Ergebnis von ungleichen Moti-

ven und unterschiedlichen Interessen. Ein rousseauistisches Repräsentationsverständnis ist 

somit nur schwierig auf europäische Ebene zu übertragen.  

1.1.4  Intergouvernementalismus und der Vorrang nationaler (ökonomischer) Interessen 

Vor dem Hintergrund der durch de Gaulle ausgelösten europäischen Krise in den 1960er Jah-

ren rückte der Neofunktionalist Haas von seinen Grundannahmen ab: Was einmal wie ein 

eigener supranationaler Politikstil ausgesehen habe, erscheine nun mehr als ein riesiges regio-

nales bürokratisches Anhängsel einer intergouvernementalen Konferenz, die permanent ta-

ge.
77

 Der tatsächliche Verlauf des Integrationsprozesses hatte gezeigt, dass Nationalstaaten 

                                                 
73  Vgl. Schmitter 2005, S. 56 
74  Vgl. Neuss 2007, S. 144 
75  Vgl. Haas 1976 
76  Hix, Lord 1997, S. 14 
77  Vgl. Wolf 2006, S. 80 
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zwar bereit waren, Souveränität abzugeben, aber die nationalen Interessen nicht durch Spill-

Over-Effekte, supranationale Institutionen oder unbeabsichtigte Konsequenzen außer Kraft 

gesetzt wurden. Im Gegensatz zum Neofunktionalismus rückten die Intergouvernementalisten 

daher den Nationalstaat wieder in den Vordergrund.  

Die Anhänger der realistischen Schule der Internationalen Beziehungen konnten auf diese Art 

und Weise mit dem Integrationsprozess versöhnt werden.
78

 Für sie war es erstaunlich gewe-

sen, dass Nationalstaaten freiwillig auf einen Teil ihrer Souveränität verzichtet hatten. Stanley 

Hoffmann erklärte in den 1960er Jahren, dass der Nationalstaat aufgrund von drei Faktoren 

überlebensfähig war: das nationale Bewusstsein, die nationale Situation sowie die Priorität der 

nationalen Anliegen.
79

 De Gaulle lieferte das Anschauungsbeispiel für nationale Ambitionen, 

die die Neigung zur Supranationalität zurückdrängten.  

ĂDie Logik des Spill-Over-Konzepts findet dort ihre Grenzen, wo nationale Schlüsselin-

teressen betroffen sind, in denen die Nationalstaaten eine langfristige Gewährleistung 

der Verwirklichung ihrer Entscheidungen w¿nschen.ñ
80

  

Die Europaforschung wurde bis Ende der 1970er Jahre von der Debatte zwischen Neofunk-

tionalisten und Intergouvernementalisten dominiert. Nachdem Haas den Neofunktionalismus 

selbst in Frage gestellt hatte, stagnierte die Theoriebildung. Mit  der Wiederbelebung des In-

tegrationsprozesses durch die Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 er-

fuhr nicht nur der Neofunktionalismus eine Neubewertung sondern auch der Intergouverne-

mentalismus. Andrew Moravcsik bereicherte diesen um den politischen Liberalismus. Im Ge-

gensatz zur realistischen Schule bezieht er die innerstaatlichen Debatten über nationale Präfe-

renzen mit ein.
81

 Nach außen tritt der Nationalstaat bei internationalen Verhandlungen jedoch 

weiterhin geschlossen auf.  

Bei den innerstaatlichen Debatten spielen politische Parteien für Moravcsik eine wichtige 

Rolle. Ihre Haltung wird in entscheidendem Maße von den jeweiligen Regierungsvertretern 

geprägt ï wie zum Beispiel von dem Sozialisten Guy Mollet, der die Römischen Verträge 

aushandelte. Die französischen Sozialisten stimmten laut Moravcsik den Römischen Verträ-

gen zu, weil sie Europa eher für wirtschaftlich unvermeidbar als für politisch gewünscht hiel-

ten.
82

 Kein diffuser Europäismus sondern ökonomische Interessen dominieren daher laut Mo-

ravcsik den Integrationsprozess.  

Anstelle von technokratischen Erklärungsmustern, politischen Ideen oder der Schwäche des 

Nationalstaats, sieht Moravcsik im Europäischen Integrationsprozess eine moderne Form von 

                                                 
78  Vgl. Steinhilber 2006, S. 169f.; vgl. auch Hoffmann 1966 
79  Vgl. Giering 1997, S. 70 
80  Giering 1997, S. 71 
81  Vgl. Moravcsik 2003, S. 22 
82  Vgl. Moravcsik 2003, S. 104ff. 
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Machtpolitik auf Grundlage von wirtschaftlichen Interessen.
83

 Für ihn ziehen sich drei Motive 

wie ein roter Faden durch die Geschichte der Europäischen Integration: der wirtschaftliche 

Nutzen, die relative Verhandlungsmacht von Regierungen und der Anreiz, die Zuverlässigkeit 

von zwischenstaatlichen Zugeständnissen zu erhöhen.
84

 Letzteres erlaubt, das Verhalten ande-

rer Akteure einschätzen zu können. Für ihn ist der Integrationsprozess Ănormaleñ Interessen-

politik: 

ĂThe integration process did not supercede or circumvent the political will of national 

leaders; it reflected their will. (é) To be sure, technocratic imperatives, geopolitical 

concerns, and European idealism each played a role at the margin, but none has consis-

tently been the decisive force behind major decisions. (é) Today no claim appears 

more radical than the claim that the behavior of EC member governments is normalñ.
85

 

Den Einfluss von supranationalen Institutionen und Akteuren schätzt Moravcsik gering ein. 

Geopolitische und ideologische Interessen hingegen seien zwar sekundär, aber trotzdem be-

deutsam.
86

 So dominierten in den 1980er Jahren in Frankreich die wirtschaftlichen Interessen 

bei der Ausbildung der Präferenzen. Die geopolitischen Interessen des Integrationsprozesses 

hätten jedoch den Staatsmännern die Gelegenheit geboten, die Aufmerksamkeit auf die Euro-

päische Union und sie selbst als große Europäer zu lenken.
87

  

Für Moravcsik hat der Integrationsprozess die nationalen Exekutiven gestärkt. In den Worten 

von Alan Milward hat der Integrationsprozess sogar den Nationalstaat gerettet. Der Integrati-

onsprozess hat für Milward die wirtschaftliche Modernisierung erleichtert und dazu beigetra-

gen, dass die Bürger diese akzeptierten.
88

 Robert Ladrech sieht eine Stärkung der Exekutiven 

nur so lange wie eine schweigende Zustimmung zum Integrationsprozess existierte.
89

 Die 

zunehmend kritischer werdende öffentliche Meinung erlaubt den politischen Eliten hingegen 

nicht mehr, die europäische Politik allein mit der ökonomischen Effizienz des Integrations-

prozesses zu legitimieren.
90

  

ĂThe period since 1991 might be described, by contrast, as one of constraining dissen-

sus. Elites, that is, party leaders in positions of authority, must look over their shoulders 

when negotiating European issues. What they see does not reassure them.ñ
91

 

                                                 
83  Vgl. Moravcsik 2003, S. 5 
84  Vgl. Moravcsik 2003, S. 3 
85  Moravcsik 2003, S. 4f. 
86  Vgl. Moravcsik 2003, S. 477 
87  Vgl. Moravcsik 2003, S. 345; ĂThough nearly every possible argument was aired, the German threat played a role in the Maastricht 

 referendum debates that was relatively minor compared to marcoeconomic policy and general concerns about sovereignty. (é)  
 Domestic discourse and cleavages appear also to have run along lines of economic beliefs and interests rather than partisan or personal 

 commitment to the European idea.ò Moravcsik 2003, S. 414 
88  Vgl. Milward 1994; vgl. auch Hooghe, Marks 2009, S. 5 
89  Vgl. Ladrech 2000, S. 25f.;  
90 ĂDie Besonderheit des Legitimationsanspruchs von EU-Institutionen beruhte bislang auf einer anspruchsvollen Form legitimer  

 Selbstbegründung; sie gründete auf dem Legitimationsglauben, der auf nichts anderes setzt als auf den Erfolg.ñ Eder 2003, S. 95 
91  Hooghe, Marks 2009, S. 5 
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1.2  Die Vielzahl neuer Akteure im politischen System der Europäischen 

 Union  

1.2.1  Politische Willensbildung auf mehreren Ebenen  

Auch Vertreter des Mehrebenen-Ansatzes weisen die These der Stärkung der nationalen Exe-

kutiven zurück. Sie gehen davon aus, dass der Integrationsprozess die nationalen Regierungen 

geschwächt und die politische Macht auf verschiedene Ebenen verteilt hat.
92

 Die nationale 

Ebene hat somit das Monopol der Interessenrepräsentation und -artikulation verloren.
93

 

Ein Mehrebenensystem verlangt im Unterschied zum Föderalismus nicht notwendigerweise 

die Staatsqualität der einzelnen Ebenen, um diese und ihre Akteure an der Entscheidungsfin-

dung im System zu beteiligen. Beispielsweise bilden die Regionen in Europa eine Ebene die-

ses Systems, obwohl sie in vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht den Status 

wie ein deutsches Bundesland mit eigener Exekutive, Legislative und Judikative haben.
94

 Für 

Politiker hat die Vorstellung eines Mehrebenensystems gegenüber einer Föderation einen we-

niger Ăverbotenen und bedrohlichenñ
95

 Charakter, denn ein Europäisches Mehrebenensystem 

weckt nicht die Assoziation eines europäischen Bundesstaats. 

Gegenstand der Forschung sind die Interaktionen zwischen den unterschiedlichen Ebenen, 

mögliche Entscheidungsblockaden, die Rolle von Schnittstellenakteuren, der Organisations- 

und Koordinationsaufwand für staatliche und intermediäre Akteure, die Möglichkeiten des 

Lernens, des Verschiebens von Verantwortung und die Legitimation der Entscheidungen.
96

 

Im engen Zusammenhang mit der Analyse der Europäischen Union als Mehrebenensystem 

steht der Begriff des Regierens bzw. der Governance. Dieser vieldeutige Begriff wird am 

ehesten verständlich, wenn man ihn von Regierung bzw. Government abgrenzt. Bezieht sich 

letzterer auf das staatliche Machtmonopol zur Durchsetzung verbindlicher Entscheidungen, so 

schließt das Konzept der Governance auch das nicht institutionalisierte und informelle Regie-

ren mit ein.
97

 Die Formen des Regierens sind zahlreich ï polykratisch, kollektiv oder im 

Netzwerk. Es gibt also nicht mehr eine zentrale Ebene, die das Entscheidungsmonopol hat. 

Die Besonderheit des Regierens im Europäischen Mehrebenensystem ist die Notwendigkeit, 

verschiedene politische Willensbildungsstränge zu einem Gesamtprozess zusammenzufüh-

ren.
98

 Beate Kohler-Koch spricht in diesem Zusammenhang von der für die Europäische Uni-

on charakteristischen Form des Regierens in Netzwerken. Diese können Akteure unter Anpas-

sungsdruck setzen und tragen dazu bei, die institutionelle Struktur der Europäischen Union 

                                                 
92  Vgl. Oppermann 2008, S. 49 
93  Vgl. Marks et al. 1996 
94  Vgl. Holzinger 2005, S. 554 
95  Vgl. Schmitter 2005, S. 49 
96  Vgl. Holzinger 2005, S. 554 
97  Vgl. Schultze 2005, S. 324. 
98  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 14, 23 
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und die Verfassungswirklichkeit zu verändern. Dies muss nicht immer intendiert sein, son-

dern kann auch inkrementell erfolgen. Durch das Regieren in Netzwerken und die neuen Ak-

teure, die in den Prozess eingebunden werden, ändert sich die Rolle des Staates vom Regula-

tor zum Moderator.
99

  

Mit der Rollenverschiebung des Staates müssen auch wissenschaftliche Analysekategorien 

neu gedacht werden. Zahlreiche Begriffsdefinitionen sind noch immer stark vom staatstheore-

tischen Denken beeinflusst, das von einer territorial differenzierten Welt von Staaten und ei-

nem jeweils geschlossenen gesellschaftlichen Raum ausgeht. Das theoretische Konzept der 

Entgrenzung macht jedoch deutlich, dass Grenzen im Laufe der Europäischen Integration 

aufgehoben, verschoben und umgedeutet werden.
100

 Ein jahrhundertelanger Prozess der 

Grenzkonstruktion wird revidiert und bietet Individuen, die zuvor national gebunden waren, 

Ausstiegsmöglichkeiten.
101

 Die Grenzverschiebung verändert damit die Rahmenbedingungen 

für politisches Handeln und die normativen ï häufig territorial gebundenen ï Vorstellungen 

der Demokratie. In der Konsequenz muss ein europafähiges Demokratiemodell entwickelt 

werden, das nicht auf räumlicher Begrenzung beruht.
102

  

1.2.2  Fusionstrend und Europäisierung der nationalen Akteure 

Das Regieren jenseits des Nationalstaats ist nach Wolfgang Wessels durch einen Fusionstrend 

gekennzeichnet. Er geht davon aus, dass die verschiedenen Instrumente zur Problemlösung 

der europäischen Staaten auf Dauer zusammenwachsen. Der einzelne Nationalstaat könne 

angesichts von Europäisierung und Globalisierung Probleme nur noch effizient lösen, indem 

er auf europäischer Ebene mit anderen Staaten kooperiere. Die europäische Entscheidungsfin-

dung bleibe für Nationalstaaten die einzige Möglichkeit, um nationalen politischen Einfluss ï 

vor allem auf ihre Wohlfahrtssysteme ï zurückzuerlangen. Der gesellschaftliche Bedarf an 

allokativen und regulativen Politiken sei umso mehr gestiegen, wie die Fähigkeit der Regie-

rungen und politischen Parteien nachgelassen habe, auf diese einzuwirken.
103

 Auch wenn die 

Nationalstaaten das Ziel verfolgten, ihren nationalen Handlungsspielraum zurückzugewinnen, 

so führt der Fusionstrend nach Wessels doch zur Erosion des Nationalstaats: 

ĂIn order to guarantee expected performance the state must, however, undermine some 

fundamental pillars of its own constitutional foundation. For the sake of its own politi-

cal stability, the state has to promote a process which leads to its very erosion.ò
104

 

                                                 
99  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 38 
100  Vgl. Kohler-Koch 1998, S. 11ff. 
101  Vgl. Stefano Bartolini zitiert nach Hooghe, Marks 2009, S. 5; vgl. auch Bartolini 2005 
102  Vgl. Zürn 2005; vgl. auch die Idee von Ulrich Beck und Edgar Grande zum Ăkosmopolitischen Europañ; Beck, Grande 2004 
103  Vgl. Wessels 1997, S. 286 
104  Wessels 1997, S. 286 
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Das politische System der Europäischen Union ist laut Wessels durch eine hochdifferenzierte 

Mischung der politischen Steuerung auf unterschiedlichen Ebenen gekennzeichnet.
105

 Natio-

nale Akteure durchlaufen dabei eine Europäisierung
106

 und suchen verstärkt Zugang zum poli-

tischen System der Europäischen Union: ĂThe political space in Brussels is not only created 

by but also filled with national politicians and civil servantsñ.
107

 Für politische Parteien gilt 

dies nur mit Einschränkungen.  

Während die Zahl der Lobbygruppen, die Interessen artikulieren, stetig wachse, könne ein 

analoger Prozess für Parteien, die Interessen aggregieren, nicht beobachtet werden, so Wes-

sels. Den europäischen Parteizusammenschlüssen gelinge es nicht, die nationale und europäi-

sche Ebene erfolgreich zu vernetzen und den jeweiligen Vertretern Zugang und Einfluss zu 

ermöglichen. Auf die Politikgestaltung innerhalb der Europäischen Union hätten die Parteien-

zusammenschlüsse nur geringen Einfluss. Im Unterschied zur nationalen Ebene werden laut 

Wessels die kollektiven Akteure im politischen System der Europäischen Union ï wie Lob-

bygruppen oder politische Parteien ï asymmetrisch eingebunden.
108

 Das ist für Wessels kein 

demokratietheoretisches Problem. Die Legitimation der politischen Entscheidungen wird 

durch die Vielzahl der involvierten Akteure sichergestellt:  

ĂThis view sees in the fusion process the Europeanization of many órepresentativesô of 

the citizen. From the highest political authorities in the European Council to the sectoral 

interest groups, the actors within the EC/EU system bring their respective legitimacy in-

to the new polity. Without replacing one level, several functional, legal and political 

sources of legitimacy are merged.ò
109

 

1.3  Der Einfluss europäischer Ideen auf die nationalen Interessen der  

 Akteure 

1.3.1  Europäisierung als Folge von Kalkül oder Einbindung in internationale  

 Institutionen 

Nationale politische Parteien sind im Europäischen Mehrebenensystem ein Akteur neben an-

deren und zählen wegen der asymmetrischen Form der Einbindung eher zu den Verlierern des 

Integrationsprozesses. Föderalisten und Neofunktionalisten attestierten den politischen Partei-

en zwar großes Integrationspotential, mussten jedoch bei ihren Analysen feststellen, dass die-

se nur in begrenztem Maße bereit waren, Loyalitäten zu übertragen und ihren Handlungsspiel-

raum zu erweitern. Die realpolitische Entwicklung hat gezeigt, dass nationale Strukturen wi-

derstandsfähiger waren als anfangs vermutet.  

                                                 
105  Vgl. Wessels 1997, S. 279 
106  Vgl. Wessels 1997, S. 270ff. 
107  Wessels 1997, S. 281 
108  Vgl. Wessels 1997, S. 284 
109  Wessels 1997, S. 291 
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Betrachtet man die politischen Parteien im Geflecht des Mehrebenensystems, so stellt sich die 

Frage, in welchem Verhältnis Akteure wie politische Parteien zu den europäischen Strukturen 

stehen. Welche Rolle spielen europäische Normen und Werte im Vergleich zu materiell defi-

nierten nationalen Interessen?
110

 Kann die Einbindung in europäische Institutionen die Identi-

tät eines Akteurs verändern oder bleiben rational ausgebildete nationale Präferenzen von eu-

ropäischen Normen und Werten unberührt?  

Sowohl Neofunktionalisten als auch Intergouvernementalisten gehen von rational agierenden 

Akteuren aus.
111

 Beim Neofunktionalismus wägen Akteure die Vor- und Nachteile der Ver-

gemeinschaftung eines Politikfelds ab. Im Gegensatz zu rationalistischen Ansätzen kann es 

nach der Vergemeinschaftung eines Politikfelds jedoch zu nicht beabsichtigten Konsequenzen 

und einem Spill-Over-Effekt kommen. Haas spricht von Ăsanfte(r) Rationalitªtñ.
112

 

Eine derartige Ăunsichtbare Handñ w¿rden Anhªnger einer rationalen Theorie zur¿ckwei-

sen.
113

 Moravcsik argumentiert mit Kosten-Nutzen-Kalkülen, die die individuellen Handlun-

gen der Akteure erklären.
114

 Er verfolgt damit einen sogenannten methodologischen Individu-

alismus,
115

 da er Zusammenhänge auf der Makroebene durch handelnde Individuen auf der 

Mikroebene erklärt. Moravcsik negiert nicht die Rolle von Ideen. Ideen seien wie die Luft 

zum Atmen, aber sie seien nicht die Ursache für eine Entwicklung und damit nur epiphäno-

menal.
116

  

Kritiker werfen Moravcsik vor, dass er sich nur auf die zentralen Momente des Integrations-

prozesses wie die Vertragsabschlüsse konzentriere und für das alltägliche Regieren, wie es im 

Governance-Ansatz behandelt werde, betriebsblind sei. Darüber hinaus seien die Regierungen 

nur ein Akteur unter vielen. Moravcsik berücksichtige jedoch weder weitere nationale Institu-

tionen noch die Wechselwirkungen zwischen Verhandlungsprozessen und innenpolitischen 

Auseinandersetzungen.
117

 Auch blieben die Interessen und die ihnen zugrundeliegenden Ideen 

und Präferenzen theoretisch unerklärt, da sie als exogen und damit als gegeben betrachtet 

würden.
118

 

Im Konstruktivismus, der sich in Abgrenzung zum Rationalismus entwickelt hat, spielen 

Ideen eine große Rolle. Die Identität eines Akteurs hängt davon ab, in welche sozialen Struk-

                                                 
110  Vgl. Steinhilber 2006, S. 172 
111  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 8 
112  Schmitter 2005, S. 55 
113  Vgl. Wolf 2006, S. 68; 76  
114  Vgl. Checkel 2001b, S. 553 
115  Vgl. Steinhilber 2006, S. 172 
116  ĂExisting rationalist theories claim only something far more modest, namely that ideas are causally epiphenomenal to more fundamental 

  underlying influences on state behavior.ò Moravcsik 1999, S. 674 
117  Vgl. Steinhilber 2006, S. 190 
118  Vgl. Caporaso, Keeler 1995, S. 44 
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turen und Sinnzusammenhänge dieser eingebettet ist.
119

 Im Gegensatz zum Intergouverne-

mentalismus sind für Konstruktivisten materielle Interessen gegenüber ideellen Faktoren 

zweitrangig. Erst ideelle Faktoren schrieben materiellen Interessen Bedeutung zu, Entschei-

dungen könnten nur vor dem Hintergrund von Regeln, Normen, Kultur und Diskurs verstan-

den werden. Konstruktivisten betrachten Interessen nicht als exogen, sondern sie gehen davon 

aus, dass diese durch die Teilnahme am Integrationsprozess einem Wandel unterliegen. Ak-

teure agierten nicht allein auf der Grundlage strategischer Kalküle, sondern ihr Handeln werde 

durch Regeln und Normen begrenzt und ihre Identität definiert. Die Europäische Integration 

wird 

Ăals sozialer Prozess konzeptionalisiert, in dem ¿ber Interaktion und Kommunikation 

vermittelte Ideen, Identitäten und Normen die europäische Politik auf verschiedenen 

Ebenen beeinflussen und die Interessen und formalen Institutionen prägen, die in vielen 

anderen Integrationstheorien als gegeben hingenommen werden.ñ
120

  

Rationalistisch orientierte Kritiker des konstruktivistischen Ansatzes fordern, Konstruktivis-

ten müssten die unabhängige Wirkung von Ideen nachweisen und belegen. Sie sollten empi-

risch nachprüfbare Aussagen darüber treffen, welche Ideen und Diskurse welche Politiken 

unter welchen Umständen beeinflussen und welche politische Krise unter welchen Umständen 

zum Wandel von welchen Ideen und Diskursen führe.
121

 Moravcsik attestiert Konstruktivisten 

einen charakteristischen Unwillen, ihre Ergebnisse dem Risiko einer empirischen Überprü-

fung auszusetzen.
122

 Für Konstruktivisten wirken Ideen und Normen jedoch nicht unabhängig 

von Interessen, sondern reglementieren oder konstituieren diese und können nicht unabhängig 

nachgewiesen werden. In der jüngeren Theoriedebatte finden sich immer wieder Appelle an 

einen Brückenschlag zwischen beiden Perspektiven:  

ĂMuch of European integration can be modeled as strategic exchange between auto-

nomous political agents with fixed interests; at the same time, much of it cannot. Con-

stitutive dynamics of social learning, socialization, routinization and normative diffu-

sion, all of which address fundamental issues of agent identity and interests, are not 

adequately captured by strategic exchange or other models adhering to strict forms of 

methodological individualism.ò
123

 

Die hier diskutierten Grundannahmen von Rationalismus und Konstruktivismus ï vereinfacht 

gesagt zwischen Interessen und methodologischem Individualismus einerseits sowie Ideen 

und gegenseitiger Konstituierung von Akteuren und Strukturen andererseits ï werden die wei-

tere Forschungsdebatte begleiten. Überträgt man diese Überlegungen auf die Europäisierungs-

                                                 
119  Risse 2003, S. 106; Haas rückt den Neofunktionalismus in die Nähe des Konstruktivismus: Haas 2001  
120  Schwellnus 2006, S. 324 
121  Vgl. Moravcsik 1999, S. 671  
122  Vgl. Moravcsik 2001, S. 177 
123  Checkel 15.08.1998, S. 545; Konstruktivisten versuchen den Brückenschlag zwischen akteurszentrierten, rationalistischen Ansätzen 

 einerseits und interpretativen, strukturalistischen Ansªtzen andererseits und besetzen damit das Mittelfeld (Ăseize the middle groundñ), 
 vgl. Checkel 1999b, S. 546 
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forschung, die sich mit den Rückwirkungen der europäischen Institutionen auf nationaler 

Ebene befasst, so ist grundlegend zu fragen, ob europäische Institutionen die Identität eines 

Akteurs verändern oder ob die parteipolitischen Akteure die Rückwirkungen des Europäi-

schen Integrationsprozesses strategisch steuern können. Der Neoinstitutionalismus bietet Er-

klärungsmodelle für beide Alternativen. 

1.3.2  Der (un-)abhängige Einfluss von europäischen Institutionen  

Realisten und Intergouvernementalisten haben dem Institutionalismus eine Ăfºderalistische 

Ideologieñ
124

 vorgeworfen. Dieser geht nämlich davon aus, dass die Transnationalisierung 

von Politik, Wirtschaft und Kommunikation zu internationaler staatlicher Kooperation und 

Institutionenbildung führt. Realisten und Intergouvernementalisten minimieren jedoch die 

Rolle der Institutionen im Vergleich zum Machtstreben der Staaten. Auch die Neofunktiona-

listen betrachten Institutionen als abhängige Variable.
125

 Aus diesen Gründen spielte der Insti-

tutionalismus in der Europaforschung lange nur eine untergeordnete Rolle. Weder Intergou-

vernementalisten noch Neofunktionalisten haben falsifizierbare Hypothesen entwickelt, um zu 

erklären unter welchen Umständen und in welcher Form supranationale Institutionen einen 

unabhängigen Einfluss im Europäischen Integrationsprozess ausüben.
126

 

Heute bezeichnet sich nahezu jeder Europaforscher als Institutionalist.
127

 Dies erklärt sich 

auch damit, dass die Europäische Union seit dem Vertrag von Maastricht ein qualitativ neues 

Niveau der Institutionalisierung erreicht hat.
128

 Der Neoinstitutionalismus basiert auf einem 

breiten Institutionenbegriff, der über die Bezugnahme auf Institutionen im engeren Sinne oder 

rein formale Regelsysteme wie Verfassungen und Geschäftsordnungen hinausgeht. Institutio-

nen werden verstanden als formelle und informelle Prozesse, Routinen, Normen und Konven-

tionen, die Teil der organisatorischen Struktur der Politik sind.
129

 In der Politikwissenschaft 

werden drei neoinstitutionalistische Ansätze unterschieden: der rationalistische, der soziologi-

sche und der historische.  

Der rationale Neoinstitutionalismus geht davon aus, dass Akteure auf der Basis feststehender 

Präferenzen agieren und sich strategisch-instrumentell verhalten.
130

 Politik wird nicht als 

Machtkampf oder Lernprozess gesehen, sondern als eine Reihe von kollektiven Handlungsdi-

lemmata. Es ist demnach zu prüfen, ob ein individuell optimales Verhalten kollektiv subopti-

                                                 
124  Moravcsik zitiert nach Wessels 2001, S. 20 
125  Vgl. Caporaso, Keeler 1995, S. 49 
126  Vgl. Pollack 2005, S. 142 
127  ĂThe most important sign of theoretical convergence is, of course, that almost any Europeanist with a minimal level of self-respect flags 

 herself as an óinstitutionalistô at the moment.ò Aspinwall, Schneider 2000, S. 2 
128  Vgl. Caporaso 2007, S. 25; Der sogenannte Neoinstitutionalismus ist jedoch nicht in dem Bereich der Europaforschung entwickelt 
 worden, sondern reflektiert vielmehr eine graduelle Wiederentdeckung von Institutionen in einer Vielzahl von Theorien. Vgl. als  

 Referenzen March, Olsen 1984, Scharpf 1985; vgl. Pollack 2005, S. 137 
129  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 938 
130  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 944f. 
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mal ist. Die Interaktion wird von den Annahmen eines Akteurs über das Verhalten der ande-

ren beeinflusst und Institutionen helfen, Unsicherheiten über das Verhalten anderer zu mini-

mieren. Letztere entstehen, weil sie bestimmte Funktionen für die Akteure erfüllen und ihnen 

nützlich sind. 

Für den soziologischen Neoinstitutionalismus hingegen, der Ende der 1970er Jahre innerhalb 

der Organisationstheorie entstand, stellen Institutionen kognitive Denkmuster zur Verfügung, 

die das Handeln eines Akteurs leiten. Sie beeinflussen nicht nur das mögliche sondern auch 

das vorstellbare Handeln eines Akteurs.
131

 Der Begriff der Kognition ist im soziologischen 

Neoinstitutionalismus zentral und bezieht sich auf mentale Phänomene wie Denken, Sinn, 

Wahrnehmung oder Erinnerung.
132

 Rationales, zweckgebundenes Verhalten kann ebenso wie 

Regeln und Normen durch soziale Konstituierungsprozesse entstehen und kann also auch al-

lein auf Vorstellungen über rationales Verhalten beruhen.
133

 Es geht nicht um sachliche Rich-

tigkeit oder effizientes Handeln sondern um soziale Angemessenheit des Handelns und die 

Sicherung von Legitimität.
134

 Vor diesem Hintergrund kann beispielsweise analysiert werden, 

wann Akteure Regeln und Normen, die auf europäischer Ebene definiert wurden, als Ărichtigñ 

betrachten.
135

  

Der dritte neoinstitutionalistische Ansatz, der historische Neoinstitutionalismus, ist eklektizis-

tisch und basiert auf Annahmen des rationalen und des soziologischen Ansatzes.
136

 Die histo-

rischen Neoinstitutionalisten berücksichtigen strategisches rationales Verhalten von Akteuren 

genauso als Erklärungsfaktoren wie Routinen, Verhaltensmuster und Fragen der Wahrneh-

mung. Die Präferenzen eines Akteurs können exogen, also unabhängig von den Institutionen 

gebildet werden. Letztere reduzieren dann Unsicherheit für die Akteure. Präferenzen können 

aber auch endogen sein, das heißt sie werden durch Institutionen beeinflusst, die die Identität 

der Akteure verändern können.  

Im Unterschied zu den beiden vorangegangenen Ansätzen führt der historische Neoinstitutio-

nalismus eine zeitliche Dimension in die Forschungsdebatte ein. Nach dem sogenannten Kon-

zept der Pfadabhängigkeit gelten Institutionen als relativ dauerhaft und als zentrale Faktoren, 

die die historische Entwicklung eines Akteurs entlang eines Pfads steuern.
137

 Historische Neo-

institutionalisten weisen funktionale Erklärungen und die These einer Ăeffizienten Geschich-

                                                 
131  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 948 
132  Vgl. Senge 2006, S. 38ff. 
133  Vgl. Tacke 2006, S. 90ff.; ĂOrganisationen sind (é) zwar Adressaten wie Trªger institutionalisierter Rationalitätsvorstellungen, das 
  Handeln in Organisationen hat mit Rationalitªt aber allenfalls insoweit zu tun, als die Teilnehmer durch āritual commitmentsó, āface  

 workó und andere dramaturgische Leistungen zur Aufrechterhaltung von Fassaden organisatorischer Rationalitªt beitragen.ñ Tacke 

 2006, S. 95 
134  Vgl. Tacke 2006, S. 90 
135  Vgl. Schwellnus 2006, S. 328ff. 
136  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 938ff. 
137  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 941 
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teò zurück. Im Sinne der effizienten Geschichte ist der Lauf der Geschichte bestimmt und 

vorhersehbar durch die Umweltbedingungen, an die Akteure sich anpassen müssen. Histori-

sche Prozesse beseitigen dabei Verhaltensregeln, die nicht zur Lösung eines Problems führen. 

Geschichte wird damit als Fortschritt verstanden.
138

  

In der Annahme einer Ăineffizienten Geschichteñ wird der langwierige Prozess der Anpassung 

an Umweltbedingungen sowie die Unwahrscheinlichkeit eines Gleichgewichts betont. Institu-

tionelle Entwicklung hängt nicht allein von der Optimierung eines gegenwärtigen Problems 

ab, sondern auch von den Ursprüngen, der Entwicklung und der internen Dynamik einer Insti-

tution.
139

 In Europa ist ein permanentes Ringen zwischen europäischen und nationalen Institu-

tionen sowie Akteuren zu beobachten. Dies führt zu einer ständigen Transformation Europas, 

ohne dass seine Grenzen, seine institutionelle Architektur sowie die politische Finalität be-

stimmt sind. Einen europäischen ĂMasterplanñ gebe es nicht.
140

  

Relativ unbedeutende Ereignisse können hingegen weitreichende Konsequenzen nach sich 

ziehen.
141

 Das Projekt des Europäischen Binnenmarkts wurde beispielsweise zunächst als eine 

ideologisch neutrale Idee vorgestellt, auch wenn mit dessen Realisierung de facto politisch-

kulturelle und soziale Implikationen verbunden waren.
142

 Entscheidungen der Vergangenheit 

können somit überdauern und die Akteure im Laufe der Zeit formen oder sogar beschränken.  

ĂAll these features stand in sharp contrast to prominent modes of argument and explana-

tion in political science, which attribute ólargeô outcomes to ólargeô causes and emphas-

ize the prevalence of unique, predictable political outcomes, the irrelevance of timing 

and sequence, and the capacity of rational actors to design and implement optimal solu-

tions (given their resources and constraints) to the problems that confront them.ò
143

 

Auch kann es passieren, dass sich supranationale Institutionen gegenüber den Mitgliedstaaten 

im Zuge der Routinepolitik verselbständigen
144

 und sich von den ursprünglichen Präferenzen 

der Mitgliedstaaten entfernen. Historische Neoinstitutionalisten erklären diese Verselbständi-

gung nicht mit dem Spill-Over-Effekt, sondern anhand zeitlicher Entwicklung. So handeln 

politische Akteure eher kurzfristig, orientieren sich an nationalen Wahlrhythmen und beach-

ten nicht die langfristigen Konsequenzen von politischen Entscheidungen. Letztere sind für 

diese nur schwer abzuschätzen, da sie durch Rückkoppelungsmechanismen unerwartet auftre-

ten. Dieser Kontrollverlust der Mitgliedstaaten wird selten durch einen Austritt aus institutio-

                                                 
138  Vgl. March, Olsen 1984, S. 737ff. 
139  Vgl. March, Olsen 1998, S. 954f. 
140  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 17; 67 
141  Vgl. Pierson 2000, S. 251 
142  Vgl. Weiler 1992 
143  Pierson 2000, S. 251; Pierson vergleicht die Pfadabhängigkeit in Anlehnung an Margaret Levi mit einem Baum. Von einem  

  Baumstamm gehen viele verschiedene Äste ab. Auch wenn es möglich sei, von einem zum anderen Ast zu wechseln, so sei es doch 
  wahrscheinlich, dass ein Kletterer dem Ast folge, auf dem zu klettern er begonnen habe. Desto weiter der Kletterer fortgeschritten sei, 

  desto unwahrscheinlicher werde es, dass er seinen eingeschlagenen Weg verlasse. Es handele sich um sich selbst verstärkende  

 Rückkoppelungsmechanismen. Vgl. Pierson 2000, S. 252f. 
144  Vgl. Morisse-Schilbach 2006, S. 275ff. 
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nellen Vereinbarungen beantwortet, da dieser hohe Exit-Kosten verursacht. Diese Exit-Kosten 

können beispielsweise Reputationsverlust, Missbilligung, Entzug von Kooperation oder sozia-

le Ächtung sein.
145

 Im Unterschied zum Neofunktionalismus wird weniger die freiwillige Ab-

gabe von Kompetenzen und Souveränität betont als die sukzessive Einschränkung von Hand-

lungsalternativen durch das entstehende politische System.  

Kritiker des Ansatzes der Pfadabhängigkeit wenden ein, dass dieses Konzept auf die Frage, 

wie und wann es zu Wandel kommt, nur unzureichend antwortet. Wie kann man aus der histo-

rischen Pfadabhängigkeit ausbrechen?
146

 Historische Neoinstitutionalisten erklären Wandel 

durch kritische Augenblicke, in denen Kontinuität durchbrochen wird. Es kommt zu einer 

ĂAbzweigungñ und die historische Entwicklung verläuft entlang eines neuen Pfads.
147

 Mo-

ravcsik hält die Annahme der unbeabsichtigten Konsequenzen des historischen Neoinstitutio-

nalismus für nicht überzeugend. Die Vertragsverhandlungen und nicht vermeintlich unbeab-

sichtigte Nebenfolgen hätten zur Fortführung des Europäischen Integrationsprozesses geführt. 

Die wirtschaftliche Modernisierung sei die Hauptantriebskraft für die Mitgliedstaaten und ihre 

Regierungen gewesen ï auch wenn es zu unerfreulichen Nebeneffekten gekommen sei:  

ĂNearly all governments were generally well aware of the likely short- and long-term 

policy consequences of integration, good and bad.ò
148

  

Die normative Dimension der Institutionen, die der soziologisch orientierte historische Neoin-

stitutionalismus hervorhebt, bezeichnet Moravcsik als Ăphilosophische Spekulationñ.
149

 Antje 

Wiener erklärt hiermit jedoch die unerwarteten Konsequenzen. So werden beispielsweise in 

Bezug auf die Europäische Verfassung verschiedene Verfassungsmodelle, aber nicht die da-

zugehºrigen Normen diskutiert, die Wiener als Ăassoziative Konnotationenñ bezeichnet. 

Letztlich seien es diese assoziativen Konnotationen, die die unerwarteten Konsequenzen von 

Institutionenbildung forcierten.
150

 Wiener zufolge gehen nationale Akteure in supranationalen 

Verhandlungen von ihrer national geprägten Lebenswelt und den entsprechenden Normen 

aus. Zwar käme es zu Überschneidungen mit supranational ausgehandelten Normen, diese 

seien jedoch anfällig für national unterschiedliche Interpretationen. Aus diesem Grund könn-

ten insbesondere Formelkompromisse auf europäischer Ebene zu Deutungskonflikten füh-

ren.
151

 Zu Deutungskonflikten kann es auch innerhalb einer ideologisch fragmentierten Partei 

wie der Parti socialiste kommen, wenn sie ihre Geschlossenheit über Formelkompromisse 

herstellt. 

                                                 
145  Vgl. Fritz W. Scharpf zitiert nach Lepsius 2004, S. 321 
146  Vgl. Greener 2005, S. 64 
147  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 942 
148  Moravcsik 2003, S. 491 
149  Steinhilber 2006, S. 189 
150  Vgl. Wiener 2003, S. 141 
151  Vgl. Schwellnus 2006, S. 335f. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

29 

1.4  Die Europäisierungsforschung als Perspektivwechsel auf die nationale 

 Ebene 

1.4.1  Europäisierung zwischen Anpassungsdruck  und nationalem Widerstand 

Die Europäisierungsforschung kam im Zuge der institutionalistischen Wende der Europafor-

schung auf. Heute lassen sich viele Fragestellungen der Politikwissenschaft ohne Einbezie-

hung von Europäisierungstrends nicht mehr diskutieren.
152

 Europäisierung und Globalisierung 

werden als gültige Erklärung herangezogen, um nationalen Wandel zu erklären.
153

 Ob es sich 

hierbei um eine Schwächung des Nationalstaats oder um ein neues Betätigungsfeld für soziale 

und politische Akteure handelt, bleibt jedoch umstritten.
154

 

Die Europäisierungsforschung stellt in erster Linie einen Perspektivwechsel dar,
155

 denn die 

Rückwirkungen des Integrationsprozesses auf die nationale Ebene sind zuvor nicht systema-

tisch untersucht worden oder waren lediglich ein Instrument, um die Politik auf europäischer 

Ebene zu verstehen. So untersuchen Neofunktionalisten und Intergouvernementalisten zwar 

das Wechselspiel zwischen nationaler und europäischer Ebene, jedoch liegt das Erkenntnisin-

teresse bei der Frage, warum europäische Vereinbarungen und Strukturen entstehen.
156

 Die 

Europäisierungsstudien gehen hingegen vom Beharrungsvermögen nationaler Strukturen 

aus.
157

  

In dem grundlegenden Analysemodell führt die Vergemeinschaftung von Politikfeldern im 

Rahmen der Europäischen Integration zu Anpassungsdruck, auf den die nationalen Institutio-

nen oder Akteure je nach Anpassungsfähigkeit und -voraussetzung (Goodness of Fit) reagie-

ren.
158

 Eine Diskongruenz zwischen nationaler und europäischer Ebene erzwingt jedoch nur 

eine Reaktion, wenn Institutionen und Regeln nicht kompatibel sind.
159

   

Die Europäisierungsforschung hat sich zunächst auf die Implementation von europäischen 

Politiken auf nationaler Ebene konzentriert.
160

 In Abkehr von den top-down-Ansätzen analy-

sieren bottom-up-Ansätze jedoch zunehmend, wie ein Akteur mit europäischen Einflüssen 

umgeht, ob Lernprozesse einsetzen oder sich Veränderungen über die Zeit ergeben.
161

 Euro-

päisierung ist demnach ein aktiv zu gestaltender Prozess, der von politischen Akteuren ge-

                                                 
152  Vgl. Wessels 2001, S. 26 
153  Vgl. Mair 2004, S. 338f. 
154  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 4 
155  Bereits Ende der 1970er Jahre dachte Peter Gourevitch in seinem Artikel ĂThe second image reversedñ ¿ber einen Perspektivwechsel 

 nach, indem er nationale Politikergebnisse als Folge internationalen Drucks interpretierte.Vgl. Gourevitch 1978, vgl. hierzu auch: Mair 

 2004, S. 338 
156  Vgl. Eising 2003, S. 397ff.; Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 3 
157  Vgl. Eising 2003, S. 399ff., vgl. auch Checkel 2005, S. 802; 806 
158  Vgl. Caporaso 2007, S. 27 
159  Vgl. Eising 2003, S. 413; Alternativ haben Christoph Knill und Dirk Lehmkuhl ein Drei-Mechanismen-Modell entwickelt, das zwischen 

 positiver, negativer und rahmengebender Integration unterscheidet. Abhängig von den europäischen Vorgaben kommt es zu  

 unterschiedlichen Europäisierungsmechanismen: von der Anpassung an ein institutionelles Modell bei positiver Integration über einen 
 Wandel der Verteilung von Macht und Ressourcen bei negativer Integration bis zu einem Identitätswandel bei rahmengebender  

 Integration.Vgl. die Übersicht bei Knill, Lehmkuhl 1999, S. 3 
160  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 11 
161  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 41 
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steuert werden kann: ĂEuropeanization is, what political actors make of itñ.
162

 So tragen bei-

spielsweise nationale Akteure durch Institutionenbildung auf europäischer Ebene zu dem spä-

teren Einfluss auf nationaler Ebene bei.
163

 Politische Parteien galten lange Zeit als relativ re-

sistent gegenüber europäischen Einflüssen. Das Bedürfnis der Parteien, sich an ein neues poli-

tisches Umfeld anzupassen und die Wahrnehmung einer immer handlungsfähigeren Europäi-

schen Union haben diese Einschätzung jedoch verändert.
164

 

Jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union und jeder Akteur verfolgt in der Regel unter-

schiedliche nationale Lösungsansätze und nur in seltenen Fällen führt die Europäisierung zu 

Konvergenz oder Harmonisierung.
165

 Die Europäisierungsforschung sollte somit erklären, 

warum es gerade nicht zu Konvergenz kommt oder anders formuliert, warum nationale Struk-

turen überdauern können.
166

 Die jeweiligen nationalen Opportunitätsstrukturen eines Akteurs 

ï wie die Vetospieler, das politische System oder die politische Kultur ï sowie der historische 

Pfad seiner Entwicklung spielen hierbei eine Rolle.  

Die Analyse des Gründungsmoments einer Institution kann Aufschluss über das nationale 

Beharrungsvermögen geben. Die Bedingungen, unter denen eine Institution entstanden ist, 

sowie die anfangs formulierten Ziele bestimmen die weitere Entwicklung.
167

 Die französi-

schen Sozialisten verfolgten beispielsweise 1971 das Ziel, regierungsfähig zu werden. Hat die 

Europäisierung, so die abzuleitende Frage, das Ziel der Regierungsfähigkeit beeinflusst?  

Die Analyse der geschichtlichen Entwicklung der Parti socialiste wird zeigen, dass das Ver-

hältnis der Partei zu ihrem Gründungsmoment und ihren historischen Errungenschaften ambi-

valent ist: Die Parti socialiste ist stolz auf ihre Geschichte und möchte ihre historischen Er-

rungenschaften bewahren. Diese haben sich jedoch auch zu einem Hindernis entwickelt. Die 

Europäisierung der Partei kann somit zu einer Strategie werden, um sich historischer Schwä-

chen zu entledigen und sich von der Last der Vergangenheit zu befreien.
168

   

1.4.2  Europäisierung als eigenständige Theorie oder zu erklärendes Phänomen 

Es gibt weder eine zentrale Theorie der Europäisierung, noch eine einzige Zusammenfassung 

von Annahmen über Wandel, Institutionen und Akteure, die die Komplexität des europäi-

schen Transformationsprozesses erfassen.
169

 Bis heute ist umstritten, ob die Europäisierung 

überhaupt ein dauerhafter Teil der Integrationsforschung oder nur vorübergehender Natur 

                                                 
162  Radaelli, Pasquier 2007, S. 35 
163  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 38; Tanja Börzel spricht in diesem Zusammenhang von up- und download. Vgl. Bulmer 2007, S. 48 
164  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 5 
165  In einzelnen Politikfeldern kann es jedoch aufgrund von Europäischen Direktiven oder der Rechtssprechung des Europäischen  

 Gerichtshofs zu Konvergenz und rechtlicher Harmonisierung kommen. Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 347 
166  Radaelli, Pasquier 2007, S. 39 
167  Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 346 
168  Vgl. zum Verhältnis zur Vergangenheit Olsen 2002, S. 934 
169  Vgl. Olsen 2002, S. 944 
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ist.
170

 Eigentlich handelt es sich nicht um eine Theorie, sondern um ein Phänomen, das erklärt 

werden muss.
171

 Zur Beantwortung der Frage ob, wann und wie die Europäische Union einen 

Wandel auslöst, greift die Europäisierungsforschung auf die etablierten Theorien und Ansätze 

der Politikwissenschaft zurück.
172

  

Was genau bezeichnet nun das Konzept der Europäisierung?  Zwei der am häufigsten zitierten 

Definitionen stammen von Robert Ladrech und Claudio Radaelli. Ladrech definiert Europäi-

sierung als   

Ăan incremental process reorienting the direction and shape of politics to the degree that 

EC political and economical dynamics become part of the organizational logic of na-

tional politics and policy-making.ñ
173

  

Ladrech setzt seine Analyse bei dem Anpassungsprozess von Organisationen an eine verän-

derte oder sich verändernde Umwelt an. Hierbei handelt es sich um einen inkrementellen Pro-

zess und nicht um eine Entwicklung, die ein bestimmtes Ziel verfolgt. Radaelli orientiert sich 

an Ladrechs Vorarbeiten, begrenzt seine Definition jedoch nicht allein auf Organisationen, 

sondern bezieht Strukturen der Interessenrepräsentation wie die Parteiensysteme, Fragen der 

Wahrnehmung und Normen mit ein. Radaelli interessiert sich besonders für die indirekten 

Effekte der Europäisierung, die er mithilfe des soziologischen Neoinstitutionalismus unter-

sucht.
174

 Er definiert Europäisierung als 

Ăprocess of (a) construction (b) diffusion and (c) institutionalization of formal and in-

formal rules, procedures, policy paradigms, styles, óways of doing thingsô and shared 

beliefs and norms which are first defined and consolidated in the making of EU deci-

sions and then incorporated in the logic of domestic discourse, identities, political struc-

tures and public policies.ò
175

 

Beate Kohler-Koch definiert Europäisierung als eine Erweiterung des Wahrnehmungshori-

zonts und des Handlungsspielraums um die europäische Dimension.
176

 Der französische Poli-

tikwissenschaftler Pierre Muller sieht die Europäische Gemeinschaft bzw. Union als Bezugs-

system oder Interpretationsrahmen (référentiel) für nationale Akteure. Die Europäische Union 

übe nicht per se Einfluss aus, sondern müsse über Sozialisation oder konkrete Richtlinien an 

Bedeutung gewinnen.
177

 Muller unterscheidet zwischen normalen Phasen, in denen der Inter-

pretationsrahmen der Umwelt nicht hinterfragt wird und anormalen Phasen, in denen dieser 

                                                 
170  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 6 
171  Vgl. Radaelli 2004, S. 2ff. 
172  Sie reiht sich in die dominanten Fragestellungen der Politikwissenschaft ein wie die Anpassung von Institutionen, Veränderungen von 
  Politikinhalten, Prozessen und Diskursen, Umverteilung von Macht und neue Formen des Regierens. Fragen der Legitimität und  

 Identität beschäftigen die Politikwissenschaft seit Aristoteles.Vgl. Auel 2006, S. 296, vgl. auch Featherstone et al. 2003, S. 333 
173  Ladrech 1994, S. 69 
174  Vgl. Auel 2006, S. 297 
175  Radaelli 2000, S. 4 
176  Vgl. Kohler-Koch 2000, S. 22 
177  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 37 
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Rahmen es nicht mehr erlaubt, die Umwelt zu erfassen. Sollte der Interpretationsrahmen seine 

Gültigkeit verlieren, so kann es zu einem Präferenzwandel des Akteurs kommen.
178

 

Die Schwierigkeit der Operationalisierung ist ein Schlüsselproblem der Europäisierungsfor-

schung. Europäisierung ist ein andauernder Prozess, den man nicht zu einem bestimmten 

Zeitpunkt beobachten kann. Auch die Maßgeblichkeit des Europäischen Integrationsprozesses 

ist analytisch schwer zu fassen. Europäisierung erfolgt unter den Bedingungen von Multikau-

salität und Multikollinearität. Verschiedene Faktoren können zum Wandel führen und hängen 

über die Zeit zusammen. Allein die stetige Präsenz der europäischen Institutionen führt zu 

einer permanenten Europäisierung, ohne dass diese auf ein bestimmtes Ereignis zurückzufüh-

ren ist.
179

 Auch die häufig in einem Atemzug genannten Effekte von Europäisierung und Glo-

balisierung verdeutlichen, dass eine analytische Trennung von Prozessen der nationalen Öff-

nung schwer ist.
180

  

Fragt man nach dem Umgang eines Akteurs mit der Europäisierung, verlieren die tatsächli-

chen Rückwirkungen des Europäischen Integrationsprozesses im Vergleich zur Wahrneh-

mung durch den Akteur an Bedeutung. Allein die angenommene Maßgeblichkeit des Europäi-

schen Integrationsprozesses kann als Europäisierung verstanden werden. Vor diesem Hinter-

grund sind die Fragen, die mit der Sozialisationsforschung verbunden sind, besonders auf-

schlussreich. Wann schaffen internationale Institutionen ein Gemeinschafts- und Zugehörig-

keitsgefühl? Welche Prozesse lösen einen derartigen Wandel aus? Und welche Mechanismen 

bringen Akteure dazu, europäische Normen und Regeln zu akzeptieren?
181

 In einem zweiten 

Schritt wäre zu fragen, in welcher Art und Weise Akteure zur Diffusion der europäischen 

Normen und Regeln beitragen. 

1.4.3  Europäisierung von Identitäten als Folge von Kalkül oder normativer  

 Überzeugung  

Unter Sozialisation versteht man einen Prozess, der Akteure in neue Normen und Regeln ei-

ner Gemeinschaft einführt
182

 und damit zur Europäisierung der Identität eines Akteurs bei-

trägt. Die Sozialisation erfolgt auf der Grundlage bestimmter Mechanismen und unterliegt 

Rahmenbedingungen, die auch als nationale Opportunitätsstrukturen verstanden werden kön-

nen. Diese erklären, ob ein Akteur bereit ist, europäische Normen und Regeln zu akzeptieren 

und diese in die Breite zu tragen.  

                                                 
178  Vgl. Muller 2000, S. 193ï194 
179  Vgl. Eising 2003, S. 408 
180  Kontrafaktisches Denken, die Einbeziehung von Kontrollgruppen, das heißt von Nicht-EU-Mitgliedstaaten sowie das process tracing 

 können helfen, die Maßgeblichkeit des Integrationsprozesses nachzuweisen. Vgl. Haverland 2007, S. 62  
181  Vgl. Checkel 2005, S. 802ff. 
182  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1050 
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Jeffrey Checkel und Michael Zürn schlagen vor, rationalistische und konstruktivistische Er-

klärungsmuster zu berücksichtigen.
183

 Das typische europäische Schnüren von Verhandlungs-

paketen (bargaining), das bei Moravcsik im Mittelpunkt steht und auf Kosten-Nutzen-Kalkül 

beruht, ist ein ebenso gültiger Mechanismus wie das Argumentieren, das auf Überzeugung 

basiert. Fasst man beide Erklärungsmuster als primäre und sekundäre Mechanismen auf, so 

kann sich beispielsweise aus primärem Kalkül eine (sekundäre) normative Überzeugung ent-

wickeln. Dieses Vorgehen folgt einer doppelten Interpretation, das heißt Mechanismen und 

Rahmenbedingungen werden sowohl aus rationalistischer als auch aus konstruktivistischer 

Perspektive betrachtet.
184

 Auch hierbei handelt es sich um eine Form des kontrafaktischen 

Denkens und der Suche nach alternativen Erklärungsmustern. 

Trigger Mechanisms Effect Scope conditions 

International  

Institutions 

Strategic  

calculation 

 

Role playing 

 

Normative  

suasion 

Socialization:  

Inducting actors into the norms, 

rules and modes of behavior of 

a given community, either in the 

form of role playing or via in-

ternalization 

Institutional design / 

setting of the interaction 

 

Properties of the actor to 

be socialized 

 

Properties of the socializ-

ing actor 

Quelle: Zürn, Checkel 2005, S. 1050 

Checkel und Zürn sprechen von drei Mechanismen: Strategisches Kalkül, Rollenspiel und 

normative Überzeugung. Während ersteres rationalistisch begründet wird und einer sogenann-

ten ĂLogik des Konsequentialismusñ folgt, unterscheidet Checkel mit dem Rollenspiel und 

der normativen Überzeugung zwei Formen der ĂLogik der Angemessenheitñ: Das strategische 

Kalkül kann durch eine bewusste Übernahme einer Rolle ersetzt werden. Die Bereitschaft, die 

entsprechende Rolle einzunehmen, beruht auf dem Wissen, um die soziale Erwünschtheit und 

nicht auf Überzeugung. Wird ein Akteur hingegen überzeugt, dann akzeptiert er sein Handeln 

als Ărichtigñ und hält es für selbstverständlich. Die Angemessenheit des Handelns wird nicht 

mehr hinterfragt.
185

 

Betrachtet man die Rahmenbedingungen bzw. die jeweiligen Opportunitätsstrukturen, so geht 

es darum, dass zunächst ein Akteur überzeugt wird und dann der Prozess in die Breite getra-

gen wird. Es ist demnach zentral, dass es einen angesehenen individuellen Vertreter gibt, der 

seine eigenen Überzeugungen in allgemein geteilte Annahmen übersetzen kann. Auch können 

sogenannte advocacy coalitions helfen, den Prozess in die Breite zu tragen.
186

 Die Wahr-

                                                 
183  Vgl. Zürn, Checkel 2005 
184  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1057 
185  Vgl. Checkel 2005, S. 804 
186  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 249f; Jeffrey Checkel verweist auf den Untergang der Sowjetunion. Michael Gorbatschow habe durch seine 

 Berater seine Präferenzen gewandelt und neue Ideen in die Internationale Politik eingebracht. Mit dem Untergang der Sowjetunion und 
 der Ablºsung von Gorbatschow seien diese Ideen jedoch verschwunden: ĂPut differently, absent social learning among a larger group of 
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scheinlichkeit, dass ein Akteur überzeugt wird, steigt, wenn er außerhalb von direktem politi-

schen Druck steht.
187

 Auch sollten die neuen Normen und Werte mit den existierenden 

Grundüberzeugungen des Akteurs konsistent sein. Eine Situation der Unsicherheit oder ein 

unlösbares Problem bieten ferner günstige Gelegenheiten, um Akteure von neuen Normen zu 

überzeugen. Hierunter kann man auch einen Risikoschock verstehen, das heißt, dass ein un-

vorhersehbares Ereignis deutlich gemacht hat, dass nationale Lösungen an ihre Grenzen ge-

kommen sind.
188

 Vivien Schmidt hat die hohe Bedeutung des Diskurses für die Veränderung 

der Wahrnehmung von Akteuren und zur Auflösung von blockierten Prozessen herausgear-

beitet.
189

 Ein überzeugender Diskurs muss sowohl die Notwendigkeit eines Wandels vermit-

teln, als auch dessen zugrundeliegende Werte. Relevanz, Eindeutigkeit und Widerspruchsfrei-

heit sind nur drei Anforderungsmerkmale an einen überzeugenden Diskurs.
190

  

Neben der innerparteilichen Willensbildung spielen für politische Parteien auch die Bezie-

hungen zwischen Staat und Gesellschaft als institutionelle Opportunitätsstrukturen eine be-

deutende Rolle. In einem korporatistischen föderalen System wie Deutschland werden die 

gesellschaftlichen Anforderungen bereits bei der Politikformulierung berücksichtigt. In Frank-

reich hingegen sind die Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft nur schwach institutio-

nalisiert und gesellschaftliche Interessenvertreter werden bei der Politikformulierung in der 

Regel nicht beteiligt. Entscheidungen können somit innerhalb der politischen Elite zentral und 

institutionell hierarchisch getroffen werden. Die Gesellschaft fordert jedoch auf alternativen 

und unkonventionellen Wegen Zugang zum System: Es kommt zu Demonstrationen und Pro-

testen, die dazu führen, dass Veränderungen in Frankreich in der Regel in einem Klima der 

Konfrontation realisiert werden.
191

 Die politische Elite gewinnt vor diesem Hintergrund eine 

besondere Rolle bei der Vermittlung europäischer Normen ï beispielsweise in Form eines 

überzeugenden Diskurses.
192

 Die Fähigkeit der französischen Eliten, einen entsprechenden 

Diskurs zu führen, ist allerdings nur schwach ausgeprägt. So wies Alain Juppé beispielsweise 

bei den Sozialreformen 1995 zwar auf die Notwendigkeit dieser hin, verknüpfte sie jedoch 

nicht mit Werten. Lionel Jospin hingegen legitimierte seine Reformen mit deren Effizienz und 

hob als zentralen Wert die Gerechtigkeit hervorvor.
193

 

                                                                                                                                                         
 actors ï that is, the development of norms ï the particular ideas held by specific agents had no real staying power.ñ Checkel 2001a, S. 

 57 
187  Vgl. Checkel 2001a, S. 54 
188  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 247 
189  Vgl. Radaelli, Schmidt 2004, S. 195; vgl. als Beispiel für eine Diskursanalyse auch Diez 2001 oder im Hinblick auf die Wahrnehmung 

 der Globalisierung Rosamond 2001 
190  Vgl. Schmidt 2007, S. 27 
191  Vgl. Uterwedde 2004, S. 67; vgl. zum Unterschied zwischen Deutschland und Frankreich auch Schmidt 1999 
192  Vgl. Checkel 1999a, S. 90 
193  Vgl. Schmidt 2007, S. 20f. 
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1.5  Fazit: Die gewachsene Bedeutung von Ideen und Identitäten in Europa  

Die Europäische Integration stellte nach dem Zweiten Weltkrieg unbestritten einen Weg zur 

dauerhaften Sicherung des Friedens dar. Diesem Ziel verpflichtet folgte die méthode Monnet 

nach dem Scheitern des föderalen Ansatzes einem unpolitischen Vorgehen, das die Themati-

sierung zentraler Konfliktgegenstände vermied. Die Politik legitimierte sich über ihre Output-

Dimension, ihre ökonomische Effizienz. Die wirtschaftliche Modernisierung war eine der 

zentralen Antriebskräfte des Integrationsprozesses.  

Mit der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 setzte eine Politisierung ein. Der schleichend 

vorangeschrittene Prozess der Europäischen Integration begann, Rückwirkungen auf nationa-

ler Ebene zu zeigen. Kommissionspräsident Jacques Delors vermutete Ende der 1980er Jahre, 

dass in den folgenden zehn Jahren 80 Prozent der die Bürger betreffenden Politiken auf die 

europäische Gesetzgebung zurückgehen würden.
194

 Der 1992 unterzeichnete Vertrag von 

Maastricht weckte das öffentliche Bewusstsein für die Rückwirkungen des Europäischen In-

tegrationsprozesses auf nationaler Ebene. Mit dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum und 

der steigenden Arbeitslosigkeit Anfang der 1990er Jahre wurde jedoch nicht nur die Output-

Dimension hinterfragt, sondern auch die Forderung nach dem Schutz des nationalen Wohl-

fahrtsstaats erhoben und die Folgen für die nationale Identität diskutiert.  

Politische Parteien haben vor allem in der Regierungsverantwortung zum Fortschreiten des 

Integrationsprozesses beigetragen. Angesichts einer zunehmend kritischer werdenden öffent-

lichen Meinung mussten sie die europäische Politik ï und ihre Nebenfolgen ï verteidigen. 

Auch wenn die Institutionalisierung Europas durch nationale Akteure gesteuert und kontrol-

liert wird, so kann sie sich doch verselbständigen. Einmal getroffene Vereinbarungen führen 

dann zu unerwarteten Konsequenzen und einem ĂEuropa der Nebenfolgen.ñ
195

  Für politische 

Parteien können gerade diese Nebenfolgen die Vermittlung der europäischen Politik erschwe-

ren. Eine Europäisierung ihrer Identität könnte dazu beitragen, bestehende Widersprüche auf-

zulösen.  

Die Wiederentdeckung institutionalistischer Ansätze hat nicht nur der gewachsenen Bedeu-

tung der europäischen Institutionen Rechnung getragen, sondern auch den Institutionenbegriff 

um Ăweicheñ Komponenten wie Ideen, Identitäten und Normen erweitert.
196

 Es stellt sich 

demnach die Frage, ob und warum Akteure ihre Wahrnehmung verändern. Interessengeleitete 

und ideenbasierte Mechanismen können helfen, die mögliche Sozialisation von Parteien zu 

verstehen. Moralische Unternehmer, ein unpolitischer Kontext sowie eine Krisensituation ï 

                                                 
194  Vgl. Ladrech 2002b, S. 47 
195  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 78 
196  Vgl. zur Unterscheidung von harten und weichen Institutionen Wiener 2003 
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das sind nur drei Rahmenbedingungen, die die Wahrscheinlichkeit der Europäisierung erhö-

hen. 

Bevor man jedoch der Gefahr unterliegt, die politische Partei in einer ĂZwangsjacke normati-

ver Wünscheñ
197

 einzuengen, sollten ihre Entstehungsbedingungen berücksichtigt werden. 

Institutionen entstehen, um bestimmte Funktionen zu erfüllen und effizient zu sein. Diese 

Funktionen müssen zwar auch legitim sein, aber betrachtet man die Neugründung der Parti 

socialiste 1971 so ist gerade ein leitendes Motiv, dass die Partei nicht mehr nur sich selbst 

genügen sollte, sondern ein neues Ziel hatte: die Regierungsübernahme. Diese setzte innerpar-

teiliche Geschlossenheit und zwischenparteiliche Bündnisse voraus. 

 

                                                 
197  Murswieck 1999, S. 116 
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II.  Europäisierung politischer Parteien und des politischen Wettbewerbs 

Die Europäisierung von Parteien wurde bislang aus einer europäischen Perspektive betrachtet. 

Im Folgenden werden von einer nationalen Perspektive ausgehend die Grundannahmen der 

Parteienforschung dargestellt sowie die Europäisierung des politischen Wettbewerbs disku-

tiert. Peter Mair erkennt gerade hier ein Defizit der Forschung:  

ĂPolitical science scholarship seems increasingly likely to translate problems of politics 

into those of administrative efficiency or institutional appropriateness. Thus we can 

have an otherwise very valuable and comprehensive volume devoted to the politics of 

Europeanization which has no single reference to elections or to voters in its index, and 

which has just two references to political parties. In this sense, while Europeanization 

may well be flavour of the month within the contemporary literature, the politics of Eu-

ropeanization (é) continues to be neglected.ò
198

 

Häufig gibt es naheliegende Gründe und damit alternative Erklärungsmuster, warum politi-

sche Akteure beispielsweise nicht gegen die Depolitisierung der europäischen Ebene vorge-

hen. Möglich ist, dass sie das Konfliktpotential des Europathemas erkannt haben oder sich aus 

taktischen Gründen zurückhalten. Im Prinzip begleitet die Frage der Politisierung den Integra-

tionsprozess von Beginn an. So kritisierte schon Altiero Spinelli die funktionale Integrations-

methode, da sie nicht die Organisation von politischer Macht auf der europäischen Ebene be-

rücksichtige.
199

 Claudio Radaelli und Romain Pasquier halten die Begriffe der Politisierung 

und der Sozialisation für Konzepte mit beachtlichem Analysepotential.
200

 

2.1  Parteien in Frankreich: Eine exception française? 

2.1.1  Historisches Erbe der französischen Parteien  

Das historische Erbe der französischen Parteien kann Aufschluss geben über die Pfadabhän-

gigkeit ihrer Entwicklung und stellt ein Element ihrer nationalen Opportunitätsstrukturen dar. 

Es steht in enger Verbindung zur französischen politischen Kultur, die geprägt ist von einer 

Koexistenz von Misstrauen gegenüber dem Staat und einem Glauben an dessen Allzuständig-

keit, der Vorstellung der Nation als Identitäts- und Einheitsstifterin, den fehlenden Bindeglie-

dern zwischen Individuum und Staat und einer daraus folgenden Kluft zwischen Bürgern und 

politischen Eliten sowie einer großen Meinungsvielfalt, die mit einer fragmentierten Konflikt-

struktur und -intensität einhergeht.
201

  

Die Koexistenz von Misstrauen gegenüber dem Staat und dem Glauben an seine Allzustän-

digkeit zeigt sich einerseits in der bereits erwähnten französischen Protestkultur gegen staatli-

                                                 
198  Mair 2004, S. 344f. 
199  Vgl. Burgess 2005, S. 37 
200  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 44 
201  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 22ff. 
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che Entscheidungen und Maßnahmen. Andererseits äußert sie sich in der Erwartung an den 

Staat, Lösungen für Probleme und Missstände zu finden, die die Gesellschaft nicht beheben 

kann. In den Worten von Stanley Hoffmann wollen die Franzosen lieber regiert werden, als 

sich selbst zu regieren.
202

 Wegen der geringen Fähigkeit der Gesellschaft, sich selbst zu orga-

nisieren, der sogenannten société bloquée,
203

 fällt eine Vielzahl von Problemen in den Aufga-

benbereich des Staates.  

Für die politischen Parteien ergibt sich daraus eine hohe Erwartungshaltung an ihre Problem-

lösungsfähigkeit ï insbesondere für weite Teile einer Ăstaatsgläubigen französischen Lin-

kenñ.
204

 Die Vorstellung der politischen Sinnstiftung Ăvon obenñ ist zwar im linken Lager 

besonders verbreitet, jedoch ist dieser zentralistische Politikstil in allen politischen Lagern 

anzutreffen und lässt sich auf das französische Streben nach effizientem Regieren und die 

französische Tradition des Colbertisme zurückführen. Auch die schon im Ancien Régime be-

stehende Skepsis gegenüber intermediären Gewalten hat hierzu beigetragen.
205

  

Seit dem Ende des 12. Jahrhunderts haben der französische Staat und der Zentralismus einen 

Beitrag zur Vereinheitlichung Frankreichs geleistet und die wirtschaftlichen, sozialen, kultu-

rellen und linguistischen Differenzen auszugleichen versucht. Mit der Französischen Revolu-

tion kam die Vorstellung auf, dass eine starke nationale Identität integrierend auf die fragmen-

tierte Gesellschaft wirken könnte. Die Idee der Staatsnation als Identitäts- und Einheitsstifte-

rin wurde stark von der Philosophie Jean-Jacques Rousseaus beeinflusst. Sie machte die vom 

Volk ausgehende Souveränität zum zentralen Element des Strebens nach Einheit und Ge-

schlossenheit.
206

 Die Volkssouveränität war für Rousseau nicht nur unteilbar, sondern auch 

nicht delegierbar.
207

 Er strebte nach Herstellung des Gemeinwillens (volonté générale), der 

bestehende Widersprüche aufheben und über die Summe der Einzelwillen hinausgehen sollte. 

Gruppen gleicher Interessen waren hingegen für die Herstellung des Gemeinwillens hinder-

lich.
208

  

Das von den Revolutionären 1791 erlassene Loi Le Chapelier, das jede Form von Zünften und 

Koalitionsbildung untersagte, trug die Züge der rousseauistischen Staatsphilosophie.
209

 We-

gen diesem Gesetz konnten sich die ersten Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände erst 

1884 gründen, die Bildung politischer Parteien erfolgte sogar erst mit dem Vereinsgesetz von 

                                                 
202  Vgl. Stanley Hoffmann zitiert nach Murswieck 1999, S. 110 
203  Crozier 1970 
204  Schild, Uterwedde 2006, S. 24 
205  Vgl. Schubert 2004, S. 161 
206  Vgl. Söllner 2007, S. 407 
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208  Vgl. Maier 2007, S. 70 
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1901. Verbände, Vereine und politische Parteien sahen sich noch lange der Kritik ausgesetzt, 

die Fragmentierung der Gesellschaft zu fördern und die Verwirklichung des Gemeinwillens 

und der Gleichheit zu verhindern.
210

 In der Konsequenz konnten Parteien sich nie wirklich als 

Bindeglieder zwischen Bürgern und politischen Eliten etablieren. Bis heute ist Frankreich von 

einem hohen Individualismus geprägt. Dieser zeigt sich in der geringen Bereitschaft, sich in 

Parteien oder Verbänden zu engagieren.  

Politische Parteien gründeten sich in Frankreich nicht nur vergleichsweise spät, sondern wa-

ren auch deutlich schwächer organisiert. Honoratioren- und Wählerparteien dominierten an-

fangs die französische Parteienlandschaft. Die Bedeutung der politischen Honoratioren ging 

auf das 1848 eingeführte Männerwahlrecht zurück, das erlassen wurde, bevor sich Parteien 

oder Klassenidentitäten herausgebildet hatten. Lokale Honoratioren bauten in der Folge ihre 

Netzwerke auf, die später in den Parteien aufgingen. Diese blieben jedoch in erster Linie lose 

strukturierte Wahlvereine. Als erstes begann sich die politische Linke in den 1920er Jahren zu 

organisieren.
211

 Die Entstehung einer Arbeiterpartei nach deutschem Vorbild erschwerte je-

doch neben der frühen Einführung des Männerwahlrechts der langsame Verlauf der industriel-

len Revolution. Frankreich hatte Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts einen sozio-

ökonomischen Entwicklungsrückstand. Die Anzahl der Arbeiter und Angehörigen des neuen 

Mittelstands war vergleichsweise gering, wohingegen die Anzahl von Selbständigen, Klein-

gewerbetreibenden und Bauern noch immer hoch war.
212

 Bis in die 1880er Jahre sicherten 

weiterhin die traditionellen Sektoren, darunter vor allem die Landwirtschaft, den Großteil des 

französischen Wirtschaftsaufschwungs.
213

 Die Entstehung einer Arbeiterpartei nach deut-

schem Vorbild verhinderte auch die Konkurrenz zwischen kommunistischer und sozialisti-

scher Partei seit 1920. Die kommunistische Partei entwickelte sich in der Folge zur einzigen 

wirklichen Massenpartei Frankreichs. 

Die Parteien unterlagen in Frankreich aufgrund ihrer schwach ausgebildeten Organisations-

struktur einem ständigen Wandel und wechselten ihre Namen im Vergleich mit deutschen 

Parteien häufig. Politische Einstellungen und Verhaltensmuster hingegen blieben 

ĂPermanenzphänomeneñ.
214

 Französische Parteien bewahrten bis in die 1980er Jahre den Cha-

rakter von Weltanschauungs- und Interessenparteien. In Frankreich herrschte immer eine gro-

ße Meinungsvielfalt. Die zentrale Konfliktlinie hatte sich 1789 entlang des Gegensatzes zwi-

schen Rechts und Links herausgebildet. Die Abgeordneten der konstituierenden französischen 
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211  Vgl. Kreuzer, Stephan 1999, S. 163f. 
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Nationalversammlung hatten am 22. August 1789 abgestimmt, indem sie sich rechts und links 

vom Vorsitzenden platzierten.
215

  

Bis zur republikanischen Synthese Anfang der 1880er Jahre war die Ausdifferenzierung die-

ses Gegensatzes jedoch an eine wechselvolle Geschichte der politischen Regime gekoppelt. 

Die jeweiligen Machthaber beanspruchten für sich, die nationale Einheit zu verkörpern. An-

stelle von sozio-ökonomischen Fragestellungen setzten sich Vertreter der politischen Rechten 

und der Linken mit Fragen wie Monarchie oder Republik, Klerikalismus oder Laizismus und 

Status quo oder Fortschritt auseinander. Ideologische Debatten hatten einen höheren Stellen-

wert als der Machterwerb und erschwerten die Ausbildung einer Kultur des Regierens. Der 

stetige Rekurs auf die Vergangenheit und die Französische Revolution förderte die dogmati-

schen Kontroversen und die Konfrontation des rechten und linken Lagers.
216

  

Die schwach organisierten intermediären Gewalten und Parteien sind in Frankreich durch 

direktdemokratische Elemente wie beispielsweise Referenden sowie durch starke politische 

Führungsfiguren ersetzt worden. Mit der Einführung der Direktwahl des französischen Staats-

präsidenten war es Charles de Gaulle 1962 gelungen, das politisch einflussreichste Amt im 

französischen Staat als das eines Schiedsrichters zu konzipieren, der nicht in die Niederungen 

der Parteien- und Interessenpolitik herabsteigen sollte. Die Franzosen sollten nicht von einem 

beliebigen Parteiführer geeint werden, sondern von einer Persönlichkeit, die sich glaubwürdig 

als Retter Frankreichs präsentieren konnte.
217

  

Zusammenfassend kann man festhalten, dass es französischen Parteien verhältnismäßig wenig 

gelungen ist, in die Gesellschaft hineinzuwirken. Die politischen Parteien, so Hugues Portelli, 

wurden in dieser spezifischen französischen Konstellation Gegenstand ständiger Krisen: 

ĂLes partis politiques sont en France, plus que dans tout autre £tat dôEurope occiden-

tale, le théâtre de bouleversements permanents. La faiblesse du tissu militant, la minceur 

des structures bureaucratiques, lôabsence dôenracinement dans la soci®t® civile les met-

tent sans cesse ¨ la merci de crises, dôorigine interne ou externe, qui peuvent sôav®rer 

mortelles.ñ
218

 

 

2.1.2  Einmaligkeit des französischen politischen Systems und die Sonderrolle der  

 Par teien  

Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt: Im Vergleich mit anderen westeuropäi-

schen Staaten gelten die französischen Parteien als besonders schwach, der Staat als beson-

ders einflussreich und der Präsident als besonders machtvoll. Diese bei weitem nicht vollstän-
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dige Aufzählung der französischen Besonderheiten hat in Frankreich zu der Annahme einer 

exception française geführt: Danach lässt sich das französische politische System nicht in 

politikwissenschaftliche Typologien einordnen und ist nicht geeignet für den internationalen 

Vergleich.
219

 In der Folge hat sich die französische Politikwissenschaft weitgehend isoliert 

von der international vergleichenden Politikwissenschaft entwickelt und eine frankozentrierte 

Sichtweise gefördert.
220

 Ende der 1980er Jahre ist eine langsame Abkehr von dieser Annahme 

eingetreten, auch wenn die tradierten Konzepte weiter als Referenz dienen.  

Die französische Politikwissenschaft wird vor allem durch die politische Soziologie domi-

niert, in der die Analyse des Wahlverhaltens eine bedeutende Rolle spielt. Ferner sind die 

Analysen zum Zusammenhang von Verfassungs- und Parteienwandel von Bedeutung. Fragen 

der Repräsentation und der Rolle der Parteien als Vermittler demokratischer Legitimation 

spielen dagegen nur eine untergeordnete Rolle.
221

 Die französische Politikwissenschaft hat 

mit dem Konzept der parti présidentiel einen eigenen Beitrag zur Parteienforschung geleistet, 

der auf das System der V. Französischen Republik zugeschnitten ist. Durch die 1962 per Re-

ferendum beschlossene Direktwahl des französischen Staatspräsidenten ist dieser zur bestim-

menden politischen Figur geworden. Eine parti présidentiel richtet sich demnach personell, 

strukturell und inhaltlich auf die Eroberung bzw. den Erhalt des Präsidentenamts aus.
222

  

Die innerparteiliche Macht konzentriert sich beim Parteiführer, dem présidentiable, der durch 

seine persönlichen Beraterteams parallele Strukturen aufbaut. Die Präsidentschaftskandidatur 

und der Wahlkampf werden zu seiner persönlichen Angelegenheit, da er sich direkt dem Volk 

zur Wahl stellt. Diese individuelle Strategie führt zu einer ideologischen Entleerung der Par-

teien, deren Programmatik hinter der Person des Präsidentschaftskandidaten zurücktritt.
223

  

Auch die innerparteilichen Konkurrenzmuster orientieren sich an den möglichen présidentiab-

les und nicht an politischen Werten und Zielen. Ein présidentiable wird zum Erfolgsgaranten 

für das Überleben einer politischen Strömung.
224

 Die lokalen Honoratioren haben für dieses 

Amt ausgedient, da der Weg an die Parteispitze direkter und technokratischer geworden ist. In 

der Regel kommen die Kandidaten aus den französischen Eliteschulen oder der Verwal-

tung.
225

  

In ihrer kritischen Auseinandersetzung mit dem Konzept der parti présidentiel erinnert Chris-

tine Pütz daran, dass die V. Französische Republik trotz der dominierenden Rolle des Staats-

präsidenten ein parlamentarisches System ist, weil die Regierung vom Parlament politisch 
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abhängig und damit abberufbar ist.
226

 Jeder Präsident benötigt eine stabile parlamentarische 

Mehrheit, um eine Kohabitation und die mit ihr verbundene Einschränkung seiner Machtfülle 

zu vermeiden.
227

 Pütz beobachtet bei den französischen Parteien ein Wechselspiel zwischen 

Tradition und Anpassung.
228

 Das französische Parteiensystem hat mit der Einführung der Di-

rektwahl des französischen Staatspräsidenten im Jahr 1962 zwar einen massiven Wandel er-

fahren, aber ï so kann man aus den Analysen von Pütz schlussfolgern ï keine Stunde Null 

erlebt.  

2.1.3  Parteien und Wahlen in der V. Französischen Republik 

Unbestritten dominieren die Präsidentschaftswahlen das politische Leben in Frankreich und 

verweisen alle anderen Wahlen in den Status von nachrangigen Wahlen. Allerdings können 

auch die Parlamentswahlen ï im Falle einer drohenden Kohabitation ï den Status von erstran-

gigen Wahlen annehmen. Beide tragen zur nationalen Machtverteilung bei und können aus 

diesem Grund als erstrangig eingestuft werden.
229

 In Frankreich wird neben der nationalen 

Ebene auf vier weiteren Ebenen gewählt: in der Gemeinde, im Departement (bzw. Kanton), in 

der Region und für Europa. Hinzu kommen nationale Referenden.
230 

Bei den Wahlsystemen 

dominiert die absolute Mehrheitswahl mit zwei Wahlgängen in Ein-Personen-Wahlkreisen,
231

 

bei den Regional- und Europawahlen wird nach dem Verhältniswahlrecht gewählt (auch bei 

Kommunalwahlen in kleineren Gemeinden).  

Das Wahlrecht ist nach Maurice Duverger der entscheidende Faktor für die Entstehung und 

Entwicklung eines Parteiensystems.
232

 Die nach dem Mehrheitswahlrecht durchgeführte Di-

rektwahl des französischen Staatspräsidenten hat zur Ausbildung eines bipolaren und stabilen 

Parteiensystems geführt. Wahlsysteme haben jedoch nicht nur Einfluss auf das Parteiensys-

tem, sondern verändern auch die Strategien von Parteien.
233

 So hat das dominierende Mehr-

heitswahlrecht zur Stärkung der großen Parteien beigetragen und bildet einen Anreiz für 

Wahlbündnisse, um nach Absprachen den jeweils aussichtsreichsten Kandidaten im zweiten 

Wahlgang zu unterstützen und gegebenenfalls den eigenen Kandidaten zurückzuziehen. 

Durch die Einer-Wahlkreise wird ferner eine direkte Verbindung des Abgeordneten mit sei-

nem Wahlkreis gefördert.  
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Die Europa- und die Regionalwahlen wurden erstmals 1979 bzw. 1986 durchgeführt. Das bei 

ihnen zur Anwendung kommende Verhältniswahlrecht hat eine Fragmentierung des Parteien-

systems gefördert. Jean-Luc Parodi hat hierfür das Bild eines sich öffnenden Wahlakkordeons 

geprägt.
234

 So zeigen beispielsweise die Europawahlen, dass das Verhältniswahlrecht kleine-

ren Parteien wie der Front national oder den Grünen zum Aufstieg verhelfen kann. Diese 

steigende Anzahl kleinerer Parteien ist ein Charakteristikum des von Karlheinz Reif und 

Hermann Schmitt geprägten Analysemodells zur Europawahl.
235

 Die sogenannten ĂSecond-

order-electionsñ zeichnen sich zudem durch die geringe Wahlbeteiligung, die Dominanz der 

nationalen Themen sowie die Tendenz, der Regierung einen Denkzettel verpassen zu wollen, 

aus. Eine der zentralen Aussagen des Modells ist, dass es sich bei den Europawahlen nicht um 

europäische Wahlen handelt, sondern um gleichzeitig stattfindende nationale Wahlen.
236

  

Auch wenn es sich um zweitrangige Wahlen handelt, können diese Rückwirkungen auf das 

nationale Parteiensystem haben. Nach Parodi lässt sich das einmal geöffnete Wahlakkordeon 

bei den nächsten erstrangigen Wahlen schwierig schließen. Auch die Wähler stehen dem Eu-

ropäischen Integrationsprozess nicht indifferent gegenüber. So vertreten Cees van der Eijk 

und Mark Franklin die These, dass die pro- und anti-europäischen Einstellungen der Wähler 

eine Art Ăschlafender Riesenñ darstellen. Dieser habe das Potential, das Wählerverhalten zu 

beeinflussen, wenn er Ăaufgewecktñ werde.
237

  Liesbet Hooghe und Gary Marks kommen zu 

dem Schluss, dass die Sichtweise des Europäischen Integrationsprozesses Rückwirkungen auf 

das nationale Wahlverhalten hat und mit den zentralen Konfliktlinien, die die europäischen 

Gesellschaften strukturieren, in Verbindung steht.
238

 

Um die Tendenz zur Fragmentierung bei den Europa- und Regionalwahlen einzuschränken, 

wurden in Frankreich beide Wahlsysteme geändert. Für die Europawahlen schlugen der sozia-

listische Premierminister Lionel Jospin und der neo-gaullistische Staatspräsident Jacques Chi-

rac 1998 vor, die 5-Prozent-Hürde auf eine 10-Prozent-Hürde zu erhöhen. Auch sollte es statt 

einem nationalen Wahlkreis mehrere geben. Dies hätte den Einzug der Front national in das 

Europäische Parlament deutlich erschwert, da ihr Wählerpotential ungefähr bei zehn Prozent 

liegt.
239

 Erst Premierminister Raffarin konnte jedoch 2003 eine Reform durchsetzen, nach der 

die 5-Prozent-Hürde zwar beibehalten, jedoch Frankreich in acht Wahlkreise eingeteilt wur-

de.
240

 Nun konnten kleinere Parteien nicht mehr ihre Wahlergebnisse in ganz Frankreich ad-

dieren und auf diese Weise die 5-Prozent-Hürde überspringen, sondern mussten in jedem der 
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acht Wahlkreise mindestens fünf Prozent der Stimmen erreichen. Für die Regionalwahlen 

wurde 1999 bzw. 2003 das Verhältniswahlrecht in zwei Wahlgängen eingeführt, um den Ein-

fluss der Front national zu verringern. Zuvor hatten sich mehrere Vertreter der Liberalkon-

servativen mit den Stimmen der Front national zum Regionalpräsidenten wählen lassen. Die 

Mehrheitsbildung sollte bei den folgenden Regionalwahlen 2004 durch zwei Wahlgänge und 

eine ĂMehrheitsprªmieñ erleichtert werden.
241

 

Die beschriebenen Reformen machen den großen Einfluss des Wahlrechts auf den politischen 

Wettbewerb deutlich. Das Wahlrecht stellt auch für die Europäisierung der französischen Par-

teien eine Option bzw. Restriktion dar. Das Mehrheitswahlrecht zwingt die Parteien dazu, 

Bündnisse einzugehen und mögliche Konfliktthemen ï wie beispielsweise die Europäische 

Integration ï für den nationalen Machterwerb auszuklammern. Das Verhältniswahlrecht bei 

den Europawahlen hat hingegen kleineren Parteien Zutritt zum politischen Wettbewerb er-

möglicht und ihnen ein neues Betätigungsfeld eröffnet.  

2.1.4  Das französische Misstrauen gegenüber dem Europäischen Par lament 

Der zweitrangige Charakter der Europawahlen in Frankreich wird nicht nur anhand der nied-

rigen Wahlbeteiligung deutlich, sondern auch in dem Verhältnis der politischen Eliten zum 

Europäischen Parlament. Die französische Praxis der Ämterhäufung sowie die geringe Wert-

schätzung für das Mandat eines Europaabgeordneten zeigen ein spezifisches Misstrauen ge-

genüber dem Europäischen Parlament und eine französische Neigung zur Nabelschau 

(nombrilisme).
242

 

Die Ämterhäufung (cumul des mandats) ï die gleichzeitige Ausübung mehrerer Mandate ï 

hat sich bereits im 19. Jahrhundert in der Julimonarchie entwickelt und ist in der V. Französi-

schen Republik noch immer die Regel.
243

 In keinem europäischen Land ist die Praxis, politi-

sche Mandate und Ämter auf unterschiedlichen Ebenen gleichzeitig auszuüben, so verbreitet 

wie in Frankreich ï eine weitere exception française.
244

 Die Ämterhäufung wurde in Frank-

reich allerdings mit zwei Gesetzen im Dezember 1985 und zwei Gesetzen im April 2000 ein-

geschränkt.
245

 Ein Europaabgeordneter kann seit 2000 nicht mehr gleichzeitig ein Mandat in 

der Nationalversammlung oder im Senat wahrnehmen. Auch untersagte das Gesetz die Aus-

übung einer lokalen exekutiven Funktion. Mit  dem Gesetz vom April 2003 ist letzteres jedoch 

                                                 
241  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 126 
242  Vgl. Schubert 2004, S. 326 
243  Vgl. Janicot 2007, S. 71; vgl. Marrel 2005, S. 147  
244  Vgl. Manière 2006, S. 3; vgl. Knapp 2004, S. 8 
245  Vgl. Janicot 2007, S. 71; Das Gesetz des Jahres 2000 erleichterte auch eine Neuregelung auf europäischer Ebene, die nun seit den 

 Europawahlen von 2004 europaweit die gleichzeitige Ausübung eines nationalen und eines europäischen Mandats untersagt, ein lokales 

 Mandat bleibt allerdings weiterhin kompatibel mit einem europäischen. Der Europäische Rat entschied am 25. Juni und 23. September 
 2002, die Regelung aus dem Jahr 1976 entsprechend zu ändern. Vgl. Marrel 2005, S. 148ff. 
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wieder möglich.
246

 Diese Rücknahme stellte eine Angleichung an die Situation der nationalen 

Parlamentarier dar, wurde jedoch von Kritikern als Rückschritt empfunden.
247

 In ihren Augen 

sichert die Reform der Wahlkreise für die Europawahlen den Abgeordneten eine regionale 

Basis und erfordert nicht mehr die Ausübung einer lokalen exekutiven Funktion. 

Frankreich fällt es bis heute schwer, das Europäische Parlament als Ort der politischen Ein-

flussnahme zu akzeptieren, auch wenn dieses mit jeder Revision der europäischen Verträge 

eine Aufwertung erfahren hat. Diese Aufwertungen stellen jedoch die französische National-

versammlung als alleinigen Ort der Volkssouveränität in Frage.
248

 Es ist somit nicht verwun-

derlich, dass die Wertschätzung für einen französischen Europaabgeordneten und das Europä-

ische Parlament im Vergleich mit der Nationalversammlung bis heute gering ist. Frankreich 

könnte laut Willy Beauvallet ein Musterbeispiel für das Fehlen einer politischen europäischen 

Klasse sein.
249

 Dieses Defizit wird nicht nur im Ausland zum Teil mit Verwunderung wahr-

genommen, sondern führt auch zu einer Schwächung des französischen politischen Einflusses 

in Europa. Selbst wenn der Einfluss der europäischen Ebene für die nationale Politikgestal-

tung zunehmend erkannt worden ist, so scheint die maßgebliche Beteiligung des Europäi-

schen Parlaments an der Politikformulierung und -entscheidung kaum eine Rolle zu spie-

len.
250

 Frankreich versucht hingegen, über die Regierung im Ministerrat und über die Staats- 

und Regierungschefs im Europäischen Rat Einfluss zu nehmen.  

Auch wenn der französische Einfluss in Europa seit Beginn des Integrationsprozesses sowohl 

auf politischem, administrativem als auch linguistischem Niveau hoch ist, zeigt ein Bericht 

der Assemblée nationale aus dem Jahr 2004 die Schwächen Frankreichs bei der parlamentari-

schen Interessenvertretung.
251

 Gemessen an der Anwesenheit der französischen Abgeordneten 

im Europäischen Parlament (und auch im Ministerrat) lag Frankreich in der Europäischen 

Union der 15 Mitgliedstaaten auf dem vorletzten Platz. Innerhalb des Europäischen Parla-

ments verteilten sich in der Legislaturperiode von 1999 bis 2004 die 84 Europaabgeordneten 

auf sieben verschiedene Fraktionen, wobei nur 40 unter ihnen zu den drei großen und ein-

                                                 
246  Vgl. Marrel 2005, S. 152; vgl. Janicot 2007, S. 73; vgl. kritisch hierzu auch Bertoncini, Chopin 2004, S. 99f; François Hollande  
 engagierte sich in seinem Leitantrag beim Parteitag von Dijon 2003 dafür, dass mit den Europawahlen 2004 kein Kandidat mehr ein 

 europäisches Mandat und gleichzeitig eine lokale exekutive Funktion ausüben dürfe. Trotzdem kandidierten 2004 Marie-Noëlle  

 Lienemann, Robert Navarro, Guy Bono und Gilles Savary, alle Vize-Präsidenten eines Regional- bzw. Departementrats. Vgl. Lefebvre, 
 Sawicki 2006, S. 120 
247  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 99 
248  Die Widerstände gegenüber geteilten Repräsentationsvorstellungen drücken sich nicht nur in Form der Europäisierung, sondern auch 
  der Dezentralisierung aus. So hat beispielsweise ein Projekt der Regierung Jospin, das der Versammlung in Korsika legislative  

 Kompetenzen übertragen wollte, Ende der 1990er Jahre zu dramatischen Debatten und dem Rücktritt von Innenminister Jean-Pierre 

 Chevènement geführt. Vgl. Beauvallet 2007, S. 14; Als weiteres Beispiel kann eine gemeinsame Sitzung von Repräsentanten des 
 europäischen und der nationalen Parlamente in Rom im November 1990 angeführt werden. Alle sozialistischen Parteien stimmten 

 einem Text zu, der sich für das Mitentscheidungsverfahren zwischen Europäischen Parlament und Ministerrat aussprach. Nur die PS 

 stimmte dagegen. Vgl. Cole 1996, S. 77 
249  Vgl. Beauvallet 2007, S. 16; zum geringen Ansehen eines Europaparlamentariers vgl. auch Rüther ï Alain Lamassoure 21.09.2006 
250  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 7 
251  Vgl. zum Folgenden das Resümee des Berichts von Jacques Floch für die Assemblée nationale: Floch 2004, S. 7ff; vgl. hierzu auch die 
 Analyse bei Bertoncini, Chopin 2004 oder Ziller 2008 
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flussreichen Fraktionen der Europäischen Volkspartei, der Europäischen Sozialdemokraten 

und der Europäischen Liberalen gehörten. Zudem konzentrierten sich die Abgeordneten auf 

die prestigereichen Kommissionen, bei denen das Parlament allerdings kein Mitentschei-

dungsrecht besitzt ï wie zum Beispiel in der Außenpolitik. Auch bei den Berichten, die ein-

zelne Abgeordnete im Laufe einer Legislaturperiode verfassen und damit Einfluss auf das 

Entscheidungsverfahren nehmen, lagen die französischen Abgeordneten mit 1,36 im Ver-

gleich zu drei Berichten eines deutschen Abgeordneten zurück.  

Die Präsenz von französischen Lobbygruppen oder Medienvertretern ist ebenfalls weniger 

ausgeprägt. 70 akkreditierten französischen Journalisten stehen 147 deutsche Journalisten 

gegenüber. Die französische Berichterstattung konzentriert sich darüber hinaus auf die großen 

europäischen Ereignisse, wie vor allem die Treffen der Staats- und Regierungschefs. Für Flo-

rence Autret ist dies ï selbst in Brüssel ï ein Ausdruck des französischen élyséocentrisme,
252

 

das heißt der Präsidentialisierung des französischen politischen Systems.  

Der Bericht der Assemblée nationale fordert die politischen Parteien dazu auf, ihre Verant-

wortung während der Europawahlen wahrzunehmen.
253

 Die Tatsache, dass weniger als die 

Hälfte der französischen Europaabgeordneten von 1999 bis 2004 zu den einflussreichen Frak-

tionen im Europäischen Parlament gehörten, zeigt auch die Defizite der großen französischen 

Parteien, den Wählern den Einfluss ihrer Wahlentscheidung auf die europäische Politik deut-

lich zu machen.
254

 

2.2  Parteien in der Gesellschaft und als soziale Organisationen 

2.2.1  Parteien als Ausdruck gesellschaftlicher Konfliktlinien  

Zum historischen Erbe der Parteien gehören eine fragmentierte Konfliktstruktur und eine hohe 

Konfliktintensität. Dabei hatte kein anderes System der politischen Identifikation die Aus-

drucksstärke und Überlebensdauer wie der Gegensatz zwischen Rechts und Links.
255

 Diese 

übergeordnete Konfliktlinie kann in ihrem Bedeutungsinhalt jedoch nur relativ bestimmt wer-

den.
256

 Mögliche Unterscheidungskriterien für politisch Rechts und politisch Links könnten 

die Definition der Gleichheit (als Gleichheit der Chancen oder der Ergebnisse) oder die 

Sichtweise der Geschichte (als in der Tradition verwurzelt oder als Fortschritt) sein. Ohne 

geschichtlichen Bezug kommt eine Klassifizierung aus, nach der die politische Rechte dieje-

nigen umfasst, die mit der sozialen Ordnung zufrieden sind und die politische Linke diejeni-

gen, die die soziale Ordnung verändern wollen. Nach dem Zweiten Weltkrieg wird der 

                                                 
252  Autret 2008, S. 21 
253  Vgl. Floch 2004, S. 13 
254  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 67f. 
255  Vgl. Charlot 1994, S. 39 
256  Vgl. Bernard 2007, S. 201 
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Rechts-Links-Gegensatz häufig mit der Wirtschaftspolitik und der Haltung zu mehr oder we-

niger staatlichen Eingriffen verbunden.
257

 Nichtsdestotrotz gibt es in beiden Lagern extreme 

und gemäßigte Positionen, sodass man nicht von der Rechten (la droite) und der Linken (la 

gauche) sprechen, sondern den Plural (les droites et les gauches) verwenden sollte.
258

  

Ausgehend von dieser übergeordneten Konfliktlinie haben sich in den westeuropäischen Ge-

sellschaften sozialstrukturelle Gruppen mit politisch-ideologischen Überzeugungen weiter 

ausdifferenziert und die Entstehung von politischen Parteien sowie das Verhalten der Wähler 

entlang diverser Interessenkonflikte befördert. Ausgehend von dem Klassenkonflikt Arbeit 

versus Kapital haben Seymour Lipset und Stein Rokkan weitere Konfliktlinien wie Stadt ver-

sus Land, Kirche versus Staat sowie Zentrum versus Peripherie herausgearbeitet.
259

 Die Kon-

fliktlinien können in Gesellschaften entweder aufgelöst werden, fortdauern oder sich sogar 

überkreuzen. Wenn viele Konflikte fortdauern und sich überkreuzen, dann kann es zu einem 

zersplitterten Vielparteiensystem kommen. In Frankreich überlagerten sich die Konfliktlinien 

von klerikal versus anti-klerikal, von Anhängern und Gegner des politischen Systems sowie 

der wirtschaftlichen Ordnung.
260

  

Die einmal entstandenen Parteiensysteme, so eine der zentralen Thesen von Lipset und 

Rokkan, seien seit den 1920er Jahren Ăeingefrorenñ.
261

 Der in den 1970er Jahren einsetzende 

Wertewandel hat in den 1980er Jahren jedoch eine neue Konfliktlinie geschaffen: Materialis-

tische Wertorientierungen wie wirtschaftliche und physische Sicherheit stehen seitdem post-

materialistischen Werten gegenüber, die der individuellen Selbstverwirklichung, der Teilhabe 

am politischen Prozess sowie Umwelt- und Menschenrechtsschutz höhere Bedeutung beimes-

sen. Diese Konfliktlinie hat in westeuropäischen Ländern die Gründung grüner Parteien be-

günstigt.
262

 Im Unterschied zu den vorab genannten Konfliktlinien basiert diese nicht mehr 

auf den Interessengegensätzen sozialer Gruppen, sondern grenzt Wertegemeinschaften vonei-

nander ab.
263

  

                                                 
257  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 66 
258  Vgl. Richard 2006; Im Folgenden werden beispielsweise die Front national als rechtsextrem und die Parti des travailleurs, die Ligue 
 communiste révolutionnaire und die Lutte ouvrière als linksextrem eingestuft. In der wissenschaftlichen Debatte bezieht sich  

 Extremismus auf extreme ideologische Positionen an den Rändern des politischen Spektrums, wohingegen Radikalismus mit der  

 Ablehnung institutionalisierter politischer Verfahrensweisen einhergeht. Das verfassungsrechtliche Verständnis geht von der  
 gegenteiligen Interpretation aus. Wie im französischen Sprachgebrauch wird jedoch im Folgenden von extremen Parteien im Sinne der 

 wissenschaftlichen Definition gesprochen. Vgl. zur Definition Bendel 2005; vgl. zum französischen Sprachgebrauch Ivaldi 2005 und 

 Pina 2005 
259  Vgl. Lipset, Rokkan 1967 
260  Vgl. Tümmers 2006, S. 114 
261  Vgl. von Alemann 2003, S. 100 
262  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 27; Diese Konfliktlinie wird deshalb auch bezeichnet als ĂGreen / Alternative / Libertarian (GAL)ñ 

 versus ĂTraditionalism / Authority / Nationalism (TAN)ñ. Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 16; Joachim Schild vergleicht in seiner  

 Dissertation soziopolitische Konfliktlinien in Deutschland und Frankreich zu Themen der Ăalten Politikñ mit Konfliktlinien zu Themen 
 der Ăneuen Politikñ, wie beispielsweise den Umweltschutz. In Deutschland haben Themen der Ăneuen Politikñ eine hºhere Bedeutung 

 für die Protestneigung als in Frankreich. Vgl. Schild 2000; In Frankreich gab es beispielsweise keine starke Friedens- oder  

 Umweltbewegung. Vgl. Ancelovici 2008, S. 74; Vgl. zum Einfluss von neuer und alter Politik in Frankreich auch Marthaler 2008 
263  Vgl. Pappi 2005, S. 103 
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Der Wertewandel hat dazu beigetragen, dass die traditionellen Parteimilieus erodiert sind.
264

 

Auch die Verankerung und Integrationskraft der Parti socialiste hat in ihren Milieus seit An-

fang der 1980er Jahre nachgelassen.
265

 Zu den von Frédéric Sawicki als Ăanthropologische 

Verankerung der Parteienñ
266

 bezeichneten Milieus gehörten Wähler, Sympathisanten, Anhä-

nger und Mitglieder, aber auch der Partei nahestehende Organisationen oder Intellektuelle, die 

die Werte der Partei vertreten haben.
267

 Innerhalb dieser Milieus gab es verschiedene Quer-

verbindungen und Doppelmitgliedschaften. Diese nicht formalisierte Struktur der Milieus 

lässt sich daher am besten als Netzwerk beschreiben.
268

 Der Partei ist es jedoch nicht gelun-

gen, die nachlassende Verankerung in den traditionellen Milieus seit den 1980er Jahren durch 

neue Verbindungen zu kompensieren.
269

 

2.2.2  Parteien und ihre Funktion  in der Gesellschaft 

Parteien geben nicht nur gesellschaftlichen Konflikten und sozialen Kräften Ausdruck. An-

hand der Viersektorenanalyse Winfried Steffanis werden im Folgenden drei weitere Funktio-

nen vorgestellt und kurz diskutiert.
270

  

1. Ausdruck sozialer Kräfte; ideologischer und/oder programmatischer Ziele und Forderungen  

2. Interessengruppe und Karrierevehikel  

3. Instrumente der Machtausübung  

4. Vermittler demokratischer Legitimation
271

  

Parteien spiegeln soziale Kräfte in der Regel in ihrer Programmatik wider. Häufig wird die 

Diskrepanz zwischen Programmatik und politischem Handeln kritisiert. Niklas Luhmann 

verwies schon in den 1970er Jahren auf die spezifische Funktion eines Parteiprogramms, das 

eben nicht als Regierungserklärung missverstanden werden dürfe. Parteiprogramme sollten 

Zukunft und Werte vermitteln. Werte dienten als Kommunikations- und nicht als Entschei-

dungsvoraussetzung.
272

 Die ökonomische Theorie der Politik relativiert den programmati-

schen Beitrag der Parteien und sieht in ihnen in erster Linie eine Interessengruppe und ein 

Karrierevehikel. Parteien streben nach politischem Überleben, Erfolg und Ansehen und bieten 

ihren Mitgliedern die Möglichkeit einer politischen Karriere.
273

 Die Karrierechancen haben 

sich mit Einführung der Europawahlen 1979 erhöht. In Frankreich stieg die Anzahl der zu 

                                                 
264  Vgl. von Alemann 2003, S. 107 
265  Vgl. Sawicki 2004, S. 46f.: ĂA la veille de son centenaire et en d®pit des droits importants quôil reconna´t ¨ ses adh®rents, le Parti  

 socialiste peine ainsi à susciter un réel engouement militant et à renouveler ses ®lites, faut dô°tre suffisamment ancr® dans les  

 mobilisations sociales qui traversent la soci®t® fran­aise, faute aussi sans doute dôavoir jamais r®ussi ¨ se doter de r®els instruments de 
 formation et de promotion militantes en direction des classes populaires.ñ 
266  Sawicki 1996, S. 57 
267  Zu den gemeinsamen Werten gehören der Laizismus, der Humanismus, die Verteidigung der Menschenrechte und der sozialen  
 Gerechtigkeit, der Pazifismus, der Internationalismus und der kulturelle Liberalismus. Vgl. Sawicki 2004, S. 40 
268  Vgl. Sawicki 1997, S. 17; vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 123f. 
269  Vgl. Sawicki 2004, S. 46f. 
270  Vgl. zu weiteren Funktionskatalogen Mittag 2006, S. 54f. 
271  Vgl. Steffani 1988, S. 550 
272  Vgl. Luhmann 1977, S. 169ff.  
273  Vgl. von Alemann 2003, S. 210; vgl. Steffani 1988, S. 559 
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besetzenden politischen Ämter um zehn Prozent.
274

 Im Vergleich zur nationalen Ebene blei-

ben die Europawahlen jedoch zweitrangig für die politische Karriere, denn Parteien streben 

als Instrumente der Machtausübung nach Regierungsführung oder -teilhabe. Die Vermittlung 

demokratischer Legitimation, die vierte Funktion politischer Parteien, bezieht sich auf das 

politische System und die innerparteiliche Willensbildung.
275

  

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland definiert die Funktion der politischen Par-

teien als Mitwirkung bei der politischen Willensbildung des Volkes.
276

 Im vierten Artikel der 

französischen Verfassung wird dagegen lediglich die Beteiligung der politischen Parteien an 

Wahlen erwähnt. So heiÇt es: ĂLes partis et groupements politiques concourent ¨ l'expression 

du suffrageñ.
277

 Der Vertrag von Maastricht, der 1992 erstmals auf europäischer Ebene die 

politischen Parteien erwähnt, orientiert sich stärker an dem deutschen Modell und weist den 

Parteien einen Beitrag zur politischen Willensbildung zu: ĂPolitische Parteien auf europªi-

scher Ebene sind wichtig als Faktor der Integration in der Union. Sie tragen dazu bei, ein eu-

ropäisches Bewußtsein herauszubilden und den politischen Willen der Bürger der Union zum 

Ausdruck zu bringen.ñ
278

 Die politische Willensbildung und die Teilnahme an Wahlen sind 

demnach zwei zentrale Funktionen.  

2.2.3  Innerparteiliche Machtstrukturen und Wandel der Parteien 

Für Angelo Panebianco liegt der Schlüssel zur Analyse von Parteien in dem Kampf um die 

Vorherrschaft in der Parteiorganisation.
279

 Dabei spielen in Anlehnung an den historischen 

Neoinstitutionalismus die ersten Kämpfe um die Vorherrschaft in der Partei und die ersten 

grundlegenden Entscheidungen in dem bereits erwähnten Gründungsmoment eine prägende 

Rolle.
280

 Panebianco analysiert somit die Machtstrukturen innerhalb der Partei. Dabei versteht 

er Macht als eine Form der Interaktion, die in der Regel asymmetrisch zwischen der Partei-

spitze und den Parteimitgliedern stattfindet.
281

 Neben diesen vertikalen Machtstrukturen gibt 

es auch horizontale innerhalb der Parteiführung.  

Die zentralen Funktionen von Parteien ï die politische Willensbildung und die Teilnahme an 

Wahlen ï überführt Panebianco in ein Dilemma zwischen kollektiven und selektiven Anrei-

zen.
282

 Während die Gruppe der believers Solidarität und Ideologie nachfragt, suchen die car-

rierists in einer Partei selektive Anreize wie Macht, Status oder materiellen Gewinn. Parteien 

                                                 
274  Vgl. Kauppi 2000, S. 3 
275  Vgl. Steffani 1988, S. 558 
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müssen sowohl selektive als auch kollektive Anreize bieten. Als Karrierevehikel streben Par-

teien nach organisatorischer Kontinuität und Stabilität. Sie sind jedoch auch freiwillige Zu-

sammenschlüsse, die sozialen Kräften Ausdruck verleihen und auf freiwilliger Teilnahme 

beruhen. Die Ideologie verschafft der Organisation eine Identität und schafft damit kollektive 

Anreize. Sie verschleiert jedoch auch die ï häufig asymmetrische ï Verteilung der selektiven 

Anreize. Letzteres gilt nicht nur für diejenigen, die nicht von den selektiven Anreizen profitie-

ren, sondern in besonderem Maße für diejenigen, die davon profitieren.
283

 Damit erfüllt die 

Ideologie auch eine Alibifunktion.  

Allerdings, so betont Panebianco, entstehen kollektive Anreize nur, wenn die Ideologie mehr 

ist als eine bloße Fassade. Denn die Loyalität der believers basiert auf der Überzeugung, dass 

die Organisation sich für ihre Ziele einsetzt. Demnach fordern kollektive Anreize auch nach 

einer Veränderung der Umwelt, wohingegen die carrierists daran interessiert, dass sich die 

Organisation an ihre Umwelt anpasst, um den persönlichen politischen Erfolg zu sichern.
284

 

Dieses Dilemma tritt in besonderer Weise bei sozialistischen Parteien in Regierungsverant-

wortung auf, die sich in der Regel mit einer reformistischen Praxis an die Umwelt anpassen. 

Die revolutionäre Rhetorik gibt hingegen weiterhin vor, die Verhältnisse verändern zu wol-

len.
285

  

Der Ausgleich zwischen selektiven und kollektiven Interessen hängt von den primären Zielen 

einer Partei ab. Diese bestimmen, wie eine Partei ihre Umwelt wahrnimmt. Wie bereits im 

Rahmen des historischen Neoinstitutionalismus ausgeführt wurde, sind die Kosten für einen 

Wandel hoch. Politische Parteien sind daher letztlich konservative Organisationen, die Wan-

del zu verhindern suchen. Ein Wandel oder Lernprozess muss zunächst eine ĂMauer des Wi-

derstandesñ
286

 überwinden und bedarf ï wie die Ausführungen zur Sozialisation gezeigt haben 

ï guter Argumente und einer Koalition von Unterstützern.  

ĂGiven that parties are basically conservative organizations, a stimulus would presuma-

bly have to catch the attention of someone in the party who would see fit to argue that 

adaptive change would be needed in order for the party to ,do betterô in some way than 

it would otherwise do.ò
287

 

Den Willen, am Bestehenden festzuhalten, sowie das Kalkulieren von Kosten und Nutzen des 

Wandels sind zwei zentrale Annahmen, die Robert Harmel und Kenneth Janda aus ihren 

Überlegungen ableiten.
288

 Es kann zu einem Wandel kommen, wenn der dominierende Flügel 
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innerhalb der Partei seine Macht konsolidieren möchte oder die Ziele der Partei nicht mehr 

realisieren kann. Die Präsidentialisierung der französischen Parteien ist ein Beispiel für einen 

innerparteilichen Wandel, der zur Realisierung der politischen Ziele beitragen sollte.  

Die französischen Parteien haben sich nach 1958 bzw. 1962 an veränderte politische Rah-

menbedingungen angepasst und ihre innerparteiliche Organisation auf den Gewinn der Präsi-

dentschaftswahlen ausgerichtet. Dabei wurden die organisatorischen Besonderheiten der Par-

tei nicht aufgehoben, sondern die zentrale Funktion der innerparteilichen Strömungen trans-

formiert und angepasst. Die Eroberung des Amtes des französischen Staatspräsidenten kann 

als das primäre Ziel der sozialistischen ï wie jeder anderen französischen ï Partei gesehen 

werden.
289

 Innerhalb der sozialistischen Partei gibt es jedoch immer wieder Strömungen, die 

diese Präsidentialisierung ablehnen und das politische System verändern möchten. Die Ausei-

nandersetzung zwischen carrierists und believern dauert also an.  

ĂDie Sozialistische Partei hat sich in einen gefährlichen Widerspruch begeben, indem 

sie einerseits ihre interne Funktionsweise präsidialisiert, andererseits aber weiterhin eine 

Systemänderung zur Begrenzung der Macht des Präsidenten fordert. Dieser Wider-

spruch ist es, der die Partei sowohl politisch als auch moralisch untergräbt.ñ
290

 

2.3  Parteien in der Krise: Gesellschaftlicher Wandel und Kartellbildung    

2.3.1  Indikatoren der Krise  und mögliche Reaktionsstrategien  

Die zuvor beschriebenen Funktionen der Parteien stellen zugleich einen Anforderungskatalog 

an diese dar und haben sie in die Kritik gebracht. Die Debatte in Deutschland schwankte zwi-

schen Parteien als Ăallumfassende Krakenñ oder ï so die Gegenposition ï als Ăratlose Rie-

senñ.
291

 In Frankreich führten Anfang der 1990er Jahre vor allem Finanzskandale zur Diskre-

ditierung der ohnehin schwachen politischen Parteien.  

Auch empirisch lassen sich Belege für eine Krise der Parteien finden. Diese ist auf Ebene der 

Gesellschaft, der Wähler, der Parteiorganisation und des politischen Systems zu beobach-

ten.
292

 Konkret äußern sich diese Krisenerscheinungen in sinkenden Mitgliederzahlen der Par-

teien, einer rückläufigen Wahlbeteiligung, einem nachlassenden Konzentrationsgrad der Par-

teien, einer zunehmenden Volatilität, einer steigenden Anzahl politischer Skandale, einer Ent-

fremdung der Jugendlichen von der Politik, einem sinkenden Vertrauen in die Politik und die 

Parteien sowie Stimmgewinnen für Protestparteien.
293

 Als Ursache werden das Entstehen ei-

ner neuen Mittelschicht, der Wertewandel und die damit verbundene Individualisierung des 

sozialen Verhaltens gewertet.  

                                                 
289  Vgl. Crespy 2008, S. 27 
290  Grunberg 2009, S. 9 
291  Vgl. von Alemann 2003, S. 182f. 
292  Vgl. von Beyme 2000, S. 10; vgl. Poguntke 2000 
293  Vgl. von Alemann 2003, S. 188f. 
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Die Theorie des de- bzw. realignments erfasst diese Krisenerscheinungen. Alignment ist zu-

nächst einmal zu verstehen als die Bindung einer Gruppe von Wählern an eine bestimmte 

Partei oder politische Richtung, der sie in Wahlen regelmäßig und überdurchschnittlich häufig 

ihre Stimme gibt. Ein realignment bedeutet, dass eine Gruppe von Wählern ihre Bindung an 

eine bestimmte Partei oder politische Richtung dauerhaft zugunsten einer anderen Partei auf-

gibt und sich neu bindet. Beim dealignment gibt eine Gruppe von Wählern ihre Bindung an 

eine Partei generell auf. Es kann auch zu einem dealignment kommen, wenn zum Beispiel ein 

bestimmtes Thema nicht mehr relevant für die Wähler ist. Das war 1981 mit dem Antikom-

munismus der Fall. Dieser beeinflusste nicht mehr das Wahlverhalten zugunsten der politi-

schen Konservativen. Dahingegen wurde in Frankreich das Thema der Einwanderung zu Be-

ginn der 1980er Jahre politisch bedeutend, wovon die Front national profitierte.
294

 Jedoch 

beeinflusst nicht jede Frage politischer Ordnung das Wählerverhalten. Politische Relevanz 

setzt voraus, dass das Thema dem Wähler bekannt ist, dass es bei ihm eine Reaktion hervor-

ruft und dass der Wähler eine Partei wahrnimmt, die zu diesem Thema eine Position vertritt, 

die seiner eigenen entspricht.
295

 

Beim de- und realignment handelt es sich um einen radikalen, bedeutsamen und dauerhaften 

Wandel des Wählerverhaltens.
296

 Den französischen Parteien blieb kaum Zeit sich zu moder-

nisieren, bevor in den frühen 1980er Jahren diese Krisenphänomene auftraten.
297

 Bis Anfang 

der 1980er Jahre ließ sich das französische Parteiensystem mit der sogenannten quadrille 

bipolaire beschreiben. Diese erreichte eine Hochphase bei den Parlamentswahlen von 1978 

mit zwei etwa gleich starken Blöcken aus Sozialisten und Kommunisten im linken Lager und 

Gaullisten und Liberale im konservativen Lager.
298

 Von Mitte der 1980er Jahre bis 2002 dif-

ferenzierte sich das Parteiensystem angesichts der hier beschriebenen Krisenphänomene aus. 

Es kam zum Niedergang der kommunistischen Partei bei gleichzeitigem Aufstieg der rechts-

extremen Front national. Kleinere Parteien traten in Erscheinung, inner- und zwischenpartei-

liche Konflikte nahmen zu, die Volatilität der Wähler sowie die Unzufriedenheit mit der tradi-

tionellen Politik und den großen Parteien wuchsen. Erreichten die Parti socialiste (PS), die 

Parti communiste français (PCF), die Rassemblement pour la République (RPR) und die Uni-

on pour la démocratie française (UDF) 1978 insgesamt noch etwa 90 Prozent der Wähler-

stimmen, so waren es etwa 20 Jahre später nur noch 67 Prozent.
299

  

                                                 
294  Vgl. Martin 2000, S. 27ff. 
295  Vgl. Martin 2000, S. 39f. 
296  Vgl. Martin 2000, S. 15f. 
297  Vgl. Knapp 2004, S. 24; vgl. Knapp 1999, S. 164ff. 
298  Vgl. zu den Phasen Schild, Uterwedde 2006, S. 43; vgl. auch Cole 2000, S. 37; Duverger 06.04.1979 
299  Vgl. Cole 2000, S. 39 
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Die spezifische französische Wahrnehmung einer ökonomischen Krise, die in Frankreich mit 

einem ausgeprägten kulturellen Pessimismus und der Angst vor dem déclin einhergeht, wirkte 

besonders destabilisierend auf das französische Parteiensystem.
300

 Seit den Präsidentschafts-

wahlen von 2002, bei denen der Rechtsextremist Jean-Marie Le Pen von der Front national 

den sozialistischen Kandidaten Lionel Jospin den Einzug in den zweiten Wahlgang verwehrte, 

ist eine erneute Konzentration des Parteiensystems zu beobachten, mit jeweils einer dominan-

ten Parteien im rechten (Union pour un mouvement populaire ï hervorgegangen aus RPR und 

UDF) sowie im linken Lager (PS). 

Die Rolle und Stellung von Parteien im politischen System beeinflusst ihre Wahrnehmung 

und ihre möglichen Reaktionen in der Krise. Haben sie ohnehin eine schwache Ausgangsposi-

tion, in der sie sich bereits an volatiles Wählerverhalten gewöhnt haben, dann kann es dazu 

führen, dass sie kaum reagieren. Dies trifft beispielsweise auf Frankreich zu, wo die Parteien 

Wählerschwankungen in der Regel mit taktischen Notbehelfen beantworten.
301

 Das Verhalten 

der Parteien kann auch je nach beobachteter Arena ï Parlament, Regierung oder verschiedene 

regionale Ebenen ï variieren. Trotz des französischen Zentralismus spielt in der Parteipolitik 

die regionale Ebene eine große Rolle, die sich vor allem in der Anhäufung von Mandaten 

(cumul des mandats) auf verschiedenen Ebenen zeigt. 

Ein möglicher Katalog von Indikatoren für eine bzw. keine veränderte Wahrnehmung präsen-

tieren Peter Mair, Wolfgang C. Müller und Fritz Plasser:
302

 

1. Nicht-Reaktion: Parteien beurteilen ein Problem nicht als relevant und nehmen ein gewis-

ses Maß an Wählerfluktuation in Kauf. 

2. Partei-Organisation: Die Reorganisation ist oft eine der ersten Reaktionen. In besonderer 

Weise wird die Kommunikationsarbeit restrukturiert, um ein vermeintliches Vermitt-

lungsproblem zu lösen. 

3. Kandidaten: Ein Kandidat kann die Bereitschaft zum Wandel personalisieren. So kann 

beispielsweise eine mediengewandte Persönlichkeit eine Aufbruchsstimmung erzeugen.  

4. Wählerschaft: Teil der Strategie kann es sein, neue Wählergruppen anzusprechen oder 

alternativ die Beziehungen zu traditionellen Zielgruppen zu vertiefen. 

5. Andere Parteien: Die Beziehungen zu den Mitbewerbern können neu definiert werden. 

Dies kann von einer negativen Kampagne bis hin zu Absprachen führen. 

6. Programmatik, Ideologie, Politikfelder: Die Partei kann bestimmte Themen ï wie zum 

Beispiel den Umweltschutz ï ansprechen oder versuchen, mit einer Ăcatch-allñ-Strategie 

Wähler an sich zu binden. 

7. Politische Institutionen: Parteien können selbst ihre Rahmenbedingungen festlegen und 

beispielsweise die Wahlsysteme und die staatliche Parteienfinanzierung ändern oder den 

öffentlich-rechtlichen Medienzugang steuern. Auch rhetorisch können sie sich auf eine 

weitere Demokratisierung des politischen Systems konzentrieren. 

                                                 
300  Vgl. Cole 2000, S. 47 
301  Vgl. Knapp 1999, S. 155 
302  Vgl. Mair et al. 1999b, S. 19ff. 
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Diese Reaktionsstrategien lassen sich auch auf die Europäisierung ï als mögliche Krisener-

scheinung ï übertragen. Wie haben Parteien die Europäisierung wahrgenommen, wann und 

wie haben sie auf diese reagiert? Bewerten sie die Europäisierung als Chance oder Gefahr? 

Wie verlief die innerparteiliche Meinungsbildung und kam es zu Lernprozessen?
303

 

2.3.2  Kartellbildung  und Reduktion von Wählererwartu ngen 

Bei den Reaktionen der Parteien in Westeuropa lassen sich einige generelle Trends ablesen.
304

 

Peter Mair und Richard Katz fassen diese Entwicklungen in dem Modell der Kartellpartei 

zusammen,
305

 Panebianco und von Beyme sprechen von der professionalisierten Wählerpar-

tei, darüber hinaus gibt es noch Bezeichnungen wie Medien- oder Rahmenpartei sowie Mini-

malpartei.
306

 Prinzipiell kann man sagen, dass sich diese Typenbezeichnungen auf einige all-

gemeine Entwicklungen beziehen: Die Politik hat sich professionalisiert und der hohe Anteil 

der Berufspolitiker hat zur Entstehung einer politischen Klasse mit staatlich finanziertem Ein-

kommen geführt. Gleichzeitig hat sich die Bindung an die Wähler gelockert. Das Verständnis 

der Politik ist pragmatischer und weniger ideologisch geworden.
307

 

Die Kartellparteienthese geht davon aus, dass für Parteien effektives Regieren im Vorder-

grund steht. Die gelockerte Bindung an den Wähler bzw. die Gesellschaft wird durch eine 

Annäherung an den Staat kompensiert. Wurden die Parteien in vorhergehenden Analysen als 

Bindeglied zwischen Staat und Gesellschaft gesehen, so dringen sie jetzt in die Sphäre des 

Staates ein.
308

 Vor allem die staatliche Finanzierung der Parteien hat diese Entwicklung be-

günstigt. In Frankreich hängt das Budget der Parti socialiste seit 1993 zu ungefähr zwei Drit-

teln von öffentlichen Zuwendungen ab und nur zu einem Drittel von den Beiträgen der Mit-

glieder und Mandatsträger.
309 Zudem legen Parteien als Gesetzgeber selbst die Regeln und 

Höhe der Subventionen fest.
310

  

Die sogenannte politische Klasse, die Regierung und Opposition umfasst, geht eine bewusste 

Kooperationsstrategie ein, um ihr organisatorisches Überleben zu sichern. Es entsteht ein Kar-

tell, so die Theorie von Katz und Mair, das über die progammatische Annäherung der Volks-

parteien nach Otto Kirchheimer hinausgeht.
311

 Das Kartell kann neuen Parteien den Zugang 

erschweren oder sie in das Kartell aufnehmen. Populistische Parteien hingegen entstehen als 

                                                 
303  Vgl. Mair et al. 1999b, S. 26 
304  Vgl. Mair et al. 1999a, S. 392ff. 
305  Vgl. Katz, Mair 1995 
306  Vgl. Panebianco 1988, S. 262ff., vgl. von Beyme 2000, S. 35 
307  Vgl. von Beyme 2000, S. 36f.; vgl. Katz, Mair 1995, S. 19 
308  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 8ff. 
309  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 305 
310  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 15 
311  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 39, vgl. auch Helms 2001, S. 700 
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Anti-Kartellparteien.
312

 Aus diesen Entwicklungen erklären sich die hochprofessionalisierten 

Wahlkämpfe sowie innerparteilich die Zentralisierung von Entscheidungsmacht und die lose 

Bindung von Parteispitze und Basis. Zwar haben die Formen der direkten Beteiligung von 

Parteimitgliedern zugenommen, jedoch haben sie weniger Einfluss. Auch die ideologische 

Anziehungskraft lässt nach, da an der Parteispitze zunehmend Kompetenzen eines Managers 

gefragt sind.
313

  

Die Entstehung der Kartellparteien ist auf die finanziellen Grenzen der Politik der Volkspar-

teien zurückzuführen. Den Volksparteien standen in Zeiten des nachlassenden Wirtschafts-

wachstums keine Mittel mehr zur Verfügung, um finanzielle Anreize zu setzen und Wähler-

stimmen zu gewinnen. Dies hängt auch mit der Globalisierung zusammen, die den Spielraum 

für Staat und Parteien verkleinert und einseitig nationales Handeln nahezu unmöglich ge-

macht hat. Die nationalen Wirtschaften sind zunehmend abhängig vom Export und Marktme-

chanismen.
314

 Aus diesen Gründen sind Parteien gezwungen ï im Gegensatz zu der von John 

Maynard Keynes wirtschaftspolitisch inspirierten Ära der Volksparteien ï Wählererwartun-

gen zu minimieren. Linke Regierungsparteien haben einen ĂDritten Wegñ oder die ĂNeue 

Mitteñ gesucht, um sich mit den Mechanismen des Marktes zu versöhnen. Konservative 

Volksparteien haben sich dagegen des neoliberalen Diskurses bedient.
315

  

Ein weiteres Indiz für die Kartellbildung ist die Abgabe von Verantwortung in bestimmten 

Politikfeldern ï wie beispielsweise an die politisch unabhängige Europäische Zentralbank. 

Neben der Integration im Rahmen der Europäischen Union kann es sich auch um Strategien 

der Privatisierung oder der Dezentralisierung handeln.
316

 Voraussetzung hierfür sind jedoch 

Absprachen in einem Kartell. In Folge der Kartellbildung sind die Parteien daran interessiert, 

den Status Quo beizubehalten und lehnen einen Wandel ab. Denn sie haben eine Strategie 

gefunden, die für sie den politischen Wettbewerb berechenbarer macht.
317

 Katz und Mair ha-

ben 1995 die staatliche Parteienfinanzierung als zentrales Argument für die Kartellbildung 

angeführt. In dem 2005 verfassten Aufsatz gehen Mark Blyth und Katz hingegen vor allem 

auf die Herausforderungen der Globalisierung ein, die in ihren Augen dazu geführt hat, dass 

Parteien selbst ihre Handlungsoptionen eingeschränkt haben.
318

  

Ruud Koole kritisiert die Kartellparteienthese wegen ihrer strikten analytischen Trennung von 

Staat und Gesellschaft.
319

 Eine größere Identifikation mit dem Staat müsse nicht zur Distan-

                                                 
312  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 24 
313  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 46 
314  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 40f. 
315  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 43 
316  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 54 
317  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 44f. 
318  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 53 
319  Vgl. Koole 1996 
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zierung von der Gesellschaft führen, auch habe der parteipolitische Wettbewerb nicht abge-

nommen. Katz und Mair haben diese Einwände Kooles nicht zurückgewiesen, jedoch halten 

sie daran fest, Ădass Parteien von einer gesellschaftlichen Entfremdung weniger als [noch] vor 

einigen Jahrzehnten zu befürchten hättenñ.
320

  

Auch Herbert Kitschelt bezweifelt, dass es zu einer Kartellbildung der Parteien kommt. Kit-

schelt geht davon aus, dass Repräsentationsbeziehungen zwischen Parteien und Gesellschaft 

weiterhin lebendig sind und lehnt die Vorstellung von Politikern als professionellen Karriere-

risten ab.
321

 Die zunehmende Distanz zwischen Gesellschaft und Parteien müsse nicht zu 

Verbrüderung der Politiker über Parteigrenzen hinweg führen: 

ĂThe critical problem of democratic satisfaction in contemporary democracies has little 

to do with the collusion among politicians and their integration in the state, but the ma-

turing of welfare states that have organized the class compromise and the disappearance 

of a radical socialist alternative to capitalism both in the perception of political elites 

and of mass audience.ò
322

  

Die Antwort der Parteien sei eben nicht die Kartellbildung, sondern die permanente Wähler-

beobachtung und ein harter Wettbewerb um die Repräsentation der Wähler. So ist es durchaus 

zu einem Wandel der Parteien gekommen ï nämlich in der Art und Weise, wie sie Wähler mit 

ihrer Politik überzeugen und  zufrieden stellen können ï aber laut Kitschelt nicht in Form der 

Annäherung an den Staat. Parteien änderten ihre Strategie in unterschiedlicher Weise, die je 

nach politischem System, dem innerparteilichen Willensbildungsprozess und der Wähler-

schaft variieren könne.
323

 

Ein politisches Kartell ist in Frankreich schwer vorstellbar, da die französische politische Kul-

tur von ideologisch aufgeladenen Debatten und einer starken Lagerbildung geprägt ist.
324

 Die 

Europäische Integration könnte jedoch ein Thema sein, bei dem die Regierungsparteien ein 

gemeinsames Interesse verfolgen, die Konsequenzen für die nationale Politikgestaltung aus 

der politischen Debatte auszuklammern. Die Front national kann als Anti-Kartellpartei ver-

standen werden, die die unter Verschluss gehaltenen Themen ï wie die Europäische Integrati-

on ï auf die politische Agenda bringt.
325

 

                                                 
320  Helms 2001, S. 704 
321  Vgl. Kitschelt 2000 
322  Kitschelt 2000, S. 160f. 
323  Vgl. Kitschelt 2000, S. 164ff.; Vgl. zu einer ausführlichen Würdigung und Kritik der Kartellparteithese auch Aucante et al. 2008 
324  Allein das Wort Kartell ist im Französischen mit politischen Assoziationen verbunden wie cartel des gauches oder cartel des non. Es ist  

 aus diesem Grund schwierig, einer ökonomischen Vorstellung eines Kartells zu folgen, das im politischen Sinne alle Regierungsparteien 
 umfasst. Deswegen schlªgt Bacot vor: ĂPartitocratie monopoliste dôEtatñ. Vgl. Bacot 2008, S. 67ff. 
325  Vgl. Knapp 2004, S. 21; Die Analysen zur Front national haben jedoch in nur sehr begrenztem Umfang auf die Kartellparteienthese 

  Bezug genommen. Dies erklärt Alexandre Dézé damit, dass die Analysen zur Front national das von Katz und Mair beschriebenen 
 Phänomen der Antipolitik der extremen Rechten bereits berücksichtigt hätten. Vgl. Dézé 2008 
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2.4  Europäisierung und Globalisierung als Ursache für die Krise der  

 Par teien? 

2.4.1  Europäisierung und Globalisierung als gesellschaftliche Konfliktlinie 

Die Globalisierung ist zu einem zentralen Erklärungsfaktor der Kartellparteienthese geworden 

und kann als eine Ursache für die Krise der Parteien gewertet werden. Zusammen mit der 

Europäisierung bildet sie eine kritische Konstellation (critical juncture) für das Auftreten von 

Konflikten in Europa.
326

 Ernst B. Haas hatte in den 1970er Jahren den Neofunktionalismus 

auch deshalb in Frage gestellt, weil die Handlungsmuster der Akteure zunehmend von globa-

len Interdependenzen beeinflusst wurden.
327

  

Sowohl die Globalisierung als auch die Europäisierung symbolisieren Prozesse der Öffnung 

nationaler Gesellschaften. Diese Prozesse können sich gegenseitig verstärken oder ihre jewei-

ligen Effekte abmildern. Analytisch ist die Öffnung auf drei Ebenen zu fassen: 1) eine wirt-

schaftliche Öffnung, die in Verbindung mit der Globalisierung und den wirtschaftlichen sowie 

finanziellen Transaktionen steht; 2) eine politische Öffnung, die sich im Europäischen Integ-

rationsprozess und der zunehmenden Entwicklung einer supranationalen Ebene in den inter-

nationalen Beziehungen ausdrückt sowie 3) eine kulturelle und soziale Öffnung mit wachsen-

den Migrationsströmen, einer wachsenden Mobilität der Bevölkerungen und einem zuneh-

mend multikulturellen Charakter der nationalen Gesellschaften.
328

 

Nach Ulrich Beck und Edgar Grande führen Europäisierung und Globalisierung die Gesell-

schaft von der ersten in die zweite Moderne. Diese sogenannte reflexive Modernisierung löst 

die erste Moderne nicht ab, sondern transzendiert diese. Sie setzt die Errungenschaften der 

ersten Moderne wie den Staat, die Industrie, die Demokratie oder die Wissenschaft voraus, 

denn eigentlich ist sie eine Konsequenz der Erfolge der ersten Moderne.
329

 Die zweite Mo-

derne löst allerdings nicht die Probleme der ersten, sondern deckt ihre Widersprüche auf. Die 

Spannungen und Widersprüche zwischen Transnationalisierung, Renationalisierung und 

Kosmopolitismus, die soziale Akteure erfahren, sind daher laut Beck und Grande jenseits von 

gängigen nationalen Begriffen zu interpretieren.
330

  

Wie nimmt jedoch ein nationalstaatlicher Akteur das Verhältnis von Europäisierung und Glo-

balisierung wahr? Verstärkt die regionale Integration die Globalisierung oder kann sie als eine 

politische Antwort auf diesen Prozess gesehen werden? Klaus von Beyme hält die Europäisie-

                                                 
326  Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 5; vgl. auch Kriesi et al. 2006 
327  Vgl. Haas 2001, S. 29; Auch wenn argumentiert wird, dass die Märkte sich schon im 19. Jahrhundert internationalisiert hätten, so hat die 

 Zunahme der Kommunikationsprozesse, des Reiseverkehrs, des Kapitalverkehrs ab den 1960er und 1970er Jahren doch im Hinblick auf 

 den Grad, die Intensität, die Geschwindigkeit, den Umfang sowie die geographische Reichweite eine qualitativ neue Stufe erreicht. Vgl. 
 Reese-Schäfer 2007, S. 196; vgl. auch Gordon, Meunier 2001, S. 6 
328  Vgl. Perrineau 2002, S. 14 
329  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 52 
330  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 33 
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rung für das politische System und die politischen Parteien für partiell steuerbar, wohingegen 

die Globalisierung einen unkontrollierbaren Prozess darstellt.
331

 Die Wahrnehmung der Glo-

balisierung bleibt jedoch ausschlaggebend für die Rückschlüsse, die ein Akteur über seinen 

strategischen Standort, seine Interessen und seine Identität zieht.
332

 

Politische Parteien müssen im Besonderen auf die national geprägten Wählererwartungen in 

den Wohlfahrtsstaaten reagieren.
 
Der lange Zeit dominierende Klassenkonflikt hat unter den 

Einflüssen der Globalisierung einen massiven Wandel erfahren und die Rahmenbedingungen 

der Arbeit haben sich verändert: Arbeitsintensive Tätigkeiten wurden ins Ausland verlagert 

und das klassische Bild des Industriearbeiters hat sich zu einer Ăclass of flexible, less 

unionized, post-Fordist workersñ gewandelt.
333

 Sophie Meunier vertritt die These, dass die 

Globalisierung die strukturellen Präferenzen der Wähler verändert hat, weil sie die soziale 

Unsicherheit ausgeweitet hat.
334

  

Die Globalisierung hat auch Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik auf den Plan 

gerufen, wie beispielsweise die 1992 gegründete Gruppe von Lissabon. Sie spricht von den 

Grenzen des unkontrollierten Wettbewerbs, mit dem sich die langfristigen Weltprobleme wie 

sozioökonomische Ungleichheiten oder ökologische Probleme nicht lösen lassen. Die These 

der Globalisierungsfalle kritisiert die nachlassende Möglichkeit des Nationalstaats, in die 

Wirtschaft einzugreifen. Der Staat verliere demnach seine Legitimation, da er nur noch auf 

übergeordnete Sachzwänge verweisen könne. Auf transnationaler Ebene sei hingegen keine 

soziale Absicherung erfolgt.
335

  

1998 gründete sich in Frankreich die Organisation ATTAC (Association pour une taxation 

des transactions financières pour l'aide aux citoyens). Diese globalisierungskritische Bewe-

gung fand ihren Nährboden in der Debatte anlässlich des Referendums über den Vertrag von 

Maastricht, die Uruguay Runde der GATT-Verhandlungen 1994 sowie den massiven Streiks 

1995 gegen die Sozialreformen in Frankreich. Im internationalen Vergleich ist die globalisie-

rungskritische Bewegung in Frankreich besonders gut organisiert und findet ein großes publi-

zistisches Echo.
336

 Die Auseinandersetzung um die Folgen für die politische und soziale Ko-

häsion wird in Frankreich intensiv geführt.
337

 Im französischen Verständnis wird Globalisie-

                                                 
331  Vgl. von Beyme 2000, S. 10, 12 
332  Vgl. Rosamond 2001, S. 164 
333  Meunier 2004, S. 133 
334  ĂIn the context of global economy, however, the threat of unemployment becomes generalized to all classes and occupations, including 
 white-collar workers, salaried professionals, and managerial employees.ñ Meunier 2004, S. 134 
335  Vgl. hierzu Reese-Schäfer 2007, S. 200ff.  
336  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
337  Vgl. Beilecke 1999, S. 97; vgl. auch Gordon, Meunier 2001, S. 8ff. 
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rung häufig mit Amerikanisierung gleichgesetzt und weckt Ängste vor dem Verlust des politi-

schen Einflusses, aber auch der eigenen kulturellen Identität.
338

  

Gelang es der Parti socialiste in der Vergangenheit, soziale Bewegungen wie beispielsweise  

SOS Racisme an sich zu binden und ihre zentralen Figuren wie Harlem Désir in die Parteifüh-

rung zu integrieren, ist ähnliches bei der globalisierungskritischen Bewegung nicht zu be-

obachten.
339

 Sie übt von außen Druck auf die politischen Parteien aus. Es ist gerade eine Be-

sonderheit der Globalisierung, dass sie die Möglichkeiten, Anreize und Grenzen des politi-

schen Engagements verändert hat. In einer kosmopolitischen Gesellschaft stehen neue Mi ttel 

und Kommunikationswege für Gruppen zur Verfügung, um die politischen Debatten zu beein-

flussen.
340

  

Bis Mitte der 1990er Jahre richtete sich der Protest gegen die Europäische Integration und erst 

dann zunehmend gegen die Globalisierung. Zentral bleibt jedoch die Wahrnehmung des Zu-

sammenhangs von Europäisierung und Globalisierung: 

ĂJe stªrker sich die erweiterte Europªische Union als ºkonomisch liberale und auÇenpo-

litisch atlantisch orientierte politische Gemeinschaft präsentiert, desto weniger dürfte 

zukünftig zwischen Europäisierung und Globalisierung unterschieden werden, sodass 

die Zustimmung bzw. Ablehnung der äußeren Öffnung des französischen Nationalstaa-

tes sich zu einer dauerhaften Spaltung in der französischen politischen Kultur verfesti-

gen kann.ñ
341

 

Ein Teil der französischen Bevölkerung sieht in der politischen, ökonomischen und kulturel-

len Öffnung des Landes einen Vorteil.
342

 Vor allem soziokulturelle Faktoren erklären diese 

Bereitschaft zur Öffnung wie beispielsweise die Höhe des Haushaltseinkommens, aber ï das 

haben empirische Untersuchungen gezeigt ï auch in besonders signifikanter Art und Weise 

das Bildungsniveau.
343  

Diejenigen, die hingegen nicht die kognitiven Ressourcen haben, um 

die Öffnung des Nationalstaats zu verstehen und zum eigenen Vorteil zu nutzen, ziehen sich 

zurück in ihre bekannten Referenzsysteme. Sie neigen dazu, den Analysen des rechtsextremen 

Jean-Marie Le Pen über den sogenannten euromondialisme zu folgen.
344

 Sie haben Angst vor 

                                                 
338  ĂThis is one of the reasons why globalization poses particular problems to France, which has long competed with the United States for 
 world influence and, like the United States, has always seen itself as something of a model for the rest of the world.ò Gordon, Meunier 

 2001, S. 7f. In der Tat gab es schon in den 1980er Jahren Beobachter, für die Frankreich wegen der Europäischen Integration und der 

 Einbindung in eine angelsªchsisch geprªgte Kultur zu einem Ăder am meisten ,amerikanisiertenô europªischen Lªnderò geworden war. 
 Vgl. Schubert 2004, S. 318 
339  Vgl. zu SOS Racisme Ancelovici 2008, S. 86ff.  
340  ĂTherefore globalization has enabled the emergence of international non-governmental organizations and networks that support social 
  movements and act as pressure for policy change.ñ Meunier 2004, S. 142; Hierzu zählen zum Beispiel das Weltsozialforum, das 2001 in 

 Porto Alegre in Brasilien ins Leben gerufen wurde oder das Europäische Sozialforum 2003 in Paris. Vgl. Ancelovici 2008, S. 84  
341  Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
342  Vgl. Perrineau 2002, S. 14 
343  Schild 2002b, S. 101, vgl. Zur Bedeutung des Bildungsniveaus auch Cautr¯s, Denni 2000, S. 332: ĂLe niveau de dipl¹me constitue, avec  

 la position sociale, une ,variable lourdeó explicative des attitudes europ®ennes.ò  
344  Vgl. Perrineau 2007b, S. 402 
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allem, was nicht französisch ist, aber Frankreich durch unbekannte Fremde ï in Europa oder 

der Welt ï diktiert werden könnte.
345

 

In Frankreich haben Globalisierung und Europäisierung zu einer Polarisierung zwischen ei-

nem nationalpopulistischen und einem universalistischen Teil der Bevölkerung geführt.
346

 Die 

politischen Extreme im linken und rechten Lager haben das Protestpotential erkannt und die 

Öffnung des Landes zum Prüfstein für innenpolitische Auseinandersetzungen gemacht. Vor 

allem bei links- und rechtsextremen Parteien findet man klare, in der Regel ablehnende Posi-

tionen zur Europäisierung und Globalisierung.
347

 Im Gegensatz zu den Regierungsparteien 

haben sie ein Interesse daran, die Protestmuster neu zu strukturieren und den Parteienwettbe-

werb zu verändern.
348

 Sie haben dazu beigetragen, die wachsende Unsicherheit in Europa zu 

politisieren
349

 und sind damit eine indirekte Kraft der Erneuerung. Sie zwingen die Regie-

rungsparteien, bestimmte Themen aufzugreifen,
350

 was diese eigentlich verhindern wollen.  

Die anhaltende Bedeutung der Front national interpretieren Etienne Schweisguth und Gérard 

Grunberg als Folge der postmateriellen Konfliktlinie, die sie unter dem Gegensatz von 

Universalisten und Anti-Universalisten subsumieren. Werte wie Entfaltung und Entwicklung 

des menschlichen Individuums werden als universalistisch betrachtet, unabhängig von Ethnie, 

nationaler oder sozialer Herkunft sowie sexueller Orientierung werden alle Menschen als 

gleich angesehen. Werte wie Tradition und Gruppenzugehörigkeit hingegen gelten als anti-

universalistisch.
351

 Die Verbindung von postmaterieller Konfliktlinie und Europäischer Integ-

ration hat sich als einflussreich herausgestellt. Die rechtsextreme Parteifamilie weist den 

höchsten Grad an Euroskeptizismus auf und stellt den anti-universalistischen Pol der Kon-

fliktlinie dar. Auf der gegenüberliegenden Seite der Konfliktlinie haben beispielsweise grüne 

Parteien ihren Euroskeptizismus gemäßigt.
352

 Anlässlich des Referendums über den Vertrag 

von Maastricht waren die Grünen in Frankreich 1992 noch gespalten und die Parteiführung 

gab keine Wahlempfehlung ab.
353

  

Grunberg und Schweisguth sehen den Zusammenhang von postmaterieller Konfliktlinie und 

dem Rechts-Links-Gegensatz der französischen Politik in einer Dreiteilung des politischen 

Raums.
354

 Zwischen den gemäßigten Rechten und den Linken bleibe der Rechts-Links-

                                                 
345  Vgl. Meunier 2004, S. 137; Ein konsequent nationalstaatliches Denken hingegen, so Resse-Schäfer, sei Samurai-Ethik einer  

 verschworenen Gemeinschaft, die ausziehe, um den Weltmarkt zu erobern. Vgl. Reese-Schäfer 2007, S. 197 
346  Vgl. Schild 2002b, S. 97 
347  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
348  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 968f. 
349  Vgl. de Vries, Edwards 2009, S. 22 
350  Vgl. Charlot 1994, S. 128 
351  Vgl. Grunberg, Schweisguth 2003, S. 346 
352  Dies hat auch eine Expertenbefragung aus dem Jahr 1999 unter der Leitung von Gary Marks, Marco Steenbergen, David Scott und 

  Carole Wilson gezeigt, vgl. Hooghe et al. 2002, S. 977ff. 
353  Charlot 1994, S. 41 
354  Vgl. zu der Dreiteilung auch Kriesi 2006, 950 
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Gegensatz weiterhin strukturierend. Die postmaterielle Konfliktlinie führe hingegen zu einer 

Konfrontation der extremen Rechten auf der einen Seite und den gemäßigten Rechten und 

Linken auf der anderen Seite. Die Autoren halten es für nicht geboten, die extreme Linke von 

den gemäßigten Linken zu unterscheiden, weil sie im Gegensatz zu den rechtsextremen Par-

teien nur graduelle, keine grundsätzlichen Differenzen erkennen. Aus diesem Grund sprechen 

sie nicht von einer Vierteilung des französischen politischen Raums.
355

 

Der Rechts-Links-Gegensatz der nationalen Politik ist jedoch nicht sekundär für die Haltung 

zur Europäischen Integration. Prinzipiell lassen sich drei Modelle zum Zusammenhang der 

Positionierung auf der Rechts-Links-Achse und der Einstellung zur Europäischen Integration 

unterscheiden: 

- Das Regulierungs-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse entspricht der Hal-

tung zur Europäischen Integration und ihren Politiken. So fordern linke Parteien mehr Re-

gulierung auf europäischer Ebene und rechte Parteien weniger Regulierung.  

- Das Hix-Lord-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse ist unabhängig von der 

Haltung zur Europäischen Integration. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht die 

Aufgabe der nationalen Souveränität. 

- Das Hooghe-Marks-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse entspricht der Hal-

tungen zur Europäischen Integration, wenn Politiken der Umverteilung und der Regulie-

rung der Wirtschaft betroffen sind.
356

 

Es gibt sowohl Belege für das Hooghe-Marks-Modell als auch das Hix-Lord-Modell. Die Po-

sitionierung auf der Rechts-Links-Achse und die Haltung zum Europäischen Integrationspro-

zess spielt also in Abhängigkeit von den betroffenen Politikfeldern eine Rolle. Betrachtet man 

hier das linke politische Lager, so kann man festhalten, dass linksextreme Parteien euroskep-

tisch eingestellt sind, weil sie eine neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union kritisie-

ren. In den Augen der extremen Linken können regulative Politiken nicht mehr die grundsätz-

lich neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union verändern. Auf diese Art und Weise 

kommen linksextreme Parteien auf einer anderen Grundlage zu denselben Schlussfolgerungen 

wie rechtsextreme Parteien.
357

 Die gemäßigte Linke hingegen sieht gerade in europäischen 

Politikfeldern ï wie beispielsweise der Beschäftigungspolitik ï einen spezifischen Weg, um 

nationale Defizite auf europäischer Ebene auszugleichen.  

Bei institutionellen Fragen lassen sich die Haltungen von politischen Parteien jedoch weniger 

mit der Rechts-Links-Achse, als mit dem Modell von Hix-Lord erklären.
358

 Hix und Lord 

formulieren die These, dass sich die Europäische Integration nicht mit dem Rechts-Links-

                                                 
355  Vgl. Grunberg, Schweisguth 2003, S. 346ff.; vgl. zur Rolle der Front national im politischen Wettbewerb auch die Debatte nach den 

 Regionalwahlen 1998 und ein entsprechendes Dossier in Le Monde vom 21. April 1998; vgl. auch die Ausführungen von Christadler zu 
 der Frage ĂBeeinfluÇt der Front national den nationalrepublikanischen Diskurs?ñ, vgl. Christadler 1999, S. 46ff. 
356  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 971 
357  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 974; vgl. hierzu auch die Analyse von de Vries, Edwards 2009 
358  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 972 
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Gegensatz erfassen lässt, da sie quer durch die Parteien verläuft.
359

 Neben der postmaterialis-

tischen Konfliktlinie und der Rechts-Links-Achse bildet also die pro- bzw. anti-europäische 

Konfliktlinie  eine dritte Dimension, um die politische Auseinandersetzung mit der Europäi-

schen Integration zu erklären. Die postmaterialistische Konfliktlinie zeigt jedoch, dass neben 

ökonomischen Präferenzen Identitätsfragen an Bedeutung gewonnen haben.
360

  

2.4.2  Politisierung des politischen Wettbewerbs in Europa 

Politische Parteien stehen vor einer doppelten Herausforderung: Sie müssen auf den gesell-

schaftlichen Wandel im Nationalstaat reagieren und ihr territorialer Bezugsrahmen und Hand-

lungsspielraum werden aufgrund von Globalisierung und Europäisierung in Frage gestellt. 

Die Bildung eines Kartells auf nationaler Ebene kann eine mögliche Antwort auf beide Her-

ausforderungen darstellen, läuft jedoch Gefahr, die Legitimität der Parteien zu untergraben. 

Auf europäischer Ebene besteht de facto ein solches Kartell der großen Parteien. Dies beruht 

auf einer bewussten Kooperationsstrategie der politischen Akteure und gleichzeitig auf insti-

tutionellen Zwängen des politischen Systems der Europäischen Union.  

Die Europäische Union zeichnet sich durch Ălow partynessñ
361

 aus. Die Europäische Kom-

mission versteht sich als apolitisch und technokratisch, der Ministerrat ist durch die stetigen 

Regierungswechsel faktisch eine Allparteienregierung und das Europäische Parlament ist auf-

grund der Mehrheitsverhältnisse immer wieder zu großen Koalitionen gezwungen.
362

 Ent-

scheidungen werden im Europäischen Parlament in der Regel mit absoluter Mehrheit getrof-

fen. Es gibt keine Regierungsmehrheit und Opposition, sondern wechselnde Koalitionen je 

nach politischer Debatte. Auch beruht die Wahl des Präsidenten des Europäischen Parlaments 

in der Regel auf Absprachen zwischen den politischen Lagern und führt zu einem Wechsel 

nach der Hälfte der Legislaturperiode.  

Das Europäische Parlament ist nicht der alleinige Gesetzgeber. Vielmehr fallen Entscheidun-

gen in interinstitutionellen Verhandlungen. Die Kommission, der Ministerrat und das Parla-

ment sind an diesem bargaining beteiligt, das Parlament tritt dort als ein geschlossener Akteur 

gegenüber Rat und Kommission auf.
363

 Im Ministerrat erleichtert das politikfeldübergreifende 

Geben und Nehmen in Form von Verhandlungspaketen die Einigung. Auch fühlen sich die 

Regierungsvertreter im Ministerrat weniger an ihre nationalen Parteien gebunden als auf nati-

onaler Ebene. Sie können sich sogar mit dem Hinweis auf die Konsenszwänge der europäi-

                                                 
359  ĂThere is one cleavage in EU politics that cannot be squeezed into the single left-right dimension: the division between interests that 

 support European integration, and interests that are adamantly opposed. (é) A more fundamental reason for the stubbornness of the 

 ,integration-sovereigntyô cleavage is that it inherently undermines the cohesion of the main party families.ñHix, Lord 1997, S. 26 
360  Vgl. hierzu das Schaubild bei Hooghe, Marks 2009, S. 9 
361  Richard S. Katz zitiert nach: Hix, Lord 1997, S. 74  
362  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 26 
363  Vgl. Mittag 2006, S. 32 
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schen Politik innerstaatlichem Druck entziehen.
364

 Hix und Lord sehen damit in den Regie-

rungsvertretern die größte Konkurrenz für politische Parteien bei der Politikgestaltung auf 

europäischer Ebene.
365

 Moravcsik leitet hieraus seine These der Stärkung der nationalen Exe-

kutiven ab. Denn Regierungs- und Oppositionsparteien sind aufgefordert, der eigenen Regie-

rung zu folgen und ihr bei den europäischen Verhandlungen im Rat den Rücken zu stärken.
366

  

Die Vertreter des Governance-Ansatzes lehnen Moravcsiks These zwar ab, allerdings findet 

auch für sie die Politikformulierung ohne parteipolitischen Einfluss statt. Für den europäi-

schen Willensbildungsprozess dienen die zahlreichen Ausschüsse im System der Europäi-

schen Union als Vehikel der Kommunikation und als Forum für Dialog und Argumentation. 

Wegen der fehlenden parteipolitischen Konkurrenz könnten sie effizient arbeiten und ver-

suchten einen Konsens unter allen Mitgliedstaaten herbeizuführen. Angesicht der unterschied-

lichen Ausgangssituationen in den Mitgliedstaaten besteht für Markus Jachtenfuchs die Kunst 

allein schon darin, ein Problem überhaupt erst einmal präzise zu definieren.
367

 Die Unabhän-

gigkeit der internationalen Technokraten von politischer Kontrolle steht laut Jachtenfuchts 

deutlich im Kontrast mit Ăder provinziellen Welt politischer Parteienñ.
368

 

Demokratietheoretisch ist der Apolitismus problematisch. Der mögliche Effizienzgewinn 

durch flexible Politikformulierung bedeutet gleichzeitig einen Verlust an parlamentarischer 

Kontrolle. Europªische Politik gerªt in ein ĂVerhandlungs-Verantwortungs-Dilemmañ zwi-

schen effizientem Entscheiden und mangelnder demokratischer Legitimation durch Parlamen-

te und Parteien.
369

 Vor diesem Hintergrund wird eine Politisierung des Wettbewerbs auf euro-

päischer Ebene als Möglichkeit gesehen, das Vertrauen der Bürger in die europäische Politik 

wiederzugewinnen. Eine fehlende Politisierung, so fürchtet zum Beispiel Simon Hix, könnte 

zu einer weiteren Abkehr der Bürger von der europäischen Politik und ihrem Ăb¿rokratischen 

Despotismusñ
370

 führen.  

Eine Politisierung des Wettbewerbs wird in der Regel mit der Behebung des europäischen 

Demokratiedefizits und der Forderung nach einer Parlamentarisierung der Europäischen Uni-

on in Verbindung gebracht. Kritiker wie Moravcsik halten diese Forderungen für verkürzt und 

idealisiert, da weder ein europäisches Volk noch ein europäischer Willensbildungsprozess 

existierten. Zudem seien Rolle und Funktion der Europäischen Union zu betrachten. Sie bear-

beite komplexe Politikthemen, die oft auf das Desinteresse der Wªhler stieÇen. Auch in Ărei-

                                                 
364  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 28; Edgar Grande spricht von dem Ăparadox of weaknessñ.  
365  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 75 
366  Vgl. Stroh 2004, S. 19 
367  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 23ff. 
368  Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 39 
369  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 24, vgl. auch Benz 2003 
370  Hix, Bartolini 2006, S. 28 
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fenñ politischen Systemen gebe es Politikbereiche, in denen der demokratische Schutz schwä-

cher ausgeprägt sei. Die Europäische Union stellt für Moravcsik keine Ausnahme dar.
371

  

Gegen eine Politisierung spricht zudem, dass die fehlende parteipolitische Profilierung gerade 

in transnationalen Parlamenten die Herstellung eines breiten Konsenses unter allen Mitglied-

staaten unterstützt. Feste politische Mehrheiten könnten hingegen Staaten von der Europäi-

schen Union entfernen.
372

 Die regionale Integration bleibt nach Philipp Schmitter ein innova-

tiver und experimenteller Prozess, der in einer Situation beträchtlicher Unsicherheit und 

Angst stattfindet. Die Akteure hätten keine Gewissheit über die möglichen Effekte von ge-

meinsamen Entscheidungen.
373

  

Den nationalen politischen Eliten fällt es selbst schwer, die Legitimität und Autorität der eu-

ropäischen Institutionen zu akzeptieren, auch wenn sie diese selbst geschaffen haben und in 

ihnen arbeiten. Die Anreizstrukturen sind gering, da die Mobilisierung der Wähler an den 

Erwerb politischer Macht gebunden ist und europäische politische Programme ohne direkte 

Relevanz nur schwer zu vermitteln sind.
374

 Der permanente Kampf des Europäischen Parla-

ments um Anerkennung als das Gewissen der Europäischen Union, als die Stimme der euro-

päischen Völker und als ein großes europäisches Forum entspricht nicht der Wahrnehmung 

von außen ï zumindest in der Deutung von Juliet Lodge.
375

 

Simon Hix hält jedoch eine moderate Politisierung für möglich und vor dem Hintergrund der 

Kluft zwischen Bürgern und Eliten auch für geboten. Mögliche negative Effekte würden 

durch das politische System der Europäischen Union begrenzt, das mehr als jedes andere mo-

derne Regierungssystem auf Konsens ausgerichtet sei.
376

 

2.4.3  Europäisierung der nationalen Solidarität  und Öffentlichkeit  

Die fehlende Europäisierung der Öffentlichkeit kann eine Politisierung der Europäischen 

Union erschweren. Sie ist jedoch nicht nur normativ erwünscht, sondern zugleich notwendig. 

Das als Dilemma von Verhandlung und Verantwortung beschriebene Problem zwischen Effi-

zienz und Legitimität der europäischen Politik kann in einer Situation brisant werden, in der 

die Ausrichtung der europäischen Politik den nationalen Zielen zuwiderläuft. Mit der Einfüh-

rung der qualifizierten Mehrheit kann ein Mitgliedsstaat im Ministerrat in wichtigen politi-

                                                 
371  Vgl. Moravcsik 2002; vgl. auch Strohmeier 2007; vgl. zu einer kritischen Einschätzung auch Stefano Bartolini: Aufgabe der  

 Europäischen Union sei es, auf europäischer Ebene Probleme zu lösen. ĂGr©ce ¨ la s®paration des crit¯res de rationalit® ®conomique 
 (r®serv®s ¨ lôUE) des autres objectifs, politique, culturel et social (r®serv®s ¨ lô£tat nation), lôUE a joui dôune position privilégiée,  

 choisissant de laisser ces derniers problèmes hors de sa comp®tence.ñ Bartolini hält die Voraussetzungen für eine Politisierung für 

 zahlreich und in ihren Konsequenzen für unwägbar. Vgl. Hix, Bartolini 2006, S. 49; 46 
372  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 117  
373  Vgl. Schmitter 2005, S. 59 
374  Vgl. eine Liste mit Mängeln bei Lodge 1996, S. 21 
375  Vgl. Lodge 1996, S. 29 
376  ĂLe système européen compte tant de poids et contrepoids pour protéger les intérêts des minorités et veiller à la construction de grandes 

 coalitions quôun soup­on de contestation politique ne risque pas de perturber le cadre institutionnel de base. Un surcroît de politique au 
 sein de lôUE a peu de chances de se produire.ñ Hix, Bartolini 2006, S. 13; 28 
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schen Fragen überstimmt werden oder der Europäische Gerichtshof eine nationale Bestim-

mung wegen des Vorrangs des europäischen Rechts außer Kraft setzen.
377

 Zudem bedarf eine 

gestaltende europäische Politik, die über die Beseitigung von Wettbewerbshindernissen hin-

ausgeht, eines gemeinsamen Willens und der Zustimmung der Bürger.
378

  

Eine fehlende europäische Öffentlichkeit und Identität birgt Konfliktpotential, das sich in Zei-

ten der Krise entladen kann. So lösen fiskalische Umverteilungsmaßnahmen zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union Befürchtungen und Rivalitäten aus und der Zustrom 

von Arbeitskräften weckt Ängste vor Beschäftigungsverlust. Gegenwärtig befindet sich die 

Europäische Union in einem Ăfriedlichen Naturzustandñ
379

 zwischen ihren Mitgliedstaaten.
 

Zur Überwindung des Naturzustandes, so fordert Claus Offe, müsse neben die negative Integ-

ration zur Schaffung der Märkte und zur Beseitigung von Wettbewerbshindernissen, die posi-

tive Integration treten. Nur diese könne den Grundstein einer europäischen Gesellschaft le-

gen.
380

  

Das Vertrauen in die Steuerungsmöglichkeiten und Organisationsleistungen des Staates ge-

genüber dem Markt bildet ein identitätsstiftendes Merkmal der europäischen Nationalstaa-

ten.
381

 Europäischen Gesellschaften ist es gelungen, ihre industriellen Konflikte auf institutio-

nalisiertem Weg zu lösen, Mitbestimmung zu gewähren und die soziale Sicherung über den 

Wohlfahrtsstaat zu garantieren.
382

 Die identitätsstiftende Wirkung des europäischen Sozial-

modells hat die Europäische Kommission unter Leitung des Franzosen Jacques Delors bereits 

Mitte der 1980er Jahre erkannt. Der Begriff tauchte erstmals in den Berichten der Kommissi-

on auf, und es wurde eine soziale Dimension für den europäischen Binnenmarkt gefordert.
383

 

Das Problem der positiven Integration in Europa ï die eben nicht nur Wettbewerbshindernisse 

abbaut, sondern gemeinsame Regelungen auf europäischer Ebene festschreiben will ï bleibt 

jedoch die enorme Interessendivergenz der Mitgliedstaaten. So ist allein die Definition des 

Europäischen Sozialmodells bis heute ambivalent und vage.  

Die Erweiterung der Europäischen Union auf inzwischen 27 Mitglieder hat die Herausbildung 

einer europªischen Solidargemeinschaft weiter erschwert. Anstelle einer Ăsentimentalen Ver-

                                                 
377  Vgl. Schild 2003, S. 32  
378  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 878  
379  Offe 2001, S. 432 
380  Vgl. Offe 2001, S. 433 
381  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 880; vgl. insbesondere die Rolle der osteuropäischen Beitrittsländer (damals noch): von Lucke 2003, 

 S. 803; vgl. Schulze 2002, S. 41 
382  Offe 2001, S. 427 
383  Vgl. Milner 2005, S. 107; Die Europäische Kommission definierte die Sozialpolitik 1993 als die volle Bandbreite der Politiken im 

 sozialen Bereich, einschließlich der Arbeitsmarktpolitik. Zu den Politiken im sozialen Bereich gehören Fragen der sozialen Sicherheit, 
 der interpersonellen Einkommensumverteilung, Maßnahmen der interregionalen Umverteilung sowie der sozialen Regulierung wie 

 beispielsweise Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie 

 Industrie- und Arbeitsmarktpolitiken. Die Verbesserung der Lebensqualität im Bereich von Umwelt- und Verbraucherschutz wird nicht 
 zur Sozialpolitik gezählt.Vgl. Wielgoß 2002, S. 74 
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gangenheitsschwªrmereiñ
384

 wird eine realistische Sichtweise der Europäischen Union gefor-

dert, denn finanzielle Transferleistungen und wachsende Arbeitsmigration sind bereits abseh-

bar.
385

 Der Versuch, den ĂPflug des Sozialmodells vor das Rind der Identitªtssucheñ
 386

 zu 

spannen, vernachlässigt die Sorgen der Bürger der Europäischen Union. Die besondere Her-

ausforderung der europäischen Sozialpolitik ist in der Tat, dass sie etwas voraussetzt, das sie 

selbst erst erzeugen soll.
387

 Portugiesen und Deutsche, Österreicher und Griechen müssten 

bereit sein, sich gegenseitig als Bürger desselben politischen Gemeinwesens anzuerkennen
388

 

und zur europaweiten Umverteilung bereit sein. Der nationalstaatlich verwurzelte Begriff der 

Solidarität müsste europäisiert und die territoriale Verbundenheit durch ĂSolidaritªt unter 

Fremdenñ
389

 ersetzt werden.   

Eine europäische Öffentlichkeit kann helfen, gemeinsame Problemwahrnehmungen und Rele-

vanzstrukturen herzustellen. Europäische Öffentlichkeit kann sich dadurch auszeichnen, dass 

sie eben nicht auf einem europäischen Volk basiert, sondern ein Netzwerk aus individuellen 

und kollektiven Akteuren bildet.
390

 Hierzu bedarf es keiner vorpolitischen Gemeinschaft, 

denn die kollektive Identität geht laut Jürgen Habermas aus dem demokratischen Prozess her-

vor.
391

 Der Demos wird in der öffentlichen Kommunikation immer wieder hergestellt. Eine 

europäische Öffentlichkeit wäre gegeben, wenn in verschiedenen Mitgliedstaaten zeitgleich 

eine Diskussion zwischen gleichberechtigen Akteuren unterschiedlicher Nationalitäten über 

dieselben Themen auf der Basis derselben Grundvorstellungen stattfinden würde.
392

 Jürgen 

Habermas und Jacques Derrida werten die europaweiten Demonstrationen gegen den Irak-

krieg im Februar 2003 als Signal für die Geburt einer europäischen Öffentlichkeit.
393

 Zur Her-

stellung von gemeinsamen Relevanzstrukturen und Problemwahrnehmungen kann nach Ha-

bermas unabhängig von Sprachbarrieren jede nationale Zeitung beitragen, indem sie Debatten 

                                                 
384  Weidenfeld 2002, S. 38f. 
385  Vgl. Schild 2002b, S. 103; Die Problematik verdeutlich auch dieses Zitat aus dem Economist: ĂIndividual EU governments set their own 
 (very different) tax rates and run their own (equally diverse) welfare systems. Unemployment is a national problem. National public 

 accounts will end up groaning under the weight of public debt. But thanks to the EUôs single market, the gains from a return to growth 

 will not remain within one countryôs borders, nor will that growth be controlled by any one government. Such paradoxes make many 
 national politicians anxious.ñ Charlemagne: Fingers in the Dyke. The Economist, 19. Mªrz 2009. Vgl. auch Lamping: ĂDas EU-

 Erweiterungsdilemma besteht darin, dass der Beitritt der mittel-osteuropäischen Staaten die Annahme gemeinsamer sozialpolitischer 

 Standards ganz zu schweigen von redistributiven Politiken verunmöglicht hat, gleichzeitig jedoch aufgrund des rüden innereuropäischen 
 Standortwettbewerbs die Notwendigkeit gemeinsamer Entscheidungsfindung auf sozialpolitischem Gebiet noch gewachsen ist.ñ 

 Lamping 2008, S. 611 
386  Bouvet 2008, S. 171 
387  Vgl. Lamping 2008, S. 615 
388  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 805 
389  Reese-Schäfer 2007, S. 209; Die Geschichte der Arbeiterbewegung dient Reese-Schäfer als Beispiel für die Solidarität unter Fremden, 
 in diesem Falle unter Genossen.  
390  Vgl. Eder 2003, S. 115f. 
391  Vgl. Habermas 2001; In der wissenschaftlichen Debatte gibt es allerdings kein Konsens, ob die kollektive Identität aus dem  
 demokratischen Prozess hervorgeht, oder ob eine gemeinsame europäische Identität Voraussetzung für eine europäische Demokratie 

 und Öffentlichkeit ist. Vgl. Mittag 2006, S. 30 
392  Vgl. Thomas Risse, Marianne Van de Steeg, zitiert nach Kurpas 2008, S. 206 
393  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 877 
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aus den Nachbarländern aufgreift.
394

 Eine europäische Öffentlichkeit ist eben keine projektive 

Vergrößerung der innerstaatlichen Öffentlichkeit:  

ĂSie kann nur so entstehen, dass sich die intakt bleibenden Kommunikationskreisläufe 

der nationalen Arenen füreinander öffnen.ñ
395

  

Das zugrunde liegende Modell der sich in einer europäischen Öffentlichkeit vollziehenden 

europäischen Identität und Solidarität ist das einer Staatsnation nach dem französischen Vor-

bild. Sie beruht auf einem Bekenntnis zu einer politischen Willensgemeinschaft und ist keine 

Abstammungsgemeinschaft.
396

 Die von der Zugehörigkeit zur Nation getrennte Identität 

müsste jedoch utilitaristisch begründet werden. Was nützt es den Staatsbürgern, sich einer 

europäischen Gesellschaft anzuschließen?
397

 Eine mögliche Antwort könnte beispielsweise 

sein, dass die Herausforderungen der Globalisierung ein geeintes Europa erfordern.  

Sein offenes Nationenkonzept erleichtert es Frankreich prinzipiell, eine europäische Identität 

als eine Erweiterung der eigenen Identität aufzufassen. Europa kann somit zu einem neuen 

Raum für die eigene nationale Identität, Geschichte und Kultur werden. In der Tat gelang es 

Frankreich und vor allem der politischen Linken in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, das 

historische und kulturelle Erbe des Nationalstaats auf Europa zu übertragen und die zivilisato-

rische Mission von Frankreich auf Europa auszuweiten.
398

 Der Gaullismus erfuhr auf diese 

Art und Weise eine Europäisierung.
399

  

Frankreichs gewachsene Europaskepsis kann als eine unbewusste Reaktion auf den Verlust 

des universalistischen Gesellschaftsprojekts gesehen werden.
400

 Wäre Europa nach französi-

schem Vorbild geformt worden, dann wäre es eine Großmacht (Europe puissance) und die 

Politik wäre der Wirtschaft übergeordnet (Europe sociale). Die Exekutive würde dominieren 

und geographisch wäre Europa ein territorial definiertes und begrenztes Projekt.
401

 Das Ver-

mögen, die eigene Nation jenseits der Landesgrenzen zu sehen, hängt somit auch von der 

Vorstellung der Gemeinschaft jenseits dieser Grenzen ab.
402

 In der Regel wird diese von den 

französischen Eliten als ein größeres Frankreich gezeichnet.  

ĂCes derniers [les dirigeants fran­ais] masquent une réalité politique sur laquelle ils 

®chouent de plus en plus ¨ exercer leur influence, sôattribuent le m®rite dôune Europe 

                                                 
394  Vgl. Habermas 2001 
395  Habermas 2001 
396  Vgl. Habermas 1994, S. 13; vgl. Bouvet 2008, S. 172f. 
397  Vgl. Ferry 1994, S. 38ff.; vgl. Bouvet 2008, S. 172f. 
398  Vgl. Marcussen et al. 2001, S. 107; So schrieben sie 1991 in ihrem sozialistischen Projekt f¿r das Jahr 2000: ĂLe XXI¯ si¯cle semble 

 menacer une manière traditionnelle de concevoir notre pays et sa place dans le monde. Mais la France nôa jamais ®t® une r®alit® achev®e, 

 une donn®e fig®e de la nature et de lôhistoire. (é) Il nôexiste pas une unit® nationale ethnique mais une identit® historique et culturelle. 
 (é) En France, le civisme républicain peut constituer le plus court chemin vers lôuniversel. Lôattachement au sol, ¨ une ethnie, ¨ une 

 religion y compte moins que lôadh®sion aux valeurs universelles de lôintelligence, illustr®e par une grande tradition culturelle.ñ Parti 

 Socialiste 1992, S. 100f. 
399  Vgl. Schubert 1989 
400  Vgl. Bossuat 2007, S. 24 
401  Vgl. Schild 2008, S. 7 
402  Vgl. Schild 2002b, S. 82f. 
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id®ale qui nôexiste que dans leurs discours et privent en d®finitive ceux quôils sont cen-

s®s repr®senter de la possibilit® de sôapproprier la r®alit® europ®enne. Leur impéritie 

alimente lôeuroscepticisme quôils font mine de déplorer.ñ
403

 

2.5  Fazit: Europäisierung als Antwort auf die Globalisierung   

Das Ende des permissiven Konsenses hat zu einer Politisierung der Europäischen Integration 

geführt. In Frankreich wirkte das Referendum über den Vertrag von Maastricht wie ein Kata-

lysator. Die Politisierung hat die latenten Konfliktlinien über den Integrationsprozess auf die 

politische Tagesordnung gebracht. Die Konfliktlinie über die weitere Übertragung national-

staatlicher Souveränität hat sich ausdifferenziert. Die europapolitischen Konflikte verlaufen 

nun auch entlang der Rechts-Links-Achse der Politik sowie entlang universalistischer und 

anti-universalistischer Wertvorstellungen.  

Die Politisierung des Integrationsprozesses und die Zunahme an Konflikten erklären, warum 

politische Parteien sich europäisieren müssen. Angesichts der Überlagerung der Konflikte der 

Europäischen Integration mit denen der Globalisierung entspricht die Europäisierung von 

Parteien nicht nur einer normativen Forderung, sondern ist eine realpolitische Notwendigkeit. 

Der ökonomisch gesteuerte Prozess der Globalisierung verlangt in den Augen der Wähler 

nach einem sozialen Ausgleich. Ein allein an ökonomischer Effizienz orientierter europäi-

scher Integrationsprozess greift zu kurz, um den Erwartungen der Wählerschaft zu entspre-

chen. Die Prozesse der nationalen Öffnung ï sei es auf europäischer oder globaler Ebene ï 

betreffen sie inzwischen in ihrem alltäglichen (Arbeits-)leben und beeinflussen ihr Wahl- und 

Protestverhalten. Es muss im ureigenen Interesse der politischen Parteien liegen, die Europäi-

sche Union als ein Schutzschild gegen die Globalisierung darzustellen.  

Parteiübergreifend lässt sich jedoch auch ein Interesse beobachten, Wählererwartungen zu 

minimieren und die Folgen von Europäisierung und Globalisierung nicht zu thematisieren. 

Der politische Wettbewerb soll vor dem Hintergrund von Individualisierung und Volatili tät 

der Wähler berechenbar bleiben. Diese bei den Regierungsparteien zu beobachtende Tendenz 

wird jedoch durch die Anti-Kartellparteien wie die rechtsextreme Front national und im ge-

ringeren Maße die linksextremen Parteien sowie die globalisierungskritische und soziale Be-

wegung herausgefordert.  

Das Dilemma der Regierungsparteien ï Europa inklusive seiner Nebenfolgen zu verteidigen 

und den soziopolitischen Unterbau des Integrationsprozesses zu stärken ï ist angesichts der 

realpolitischen Entwicklung der Europäischen Union und des Wertewandels weiter erschwert 

worden. Die Vertiefung des Integrationsprozesses wurde immer weiter hinausgezögert, wo-

hingegen die Erweiterung der Europäischen Union vollzogen wurde. Der Wertewandel hat 

                                                 
403  Autret 2008, S. 29f. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

69 

darüber hinaus dazu geführt, dass die Repräsentationsfunktion der Parteien und ihre Binde-

wirkung nachgelassen haben. Parteien haben sich professionalisiert, streben den Machterhalt 

an und haben sich von der Gesellschaft entfernt.  

Die Europäisierung von Parteien muss also unter erschwerten Bedingungen stattfinden. Trotz 

aller Nebenfolgen, die für sozialdemokratische Parteien wegen der dominierenden ökonomi-

schen Integration besonders schwer wiegen, müssen sie sich als Regierungspartei loyal zu 

dem Integrationsprozess verhalten. Gleichzeitig müssen sie jedoch für eine neue Ausrichtung 

des Integrationsprozesses eintreten. Der geringe parteipolitische Einfluss auf europäischer 

Ebene erschwert eine Strategie der Europäisierung. Die innerparteiliche Mauer des Wider-

standes ist schwer zu überwinden, wenn keine überzeugenden Argumente im Hinblick auf ein 

soziales Europa vorgebracht werden.  
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II I .  Geschichte und Identität der Parti socialiste 

Der historische Neoinstitutionalismus betont die Bedeutung des Gründungsmoments einer 

Organisation für ihre gegenwärtige Entwicklung. Der Umgang eines Akteurs mit aktuellen 

Herausforderungen erklärt sich demnach mit dem historischen Pfad, den dieser einmal einge-

schlagen hat. Für die Parti socialiste sind ihre historische Entwicklung und die damit verbun-

denen sozialistischen Werte immer eine Referenz geblieben und haben ihre Wahrnehmung 

von Politik und Gesellschaft nachhaltig beeinflusst.
404

 

3.1  Die französischen Sozialisten und die historischen Besonderheiten  

3.1.1  Die soziale, politische und nationale Frage vor dem Ersten Weltkrieg 

Drei Fragen haben die Entstehung sozialdemokratischer Parteien in Europa beeinflusst: die 

soziale, die politische und die nationale Frage.
405

 Abhängig von der Einheit der Arbeiter- und 

Gewerkschaftsbewegung sowie den nationalen Rahmenbedingungen gaben die sozialdemo-

kratischen Parteien jedoch unterschiedliche Antworten. Wirkten diese Fragen somit einerseits 

identitätsstiftend für die Parteifamilie, haben sie andererseits auch zur Herauskristallisierung 

einzelner Typen der Sozialdemokratie beigetragen und ihnen eine nationale Prägung verlie-

hen.   

Die Zersplitterung der Arbeiterbewegung war in Frankreich außergewöhnlich groß.
406

 Ideolo-

gische Grundsatzfragen, die Beteiligung an bürgerlichen Regierungen und die Haltung zu den 

Gewerkschaften bildeten die Hauptstreitpunkte zwischen den zentralen Vertretern Jules 

Guesde, Édouard Vaillant und Jean Jaurès. Der Wunsch der Zweiten Internationale nach einer 

starken und vereinten sozialistischen Partei in Frankreich führte schließlich zur Einigung der 

französischen Arbeiterbewegung. 30 Jahre nach dem Gothaer Einigungsparteitag der deut-

schen Sozialdemokraten gründete sich 1905 die Section fran­aise de lôInternationale ouvrière 

(SFIO).   

Die Partei erbte die organisatorischen Besonderheiten des von Guesde geprägten Vorläufers 

mit einer Vielzahl an politischen Strömungen, einer dezentralen Organisationsstruktur und 

einem schwachen innerparteilichen Zusammenhalt.
407

 Die Zersplitterung der sozialistischen 

Bewegung war und blieb ein Merkmal der Partei. Die SFIO teilte sich nur zwei Jahre nach 

Parteigründung wieder in ihre verschiedenen Strömungen auf, die in der ständigen Verwal-

                                                 
404  ĂLes militants, les ®lus et les dirigeants, dans la fa­on dont ils g¯rent les changements politiques et soci®taux, r®agissent avec des  
 instruments et des cadres cognitifs largement modél®s par lôhistoire de lôinstitution partisane.ñ Lefebvre, Sawicki 2006, S. 42 
405  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 59 
406  Vgl. hierzu ausführlich: von Oppeln 1986, S. 588, vgl. Fenske et al. 2003, S. 456, vgl. Kergoat 1997, S. 8ff. 
407  Vgl. Panebianco 1988, S. 96 
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tungskommission der Partei proportional vertreten waren.
408

 Die Strömungen existierten ei-

genständig und versammelten sich bei den Kongressen getrennt. Die Parteiführung übte nur 

wenig Macht aus. Diese lag bei den Vorsitzenden der großen Föderationen und entsprach der 

Honoratiorenstruktur der SFIO. Das politische Zentrum der Partei befand sich ï entsprechend 

der bedeutenden Rolle des Parlaments in der III. Republik ï bei der parlamentarischen Frakti-

on unter der Führung von Jean Jaurès.
409

 Die schwachen Parteistrukturen drückten sich auch 

in den Mitgliederzahlen aus. Während die deutsche Sozialdemokratie vor dem Ersten Welt-

krieg rund 1.685.000 Mitglieder zählte, hatte die SFIO 1914 nur etwa 93.000 Anhänger.
410

  

Die soziale Frage stellte sich in Frankreich unter anderen Voraussetzungen als in Deutschland 

oder in Großbritannien. In Deutschland war die Arbeiterklasse eine anteilsmäßig starke Be-

völkerungsgruppe und die Gewerkschaften eine mächtige und vereinte Bewegung, die die 

politische Repräsentation durch die Sozialdemokratie akzeptierte. Die ab 1872 einsetzende 

Verfolgung der sozialistischen Organisationen und ihre ersten Wahlerfolge trugen zur Einheit 

der Bewegung bei. Das britische Modell wurde durch die frühen Kontakte der Gewerkschaf-

ten zum parlamentarischen System und zur liberalen Partei geprägt. Zu Beginn des 19. Jahr-

hunderts wuchs bei den britischen Gewerkschaften die Überzeugung für eine eigene parla-

mentarische Repräsentation, die 1906 zur Gründung der Arbeiterpartei führte. Im Gegensatz 

zur deutschen Sozialdemokratie fehlten ihr allerdings marxistische und revolutionäre Bezü-

ge.
411

  

Die industrielle Revolution setzte in Frankreich zwar früh ein, schritt aber nur langsam voran. 

Eine disziplinierte Arbeiterpartei konnte wegen des fehlenden industriellen take-off nicht ent-

stehen.
412

 Im Unterschied zu Großbritannien und Deutschland lehnten Arbeiter und Gewerk-

schaften darüber hinaus die Zusammenarbeit in einer Arbeiterpartei ab. Die französischen 

Arbeiter misstrauten der politischen Interessenvertretung. Die politische Auseinandersetzung 

war nicht nur gefährlich, wie die Revolution von 1848 und die Niederschlagung der Pariser 

Kommune 1871 gezeigt hatten, sondern auch ambivalent, weil die demokratischen Eliten des 

Bürgertums diese auch zu ihrem eigenen Nutzen vorantrieb.
413

 Die Niederschlagung der 

Kommune führte zu einer grundlegenden Enttäuschung der Arbeiter über die parlamentari-

sche Demokratie.
414

  

                                                 
408  Vgl. Caron, Favier 1991, S. 488 
409  Vgl. Portelli 1998, S. 11ff; Stephan 2001, S. 37 
410  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 37; 51 
411  Vgl. Grunberg 1997 17ff., Bergounioux, Grunberg 1996, S. 27ï57 
412  Vgl. Hüser 2000, S. 19 
413  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 22 
414  Bei der Pariser Kommune handelte es sich zwar um keine Revolution der Arbeiter, aber für die Arbeiterschaft war die Erfahrung  

  traumatisch, weil 78,4 Prozent der verhafteten Kommunarden und 81,4 Prozent der Deportierten Arbeiter waren. Vgl. zu der  

 Einordnung und Bedeutung der Niederschlagung der Kommune Bergounioux, Grunberg 2005, S. 20, Kergoat 1997, S. 3ff; Portelli 
 1980b, S. 17, Noiriel 1986, S. 75; Grunberg 1997, S. 11  
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Nach der Niederschlagung der Kommune verteidigten Sozialisten und republikanische Radi-

kale gemeinsam die noch junge III.  Republik gegen die Restauration der Monarchie.
415

 Erst 

als die republikanische Staatsform sich um 1880 durchsetzte und die soziale Frage auch in 

Frankreich an Bedeutung gewann, distanzierte sich die sozialistische Bewegung von den bür-

gerlichen Radikalen. Es gilt als allgemein anerkannt, dass die Natur des französischen Sozia-

lismus im republikanischen Radikalismus liegt.
416

 Der Partei fehlten sozialdemokratische 

Strukturen, da sie nicht in der Arbeiterschaft verankert und mit den Gewerkschaften verbun-

den war.
417

 Bergounioux und Grunberg warnen jedoch davor, die politische Identität der So-

zialisten losgelöst von ihrem Diskurs zu analysieren, mit dem diese sich selbst in die Traditi-

on des Sozialismus stellen. Die Abwesenheit sozialdemokratischer Strukturen reiche nicht 

aus, um der Parti socialiste den sozialistischen Charakter abzusprechen.
418

 

Nach der republikanischen Synthese um 1880 blieb der Stellenwert der Republik für die Ver-

folgung der sozialistischen Ziele länger als in anderen europäischen sozialdemokratischen 

Parteien umstritten. In Abgrenzung von den republikanischen Radikalen beanspruchten die 

Sozialisten die Vertretung einer sozialen Klasse, die sich nicht auf der Grundlage von parla-

mentarischen Mehrheiten oder Minderheiten bildete.
419

 Das 1848 in Abwesenheit von Partei- 

und Klassenidentitäten eingeführte allgemeine Männerwahlrecht war nicht unangreifbar, wie 

die in den Diskursen der Guesdisten immer wieder auftauchende Formel Ămit dem Stimmzet-

tel oder dem Gewehrñ
420

 zeigte.  

Die innerparteilichen Auseinandersetzungen zwischen Guesde, Vaillant und Jaurès über den 

Stellenwert der Republik erschwerten die Antwort auf die sich stellende demokratische Fra-

ge.
421

 Jean Jaurès führte 1908 auf dem Parteitag von Toulouse eine Synthese herbei, die einer-

seits die Teilnahme an Wahlen als eine wesentliche Aufgabe des Sozialismus sah, jedoch an-

dererseits den revolutionären Charakter der Partei bekräftigte.
422

 Jaurès löste die Konflikte 

zwischen der Arbeiterklasse und dem Bürgertum sowie zwischen den Anhängern der Repub-

lik und der alten Ordnung auf: Als offensives Element sah er den Klassenkampf und als de-

fensives Element die Verteidigung der Republik. Auf diese Weise ermöglichte Jaurès eine 

Integration der französischen Sozialisten in das politische System.
423

  

                                                 
415  Die 1877 von Jules Guesde gegr¿ndete Zeitung ĂLô£galit®ñ trug noch den Untertitel Ărepublikanisch, atheistisch, sozialistischñ,vgl. 

 Bergounioux, Grunberg 2005, S. 25 
416  Vgl. Portelli 1998, S. 23; vgl. auch Goetschel, Morin 2007, S. 4 
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Der sich seit 1890 bei den Sozialisten abzeichnende politische Reformismus triumphierte pa-

radoxerweise in dem Moment, als in der Arbeiterklasse die antiparlamentarischen Tendenzen 

einen wachsenden Erfolg erzielten.
424

 Für die französischen Gewerkschaften gab es keinen 

Grund, der sozialistischen Bewegung eine Führungsrolle zu überlassen. Sie reagierten auf die 

antiparlamentarischen Tendenzen in der Arbeiterschaft mit einer revolutionären Strategie, die 

keiner politischen Vermittlung bedurfte.
425

 Die Gewerkschaften misstrauten der Politik und 

verabschiedeten 1906 auf dem Kongress von Amiens die sogenannte Charte dôAmiens, die 

die Neugestaltung der Gesellschaft unabhängig vom parlamentarischen Sozialismus vorsah. 

Die Gründung einer sozialdemokratischen Partei nach deutschem Vorbild war damit ausge-

schlossen und der sozialistischen Partei fehlte durch die mangelnde Gewerkschaftsanbindung 

ein moderierendes und legitimierendes Element im Verhältnis zu den Parteimitgliedern und 

zur Arbeiterschaft.  

Neben der sozialen und demokratischen Frage wurde die sozialistische Bewegung Ende des 

19. Jahrhunderts mit der nationalen Frage konfrontiert, die die Sozialisten zu einem Ausgleich 

zwischen dem Internationalismus und den nationalen Realitäten herausforderte. Der Internati-

onalismus hatte die Parteien der sozialdemokratischen Bewegung seit ihren Ursprüngen zu 

Parteien sui generis gemacht.
426

 Der Internationalismus basierte auf der Annahme des Mar-

xismus, dass das Proletariat von nationalen Ressentiments frei sei, sobald es einmal von der 

Notwendigkeit des Klassenkampfes überzeugt sei.
427

 Die Sozialisten hielten zwar an ihrer 

internationalen Doktrin fest, die die Nationen zu einem vorübergehenden Phänomen erklärte, 

arrangierten sich jedoch mit der politischen Realität, die ihre Integration in das nationale poli-

tische System vorantrieb. Der Internationalismus der Sozialisten war demnach im eigentlichen 

Wortsinne Ăinter-nationalñ.
428

 Jaurès versuchte den Widerspruch zwischen Internationalismus 

und Nation aufzulösen, indem er erklärte, dass ein wenig Internationalismus vom Vaterland 

entferne, viel Internationalismus aber wieder zurückführe.
429

  

Nach der Ermordung von Jean Jaurès am 31. Juli 1914 traten die französischen Sozialisten am 

2. August 1914 der Union sacrée bei. Im Moment der nationalen Gefahren und des Ausnah-

mezustands bekannten sie sich zu ihrer republikanischen Gesinnung: Aus der sozialistischen 

Bewegung waren in Europa nationale Parteien hervorgegangen, die ihre internationalen Ziel-

setzungen den politischen Realitäten unterordneten.
430

 Noch heute ist der Internationalismus, 
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verstanden als Solidarität zwischen sozialen Gruppen verschiedener Nationalstaaten, jedoch 

Wert und Praxis der Sozialisten zugleich.
431

  

ĂLe besoin de croire, de produire des esp®rances, de les renouveler, conforte 

lôengagement, le déclenche pour parti, le stimule ensuite. La remarque vaut tout particu-

lièrement pour les tenants du socialisme démocratique qui doivent sans cesse justifier 

leurs pratiques r®formistes en d®montrant quôils ne renoncent pas ¨ des perspectives 

plus ambitieuses. Lôinternationalisme remplit cette fonction compensatrice. Il maintient 

un lien avec des idéaux partagés qui font vibrer le militant.ñ
432

 

3.1.2  Die französischen Sozialisten vor der kommunistischen Herausforderung  

Die strukturellen Schwächen des französischen Sozialismus ebneten dem Kommunismus den 

Weg und machten letzteren nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum Ende der 1970er Jahre zur 

dominierenden Kraft im linken Lager. Der französische Kommunismus sprach nicht nur Intel-

lektuelle und Linke an, sondern auch die Gewerkschaftsbewegung, die ihre revolutionären 

Ambitionen nicht aufgegeben hatte. Die Kommunisten dominierten die Gewerkschaften, in 

denen die Sozialisten zu einer Minderheit wurden.
433

 

Die Oktoberrevolution von 1917 hatte in Frankreich revolutionäre und internationalistische 

Identitäten geweckt.
434

 Viele vom Bolschewismus faszinierte Männer traten in der Folge der 

SFIO bei. Die Mitgliederzahl wuchs von etwa 57.000 zu Beginn des Jahres 1919 auf 180.000 

Anhänger am Ende des Jahres 1920. Im Dezember 1920 kam es allerdings auf dem Parteitag 

von Tours zur Spaltung der SFIO. Etwa zwei Drittel der Mitglieder wechselten zur Section 

fran­aise de lôInternationale communiste, mit 50.449 Parteimitgliedern fiel die SFIO in etwa 

wieder auf das Niveau aus dem Jahr 1919 zurück.
435

  

Das Verhältnis der Sozialisten zu den Kommunisten war in der Folge geprägt von Faszination 

und Ablehnung. Léon Blum hoffte 1920, dass es nur ein Familienstreit sei und dass die vom 

Weg Abgekommenen unter das gemeinsame Dach zurückkehrten.
436

 Er betonte die gemein-

samen Ziele von Kommunisten und Sozialisten.
437

 Die kommunistische Organisationsform 

des demokratischen Zentralismus wurde von den Sozialisten jedoch entschieden abgelehnt. 

Auch gab es in den 1920er Jahren immer eine antikommunistische Strömung, die sich vor 

allem gegen die stalinistische Politik richtete. Wegen des ursprünglichen Zusammengehörig-

keitsgefühls blieb das Verhältnis zum Kommunismus ambivalent.
438

 

Die Integration der SFIO in das politische System schritt nach der Abspaltung der Kommu-

nisten voran. Trotz des massiven Mitgliederschwunds wurde die SFIO ab 1928 wieder zur 
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wählerstärksten Partei der Linken. Die Mandatsträger waren zu einem großen Teil der SFIO 

treu geblieben. 1936 bildeten SFIO und die Radikalsozialisten (Parti républicain, radical et 

radical-socialiste) mit Unterstützung der Kommunisten die Volksfrontregierung.
439

 Die Front 

populaire blieb für Jahrzehnte eine Referenz für die Einheit der Linken und für die Möglich-

keit tiefgreifender sozialer Reformen. Auch zeigte sie, dass eine linke Politik mit der Akzep-

tanz des parlamentarischen Systems einhergehen konnte.
440

 Blum hatte hierfür die theoreti-

sche Grundlage geliefert und unterschied zwischen der Eroberung und der Ausübung der 

Macht.
441

 Diese Differenzierung erlaubte, die revolutionären Ambitionen der SFIO zu bewah-

ren und gleichzeitig die Integration in das politische System fortzusetzen.  

Nach Billigung des Hitler-Stalin-Pakts 1939 durch die kommunistische Partei stimmte die 

SFIO der Aufhebung der Abgeordnetenrechte der Kommunisten zu. Der Antikommunismus 

der Sozialisten erreichte mit dem Hitler-Stalin-Pakt einen Höhepunkt.
442

 Mit Beginn des 

Zweiten Weltkriegs und der Etablierung des Vichy-Regimes existierte die SFIO nur noch im 

Untergrund und ein Teil der sozialistischen Anhänger schloss sich den existierenden Wider-

standsgruppen an.
443

 Der Widerstand gegen das Vichy-Regime erlaubte den Sozialisten, die 

Ideen von Republik und Sozialismus erneut zu vereinen und die Verteidigung der Republik 

wurde zum vorrangigen Ziel.
444

 

Die Kommunisten zählten zu einer der einflussreichsten Gruppen der Résistance in Frank-

reich und waren für den Führer des Widerstands, General Charles de Gaulle, unumgänglich. 

Diese bedeutende Rolle im Widerstand erklärt die Attraktivität der Kommunisten nach dem 

Zweiten Weltkrieg. Darüber hinaus konnten sie nach Ablösung des Vichy-Regimes und durch 

das Herausdrängen der Kollaborateure viele Einzelgewerkschaften und Dachverbände unter 

ihre Kontrolle bringen, wie zum Beispiel die Confédération générale du travail (CGT). Die 

SFIO schloss hingegen die Parlamentarier, die 1940 für die Übertragung der Vollmachten auf 

Marschall Philippe Pétain gestimmt hatten, aus der Partei aus und erklärte sie für nicht wähl-

bar.
445

 Die SFIO musste nach der Befreiung Frankreichs ihr Verhältnis zur dominanten kom-

munistischen Partei neu bestimmen. Der Vorschlag, eine gemeinsame französische Arbeiter-

partei zu gründen, wurde im Juni 1945 von den Sozialisten abgelehnt.
446

 Sie wussten, dass ein 

Zusammenschluss sich allein zugunsten der Kommunisten ausgewirkt hätte.  
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Bis zum Ausscheiden der Kommunisten aus der Regierung im Mai 1947 bildeten diese ge-

meinsam mit der SFIO und der 1944 gegründeten christdemokratischen Partei Mouvement 

républicain populaire (MRP) die Regierung des tripartisme.
447

 Das Jahr 1947 war das Jahr 

der Entscheidungen: Mit Beginn des Kalten Kriegs kam es zum Bruch zwischen den Sozialis-

ten und den Kommunisten, obwohl eine Mehrzahl der Parteimitglieder diesen eigentlich nicht 

wollte. Nach dem Austritt der Kommunisten aus der Regierung beteiligte sich die SFIO bis 

1951 an den Regierungen der troisième force. Diese dritte Kraft bildeten alle Parteien, die die 

IV. Republik gegenüber der doppelten Opposition von Kommunisten und Gaullisten vertei-

digten.
448

 Die Sozialisten waren innerhalb der Koalition jedoch den Parteien der Mitte und der 

Rechten unterlegen und mussten konservative Entscheidungen mittragen.  

Léon Blum sprach sich nach dem Krieg für eine gründliche Überarbeitung des Parteipro-

gramms aus. Er scheiterte jedoch, weil sich die Partei gegen jede Form des Revisionismus 

wehrte.
449

 1946 wurde Guy Mollet, der Vertreter des militanten Flügels und Symbolfigur ei-

ner doktrinären Tradition, Generalsekretär der Partei. Ihm gelang es in den folgenden Jahren, 

die zentrale Autorität in der Partei zu werden und einen revolutionären Diskurs zu etablieren. 

Identitätsstiftend wurde ein starker Antikommunismus.  

Während viele europäische sozialdemokratische Parteien sich nach dem Krieg durch die 

Übernahme der Regierungsverantwortung ideologisch mäßigten,
450

 trug der Machterwerb bei 

den französischen Sozialisten zur Radikalisierung bei. Als Guy Mollet 1956 das Amt des 

Premierministers übernahm, wurde der molletisme zum Synonym für die Diskrepanz von Re-

gierungspraxis und -theorie.
451

 Ein großer Teil der Sozialisten lehnte vor allem Mollets Unter-

stützung des Algerienkriegs ab. Durch die Teilnahme Mollets als Minister in der Regierung 

der ĂNationalen Einheitñ unter Charles de Gaulle 1958 wurde die Regierungspraxis stark dis-

kreditiert.
452

 

Von 1947 bis Anfang der 1960er Jahre hatte die SFIO die Hälfte ihrer Wählerschaft und mehr 

als drei Viertel ihrer Mitglieder verloren.
453

 Ende der 1950er Jahre hatten sich zahlreiche neue 

Clubs, Bewegungen und Parteien im linken politischen Spektrum gegründet. Der Kampf ge-

gen den Kolonialismus und gegen den Algerienkrieg hatten diese von der SFIO entfernt. Die 

kommunistische Partei bot für sie keine Alternative, weil sie deren Moskauhörigkeit ablehn-

ten. 1964 schlossen sie sich teilweise zur Convention des institutions républicaines (CIR) zu-

sammen, die einen gemäßigten Sozialismus vertrat und zu deren Führern François Mitterrand 
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zählte. Bei den Präsidentschaftswahlen 1965 vereinte sich ein Teil der nicht-kommunistischen 

Linken ï wie die SFIO, die CIR und ein Teil der Radikalsozialisten ï unter der Dachorganisa-

tion der Fédération de la gauche démocrate et socialiste (FGDS).
454

 Mitterrand erzielte als ihr 

Kandidat bei den Präsidentschaftswahlen 1965 einen Achtungserfolg gegenüber dem Präsi-

denten Charles de Gaulle.
455

  

Von der 68er-Bewegung konnten hingegen weder die Kommunisten, noch die FGDS unter 

Mitterrand politisch profitieren. Nach dem Sieg der Gaullisten bei den Parlamentswahlen vom 

Juni 1968 löste sich die FGDS auf.
456

 Für die extreme Linke bedeutete der Mai 1968 Ăeine 

glorreiche Stundeñ.
457

 Die Mobilisierung und die Konfrontation auf der Straße wurden zu 

einer ihrer privilegierten Ausdrucksformen. Zu dieser extremen Linken gehörte beispielsweise 

die Parti socialiste unifié (PSU), die Marxisten, desillusionierte Sozialisten, linksgerichtete 

Katholiken und Anhänger des ehemaligen Premierministers Pierre Mendès-France anzog. Ein 

Teil ihrer Mitglieder um Michel Rocard trat 1974 der neu gegründeten Parti socialiste bei und 

setzte sich dort für die Idee der Selbstverwaltung (autogestion) ein, die innerhalb der PSU 

entwickelt worden war. Auch Mitglieder anderer linksextremer Parteien traten bis Anfang der 

1990er Jahre vereinzelt der PS bei, wie etwa Julien Dray von der Ligue communiste révolu-

tionnaire oder Jean-Christophe Cambadélis von der Parti communiste internationaliste, der 

400 weitere Anhänger mitbrachte.
458

  

Ende der 1960er Jahre blieb das Verhältnis zu den Kommunisten die zentrale Herausforde-

rung für die Sozialisten. Nach der Auflösung der FGDS leitete Guy Mollet auf den Parteita-

gen in Alfortville und Issy-les-Moulineaux im Mai und Juli 1969 die Neuausrichtung der 

SFIO ein. Der im Mai gegründeten Nouveau Parti socialiste (NPS) traten nach der verheeren-

den Wahlniederlage von Gaston Defferre bei den Präsidentschaftswahlen im Juli 1969 die 

Union des groupes et des clubs socialistes (UGCS) um Jean Poperen bei. Innerhalb der SFIO 

gab es verschiedene Ansätze zur Reform.
459

 Das 1966 gegründete Centre dô®tudes, de 

recherches et dô®ducation socialistes (CERES) unter der Leitung von Jean-Pierre Chevène-

ment und Didier Motchane befürwortete die Kooperation mit den Kommunisten. Das Centre 

dô®tudes et de promotion (CEDEP) unter der Federführung von Pierre Mauroy strebte eine 

Umgestaltung der SFIO nach dem Vorbild der europäischen Sozialdemokratie an.  

Für die sozialistische Partei stellte sich damit am Ende der 1960er Jahre die Frage nach der 

politischen Ausrichtung ï weiter links oder näher zur Mitte ï und damit auch nach der Bünd-
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nisstrategie gegenüber den Kommunisten, der dominierenden Kraft im linken Lager. Der Vor-

sitzende der NPS Alain Savary befürwortete eine Annäherung von Sozialisten und Kommu-

nisten auf der Grundlage einer umfassenden ideologischen Debatte. Dieses Vorgehen wurde 

von François Mitterrand kritisiert. Er setzte sich für ein Bündnis von Kommunisten und Sozi-

alisten ohne offene ideologische Auseinandersetzung ein.
460

 Mitterrand wurde auf dem Partei-

tag von Épinay-sur-Seine 1971 von einer Minderheit der SFIO aus Notabeln um Pierre Mau-

roy und Gaston Defferre, den Anhängern des linken CERES-Flügels und den ehemaligen 

Mitglieder der CIR unterstützt. Es gelang ihm, gegen den Widerstand der alten Parteispitze 

die Führung der PS zu übernehmen.
461

 Nach seiner Wahl zum Vorsitzenden traten drei ent-

scheidende Veränderungen ein:  

- die Institutionen der V. Republik und die Präsidentschaftswahl wurden einer Neubewer-

tung unterzogen,  

- die Partei wurde zum Mittel der Machteroberung und war kein Selbstzweck mehr,  

- die leidenschaftlichen Beziehungen zwischen Kommunisten und Sozialisten wurden durch 

ein abgekühltes, pragmatisches und strategisches Verhältnis ersetzt.
462

  

3.1.3  Die französischen Sozialisten und die Synthese ihrer Widersprüche 

Die Identität der französischen Sozialisten kann anhand der Suche nach einem Ausgleich zwi-

schen carrierists und believern beschrieben werden. Diese Konflikt linie ist ï wie Panebianco 

gezeigt hat ï nicht spezifisch für die französischen Sozialisten, jedoch wurde sie vor dem Hin-

tergrund der französischen Geschichte von diesen besonders schmerzhaft erlebt.
463

 Wegen der 

fehlenden zivilgesellschaftlichen und gewerkschaftlichen Verankerung der Partei kommt für 

Portelli der Ausgleich der Widersprüche einer Quadratur des Kreises gleich.
464

 Seit der Neu-

gründung der Partei 1971 wird bereits über das Ende der historischen Besonderheiten der Par-

tei diskutiert. 

Die Französische Revolution gilt als die Geburtsstunde der französischen Linken und hat ih-

ren revolutionären Charakter geprägt.
465

 Das Streben nach Kompromissen ist der revolutionä-

ren Kultur fremd und so fiel es den französischen Linken schwerer als ihren Schwesterpartei-

en in Großbritannien oder Deutschland, sich den jeweiligen politischen Rahmenbedingungen 

anzupassen. Der Begriff der Sozialdemokratie wurde vor diesem Hintergrund mit einem Ver-
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zicht auf revolutionäre Ambitionen oder auf eine besondere politische Gestaltungskraft ver-

bunden.  

ĂElle [la culture de gauche en France] nôest pas une culture social-démocrate. Le Parti 

socialiste a ainsi toujours vécu sous le regard soupçonneux voire accusateur de la cul-

ture de la gauche fran­aise. Côest toujours par rapport ¨ elle quôil a ressenti le besoin de 

se justifier pour conserver ¨ ses propres yeux sa l®gitimit® de gauche.ñ
466

 

Bei jeder Neuausrichtung oder -gründung vermied die Partei eine reformistische Orientierung 

und erklärte, dass ihr Ziel nicht die Reform der bestehenden Gesellschaft sei, sondern die 

Vorbereitung der Revolution, die die Gesellschaft von Grund auf erneuere.
467

 Für Winock 

leitet ein Ărevolutionäres Überichñ die Mitglieder und Führungskräfte der Partei. Auch wenn 

die Partei keine Revolution vorbereitete, so wolle sie doch den Glauben aufrecht erhalten, 

dass diese eine Option bleibe.
468

 

Der Revisionismus erfolgte in der PS immer versteckt und implizit. Er war in der Regie-

rungsverantwortung zu erkennen, wurde aber von der Mehrzahl der Parteikongresse zurück-

gewiesen. Dort bemühte man sich, die Geschlossenheit der Partei wieder über das Bekenntnis 

zu einer linken Politik herzustellen.
469

 Die für SFIO und PS charakteristische innerparteiliche 

Zersplitterung verringerte ihre Anpassungs- und Konfliktfähigkeit.
470

 Sowohl die Regierungs-

erfahrung als auch die Revision der Ideologie konnten die Geschlossenheit der Partei gefähr-

den.
471

 Die ideologischen Angebote bzw. kollektiven Anreize für die believer führten immer 

wieder zu Spannungen mit den selektiven Anreizen der carrierists.  

ĂDiese Doppelnatur erklªrt das Spannungsverhªltnis, das ihre ganze Geschichte kenn-

zeichnet: Als Wählerpartei kann die PS radikale Revisionen (1971, 1983) unternehmen, 

um ihren Einfluss zu bewahren, als Mitgliederpartei behält sie eine interne Arbeitswei-

se, die heute ¿berholten Traditionen zugeschrieben wird.ñ
472

  

Schon vor der Regierungsübernahme 1981 hatten die Sozialisten auf lokaler Ebene Regie-

rungsverantwortung getragen und die lokalen Honoratioren waren stärker an ihrer Wieder-

wahl interessiert als an ideologischen Debatten. Nach 23 Jahren Oppositionszeit übernahm die 

Partei schließlich erstmals auf nationaler Ebene die Regierungsverantwortung.
473

 Zwar hatte 

sie schon in der III. und IV. Republik auf nationaler Ebene regiert, aber diese Erfahrungen 

hatten nicht zu einer Kultur des Regierens geführt. Bis zur politischen Wende 1984 wiesen die 

Sozialisten jegliche Anspielung auf eine derartige Kultur zurück und blieben in ihrem Kern 
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eine Oppositionspartei, die die Machtausübung begrenzen wollte.
474

 Erst nach der Wende von 

1984 akzeptierte sie ihre Rolle als Regierungspartei, aber das Spannungsverhältnis zwischen 

Ambitionen und Gewissensbissen ï so Bergounioux und Grunberg ï blieb bestehen und 

kennzeichnet die Partei bis heute:  

ĂDôo½ une d®marche cahotante très particulière, faite de pas en avant vers le pouvoir ï 

lôambition ï suivis par un retour aux sources exprimant le refus de toute révision doctri-

nale véritable ï le remords.ñ
475

 

Die PS suchte einen Ausgleich zwischen ambition und remords, indem sie unterschiedliche 

Dimensionen der Identität bediente und koexistieren ließ: Die gemeinsame Identität, die nach 

außen getragen wurde; die substantielle Identität, die durch Werte, gemeinsame Regeln und 

Überzeugungen intern hergestellt wurde sowie die reflexive Identität, anhand derer sich die 

Organisation selbst vergewisserte.
476

  

Diese Selbstvergewisserung fand immer durch die Bekräftigung der revolutionären Ambitio-

nen der Partei statt.
477

 Der Diskurs spielte eine herausragende Rolle zur Herstellung der refle-

xiven Identität und reichte bis zum Ăverbalen Exzessñ.
478

 Da die französischen Sozialisten 

nicht ihre Identität wie andere sozialdemokratische Parteien aus der Verankerung der Partei 

im Arbeitermilieu ziehen konnten, mussten sie über den Diskurs ihre Wähler mobilisieren und 

über symbolische Aktionen Präsenz zeigen.
479

  

Die substantielle Identität der Partei wurde über ihre gemeinsamen Regeln hergestellt. Vor-

rangig waren das Prinzip der innerparteilichen Demokratie und die Anerkennung der inner-

parteilichen Strömungen. Diese wurden in den Führungsgremien proportional repräsentiert. 

Ferner gehörte zur substantiellen Identität eine besondere Wertschätzung der Parteimitglieder, 

die die höhere Moral der Sozialisten verkörperten. Für diese stellte die PS trotz Schwierigkei-

ten, Krisen, Neugründungen und Regierungsbeteiligungen einen Ort der Legitimität dar. Die 

Parteimitglieder sahen sich selbst als Repräsentanten des engagierten Staatsbürgers.
480

  

Die gemeinsame Identität konnte nur ein charismatischer Führer herstellen. Er musste die 

existierenden Widersprüche in einer Synthese zusammenzuführen und die Einheit der Partei 

nach außen verkörpern.
481

 So erklärte Jean Jaurès Anfang des 20. Jahrhunderts den Klassen-

kampf zum offensiven Element und die Verteidigung der Republik zum defensiven Ele-

                                                 
474  Vgl. Portelli 1998, S. 105ff. 
475  Bergounioux, Grunberg 2005, S. 9 
476  Vgl. Seidl 2005, S. 67ff. 
477  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 297 
478 Vgl. Sadoun 1993, S. 13  
479  Vgl. Garraud 1978, S. 265; ĂLes cyniques, qui ne manquent pas au PS, vous diront que les motions ou les programmes de congrès ne 

 sont pas faits pour être suivis ou réalisés; leur fonction est de ressouder les rangs du parti.ñ Winock, Nikel 2006, S. 170 
480  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1992, S. 287 
481  Vgl. zur Bedeutung eines charismatischen Führers auch Sadoun 1993, S. 15 
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ment.
482

 François Mitterrand ersetzte hingegen das leidenschaftliche Verhältnis zu den Kom-

munisten durch ein strategisches und konnte mit einem revolutionären Diskurs gleichzeitig 

Hoffnungen auf einen Wandel der Gesellschaft aufrecht erhalten. Gegensätzliche Positionen 

ließ er nebeneinander stehen.
483

  

Die Widersprüche der Partei wurden zu einer ganz besonderen Form der Synthese zusam-

mengeführt, die unterschiedliche Identitäten auf unterschiedlichen Ebenen miteinander ver-

knüpfen konnte ï häufig in Form von Formelkompromissen. Die Partei war Wähler- und Mit-

gliederpartei zugleich. Sie strebte nach der Macht, wollte aber der Ideologie treu bleiben. Die 

Synthese stellt somit etwas anderes als einen Kompromiss dar: 

ĂOr lôentre-deux socialiste nôest pas le centre, il ne désigne pas une politique moyenne 

et opportuniste, un mélange sans identité propre ; il nôest m°me pas ¨ ®quidistance de 

ses extrêmes ; il a la nature des produits hybrides où ne se reconnaissent plus les élé-

ments qui les composent.ñ
484

  

Die Debatte über das Ende der historischen Besonderheiten wird durch drei Daten struktu-

riert: Die Neugründung der Partei unter Vorsitz von Mitterrand, die Regierungspraxis seit 

1981 sowie das Ende des Ost-West-Konflikts. Hebt man die Bedeutung der historischen Tra-

ditionen in Frankreich hervor, dann konnte sich die PS 1971 nur in Anknüpfung an diese neu 

gegründet haben.
485

 Auch institutionell lässt sich mit Kontinuität argumentieren: Die Hälfte 

der Mitglieder der SFIO besaß 1968 ein Mandat, sodass die zahlreichen linken Clubs die 

SFIO nicht einfach ersetzen konnten. Die Wiedergeburt des Sozialismus fand demnach ent-

lang der Struktur der SFIO und ihrem ideologischen Erbe statt.
486

 Betrachtet man jedoch das 

Ausmaß des Wandels in Organisation, Strategie und Programmatik der Partei nach 1971, 

dann handelt es sich um eine neue Partei, die mit der SFIO nur noch wenig gemeinsam hat-

te.
487

  

Marc Sadoun datiert das Ende der historischen Besonderheiten auf das Jahr der Regierungs-

übernahme, weil der Sozialismus kaum an der Macht jene Konzepte und Formeln aufgegeben 

habe, die ihm einst Gestalt gegeben hätten.
488

 Die Sozialisten seien lange ein schwer einzu-

ordnendes Objekt der Geschichte gewesen, bis sie sich in der Anonymität der ordinären For-

mationen aufgelöst hätten.
489

 Auch Hugues Portelli sieht mit der Regierungsübernahme das 

Ende der historischen Besonderheiten. Die Partei ersetzte in der Folge ihren politischen Vo-

                                                 
482  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 70; 78.  
483  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 241 
484  Sadoun 1993, S. 171 
485  Vgl. von Schenck 1978, S. 377 
486  Vgl. Sawicki 2004, S. 37 
487  Vgl. Bell, Criddle 1984, S. 53ff.  
488  Vgl. Sadoun 1993, S. 167, vgl. auch von Beyme 1982, S. 14 
489  Vgl. Sadoun 1993, S. 167, vgl. auch von Beyme 1982, S. 20 
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luntarismus durch Pragmatismus.
490

 Moreau sieht das Ende des revolutionären Mythos ï und 

damit einer zentralen historischen Besonderheit der PS ï mit der Neufassung der Prinzipien-

erklärung der Partei, die auf dem Parteitag von Rennes 1990 verabschiedet wurde.
491

  

Alain Bergounioux und Gérard Grunberg erkennen noch immer Elemente der Kontinuität. Sie 

führen das bis heute ambivalente Verhältnis der Partei zur Macht auf den Grundkonflikt zwi-

schen der Gründung 1905 und der Synthese von Jaurès 1908 zurück. Dieser Gründungsmo-

ment beeinflusse die Orientierung der Partei bis heute. In diesem Moment sei die Art und 

Weise der Anpassung und der Integration der Sozialisten in das nationale politische System 

festgelegt worden.
492

 Für die Parti socialiste ergibt sich daraus laut Michel Winock eine dop-

pelte Schlussfolgerung: 

ĂSon histoire et sa m®moire lôembarassent plus quôelles ne lôaident dans le nouveau rôle 

qui lui est imparti, mais cette culture r®siduelle quôelles lui donnent garde une fonction 

identitaire dont bien dôautres formations politiques sont d®pourvues.ñ
493

 

3.2  Die französischen Sozialisten als südeuropäische Nachzügler  

Die Entwicklung der europäischen Sozialdemokratie lässt sich in vier Phasen einteilen. Nach 

der Konstituierung bis zum Ende des Ersten Weltkriegs kam es in der folgenden Phase zur 

Abspaltung der Kommunisten und zu ersten Regierungsbeteiligungen. Nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs setzte das Ăgoldene Zeitalterñ der Sozialdemokratie mit dem Ausbau des 

Wohlfahrtsstaats ein. Mit  dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum in den 1970er Jahren kam 

es in der vierten Phase zu einer Debatte über den Niedergang der Sozialdemokratie. Das Ende 

des Ost-West-Konflikts und des real existierenden Sozialismus sowie die Folgen von Globali-

sierung und Europäisierung haben in den 1990er Jahren zu Neu- und Umorientierungen der 

europäischen Sozialdemokratie und einer möglichen fünften Phase geführt.
494

 

Der Vergleich der sozialdemokratischen Parteien in Europa zeigt, dass die französische sozia-

listische Partei einen eigenen Typus darstellt.
495

 In verschiedenen Typologien wurde sie als 

Partei der Oppositionssozialisten, als Klassenpartei oder als Partei des romanischen Typs be-

zeichnet. Wohingegen die Parti socialiste mit der Regierungsübernahme den Oppositionsso-

zialismus überwunden hat und sich auch nicht mehr als Klassenpartei versteht, kann man wei-

terhin von einem romanischen Typ sprechen.
496

 Gérard Grunberg unterscheidet drei Typen 

der europäischen Sozialdemokratie: die britische Labour Party, die deutschen Sozialdemokra-

                                                 
490  Vgl. Portelli 1998, S. 117ff. 
491  Vgl. Moreau 1998, S. 292 
492  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 521f. 
493  Winock 1999, S. 214 
494  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 25 
495  Vgl. Merkel 1993, S. 63 
496  Vgl. Merkel 1993, S. 64  
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ten und die französische Parti socialiste. Dabei berücksichtigt er die jeweiligen Entstehungs-

bedingungen, das Verhältnis zu den Gewerkschaften und die Position im linken Lager.
497

  

Wolfgang Merkel differenziert diese Typologie weiter aus und unterteilt den Typus der deut-

schen Sozialdemokraten in den pragmatischen Koalitionstyp und den Wohlfahrtsstaatstyp. 

Neben den genannten Kriterien führen bei ihm die Ideologie und das Ausmaß der Regie-

rungsmacht zu dieser weiteren Unterscheidung. Er kommt auf Grundlage dieser Kriterien zu 

folgender Einteilung: 

Labour  Typ 
Großbritannien 

Irland 

Pragmatischer Koalitionstyp 

Belgien 

Deutschland 

Finnland  

Niederlande 

Schweiz 

Wohlfahrt sstaatstyp 

Österreich 

Dänemark 

Norwegen 

Schweden 

Mediterr aner Typ 

Frankreich 

Griechenland 

Italien 

Portugal 

Spanien 

Quelle: Merkel 1993, S. 67 

 

Der Labour-Typ, der pragmatische Koalitionstyp und der Wohlfahrtsstaatstyp haben sich nach 

dem Zweiten Weltkrieg parallel entwickelt, da sie vor ähnlichen Herausforderungen standen. 

Die Jahre des Wirtschaftswachstums riefen innerhalb der sozialistischen Bewegung Wider-

sprüche hervor, da die Anhebung des allgemeinen Lebensstandards und die Ausweitung der 

sozialen Sicherungssysteme die sozialen Gleichgewichte in der Gesellschaft verändert hatten. 

Die Arbeiterklasse gliederte sich weiter auf, da die Tätigkeiten im tertiären Sektor zunahmen 

und das Bildungsniveau anstieg.
498

  

Die sozialdemokratischen Parteien verstärkten nach 1945 ihren reformorientierten Kurs und 

schlossen ihre ideologischen Revisionen weitgehend ab. Die SPD in Deutschland erfuhr eine 

Serie von Wahlniederlagen in den 1950er Jahren und stand in der Zeit des Wirtschaftswun-

ders in Opposition zu einer erfolgreichen Regierungspolitik. Die absolute Mehrheit von 

CDU/CSU bei den Bundestagswahlen von 1957 führte auf dem Sonderparteitag von Bad Go-

desberg zum Ausgleich zwischen Revisionisten und den traditionellen Parteigängern. Die 

SPD verzichtete in der Folge auf die Bezüge zum Marxismus und akzeptierte den demokrati-

schen Pluralismus.
499

  

                                                 
497  Vgl. Grunberg 1997, S. 17 
498  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 185 
499  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 186ff. 
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ĂPolitischer Liberalismus, gemischtwirtschaftliches System, keynesianische Steuerung, 

der Ausbau des Wohlfahrtsstaates waren das Erfolgsprogramm sozialdemokratischer 

Regierungen der ,goldenenó Nachkriegsjahrzehnte.ñ
500

   

Mitterrands Erneuerung des französischen Sozialismus fand Anfang der 1970er Jahre zu ei-

nem Zeitpunkt statt, an dem das Erfolgsprogramm der etablierten Sozialdemokratie seine 

Wirkung verlor. Die französischen Sozialisten begannen hingegen in diesem Jahrzehnt erst, 

ihren Rückstand aufzuholen, der sie zu den Nachzüglern unter den Sozialdemokraten im 

Nachkriegseuropa gemacht hatte.
501

 Zwar zählt die SFIO nicht zu den klassischen südeuropäi-

schen Nachzüglern, da Frankreich einerseits kulturell gesehen süd- und nordeuropäische Re-

gionen vereint
502

 und die SFIO bereits in der IV. Republik an der Regierungsführung beteiligt 

war. Jedoch erlebte sie nach Gründung der V. Republik 1958 einen massiven Zerfall. Als 

Wissenschaftler wie Ralf Dahrendorf Anfang der 1980er Jahre vom ĂEnde des sozialdemo-

kratischen Jahrhundertsñ sprachen,
503

 steuerten die Sozialisten in Frankreich, Spanien und 

Griechenland gerade auf die Regierungsübernahme zu.  

3.3  Fazit: Eine internationalistische Partei und ihre nationale Prägung 

Die Analyse der Geschichte und Identität der Partei hat gezeigt, dass sie trotz internationaler 

Ausrichtung bis zum Ersten Weltkrieg eine nationale Prägung erfahren hat. Sie hat sich auf-

grund ihrer Entstehungsgeschichte, dem Verhältnis zu den Gewerkschaften, der Position im 

linken Lager, der Ideologie und der Regierungserfahrung zu einem von vier unterschiedlichen 

Typen der Sozialdemokratie in Westeuropa entwickelt.  

Wie auch andere sozialdemokratische Parteien suchte die Parti socialiste den Ausgleich zwi-

schen ihren politischen Ambitionen als Wählerpartei und den ideologischen Vorbehalten der 

Parteimitglieder. Ihre organisatorische Schwäche, die ideologische Fragmentierung und die 

Präsenz einer starken kommunistischen Partei haben jedoch dazu geführt, dass dieser Konflikt 

für sie besonders schwer wog. Der heterogenen Partei gelang es nur anhand einer für sie typi-

schen Form der Synthese eine innerparteiliche Geschlossenheit herzustellen. Der Diskurs und 

die Ideologie spielten für die parteiinterne Geschlossenheit eine große Rolle, stellten aber 

auch einen Weg dar, um der Konkurrenz im linken politischen Lager die sozialistische Identi-

tät unter Beweis zu stellen.  

Die Sozialisten des Südens kamen an die Macht als für die europäische Sozialdemokratie eine 

Zeit der Krise begann. Die auslösenden Faktoren der Krise ï wie das Ende des Wirtschafts-

wachstums, der Wertewandel und die Ausdifferenzierung der Arbeiterklasse ï trafen die So-

                                                 
500  Merkel 1993, S. 14 
501  Vgl. Merkel 1993, S. 74 
502  Vgl. Merkel 1993, S. 67, 254 
503  Vgl. Merkel 1993, S. 36ff. 
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zialisten des Südens umso stärker, da sie gerade erst begonnen hatten, eine Kultur des Regie-

rens zu entwickeln. Kamen die französischen Sozialisten 1981 mit einem stark ideologisch 

geprägten Programm an die Macht, so standen sie nur wenige Jahre später vor zentralen wirt-

schaftlichen, politischen und internationalen Herausforderungen. Die 1980er Jahre zeigten die 

Grenzen der nachfrageorientierten Politik auf, die Partei musste die Folgen der Regierungs-

praxis verarbeiten und das Ende des Ost-West-Konflikts änderte ihren internationalen Refe-

renzrahmen und verstärkte die Auswirkungen von Europäisierung und Globalisierung. 

IV.   Die Parti socialiste zwischen Prozessen der nationalen Öffnung und 

 Schließung 

Im Laufe ihrer Geschichte musste sich die europäische Sozialdemokratie wiederholt an ver-

änderte Rahmenbedingungen anpassen, sodass die Revision ihrer Doktrin für sie im Prinzip 

kein neues Phänomen darstellt.
504

 Die Anpassungsleistungen werden im Folgenden angesichts 

des Europäischen Integrationsprozesses und der parteipolitischen Entwicklung analysiert. Die 

Europäisierung der Parti socialiste stellt dabei einen interaktiven Prozess dar, denn die fran-

zösischen Sozialisten mussten sich nicht nur an eine neue Umwelt anpassen, sondern haben 

selbst zu deren Institutionalisierung beigetragen.  

Zunächst wird der Analyserahmen dargelegt und die Grundlagen der französischen und sozia-

listischen Europapolitik dargestellt. Die Analyse beginnt mit dem Aufstieg der Parti socialiste 

Anfang der 1970er Jahre. In sechs Zeitabschnitten wird bis zum Jahr 2005 die Europäisierung 

der Parti socialiste anhand des partei- und europapolitischen Kontexts, der Programmatik, des 

Parteienwettbewerbs, der Organisation sowie der transnationalen Beziehungen analysiert. Vor 

dem Hintergrund der beschriebenen Krisenerscheinungen der europäischen Sozialdemokratie 

sowie der nur schwach ausgeprägten Konflikt- und Anpassungsfähigkeit der französischen 

Sozialisten gewinnt die Europäisierung nicht nur als Antwort auf das Ende des permissiven 

Konsenses und auf die Auswirkungen der Globalisierung an Bedeutung, sondern auch als 

Motor der innerparteilichen Modernisierung: 

ĂLa gauche fran­aise a besoin de lôEurope, car celle-ci a facilité les nécessaires muta-

tions de celle-l¨. LôEurope est, en somme la mesure de la modernisation et de 

lôadaptation de la gauche.ñ
505

 

4.1  Analyserahmen für die Europäisierung von Parteien 

Die Forschung zum Zusammenhang von politischen Parteien und Europäischer Integration 

hat sich zunächst auf die europäische Ebene konzentriert.
506

 Die Zusammenschlüsse politi-

scher Parteien und die Entstehung eines europäischen Parteiensystems standen im Fokus. 
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505  Frank 2004, S. 470 
506  Vgl. Mair 2007, S. 154 
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Zwischen europäischen und nationalen Parteien vermutet Hix eine Arbeitsteilung: Europäi-

sche Parteien seien ein Gremium zur Interessendurchsetzung auf europäischer Ebene, wohin-

gegen nationale Parteien in vielerlei Hinsicht Träger des Europäischen Integrationsprozesses 

blieben.
507

 Auch die Europäische Kommission hat in ihrem Weißbuch zur Europäischen 

Kommunikationspolitik die Bedeutung der nationalen Ebene hervorgehoben und setzt bei der 

Vermittlung europäischer Themen auf einen Ansatz der Partnerschaft. Die europäischen Insti-

tutionen sollen mehr Präsenz vor Ort zeigen, gleichzeitig fordert sie jedoch auch die nationa-

len Parlamente und Parteien auf, sich an der politischen Kommunikation über europäische 

Themen zu beteiligen.
508

  

In der Forschung ist die Rolle nationaler Parteien und ihrer Europäisierung vor allem im Hin-

blick auf ihre programmatischen Veränderungen untersucht worden.
509

 Es gibt jedoch noch 

immer ungeklärte Fragen der Europäisierung von Parteien und Parteiensystemen. Auch fehlt 

eine Anbindung an theoretische Debatten wie zum Beispiel zu den Parteienwandeltheorien.
510

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Anzahl theoretisch basierter Studien zur Europäi-

sierung von Parteien im Vergleich zu anderen Forschungsgebieten der Europäisierung im 

Rückstand ist.
511

 

Das liegt zum einen daran, dass nationale Parteiensysteme lange Zeit relativ resistent gegen-

über europäischen Einflüssen waren. Politische Parteien wollten den Eindruck vermeiden, 

dass ihnen durch die europäische Politik die Hände gebunden seien. In der Folge verbannten 

und depolitisierten sie europapolitische Themen in ihrem Diskurs. Parteiensysteme blieben 

undurchdringbar für Einflüsse der Europäisierung, weil es die Parteien selbst so wollten.
512

 So 

diskutierten sie weiterhin in der nationalen Wahlarena Themen, die eigentlich längst in Brüs-

sel geregelt wurden.
513

 

Peter Mair revidierte jedoch seine anfängliche Einschätzung eines nur begrenzten Einflusses 

der Europäischen Integration auf die nationalen Parteiensysteme. Berücksichtigt man für die 

Analyse einzelne Parteien ï und hier die Parteibasis und die Mitgliedern (party on the 

ground), die Parteiführung und den Parteiapparat (party in central office) sowie die Mandats-

träger und die Fraktion (party in public office)
514

 ï dann erkennt Mair direkte und indirekte 

Effekte der Europäisierung. Auf nationaler Ebene (penetration) ist das Aufkommen neuer 

                                                 
507  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 18 
508  Vgl. Kurpas 2008, S. 204f.; vgl. auch Weißbuch über eine europäische Kommunikationspolitik; KOM (2006) 
509  Vgl. Ladrech 2002a, S. 390; vgl. auch die Darstellung des Forschungsstands bei Mittag 2006, S. 13 
510  Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 348, 350 
511  Vgl. Bulmer 1998, S. 55 
512  Vgl. Mair 2000, S. 47 
513  ĂMore often than not, however, the debates are actually pursued the other way around, with the result that elections in each arena fail to 

 prove decisive. The voters have a voice, of course, but it tends to be on matters that sometimes cannot be decided in the particular arena 

 in question.ò Mair 2000, S. 28 
514  Vgl. Mair 2007, S. 155, vgl. auch Ladner 2004, S. 227 
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anti-europäischer Parteien oder anti-europäischer Strömungen innerhalb von Parteien ein di-

rekter Effekt der Europäisierung. Als indirekten Effekt sieht Mair die Aushöhlung des natio-

nalen Parteienwettbewerbs und den begrenzten Handlungsspielraum der Politikgestaltung. 

Auf europäischer Ebene (institutionalization) beziehen sich der direkte Effekt auf die Entste-

hung und Konsolidierung von europäischen Parteien und der indirekte Effekt auf alternative 

Formen der politischen Repräsentation sowie eine Europäisierung des nationalen politischen 

Diskurses ohne maßgeblichen Einfluss der Parteien. Mair vermutet, dass sich die indirekten 

Effekte der Europäisierung als ausschlaggebend herausstellen könnten.
515

 

 Mechanism 

Impact Penetration Institutional ization 

Direct Emergence of new anti-European 

parties, or anti-European senti-

ments within existing political 

parties 

Creation and consolidation of pan-

European party coalitions  

Indirect  Hollowing out of the national party 

competition, constraints on domes-

tic decision making, devaluation of 

national electoral competition  

Emergence of alternative and non-

partisan channels of representa-

tion, diffusion of ñEuropeò in 

domestic discourse 

Quelle: Mair 2007, S. 157 

Die direkten und indirekten Effekte der Europäisierung müssen für die Analyse in konkrete 

Indikatoren übersetzt werden. Diese lehnen sich an den Analyserahmen von Robert Ladrech 

an. Für die vorliegende Untersuchung werden seine Indikatoren einerseits verdichtet und an-

dererseits erweitert. So wird neben den folgenden fünf Indikatoren für jeden Zeitabschnitt der 

partei- und europapolitische Kontext betrachtet. Er gibt Aufschluss über die jeweilige Gele-

genheitsstruktur des Akteurs und die tatsächliche Entwicklung des Europäischen Integrati-

onsprozesses. Die hier aufgeführten fünf Indikatoren werden zudem auf vier reduziert, da die 

Beziehungen zwischen Partei und Regierung unter der Organisation subsummiert werden. 

Hierbei liegt der Fokus auf den Rahmenbedingungen für die innerparteiliche Willensbildung.  

1. Programmatik  

2. Parteienwettbewerb  

3. Organisation  

4. Beziehung zwischen Partei und Regierung  

5. Beziehungen jenseits des nationalen Parteiensystems.
516

  

Der programmatische Wandel (1.) zeigt sich in der europapolitischen Position der Partei und 

in der innerparteilichen Willensbildung. Expertenbefragungen haben gezeigt, dass die Bedeu-

tung der Europäischen Integration für Parteien von 1984 bis 1996 gewachsen ist und das Kon-

fliktpotential vor allem in Ländern, die europapolitische Referenden durchgeführt haben, ge-
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stiegen ist.
517

 Mit gewachsener Bedeutung der Europäischen Integration haben sich auch die 

Positionen der politischen Parteien ausdifferenziert und lassen sich anhand der Strategien von 

exit, voice oder loyality fassen. Im Gegensatz zum Ausstieg (exit) aus dem Integrationsprozess 

fordert die Strategie der Mitsprache (voice) Einfluss auf die politische Ausgestaltung und 

Steuerung dieses Prozesses. Die Strategie der Loyalität (loyality) beruht in erster Linie auf 

dem Argument, dass der Integrationsprozess eine Notwendigkeit ist, an den sich die pro-

grammatischen Positionen der Partei anpassen müssen.
518

 Durch das erhöhte Konfliktpotential 

der zu wählenden Strategie ist das Entstehen anti-europäischer Strömungen innerhalb der Par-

tei ein möglicher direkter Effekt der Europäisierung.
519

 

Die Europäisierung des Parteienwettbewerbs (2.) kann dazu führen, dass Regierungsparteien 

die Europäisierung im Wahlkampf entweder bewusst unter Verschluss halten oder sie zum 

Gegenstand der politischen Auseinandersetzung machen. Wird die Europäisierung aus der 

politischen Debatte ausgeklammert, dann bedarf es hierzu einer gemeinsamen Strategie und 

Vereinbarung eines Kartells der Regierungsparteien. Es ist jedoch möglich, dass Anti-

Kartellparteien oder alternative, nicht parteigebundene Organisationen wie soziale Bewegun-

gen Europa zum Gegenstand des politischen Wettbewerbs machen. Für die politischen Partei-

en handelt es sich hierbei um einen direkten und indirekten Effekt der Europäisierung. Als 

direkter Effekt kann der Eintritt einer anti-europäischen Partei in den Wettbewerb gewertet 

werden. Als indirekter Effekt sind alternative Formen der Europäisierung des nationalen poli-

tischen Diskurses zu werten. Die aus Sicht der Parteien nicht mehr zu verhindernde politische 

Auseinandersetzung kann dann durch den Rechts-Links-Gegensatz der Politik oder durch die 

postmaterielle Konfliktlinie strukturiert werden.  

Die innerparteiliche Geschlossenheit sowie die Konfiguration des politischen Wettbewerbs 

sind zwei maßgebliche Faktoren für die Beantwortung der Frage, ob die Europäisierung die 

Zielerreichung einer Partei erleichtert. Die Frage ist, ob die Europäisierung sich erfolgreich in 

Wählerstimmen umsetzen lässt und sie daher für den politischen Wettbewerb genutzt werden 

kann. Parteiinterner Dissens wirkt sich nicht nur negativ auf die Wählerentscheidung aus, 

sondern kann auch zum Untergang der Partei führen. Der politische Wettbewerb hingegen 

                                                 
517  Die Expertenbefragungen wurden an der University of North Carolina, Chapel Hill, von 1984 bis 2002 durchgeführt: Vgl. Ray 1999; 

 vgl. auch Steenbergen, Marks 2007 
518  Vgl. Wagner 2008, S. 259 
519  Innerparteiliche Zerwürfnisse scheinen ein Charakteristikum für potentielle Regierungsparteien in der Opposition zu sein, die über keine 

 starke Parteiführung verfügen, um die europapolitische Auseinandersetzung einzudämmen. So konnte Laurent Fabius 2005 den  

 Europaskeptizismus an der Basis aufgreifen und sich von der offiziellen pro-europäischen Linie der Parteiführung absetzen. Charles 
 Pasqua und Philippe Séguin hatten in den 1990er Jahren eine ähnliche Strategie verfolgt. Vgl. Sauger 2008, S. 64 
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gibt Aufschluss darüber, wie die europapolitischen Positionen einer Partei wahrgenommen 

werden und ob eine politische Polarisierung sich zugunsten der Partei auswirken könnte.
520

 

Neben Programmatik und Parteienwettbewerb geben organisatorische Veränderungen (3.) 

Aufschluss über die Struktur der innerparteilichen Willensbildung und die Einbindung zentra-

ler Akteure,
521

 die als moralische Unternehmer zu einem Wandel beitragen können. Im Ein-

klang mit der Kartellparteienthese sind in westeuropäischen Parteien in den 1990er Jahren 

verstärkt direktdemokratische Elemente eingeführt worden. Diese haben auch die europapoli-

tische Willensbildung innerhalb der Partei verändert. Zu den zentralen Akteuren, die als mo-

ralische Unternehmer wirken können, zählen Europaverantwortliche im Parteivorstand sowie 

die Europaabgeordneten.
522

 Institutionelle Strukturen, Beteiligungsrechte und Wertschätzung 

ihres Engagements können Aufschluss über die Europäisierung der Partei geben.
523

  

Auch die Beziehungen zwischen Partei und Regierung (4.) können die Wahrnehmung und 

innerparteiliche Willensbildung eines Akteurs beeinflussen. Es kann zwischen der Regierung 

und der Parteif¿hrung zu Ăpush-pullñ-Beziehungen kommen.
524

 Die Regierung kann durch die 

Partei zur Umsetzung maximaler Ziele aufgefordert werden (push). Oder sie wird zu minima-

len Positionen gedrängt (pull), da die Partei die Kontrolle über die nationale Politik behalten 

will. Divergenzen zwischen Partei und Regierung über europapolitische Themen können aber 

auch zu einer stärkeren Kontrolle der Partei führen, um die Regierungsarbeit nicht zu konter-

karieren.  

Die Beziehungen jenseits des nationalen Parteiensystems (5.) entsprechen den direkten Effek-

ten der Europäisierung und können vom bloßen Kontakt mit anderen Parteien über Koopera-

tion bis hin zur Integration führen.
525

 Die Intensivierung des Engagements in europäischen 

Parteienbündnissen kann auf ein gewandeltes Bewusstsein zurückgeführt werden, nachdem 

bestimmte Probleme auf nationaler Ebene nicht mehr gelöst werden können. Eine zunehmen-

de Sozialisation auf europäischer Ebene kann sich jedoch zu einem Konflikt entwickeln. Dem 

Rationalismus zufolge haben Akteure auf europäischer Ebene delegierte Autorität und orien-

                                                 
520  Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 19; François Bayrou hat beispielsweise die Strategie der Europäisierung gewählt, da er davon  
 ausgegangen ist, dass sie ihm Wählerstimmen einbringt. Er konnte sich auf diese Art und Weise auch von der nur verhaltenen  

 Europäisierung der rechten und linken politischen Parteien abgrenzen.  
521  ĂCe type dôinvestigation ®tablit simplement que, dans certains cas, les ®lites administratives peuvent jouer un r¹le dôacc®l®rateur ou de 
 frein dans la mise sur lôagenda public de certains enjeux et dans leur traduction ou non-traduction en ,solutionsô politiques.ñ Sawicki, 

 Mathiot 1999, S. 6; vgl. auch die Studie von Sawicki über Laurent Fabius, in der er die persönlichen Eigenschaften von Fabius und die 

 Kreation einer ĂMarkeñ als bedeutungsvoll f¿r den Wandel der PS herausarbeitet: Sawicki 1994 
522  Vgl. zu weiteren Akteuren auch Stroh 2004, S. 24f. 
523  Gunter Jasmut hat den Einfluss der Europäischen Integration auf die deutschen Parteien untersucht und einen umfangreichen  

 Analysekatalog entwickelt. Zu diesem gehören beispielsweise die Beteiligungsrechte von europapolitischen Mandatsträgern und  
 Unionsbürgern, die Personalentscheidungen zur Europapolitik wie die Einrichtung neuer europaspezifischer Posten, die Bestimmung 

 der Kandidaten für die Europawahl oder die Besetzung von politischen Ämtern für andere europäische Organe, aber auch das  

 europapolitische Engagement der Parteien in nationalen Organen wie beispielsweise den nationalen Parlamenten; vgl. Jasmut 1995. Vor 
 dem Hintergrund der bedeutend schwächer organisierten französischen Parteien ist es schwierig, diese Informationen einzuholen und 

 umso wichtiger, in Form von Interviews zu überprüfen, ob organisatorische Strukturen eventuell überlagert werden.  
524  Vgl. Ladrech 2002a, S. 398 
525  Vgl. Niedermayer 2001, S. 436 
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tieren sich in ihren Handlungen an den nationalen Prioritäten. Sollten jedoch sozialisierende 

Effekte eintreten, dann kann es zu einer Verselbständigung und Entfernung von nationalen 

Prioritäten kommen. Diese Verselbständigung wird am anschaulichsten in der Beschreibung 

der Ăstªndigen Vertreterñ in Br¿ssel, die zu Ăstªndigen Verrªternñ werden.
526

  

Auch wenn die Forschungsdebatte immer wieder vergleichende Arbeiten mit einer hohen 

Fallzahl fordert,
527

 folgt die Analyse der Parti socialiste doch einer qualitativen Vorgehens-

weise, um der Frage nach der Wahrnehmung des Europäischen Integrationsprozesses über 

mehr als 30 Jahre nachgehen zu können.
528

 Für die vorliegende Untersuchung wurden Leitfa-

dengespräche mit ehemaligen und aktuellen Mitgliedern des Parteivorstands der Parti socia-

liste aus dem Bereich Internationale Beziehungen und Europäische Fragen, mit Europaabge-

ordneten, dem Generalsekretär der SPE, mit Wissenschaftlern und Experten sowie mit einigen 

wenigen Vertretern der rechten Parteien geführt und digital aufgezeichnet.
529

 Überraschend 

war, dass Fragen nach Fakten wie der erstmaligen Beteiligung der Europaabgeordneten an 

den journées parlementaires von keinem der Interviewpartner eindeutig beantwortet werden 

konnten. Auch die Arbeit der Commission Europe innerhalb des Internationalen Sekretariats 

ist nur schlecht dokumentiert und beruht auf der Erinnerung der verantwortlichen Sekretäre. 

Eine wirkliche Entwicklung kann daher in diesem Punkt nicht aufgezeigt werden. Für die 

Arbeit ist diese Feststellung bereits Teil des Ergebnisses, denn sie sagt auch etwas über die 

Struktur der Europadebatte innerhalb der Partei aus. 

Neben den Leitfadengesprächen wurde auf Dokumente aus den zwei zentralen Parteiarchiven 

der Parti socialiste zurückgegriffen.
530

 Hierzu zählen das Office Universitaire de Recherche 

Socialiste und die Fondation Jean-Jaurès. Ein Schwerpunkt des Quellenstudiums lag bei der 

Auswertung der parteiinternen Presse von 1971 bis 2005. Zwar wird die parteiinterne Presse 

jeweils von der vorherrschenden Strömung in der Partei dominiert und ist damit keine Quelle, 

die die ideologische Breite der Partei vollständig erfasst. Jedoch informiert sie über zentrale 

europapolitische Debatten oder Veranstaltungen. Über die punktuelle Analyse der Medienbe-

richterstattung konnten abweichende Meinungen oder Darstellungen zu den ausgewählten 

Ereignissen recherchiert werden.  

Für die Analyse wurde der Zeitraum von 1971 bis 2005 in sechs Zeitabschnitte unterteilt, die 

sowohl einen innerparteilichen als auch einen europapolitischen Wandel darstellen. In den 

1970er Jahren strebte die Partei nach Regierungsfähigkeit und betrachtete den europäischen 

                                                 
526  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1073 
527  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 17 
528  Vgl. Mair 2007, S. 162 
529  Bei der Operationalisierung der Fragestellung bringt Checkel es auf den Punkt: ĂEssentially, you need to read things and talk with 

 people.ò Checkel 15.08.1998; vgl. die Liste der Interviewpartner im Anhang 
530  Vgl. die Liste der analysierten Dokumente im Anhang 
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Einigungsprozess eher leidenschaftslos. Von 1981 bis 1984 unternahm die sozialistische Re-

gierung den Versuch, den Sozialismus in Frankreich zu realisieren und verfolgte das Ziel, ihre 

Werte zu bewahren. Mit dem Bruch des Linksbündnisses 1984 fand eine beispiellose Hin-

wendung nach Europa statt. Die nationalen Interessen Frankreichs wurden neu definiert und 

Europa zur Zukunft Frankreichs erklärt. Mit der Verabschiedung des Vertrags von Maastricht 

löste sich allerdings der lange vorherrschende permissive Konsens in Europa auf. Damit be-

gann auch für die Partei 1992 eine Phase der Neuorientierung, die zunächst durch franko-

französische Debatten auf die Partei beschränkt blieb. Zahlreiche Skandale hatten sie in die 

Krise und zum Wahldebakel von 1993 geführt. Der Regierungsantritt von Lionel Jospin 1997 

bildet eine weitere Zäsur. Jospin vertrat einen Politikansatz, mit dem er realistische Forderun-

gen mit einem politischen Voluntarismus verband. Prägend wurde seine strategische Hinwen-

dung zu Europa. Mit dem Amsterdamer Vertrag, der die Maastrichter left overs klären sollte, 

und der sich abzeichnenden Osterweiterung entwickelte sich jedoch ein alternativer Euro-

päismus in der Partei. Die Niederlage Jospins bei den Präsidentschaftswahlen 2002 gegen den 

rechtsextremen Kandidaten Jean-Marie Le Pen stürzte die Partei in eine neue Krise, die sich 

mit der Spaltung über den Europäischen Verfassungsvertrag noch verschärfte. 

4.2  Die europäische Identität Frankreichs und der Sozialisten bis 1971 

4.2.1  Frieden, Modernisierung und nationale Größe als Leitlinien der französischen  

 Europapolitik   

Die französische Europapolitik prägten drei nicht voneinander zu trennende Leitlinien: Sie 

war für Frankreich ein Weg zur Bewahrung des Friedens und zur Sicherheit vor Deutschland, 

zur Modernisierung des Landes und zur Herstellung der nationalen Größe. 

ĂMembership of the EU has derived from a strong sense of a lack of alternative. Euro-

pean integration has been viewed as the only available means of reaching Franceôs pri-

mary foreign policy objective, i.e. grandeur on the international scence and national se-

curity through the reconciliation with Germany.ò
531

 

Die Forderung nach Überwindung nationalstaatlicher Egoismen war in Intellektuellenkreisen 

bereits seit den 1920er Jahren diskutiert worden und erfuhr in der französischen Widerstands-

bewegung im Zweiten Weltkrieg eine Bestätigung.
532

 Die Aussöhnung mit Deutschland via 

Europa wurde insbesondere von kosmopolitisch denkenden Intellektuellen wie Joseph Rovan 

oder Alfred Grosser verlangt.
533

 Nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland wurde 

sie zur realpolitischen Notwendigkeit, um den Frieden sichern zu können. Der Christdemokrat 

                                                 
531  Sauger 2008, S. 62 
532  Léon Blum zog in seinem Buch A lô®chelle humaine, das er 1941 in Gefangenschaft schrieb, die Lehren aus dem Krieg und plädierte für 

 eine supranationale Organisation, die abweichende Staaten disziplinieren kºnne. A lô®chelle humaine sei f¿r die Sozialisten ein  

 mythisches Buch geworden, das ihr europapolitisches Engagement legitimiert und vertieft habe, vgl. Frank 2004, S. 457 
533  Vgl. Schubert 1989, S. 548 
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und Anhänger eines föderalen Europas Robert Schuman legte 1950 den nach ihm benannten 

Schuman-Plan vor, um die deutsche Kohle- und Stahlindustrie in europäische Strukturen ein-

zubinden und dem außenpolitischen Druck der USA nachzukommen. Auch René Pleven 

beugte sich im selben Jahr dem Druck der USA sowie den Realitäten des Koreakriegs und 

schlug eine europäische Armee vor, die die deutsche Wiederbewaffnung ermöglichen sollte, 

jedoch im Jahr 1954 an der französischen Nationalversammlung scheiterte.
534

 Frankreich er-

lebte die erste große europapolitische Debatte, die besonders durch die Angst vor dem deut-

schen Nachbarn geprägt war. Dies zeigt, dass die Vorstellung einer bis Anfang der 1990er 

Jahre andauernden stillschweigenden Zustimmung zum Europäischen Integrationsprozess für 

Frankreich bereits in den 1950er Jahren relativiert werden muss.
535

 

Nach dem Zweiten Weltkrieg stellte sich dem agrarisch geprägten und protektionistisch orien-

tierten Frankreich auch die Herausforderung der Modernisierung seiner Wirtschaft. Das Land 

öffnete seine Grenzen nicht ohne Zögern der internationalen Konkurrenz und dem Wettbe-

werb.
536

 Die Regierung des Sozialisten Guy Mollet blieb skeptisch gegenüber einem europäi-

schen Binnenmarkt und zielte primär auf die Schaffung einer Gemeinsamen Agrarpolitik und 

der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom). Die Verhandlungen über die Römischen 

Verträge nahm Frankreich primär aus energiepolitischer Sicht wahr. Die Suezkrise und der 

Algerienkrieg hatten seine energiepolitische Abhängigkeit gezeigt und der Binnenmarkt wur-

de als Preis gesehen, der für eine europäische Atomgemeinschaft zu zahlen war. In der Grup-

pe der Juristen, die den Vertrag zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ausarbeite-

ten, nahm der französische Repräsentant Georges Vedel nur an der ersten Sitzung teil. In sei-

nen Augen war allein der Euratom-Vertrag von Bedeutung. Die Grundlagen der europäischen 

Wirtschaftsintegration, die vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes, wurden somit in Abwe-

senheit des französischen Repräsentanten verfasst.
537

 

Die Skepsis Frankreichs gegenüber dem Binnenmarkt erklärt sich auch damit, dass es der 

Regierung nicht gelungen war, ihre sozial-interventionistische Vorstellungen gegenüber dem 

ordoliberalen Modell der Deutschen zu behaupten. Das französische Verständnis des Wohl-

fahrtsstaates geht auf eine besondere politische Moderation der sozialen Frage durch den Staat 

zurück.
538

 Dieser garantiert die soziale Kohäsion in der Gesellschaft. Auf Drängen der Fran-

                                                 
534  Vgl. Poidevin 1990; vgl. zur Rolle der USA im europäischen Einigungsprozess Neuss 2000 
535  Vgl. Ross 2000, S. 87 
536  Vgl. Moreau Defarges 2007, S. 8; Die Zºgerlichkeiten bestehen bis heute, wenn auch unter anderen Vorzeichen: ĂAstérix et son village 

 sont bien fran­ais, exprimant le r°ve ou la nostalgie dôune France immuable, vivant en autarcie et se d®barrassant des troubles du monde 

 avec une gourde de potion magique.ñ Moreau Defarges 2007, S. 15 
537  Vgl. Autret 2008, S. 26f. 
538  ĂMit Bezug auf die in ihm [dem sozialen Republikanismus] zur Geltung kommenden Regulationsmuster kºnnte man die Entwicklung in 

 der Tat als Vollendung einer synthèse républicaine, nämlich als staatlich moderierte Zusammenführung weitgehend unabhängig  
  voneinander ausgebildeter wohlfahrtskultureller Strömungen bezeichnen: Denn unter der strengen Aufsicht eines ambitionierten  
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zosen wurden zwar sozialpolitische Regelungen in die Verträge aufgenommen, aber die deut-

sche Seite widersetzte sich einer regulativen, die Sozialsysteme harmonisierenden europäi-

schen Sozialpolitik.
539

 Neben der Einrichtung eines Europäischen Sozialfonds enthielt der 

EWG-Vertrag eher allgemeine sozialpolitische Forderungen und Erklärungen. Die Gemein-

schaftskompetenzen bezogen sich beispielsweise auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und 

ihre soziale Sicherheit sowie auf die Gleichbehandlung von Mann und Frau. Wegen des Wirt-

schaftswachstums gehörten sozialpolitische Fragen allerdings nicht zu den Prioritäten.
540

 Es 

bleibt jedoch festzuhalten, dass es der französischen Regierung trotz einer von der französi-

schen Nationalversammlung verursachten Krise im Jahr 1954 gelungen war, eine zu liberale 

Orientierung des Binnenmarktes zu verhindern.
541

 

Neben der Sicherung des Friedens und der Modernisierung der Wirtschaft sollte Europa 

schließlich auch zur nationalen Größe Frankreichs beitragen. In außenpolitischer Hinsicht 

konnte Frankreich nach dem Zweiten Weltkrieg ungeachtet der Niederlage von 1940 zwar 

seinen Status als grande nation unter anderem durch einen Sitz als ständiges Mitglied im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen bewahren, jedoch musste es deutliche Einbußen hin-

nehmen. Mit dem Einsetzen des Ost-West-Konflikts waren die Handlungsmöglichkeiten 

Frankreichs eingeschränkt, was als relativer Niedergang empfunden wurde. Insbesondere die 

¦bermacht der USA, die sich unter anderem in dem ĂSystem von Jaltañ ausdr¿ckte, wurde 

von Frankreich abgelehnt.
542

 Kommunisten und Gaullisten gehörten in der IV. Republik zu 

den schärfsten Kritikern des Europäischen Integrationsprozesses, da er aus ihrer Sicht die Un-

abhängigkeit des Landes in Gefahr brachte bzw. zu marktliberale Züge trug.
543

  

Mit seiner Wahl zum Staatspräsidenten im Jahr 1958 vollzog Charles de Gaulle einen europa-

politischen Kurswechsel, dem auch die parteiinternen Europa-Kritik er folgen mussten. De 

Gaulle revidierte seine ablehnende Haltung zum Integrationsprozess, da er erkannt hatte, dass 

Europa nicht nur die wirtschaftliche Modernisierung des Landes unterstützen, sondern auch 

Frankreichs Unabhängigkeit zwischen den Blöcken fördern konnte. Frankreich strebte nach 

einer Führungsrolle in Europa, die über die Kooperation mit Deutschland als Juniorpartner 

ermöglicht werden sollte. De Gaulle unterdrückte die europa-kritischen Stimmen seiner An-

                                                                                                                                                         
 Interventionsstaates werden in dieser Epoche [der trente glorieuses] solidarische, katholisch-paternalistische, syndikalistische und 

 assoziative Muster der kollektiven Vor- bzw. F¿rsorge sozialrechtlich ¿berformt und institutionell verallgemeinert.ñ Bode 1999, S. 122f. 
539  Vgl. Wielgoß 2002, S. 74 
540  Vgl. von Oppeln 2008, S. 86 
541  Vgl. Kiersch 1982, S. 164ff; vgl. auch Autret 2008, S. 25: ĂGuy Mollet fit lôimpossible en 1957 pour arrondir les angles par trop  

 libéraux du trait® CEE.ñ Die Autorin vergleicht die Situation von Guy Mollet im Jahr 1956 mit der von Nicolas Sarkozy nach seiner 
 Wahl zum französischen Staatspräsidenten im Jahr 2007. Mollet habe wie Sarkozy in einer Situation handeln müssen, in der Frankreich 

 sich als Verursacher einer Krise gezeigt habe. Sie zieht also eine Parallele zwischen der Ablehnung der EVG 1954 in der  

 französischen Nationalversammlung und der Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags 2005.  
542  Vgl. Schubert 1989, S. 546 
543  Diese Konvergenz in außen- und europapolitischen Fragen während der IV. Republik f¿hrte dazu, dass man von einem Ărotenñ  

 Gaullismus der PCF sprach. Der CERES-Strºmung innerhalb der PS wurde ein Ărosafarbenerñ Gaullismus nachgesagt. Vgl. Schubert 
 1989, S. 552 
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hänger und versuchte, die Europäische Gemeinschaft nach seiner gaullistischen intergouver-

nementalen Vorstellung zu formen. Die von ihm initiierten Fouchet-Pläne scheiterten jedoch. 

Er verhinderte allerdings die Direktwahlen zum Europäischen Parlament sowie den Übergang 

zu Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat, wie es die Römischen Verträge eigentlich vorsa-

hen.
544

  

Die zweite europa-kritische französische Partei der IV. Republik, die Kommunisten, wandelte 

sich in den 1960er Jahren ebenfalls. Zwar änderten sie nicht ihre Haltung zum Integrations-

prozess, jedoch erkannten sie, dass die durch die Direktwahl des Präsidenten hervorgerufene 

Bipolarisierung des Parteiensystems eine Kooperation im linken Lager erzwingen würde. Die 

zentrale Differenz mit den nicht-kommunistischen Linken blieb die Europapolitik. Innerhalb 

der westeuropäischen kommunistischen Parteien gehörte die französische Partei zu den größ-

ten Kritikern des Integrationsprozesses und lehnte noch 1971 die Europäische Gemeinschaft 

als ĂKleineuropa der monopolitischen Bourgeoisieñ
545

 ab. An den Abstimmungen im Europä-

ischen Parlament (bzw. Versammlung) beteiligte sie sich trotz prinzipieller Ablehnung ab 

1973, um auf diesem Weg die französischen Interessen wahren zu können. Sollte eine Koali-

tion im linken Lager zustande kommen, mussten Sozialisten und Kommunisten diese Diffe-

renzen herunterspielen.
546

 

Die französische Europapolitik zeichnet eine Mischung aus Notwendigkeiten und großen Vi-

sionen aus. Dies führt dazu, dass sie bisweilen als unklar oder ambivalent wahrgenommen 

wird.
547

 Bis heute kommen Analysten zu dem Schluss, dass Frankreichs Streben nach Einfluss 

in Europa und seine spezifische Europavision nicht kompatibel seien mit seiner tatsächlichen 

Rolle.
548

 Es gehört zu den zentralen Widersprüchen der französischen Europapoli tik, dass 

Frankreich regelmäßig ein starkes und unabhängiges Europa fordert, jedoch nicht bereit ist, 

die hierfür notwendigen nationalstaatlichen Kompetenzen auf die supranationale Ebene zu 

übertragen.
549

 Aus innenpolitischer Sicht werden die Widersprüche genährt von der Tatsache, 

dass in der Regel die französische Bevölkerung der Europäischen Integration aufgeschlosse-

ner gegenübersteht als die politischen Eliten. Diese müssen aus Rücksicht auf mögliche Koa-

litionspartner europapolitische Fragen unter Verschluss halten.  

                                                 
544  Die französischen Minister blockierten den 1960 von der Versammlung vorgelegten Entwurf zu allgemeinen unmittelbaren Wahlen des 

 Europäischen Parlaments auf Anweisung de Gaulles. Vgl. Brunn 2005, S. 209 
545  Trautmann 1982, S. 131, 135 
546  Vgl. Ross 2000, S. 89 
547  Vgl. Schubert 2004, S. 256 
548  Vgl. Seidendorf 2008, S. 33 
549  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 111 
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4.2.2  Eine loyale und wenig sozialistische Europapolitik unter Guy Mollet  

Die Sozialistische Internationale verschrieb sich 1951 dem Ziel des Internationalismus. Der 

demokratische Sozialismus sei international, weil keine Nation allein ihre Probleme lösen 

könne. Die absolute nationale Souveränität müsse überwunden werden.
550

 Von diesem Be-

kenntnis zum Internationalismus kann jedoch noch keine grundsätzliche Zustimmung zum 

Europäischen Integrationsprozess abgeleitet werden. Die Sozialisten mussten vielmehr nach 

dem Zweiten Weltkrieg zunächst ihre politische Priorität als auch ihren territorialen Bezugs-

raum definieren.
551

  

Die Frage der Priorität lösten sie 1948, indem sie der Integration in Europa den Vorzug vor 

der Verwirklichung des Sozialismus gaben. Nach dem Europakongress von Den Haag fand 

der entscheidende Wandel statt, als das Comité pour les États-Unis socialistes dôEurope sich 

in Mouvement socialistes pour les États-Unis dôEurope umbenannte und den Aufbau Europas 

zu einer Priorität erklärte. Die Bewegung definierte sich weiterhin sozialistisch, aber sie 

machten ein sozialistisches Europa nicht mehr zur Vorbedingung für ihr Engagement.
552

  

Die Erfahrung des Zweiten Weltkriegs und die gewachsene Bedeutung der europäischen Idee 

in der französischen Widerstandsbewegung hatten erheblichen Einfluss auf diesen Strategie-

wechsel. Auch trug das Scheitern der universalistischen Strategie hierzu bei. Die Vereinten 

Nationen waren für die Sozialisten zunächst der geeignete Ort, um weltpolitisch und nicht nur 

europaweit agieren zu können. Jedoch offenbarte der beginnende Kalte Krieg und die daraus 

resultierende Blockade des Sicherheitsrats die Grenzen dieser universalistischen Strategie. 

Was zunächst nicht weltweit geregelt werden konnte, sollte nun in Europa umgesetzt werden. 

Die amerikanischen Gelder des Marshall-Plans erleichterten zudem die Rückbesinnung auf 

Westeuropa.
553

 Die Sozialisten sahen mit der Organisation für europäische wirtschaftliche 

Zusammenarbeit (OEEC) gute Rahmenbedingungen für eine Politik der sozialen Reformen 

und der planification, die eine liberale Ausrichtung Europas verhindern konnte. Die französi-

schen Sozialisten suchten hierfür die Kooperation mit den Briten im 1949 gegründeten Euro-

parat. Wegen der Enttäuschung über die französisch-britische Zusammenarbeit im Europarat 

und der geringen Akzeptanz ihrer sozialen Reformen in der OEEC stimmten die französi-

schen Sozialisten schließlich Jean Monnets funktionalem Ansatz der Europäischen Integration 

in Form einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) zu.  

Die fehlende britische Beteiligung blieb jedoch für die französischen Sozialisten ein Manko 

und trug 1954 zur Ablehnung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) bei, die 
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René Pleven 1950 vorgeschlagen hatte. Im Mittelpunkt stand die Sorge vor einer Wiederbe-

waffnung Deutschlands. Mit 53 gegen 50 Stimmen votierte eine knappe Mehrheit der sozia-

listischen Abgeordneten gegen die Aufnahme der EVG auf die Tagesordnung der National-

versammlung. Die Mehrheit der Abgeordneten widersetzte sich damit der offiziellen Linie der 

Partei und wurde entsprechend diszipliniert. Nach Aufhebung der Sanktionen 1955 erleichter-

te die Beteiligung Großbritanniens an der Westeuropäischen Union und dem Nordatlantikpakt 

(NATO) den Abweichlern die Zustimmung zur Integration Deutschlands in beide Verteidi-

gungsbündnisse. Auch François Mitterrand, der damalige Innenminister im Kabinett von Pier-

re Mendès-France, war zufrieden über den Antrag auf Nichtbehandlung in der Nationalver-

sammlung, da Ădie EVG nicht den Sturz einer Regierung provozieren dürfe, die noch so viel 

zu tun habeñ.
554

 Da Mitterrand zuvor die EVG offiziell verteidigt hatte, machte er sich un-

glaubwürdig. Die Wurzeln seines europapolitischen Engagements werden daher differenziert 

bewertet.
555

 Eine mögliche Erklärung der vermeintlichen Widersprüche liefert die Differen-

zierung von Europa und der Europäischen Gemeinschaft: 

ĂSi tout est europ®en chez Fran­ois Mitterrand, force est de constater quôil nôy a en re-

vanche rien de ,communautaireô.ñ
556

 

Die gemeinschaftliche Komponente des Europäischen Integrationsprozesses war Mitterrand 

zunächst fremd. Seine Vorstellung von Europa war die eines politischen Projekts, das Frank-

reich nutzen sollte.
557

 Mitterrand realisierte jedoch nicht, dass es abgesehen von den techni-

schen Dossiers, die im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft behandelt wurden, einen 

starken Willen zur Integration und Solidarität unter den Mitgliedstaaten gab.
558

  

Die Römischen Verträge wurden von den Sozialisten mit Gleichgültigkeit angenommen, je-

doch begrüßten sie es, dass diese den Interessen der französischen Landwirte entsprachen, die 

französischen Kolonien berücksichtigten und die Einbindung Deutschlands sicherstellten.
559

 

Die Sozialisten hatten sich auf ein Europa des kleinsten gemeinsamen Nenners verständigt, 

das sie in der wirtschaftlichen Integration sahen. In dieser Haltung unterschieden sie sich in 

den 1950er Jahren maßgeblich von ihren britischen und deutschen Schwesterparteien, die 

europa-kritisch waren. Die französischen Sozialisten waren eine der wenigen sozialdemokra-

tischen Parteien in Europa, die sich Ăan der von den konservativ-liberalen Kräften vorange-

triebenen wirtschaftlichen und politischen Integrationenñ beteiligten.
560

 Auch innenpolitische 

                                                 
554  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 58 
555  Maurice Faure, Teilnehmer an den Verhandlungen über die Römischen Verträge und Vertrauter von Mitterrand, sah ein relativ spätes 

 Bekenntnis Mitterrands zu Europa. Vgl. Saunier 2003, S. 431f. 
556  Saunier 2003, S. 433 
557  Vgl. Du Réau 2001, S. 285 
558  Vgl. Saunier 2003, S. 433 
559  Vgl. Delwit 1996, S. 436, vgl. Kiersch 1982, S. 166f. 
560  Timmermann 1982, S. 84 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

97 

Zwänge hatten in der IV. Französischen Republik zu dieser pro-europäischen Haltung geführt. 

Die Kritik von Kommunisten und Gaullisten verstärkte bei den regierenden Parteien ihre Öff-

nung nach Europa.
 561 

 

Innerhalb der französischen Linken blieben jedoch erhebliche Bedenken sowohl gegen die 

Ausrichtung als auch das Prinzip des Integrationsprozesses. Europa ließ sich nicht vollständig 

in die linke politische Kultur integrieren. So sprach sich die republikanische Linke einerseits 

schon frühzeitig für Europa aus. Die Kommunisten und die extreme Linke hingegen waren 

vereint in der Ablehnung der Europäischen Integration. Die Sozialisten waren anfangs mehr 

internationalistisch als europäisch ausgerichtet und anschließend relativ zerstritten über die 

Europafrage.
562

 Offiziell verfolgte die SFIO jedoch eine pro-europäische Linie, die sie auch 

nach der Rückkehr de Gaulles an die Macht beibehielt.  

In der Opposition zu de Gaulles Europapolitik, wie zum Beispiel im Hinblick auf den briti-

schen Beitritt zur EWG, kam es zu einer Annäherung zwischen der SFIO und den Christde-

mokraten vom MRP. Die Priorität der SFIO lag in den 1960er Jahren weniger bei der sozialis-

tischen Ausrichtung Europas als bei deren institutioneller Gestaltung. Mollet wurde hierfür 

zunehmend kritisiert. Unter dem Pseudonym Jacques Mandrin bemängelt das CERES 1969 

den Formalismus der SFIO, der dazu beitrage, dass die SFIO die Fragen der Europäischen 

Integration ï und hier vor allem der sozio-ökonomischen Realität ï nicht stelle.
563

 Das starke 

europapolitische Bekenntnis Mollets hatte auch an der Basis Befürchtungen geweckt, dass die 

Partei sich zu sehr einem christdemokratischen Europa anpasse und die sozialistischen Ideale 

vernachlässige.
564

 Erst unter zunehmendem Druck der linken Bewegungen und der innerpar-

teilichen Kritik wurde der Diskurs von Mollet kritischer gegenüber einem liberalen Europa.
565

 

In den Jahren der 68er-Bewegung hatte die europäische Frage allerdings kaum Aktualität und 

spielte auch bei der Gründung der Nouveau Parti socialiste 1969 keine bedeutende Rolle.
566

  

In den 1960er und 1970er Jahren wurde schließlich der Internationalismus weit über die so-

zialistische Partei hinaus von der antikolonialen Bewegung getragen.
567

 Den Höhepunkt er-

reichte die französische Dritte-Welt-Debatte mit Publikationen wie LôAfrique Noire est mal 

partie von René Dumont (1966) oder Les Damnés de la Terre von Franz Fanon (1961) mit 
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einem Vorwort von Jean-Paul Sartre.
568

 Dieser Internationalismus der 1960er und 1970er Jah-

re trug auch eine antiamerikanische Stoßrichtung. Unter Bezug auf den Anti-Imperialismus 

wurde der Vietnam-Krieg verurteilt und die internationalen Klassen zum Kampf gegen den 

globalen Kapitalismus aufgerufen. In den 1960er und 1970er Jahren wuchs über den Interna-

tionalismus und die antikoloniale Bewegung eine Generation von Politiker heran, die die in-

ternationale Debatte in der späteren Parti socialiste maßgeblich prägte. Im Vergleich mit dem 

Tiersmondisme spielte die Europapolitik innerhalb der Parti socialiste in den 1970er Jahren 

nur eine untergeordnete Rolle. 

4.3  Europäisierung und das Streben nach Regierungsfähigkeit von 1971 

 bis 1981 

4.3.1  Parteipolitik : Taktische Bündnisse für den Wahlerfolg  

Die politische Linke stand in Frankreich Ende der 1960er Jahre vor großen Herausforderun-

gen. Die Einführung der Direktwahl des französischen Staatspräsidenten und das Wahlsystem 

führten zu einer Bipolarisierung des politischen Systems und es wurde deutlich, dass ein 

Machtwechsel nur durch eine geschlossene Linke möglich war. Diese Einsicht führte zum 

Einigungsparteitag von Épinay-sur-Seine, der als Geburtsstunde der Parti socialiste gilt. Der 

neue Parteivorsitzende François Mitterrand verkörperte die Aussöhnung mit den Institutionen 

der V. Republik
569

 und stellte eine Abkehr von der Politik seines Vorgängers Guy Mollet und 

dessen zentralistischem Führungsstil dar. 

In den folgenden vier Jahren verdoppelte sich die Zahl der Mitglieder der Parti socialiste, 

auch wenn ein Teil der SFIO- und Mollet-Anhänger aus der neu gegründeten Partei ausgetre-

ten waren.
570

 Die PS gewann ihre Anhänger nicht mehr nur in den Arbeitermilieus, sondern 

war wegen der Angleichung der Lebensstile und der zunehmenden Urbanisierung in allen 

Regionen und in allen Schichten attraktiv. Ihr gelang es, der Gefahr der Regionalisierung und 

Marginalisierung der ehemaligen SFIO entgegenzuwirken.
571

 Die sogenannten Assises de 

Socialisme setzten im Oktober 1974 die Vereinigung der Linken fort, mit der insbesondere die 

PSU unter Michel Rocard an die PS herangeführt werden sollte. Etwa 3000 Mitglieder und 

Gewerkschafter der Confédération française démocratique du travail (CFDT) traten der PS 

bei. Auch Jacques Delors, ein Vertreter des sozialen Katholizismus, zählte zu den neuen Mit-

gliedern der PS.
572
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In der Zwischenzeit war auch das Verhältnis von Sozialisten und Kommunisten neu bestimmt 

worden. Gemeinsam mit einem Teil der Radikalsozialisten war im Juni 1972 ein gemeinsa-

mes Regierungsprogramm verabschiedet worden, das zur Grundlage für Wahlabsprachen 

bzw. gemeinsame Kandidatenlisten bis 1977 wurde. Mitterrand versteckte seine Absichten 

nicht. Bereits 1972 erklärte er auf dem Kongress der Sozialistischen Internationale in Wien, 

dass es das Ziel sei, eine große sozialistische Partei auf Grundlage der kommunistischen Par-

tei zu schaffen. Von fünf Millionen kommunistischen Wählern könnten drei Millionen auch 

sozialistisch wählen.
573

 Die Splittergruppe der Radikalsozialisten stellte im Linksbündnis nur 

eine Minderheit dar. Sie hatten sich von den Radikalsozialisten als linksliberales Mouvement 

des radicaux de gauche (MRG)
574

 abgespalten und wurden zu einem langjährigen Koalitions-

partner der Sozialisten. 

Die von Mitterrand verkörperte Aussöhnung mit der V. Republik, deren präsidentielle Logik 

er anfangs noch abgeschwächt wollte, erfolgte ohne Einschränkungen. Die Festlegung eines 

geeigneten Präsidentschaftskandidaten wurde im Vergleich zur Programmatik immer bedeu-

tender.
575

 Mitterrand baute seine eigene Machtbasis aus, indem er versuchte seine Anhänger 

sowie die Strömungen um Jean Poperen, Gaston Defferre und Pierre Mauroy zu einen. Hie-

raus entstand die spätere mitterrandistische Strömung, die weniger auf ideologischen Grund-

lagen als auf den Erfolgsaussichten ihres Kandidaten beruhte.
576

  

Innerhalb der Partei zählten jedoch das marxistische CERES und die rocardiens zu den be-

deutendsten Strömungen. Inhaltlich standen sie sich diametral gegenüber. So setzte sich Ro-

card für einen Bruch mit den Kommunisten ein und wurde mit dem Konzept der autogestion 

verbunden, also der Selbstverwaltung im wirtschaftlichen und staatlichen Bereich.
577

 Das 

CERES sah den Machtzuwachs von Rocard hingegen als Rechtsruck der Partei und warf die-

sem eine Sozialdemokratisierung und Amerikanisierung der Partei vor.
578

 Auf dem Parteitag 

von Nantes sprach Rocard 1977 von den zwei rivalisierenden Kulturen innerhalb der Linken: 

Die erste sei das Erbe des Jakobinismus, weitergeführt durch den Guesdisme und verkörpert 

durch das CERES. Die Strömung sei zentralistisch und vertraue auf den Staat, um die Gesell-

schaft zu verändern. Die zweite Kultur berufe sich auf den Proudhonisme und übernehme die 

Idee der sozialen Revolution. Mit ihr identifizierten sich die Anhänger, christlich oder nicht, 

die von der PSU und der CFDT gekommen seien. Eine linke Regierung sollte im Sinne dieser 

deuxième gauche die Bedingungen schaffen, die den Gewerkschaften und Organisationen 

                                                 
573  Vgl. Viansson-Ponté 01.07.1972 
574  Vgl. zur MRG: Scholze, Zimmermann 1992; vgl. auch Moreau, Müller-Brandeck-Bocquet 2000, S. 105 
575  Vgl. Stephan 2001, S. 54 
576  Vgl. Stephan 2001, S. 57 
577  Vgl. Schäfer 1989, S. 90, vgl. auch Jäger 1978, S. 93ff. 
578  Vgl. Stephan 2001, S. 61; vgl. zum CERES Charzat et al. 1977 oder Hanley 1986 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

100 

erlaubten, den sozialen Wandel zu gestalten. Innerhalb der Partei stieß Rocard mit diesen 

Thesen wegen der Gefahr einer Spaltung auf Widerstand.
579

 

Mitterrand musste in den 1970er Jahren seine strategische Position zum CERES und den ro-

cardiens bestimmen. Bis zu den Assises de Socialisme im Jahr 1974 hatte das CERES die 

programmatische Linie der Partei bestimmt und die Verabschiedung des gemeinsamen Pro-

gramms mit den Kommunisten gefördert. Nach dem Beitritt der rocardiens wandte sich Mit-

terrand vom CERES ab. Auf dem Parteitag von Pau 1975 wurde das CERES aus der Partei-

führung ausgeschlossen, obwohl dessen Antrag 25 Prozent der Delegiertenstimmen erhielt. 

Die Anhänger von Mitterrand, von Mauroy und von Rocard bildeten gemeinsam die neue 

Parteiführung.
580

 Bereits beim Präsidentschaftswahlkampf 1974 hatte Mitterrand den Pragma-

tikern in seinem Team vor den Vertretern des CERES den Vorzug gegeben.
581

  

Die Neuauflage des Gemeinsamen Programms scheiterte 1977 an der Haltung der Kommunis-

ten, die fürchteten, das Linksbündnis nutze allein den Sozialisten. In der Tat lagen die Sozia-

listen bei den Parlamentswahlen 1978 mit 22,5 Prozent erstmalig vor den Kommunisten, die 

20,6 Prozent erreichten.
582

 Trotzdem bedeutete die Parlamentswahl 1978 nicht den sicher ge-

glaubten Wahlsieg, sodass Mitterrand seinen Kurs erneut änderte. Er rückte von Rocard ab 

und näherte sich bei dem Parteitag von Metz 1979 den Positionen des CERES an. Mitterrand 

sah die elektorale Notwendigkeit, das Linksbündnis fortzusetzen und hielt an ihr als Grund-

wert der PS fest. Das CERES war zwar mit 15 Prozent auf dem Parteitag von Metz deutlich 

geschwächt gegenüber den Ergebnissen von Pau 1975 (25 Prozent) und Nantes 1977 (24 Pro-

zent), aber es wurde wieder in die Parteiführung aufgenommen. Rocard, der mit 20 Prozent 

der Delegiertenstimmen ab 1979 die innerparteiliche Opposition vertrat, verbündete sich zu-

nächst mit den Anhängern Mauroys.
583

 Zwischen Rocard und Mitterrand entwickelte sich eine 

scharfe Konkurrenz. Beide wollten für die Präsidentschaftswahlen kandidieren. Zwar war 

Rocards Rückhalt in der Partei weniger groß als der Mitterrands, jedoch war er in der Öffent-

lichkeit sehr populär.
584

 Als Mitterrand seine Kandidatur offiziell ankündigte, zog Rocard 

zurück. Den Parteivorsitz übertrug Mitterrand an seinen Vertrauten Lionel Jospin. Die sehr 

heterogene Parti socialiste, so kann man abschließend zusammenfassen, wurde in den 1970er 

Jahren von dem gemeinsamen Wunsch der Übernahme der Regierungsverantwortung getra-

gen.  
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ĂIm Kielwasser des Erfolgs (é) wagt niemand, die Grundlagen dieses Erfolgs anzutas-

ten. Die Alternative wäre in der Tat ein Zurück in die Zersplitterung der sechziger Jah-

re, ein Zurück in den Mißerfolg und Niedergang.ñ
585

 

4.3.2  Europapolitik : Parallele Aufwertung intergouvernementaler und supranationaler 

 Institutionen  

Der europapolitische Kontext der 1970er Jahre wurde durch zwei Gipfeltreffen geprägt: in 

Den Haag 1969 und in Paris 1974. Der Gipfel in Den Haag griff unter dem Dreiklang Vollen-

dung, Vertiefung und Erweiterung die zentralen Streitfragen der 1960er Jahre auf. Mit einer 

definitiven Regelung zur Finanzierung sollte der Agrarmarkt vollendet werden, die Europäi-

sche Gemeinschaft durch eine Wirtschafts- und Währungsunion sowie eine politische Zu-

sammenarbeit in außenpolitischen Fragen vertieft und die Europäische Gemeinschaft um 

Großbritannien sowie Norwegen, Dänemark und Irland erweitert werden.  

Die Vollendung des Gemeinsamen Agrarmarktes hatte für Frankreich Priorität.
586

 Der Wer-

ner-Plan zur Einrichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion, der eine Stärkung der euro-

päischen Institutionen vorsah, wurde von den Franzosen hingegen als Ăverfrühter institutio-

neller Krimskramsñ
587

 bewertet.
 
Der Plan wurde zwar in modifizierter Form in Kraft gesetzt, 

jedoch durch die einsetzende Währungskrise konterkariert. Nachdem im August 1971 die 

Konvertabilität des Dollars in Gold aufgehoben worden war, versuchten die Europäer im Ap-

ril 1972 eine möglichst hohe Währungsstabilität über einen Wechselkursverbund, die soge-

nannte Währungsschlange, herzustellen.
588

 Zur Vertiefung der außenpolitischen Dimension 

des Integrationsprozesses war in Den Haag ferner die Europäische Politische Zusammenarbeit 

(EPZ) vereinbart worden. Pompidous Wunsch nach einem permanenten politischen Sekretari-

at für die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) in Paris lehnten die europäischen 

Partner jedoch ab. 

In Den Haag wurde nach Vollendung und Vertiefung auch der Weg für die Erweiterung frei 

gemacht. Nach siebenjähriger französischer Blockade des Beitritts von Großbritannien wur-

den Beitrittsverhandlungen aufgenommen, in deren Mittelpunkt der Finanzbeitrag der Briten 

stand. Vereinbart wurden eine sechsjährige Übergangsfrist für die Einführung der Gemeinsa-

men Agrarpolitik und ein Finanzbeitrag, der einer Übergangs- und Sicherheitsklausel unter-

lag.
589

 1973 traten schließlich neben Großbritannien auch Irland und Dänemark der Europäi-

schen Gemeinschaft bei. In Frankreich fand im April 1972 ein Referendum zur Norderweite-

                                                 
585  von Schenck 1978, S. 383 
586  Vgl. Bossuat 2005, S. 123 
587  Brunn 2005, S. 219; vgl. auch Bossuat 2005, S. 131; Ziel des Werner-Plans war es, in drei Etappen die wirtschaftlichen und monetären 
 Ungleichgewichte zwischen den Partnerstaaten abzubauen. Eine einheitliche Währung sollte eingerichtet, ein gemeinschaftliches  

 Zentralbankensystem und ein europäisches wirtschaftspolitisches Entscheidungszentrum geschaffen werden. 
588  Vgl. Brunn 2005, S. 215ff. 
589  Vgl. Brunn 2005, S. 185 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

102 

rung statt. Zwar stimmten 68 Prozent der Franzosen der Norderweiterung zu, jedoch lag die 

Wahlbeteiligung bei lediglich 36 Prozent. In der Folge verlangsamte Pompidou seinen euro-

papolitischen Ehrgeiz.
590

  

ĂIl nôest pas impossible aussi que les milieux politiques fran­ais aient eu le sentiment 

dóêtre dépassés par la mécanique bruxelloise (adhésion britannique, UEM, négociations 

commerciales men®es par la Commission) et quôils aient ®prouv® le sentiment de ne 

plus contrôler les Communautés.ñ
591

 

Eine Konstante der Europapolitik der ersten Hälfte der 1970er Jahre war das Misstrauen ge-

genüber den supranationalen Institutionen und der Wille, die nationale Kontrolle über den 

Integrationsprozess zu behalten. So sollte die Europäische Integration helfen, auf Ebene der 

Regierungen konkrete und drängende Probleme zu lösen. Die Partner Frankreichs, so hieß es 

im Kabinett von Pompidou, ordneten jedoch jeden Beschluss einer fortschreitenden Institu-

tionalisierung unter.
592

 In der Amtszeit von Pompidou wurde keine Einigkeit erzielt über die 

Einrichtung eines höheren Rats mit Beteiligung eines Vertreters der Europäischen Kommissi-

on sowie über die Direktwahlen des Europäischen Parlaments. Nach dem Tod von Pompidou 

im April 1974 wurde der bekennende Europªer Val®ry Giscard dôEstaing zum Staatspräsiden-

ten gewählt.
593

 Giscard definierte Frankreichs Öffnung für Europa neu und traf eine funda-

mentale Entscheidung: Europa sollte zur Zukunftsperspektive Frankreichs werden.
594

 

Für Giscard war im Gegensatz zu Pompidou die Europäische Integration nicht mehr nur eine 

Notwendigkeit, sondern eine Priorität.
595

 Giscard verfolgte zwei Ziele: Er strebte eine Anpas-

sung an die neuen ökonomischen Entwicklungen wie die Internationalisierung der Wirt-

schaftsbeziehungen an, für die der nationalstaatliche Rahmen zu klein geworden war. Zudem 

wollte er über die Öffnung Frankreichs nach Europa die französische Besonderheit einer star-

ken, unabhängigen Arbeiterbewegung in einem größeren Kontext auflösen. Sie sollte der poli-

tischen Elite nicht mehr die Politik vorschreiben können.
596

  

Bereits im Dezember 1974 wurde auf dem Gipfel von Paris entschieden, dass sich die Staats- 

und Regierungschefs wenigstens dreimal im Jahr treffen sollten. Für Gemeinschaftspolitiken 

sah die Vereinbarung auch die Teilnahme eines Vertreters der Kommission vor. Bewusst 

wurde mit der Einrichtung des Europäischen Rats eine Schwächung der Kommission in Kauf 

genommen. So sah Giscard den Europäischen Rat als die eigentliche Exekutive, wohingegen 

                                                 
590  Vgl. Bossuat 2005, S. 139 
591  Bossuat 2005, S. 125 
592  Vgl. Bossuat 2005, S. 127 
593  Seine europapolitischen Überzeugungen haben sicherlich nicht die Wähler dazu gebracht, 1974 für ihn zu stimmen, aber seine Wahl 

 hatte doch gezeigt, dass diese einen Europäer im Elysée-Palast nicht als ein malheur für Frankreich betrachteten.Vgl. Milza 2005, S. 246 
594  Vgl. Richard 2006, S. 163; vgl. zur Bedeutung der Prªsidentschaft Giscard dôEstaings f¿r die Europapolitik: Berstein et al. 2005 
595  Vgl. Pfeifenberger 1978, S. 351 
596  ĂProfond®ment r®publicain sans v®ritablement sôint®grer aux institutions, domin® par le PCF depuis la Lib®ration, ce mouvement avait 

 réussi, au fil des décennies, de campagnes électorales en gr¯ves g®n®rales, ¨ donner corps ¨ la R®publique ,socialeô, un régime politique 
 original en bonne partie impos® aux classes dirigeantes.ñ Richard 2006, S. 163 
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die Kommission nur seine Verwaltungsstelle sei.
597

 Bei dem Gipfel wurde auch die Direkt-

wahl des Europäischen Parlaments beraten. Die französische öffentliche Meinung befürworte-

te seit etwa 1973 die Direktwahl des Parlaments und Giscard hatte sich schon in der Kampag-

ne für die Präsidentschaftswahl für die Direktwahl ausgesprochen. Allerdings gab es bei den 

politischen Parteien zahlreiche Vorbehalte.
598

 Giscard stimmte den Direktwahlen zu, nachdem 

er die gaullistische Forderung nach einem höchsten Gremium der Staats- und Regierungschefs 

durchgesetzt hatte. Um den Gegnern der Direktwahl entgegenzukommen, wurde zudem in 

einem nationalen Wahlkreis gewählt, um die Legitimität des nationalen Rahmens zu stär-

ken.
599

 Die Antipathien gegen ein europäisches Konkurrenzparlament blieben groß und dien-

ten Gaullisten und Kommunisten als Wahlkampfthema.  

Giscards Zustimmung zur Direktwahl des Europäischen Parlaments ging nicht mit einer Auf-

wertung seiner Kompetenzen einher. So wurden die Vorschläge des Tindeman-Reports zur 

Stärkung der Rechte und der Legitimität des Parlaments und der Kommission im Jahr 1975 in 

Frankreich sehr kritisch aufgefasst. Giscard stand einerseits unter innenpolitischem Druck, 

den Report abzulehnen, aber auch er selbst befürwortete nicht die Übertragung von weitrei-

chenden Kompetenzen auf das Europäische Parlament.
600

 Laut Gérard Bossuat wollte Giscard 

die zwei Pole Europas zusammenbringen: die Regierungen und die gemeinschaftlichen Insti-

tutionen und dabei die konföderale Linie Pompidous weiterführen.
601

 

Giscard setzte seine Europapolitik in enger Absprache mit dem ebenfalls 1974 gewählten 

deutschen Bundeskanzler Helmut Schmidt um. Die anhaltende Finanzkrise verstärkte den 

Bedarf nach einer Zone der Währungsstabilität in Europa. Für die Franzosen verband sich 

damit die Hoffnung, sich vom US-Dollar und dessen Schwankungen lösen zu können, um die 

Inflation zu bekämpfen.
602

 Auch die deutsche Politik wollte sich von der Abhängigkeit des 

Dollar lösen und der Verteuerung der D-Mark durch den Wertverlust des Dollars entgegen-

wirken.
603

 Die Grundzüge des Europäischen Währungssystems arbeiteten Giscard und 

Schmidt unter vier Augen und unter Umgehung der nationalen und der Brüsseler Bürokratien 

aus. Das Europäische Währungssystem sollte den europäischen Wechselkursverbund ablösen 

und bestand aus drei Elementen: einem Wechselkurs- und Interventionsmechanismus, einem 

umfassenden finanziellen Beistandssystem und der Europäischen Währungseinheit (ECU) als 

Referenzwert und Recheneinheit.
604

 Im Laufe der Verhandlungen geriet Giscard jedoch unter 

                                                 
597  Vgl. Brunn 2005, S. 205 
598  Vgl. Milza 2005, S. 246ff, vgl. auch Gerstlé 1998, S. 174ff. 
599  Vgl. Martin 2004, S. 11 
600  Vgl. Bossuat 2005, S. 148 
601  Vgl. Bossuat 2005, S. 157 
602  Vgl. Bossuat 2005, S. 151 
603  Vgl. Brunn 2005, S. 223 
604  Vgl. http://www.eu-info.de/europa/europaeisches-waehrungssystem (zuletzt abgerufen am 17.04.2009) 
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innenpolitischen Druck und wurde von dem Neo-Gaullisten Jacques Chirac des Ausverkaufs 

der französischen Interessen bezichtigt.
605

 Anfang 1979 kam es zu einer unverbindlichen Ab-

sichtserklärung, die Grenzausgleichsausgaben für landwirtschaftliche Erzeugnisse abzuschaf-

fen und Giscard stimmte der rückwirkenden Einführung des Europäischen Währungssystems 

zum 1. Januar 1979 im März des Jahres zu. 

Die Europapolitik von Giscard ist ferner durch die zwei Lomé-Abkommen vom 28. Februar 

1975 und vom 31. Oktober 1979 mit den AKP (Afrika-Karibik-Pazifik)-Staaten geprägt. 

Frankreich trieb diese Abkommen voran und verstand sich insbesondere als Interessenvertre-

ter des frankophonen Afrikas und der ehemaligen Kolonien. Gleichzeitig bekräftigte Frank-

reich den für sein Selbstverständnis wichtigen Missionsanspruch, wobei die Pflege der Bin-

dungen zur Dritten Welt eine wichtige Rolle spielte.
606

 Im Laufe seiner Amtszeit muss sich 

Giscard ferner mit den Beitrittsgesuchen der jungen Demokratien in Griechenland sowie in 

Spanien und Portugal auseinandersetzen. Dem Beitritt von Spanien und Portugal standen je-

doch die Interessen der französischen Landwirte im Südwesten entgegen. Gaullisten und 

Kommunisten unterstützten die Landwirte, sodass Frankreich von der Europäischen Gemein-

schaft forderte, entsprechende Programme aufzulegen, um die mediterranen Regionen der 

Europäischen Gemeinschaft auf die neue Konkurrenz vorzubereiten. Die anfängliche aktive 

Unterstützung Giscards wandelte sich so zu einer abwartenden Haltung. Den Beitritt Grie-

chenlands unterstützte Giscard jedoch, weil ein geographischer Ausgleich Richtung Süden in 

der Europäischen Gemeinschaft für Frankreich nützlich schien. Giscard schwebte eine medi-

terran-lateinische Gruppe vor, die unter dem Einfluss Frankreichs stehen sollte. Griechenland 

trat der Europäischen Gemeinschaft schließlich am 1. Januar 1981 bei.
607

  

Im Hinblick auf die Süderweiterung schwankte die PS zwischen Ăsozialistischer Bruderschaft 

und nationalen Interessenñ.
608

 1978 hatte die Partei in der Nationalversammlung eine Erweite-

rung abgelehnt und Bedingungen für einen Beitritt formuliert. Noch 1982 sah der inzwischen 

zum französischen Staatspräsidenten gewählte Mitterrand einen Beitritt nicht in einer kurz- 

oder mittelfristigen Perspektive. Die südfranzösische Wählerklientel, die besonders kritisch 

gegenüber der Erweiterung und der landwirtschaftlichen Konkurrenz aus Spanien und Portu-

gal eingestellt war, sollte nicht abgeschreckt werden. Es wurde eine Vertiefung der Europäi-

schen Gemeinschaft vor der Erweiterung gefordert. Dem gegenüber standen jedoch traditio-

nelle Interessen Frankreichs an der Stärkung des Mittelmeerraums und den der PS ideologisch 

                                                 
605  Im sogenannten Appel de Cochin vom 6. Dezember 1978 bezeichnete Chirac die Partei Giscards, die UDF, als die Partei des Auslands. 
 Cochin ist der Name eines Krankenhauses in Paris, in dem Chirac nach einem Autounfall behandelt wurde. Vgl. Bossuat 2005, S. 147  
606  Vgl. Schubert 2004, S. 305 
607  Vgl. Bossuat 2005, S. 156 
608  Krell 2009, S. 331;  
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näher stehenden sozialistischen Parteien des Südens. Auch konnte die Erweiterung in den 

Augen der PS dazu führen, dass Frankreich nicht nur politisch, sondern auch geographisch 

eine zentralere Rolle in Europa einnimmt. Die Diskussion um die Süderweiterung wurde wäh-

rend der Präsidentschaft Giscards nicht mehr zu einem Abschluss geführt.
609

 

4.3.3  Programmatik : Bewahrung des nationalen Handlungsspielraums  

Der Übergang von der pro-europäischen SFIO unter Guy Mollet zur PS unter François Mitter-

rand war bereits von einer Demystifizierung Europas geprägt. Die Parteimitglieder der SFIO 

hatten ihr europapolitisches Engagement kritisch überprüft,
610

 sodass nicht die Diff erenzen 

über die Europapolitik zum Parteitag von Épinay und dem Erfolg Mitterrands führten, son-

dern die Bündnisfrage mit den Kommunisten.
611

 Diese beeinflusste die Europapolitik der PS 

in den 1970er Jahren maßgeblich. Die zentralen programmatischen Texte vor Regierungsan-

tritt waren neben dem gemeinsamen Regierungsprogramm das Programm Changer la vie von 

1972 und das Projet socialiste von 1980, die beide unter der Federführung des marxistischen 

CERES verfasst wurden. Bei dem Sonderparteitag zu Europa in Bagnolet entwickelte die PS 

1973 ihre europapolitischen Leitlinien, die bis zum Regierungsantritt 1981 Gültigkeit behiel-

ten.  

Der Bruch mit dem Kapitalismus, der im März 1972 in dem Programm Changer la vie gefor-

dert wurde, definierte den Rahmen für die Europapolitik.
612

 Innen- und Europapolitik wurden 

von nun an zusammengedacht. Die Umsetzung des Sozialismus in Frankreich sollte Modell 

für einen sozialistischen Wandel Europas sein. Mitterrand prägte die Formel, Europa werde 

entweder sozialistisch oder es werde kein Europa geben.
613

 Beobachter kritisierten diese 

rousseauistische Auslegung des europäischen Gemeinwillens, der für sie ein mangelndes De-

mokratieverständnis offenbarte.
614

 Die Europäische Integration wurde also nicht als Wert an 

sich betrachtet, auch nicht als ein politisch neutrales Ziel, sondern als ein auf den Sozialismus 

ausgerichteter Prozess. In dem Programm Changer la vie wurde zwar deutlich, dass die PS 

einen ausreichenden Handlungsspielraum für eigene Initiativen zur Verwirklichung des Sozia-

lismus in der Europäischen Gemeinschaft sah. Gleichzeitig appellierte sie jedoch daran, dass 

die europäischen Partner diesen Handlungsspielraum respektieren müssten, ohne dass damit 

die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft in Frage gestellt werde.
615

  

                                                 
609  Vgl. Krell 2009, S. 331ff; vgl. auch ĂEurope, les conditions du Parti socialisteñ, 29. September 1978 und Mitterrands Ă110 propositionsñ 

 im Präsidentschaftswahlkampf; abgedruckt in: Hohl 2008, S. 108f, 124 
610  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 39f. 
611  Vgl. Rüther ï Hugues Portelli 23.03.2006 
612  Vgl. Mitterrand 1972, S. 184ff. 
613  ĂLôEurope sera socialiste ou ne sera pas.ñ Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 45 
614  Vgl. Pfeifenberger 1978, S. 354 
615  ĂLe gouvernement de la gauche devra obtenir de ses partenaires europ®ens le respect de la marge de manîuvre indispensable aux pays 

 membres pour conserver la maîtrise de leur politique nationale sans remettre en cause leur appartenance à la Communauté.ñ Mitterrand 
 1972, S. 188 
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Die PS begrüßte die Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft, forderte aber die Eu-

ropäische Gemeinschaft durch den Beitritt Großbritanniens nicht zu einer Freihandelszone 

werden zu lassen. Sie war bereit, die Kompetenzen des Parlaments sukzessive zu erweitern 

und der Direktwahl zuzustimmen. Im gemeinsamen Regierungsprogramm mit den Kommu-

nisten vom 26. Juni 1972 war von der Direktwahl des Europäischen Parlaments allerdings 

keine Rede mehr. Der Zweiklang von Teilnahme am Integrationsprozess und nationaler 

Handlungsfreiheit wurde hingegen stärker herausgehoben.
616

 Die Kommunisten mussten je-

doch akzeptieren, dass die Sozialisten die Europäische Integration nicht in Frage stellten und 

ihre Regierungspolitik im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft fortsetzen würden.
617

 

Kommunisten und Sozialisten einigten sich darauf, den Europäischen Wirtschafts- und Sozi-

alausschuss, ein beratender Ausschuss innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, und den 

europäischen Ausgleich- und Garantiefonds für die Landwirtschaft zu demokratisieren, in 

ökonomischen, sozialen und politischen Teilsektoren Reformen zu bewirken und die budgetä-

ren Kontrollrechte des Europäischen Parlaments zu erweitern.
618

 

Jean-Pierre Chevènement forderte im Namen des CERES beim Parteitag von Grenoble 1973 

eine Klärung der europapolitischen Position im Rahmen einer Convention nationale, einem 

kleinen Parteitag.
619

 Dieser fand bereits im  Dezember 1973 statt und wurde zu einem 

Congrès extraordinaire aufgewertet. Die Einbindung der ganzen Partei in einen Kongress 

ging auf Unstimmigkeiten in der Parteiführung zurück.
620

 Das CERES vertrat die Auffassung, 

dass die Institutionen niemals neutral seien, sondern das existierende Kräfteverhältnis wider-

spiegelten.
621

 François Mitterrand und seine Unterstützer weigerten sich diese Aussage des 

CERES in ihren Antrag zu übernehmen, um nicht alte Konflikte wieder aufbrechen zu las-

sen.
622

 Diese Situation brachte Mitterrand im November 1973 dazu, sein Amt als Parteivorsit-

zender von der Klärung der Europafrage abhängig zu machen und mit seinem Rücktritt zu 

drohen.  

Die Frage der Institutionen stellte für die PS vor und nach dem Kongress von Bagnolet eine 

schwierige Gratwanderung dar. Es bestand Einigkeit darüber, die europäischen Politiken zu 

                                                 
616  Vgl. Mitterrand 1972, S. 331ff. 
617  Vgl. Frank 2004, S. 465 
618  Vgl. Trautmann 1982, S. 132 
619  ĂMalheureusement, le March® commun tel quôil fonctionne aujourdôhui nôa pas ®t® capable de surmonter ses contradictions internes et 

 les crises quôelles engendrent comme le soulignent la crise mon®taire et agricole. En ce sens, il est urgent que lôEurope des neuf se 

 donne des structures et un contenu social nouveaux. Lôapprofondissement de la position du Parti sur lôensemble des probl¯mes relatifs à 
 lôEurope fera ®galement lôobjet dôune Convention nationale dans le courant de lôann®e 1974.ñ Motion finale dôorientation. In: Le Poing 

 et la Rose, Nr. 18, Juli 1973, S. 5. 
620  Vgl. Pierre Mauroy: Un congr¯s extraordinaire é Pourquoi ? In: Le Poing et la Rose, Nr. 22, spécial November 1973, S. 3. 
621  ĂLes institutions ne sont jamais neutres. Elles profitent ¨ qui profite le rapport des forces entre classes sociales. La condition dôune 

 véritable démocratisation des institutions européennes est dans cette inversion du rapport des forces; lô®lection au suffrage universel 

 dôune Assembl®e europ®enne, n®cessaire sans doute, ne saurait y suffireñ. In: Le Poing et la Rose, suppl®ment responsables, Nr. 22, 
 November 1973, S. 4. 
622  Le Poing et la Rose, suppl®ment responsables, Nr. 22, November 1973, S. 4: ĂSa r®daction risque de recr®er la confusion et les  

 difficult®s dôinterpr®tation que ce Congr¯s Extraordinaire a pr®cis®ment pour objet de dissiper ¨ travers lôexpression claire et  
 démocratique du choix de tous les militants.ñ  
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vertiefen und die Institutionen zu demokratisieren. Eine Stärkung dieser Institutionen sollte 

jedoch vom Inhalt der Politiken abhängen. Die PS befand sich in einer Zwickmühle zwischen 

ihren europäischen Partnern ï hier vor allem der SPD ï und den innenparteilichen Zwängen 

des CERES und auch dem kommunistischen Bündnispartner. Die PS koppelte deswegen die 

politischen Inhalte von den Institutionen ab und blieb bei letzteren relativ vage.
623

  

Die Beschlüsse des Parteitags von Bagnolet legten schließlich Leitlinien für die Europapolitik 

der Partei fest, die die nationale Eigenständigkeit betonten. Dies konnte Mitterrand im Hin-

blick auf den kommunistischen Bündnispartner willkommen sein.
624

 Die zentrale Problematik 

des Parteitags war die Frage, ob der Europäische Integrationsprozess die Einführung des So-

zialismus in Frankreich fördern oder behindern würde. Die Sozialisten formulierten in der 

Folge drei Bedingungen, an die sie ihre Unterstützung der Europäischen Integration knüpften: 

1. ĂEs muss sicher gestellt sein, dass Europa und seine Gemeinschaftspolitiken nicht 
zu einer Verschlechterung der Lebensbedingungen der Arbeiter zugunsten des Kapi-

tals führen.  

2. Es muss sicher gestellt sein, dass das zu schaffende Europa imstande bleibt sich in 

Richtung eines originären sozialistischen Modells (un mod¯le dôoriginal de socia-

lisme) zu entwickeln, was eine wirkliche Unabhängigkeit gegenüber den zwei Blö-

cken und die Demokratisierung seiner Institutionen voraussetzt.  

3. Es muss sicher gestellt sein, dass die zu vereinbarenden Kompetenzübertragungen 

zugunsten der europäischen Institutionen nicht den Handlungsspielraum einer zu-

künftigen linken Regierung und der Umsetzung ihres Programms einschränken kön-

nen, von Erfolg oder Niederlage der Linken in Frankreich kann in der Tat die zu-

künftige Entwicklung Europas in Richtung des Sozialismus abhängen.ñ
625

 

Der abschließende Text des außerordentlichen Parteitags stellte klar, dass der Sozialismus in 

Frankreich keine Vorbedingung für Europa, und Europa keine Vorbedingung für den Sozia-

lismus sei. Die Beschlüsse von Bagnolet würden in den nächsten fünf Jahren im Rahmen des 

Programme commun definiert. Der Kampf für den Aufbau eines Europas der Völker sei nicht 

zu trennen vom Kampf um die politische Macht im nationalen Rahmen.
626

 Mitterrand appel-

lierte in seiner Rede daran, dass es für die Sozialisten Zeit sei, sich der Fakten bewusst zu 

werden. Der Entwurf Europas, über den die Sozialisten diskutierten, sei nun gemacht.
627

  

Die Vorstellung, dass Frankreich in der ersten Hälfte der 1970er Jahre von kapitalistischen 

Mächten eingekreist war, die jede Aktion einer linken Regierung bremsen könnten, war fest in 

                                                 
623  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 54f. 
624  Vgl. Friedrich 1974, S. 138 
625  Vgl. Le Poing et la Rose, supplément, Nr. 23, Dezember 1973, S. 9. 
626  ĂIl est n®cessaire de rappeler pour ®clairer lôensemble de ce texte quôau plan des engagements et du calendrier, les objectifs qui  

 pr®c¯dent, m°me quand ils impliquent dôautres finalit®s, sôinscrivent pour les cinq ans qui viennent dans les orientations du Programme 

 commun. Le combat pour la construction de lôEurope des peuples est inséparable du combat pour la conquête de pouvoir politique dans 
 le cadre national. Mais sans attendre dôavoir avec ses alli®s de lôunion de la gauche la responsabilit® du pouvoir en France, le Parti 

 socialiste entend provoquer, dans lôensemble des pays de la communaut®, un vaste mouvement dôopinion en faveur des objectifs que le 

  socialisme d®mocratique assigne ¨ la construction europ®enne.ñ In: Le Poing et la Rose, suppl®ment, Nr. 23, Dezember 1973, S. 11. 
627  Intervention de François Mitterrand au Congrès: Le Poing et la Rose, supplément, Nr. 23, Dezember 1973, S. 12. 
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den Köpfen verankert.
628 

Hierzu trug einerseits der Staatsstreich in Chile bei, der den Sozialis-

ten die Schwierigkeiten vor Augen führte, ein sozialistisches Experiment in einem ungünsti-

gen Umfeld zu verwirklichen. Anderseits erhöhte das schwierige Verhältnis mit den deut-

schen Sozialdemokraten, die das gemeinsame Regierungsprogramm mit den Kommunisten 

ablehnten, die Sorge vor einer negativen Einschätzung der gemeinsamen Regierungsführung 

von Sozialisten und Kommunisten in Europa.
629

  

Der Parteitag von Nantes im Juni 1977 spiegelte schließlich einen europapolitischen 

Realismusschub wider, der unter dem Einfluss des pro-europäischen, sozialdemokratisch aus-

gerichteten Michel Rocard stattfand.
630

 Die Europäische Gemeinschaft wurde nun als eine 

Realität definiert, die kein Land und keine Partei verkennen könne. Sie habe zu wirtschaftli-

chen Beziehungen und Interdependenzen unter den Mitgliedstaaten geführt, sodass ein natio-

naler Rückzug eine nicht vorstellbare Hypothese sei. Trotz seiner Fehler und Unzulänglich-

keiten, bilde der Gemeinsame Markt einen unbestreitbaren Faktor der Expansion
631

 und wur-

de zu einem wesentlichen Mittel im Kampf der Arbeiter.  

Nach dem Scheitern der Neuauflage des gemeinsamen Programms mit den Kommunisten 

forderten die Sozialisten eine Vertiefung und Umsetzung ihrer europäischen Doktrin.
632

 Es 

gab Diskussionen über den Eurosozialismus, die jedoch ergebnislos blieben.
633

 Die unerwar-

tete Niederlage bei den Parlamentswahlen 1978 sowie die gewachsenen Ambitionen Michel 

Rocards für die Präsidentschaftswahlen 1981 veränderten schließlich das innerparteiliche 

Gleichgewicht zugunsten des CERES. François Mitterrand vertrat beim Parteitag von Metz 

1979 in dem von ihm unterstützten Antrag die Leitlinie ĂTout le Trait® de Rome et rien que le 

Trait® de Romeñ
634

, nach der die Zukunft der Europäischen Integration nicht durch einen wei-

teren Kompetenztransfer bestimmt werden sollte, sondern durch Ausgestaltung seines politi-

schen Inhalts in Richtung eines Europas der Arbeiter. Dabei gelte es drei politische Linien zu 

vereinen:  

ĂFaire lôEurope sans d®faire la France, restituer ¨ la France son r¹le aux dimensions eu-

ropéennes, respecter les obligations auxquelles nous avons souscrit tout en défendant 

bec et ongles les int®r°ts fran­ais, la grande majorit® des militants le pense, le veut.ñ
635

  

Das CERES stellte bereits in einem Debattenbeitrag im Vorfeld des Kongresses von Metz 

klar, dass die europäische Ideologie, die die Europäische Integration a priori als Referenzrah-

men und Bedingung definiere, entzaubert werden müsse. Eine sozialistische Regierung in 

                                                 
628  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 49 
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630  Vgl. Guérot 1996, S. 282 
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Frankreich müsse sich sowohl auf eine europäische als auch auf eine mediterrane Strategie 

stützen. Die europäische Unterstützung reiche allein nicht aus, da sie aufgrund des historisch 

belasteten, konservativen Deutschlands, dessen ökonomische Interessen es an die Vereinigten 

Staaten bänden, blockiert sei. Es sei tödlich für die Linke, sich allein auf Europa zu begren-

zen.
636

 In seinem Antrag forderte das CERES, den Wahlkampf für die Europawahlen unab-

hängig von den europäischen sozialdemokratischen Parteien, die nicht den Bruch mit dem 

Kapitalismus gewählt hatten, zu organisieren.
637

  

Pierre Mauroy und seine Unterstützer wiesen in ihrem Antrag den chauvinistischen Bezug auf 

ein deutsches Europa als unvereinbar mit der sozialistischen Kultur zurück. Dies sei in Wahr-

heit ein bequemer Vorwand für diejenigen, die überhaupt kein Europa wollten.
638

 Mauroy und 

Rocard hatten vor dem Parteitag in einem gemeinsamen Debattenbeitrag klar gestellt, dass die 

Europäische Gemeinschaft nicht ohne die Beteiligung Deutschlands vorstellbar sei. Eine iso-

lationistische Einstellung der Linken führe zu einem Ăsocialisme policierñ.
639

  Rocard betonte 

in seinem Antrag auf dem Parteitag, dass die Römischen Verträge nur eine Etappe und kein 

Ziel an sich seien. Ferner sprach er sich für eine Strategie der Zusammenarbeit aus:  

ĂLôEurope des travailleurs, si elle veut °tre autre chose quôun slogan, implique alors uns 

stratégie de confrontation et de dialogue avec lôensemble des forces qui repr®sentent le 

monde du travail. Ce dialogue avec les social-d®mocraties dôEurope du Nord, au-delà 

des discussions idéologiques auxquelles on ne voit pas aujourdôhui dôissue, peut d®bou-

cher sur des points dôaccord pour apporter une r®ponse commune aux probl¯mes con-

crets pos®s par la crise, le ch¹mage et lô®volution industrielle.ñ
640

  

Die Synthese wurde aus den Anträgen von Mitterrand und Chevènement gebildet. Nach Ro-

card ließen sich die zwei Kulturen des Sozialismus auch auf die Europapolitik übertragen. 

Eine konzentriere sich auf die Problemlösungsfähigkeit des Staates und der Verwaltung. Dies 

bringe Misstrauen gegenüber der europäischen Einigung und eine Tendenz zum Rückzug in 

nationale Gewissheiten mit sich. Darüber hinaus habe diese Position viele Parallelen mit den 

Kommunisten und halte an historischen Gewissheiten fest, von denen einige nach Rocard 

überholt seien. Der alternative Denkansatz beginne mit der Überprüfung der eigenen Traditi-

onen angesichts der aktuellen Herausforderungen. Hierbei handele es sich um einen Ansatz 

der den Prinzipien der Internationalität und der Selbstverwaltung folge.
641

 

Nach der Neubestimmung des innerparteilichen Kräfteverhältnisses fiel auch die Redaktion 

des Projet Socialiste pour les années 1980 in den Aufgabenbereich von Jean-Pierre 

                                                 
636  Vgl. Jean-Pierre Chevènement u.a.: Contribution au débat, Le Poing et la Rose, Nr. 78, Januar 1979, S. 11f. 
637  Vgl. Jean Pierre Chevènement u.a.: Motion E, Le Poing et la Rose, Nr. 79, Februar 1979, S. 24. 
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Chevènement. Die Basis des Projekts bildete eine Befragung der Parteimitglieder, die sich 

auch zur Rolle Europas äußern sollten. Mit nur 30 Prozent der abgegebenen Antworten in 450 

befragten Sektionen stieß dieser Fragenkomplex auf ein geringes Interesse. Mit 63 Prozent der 

abgegebenen Antworten erreichten die Themen ĂArbeitñ und mit 53 Prozent ĂFreizeitñ die 

höchsten Prozentsätze der Antworten und spiegelten damit das Interessenspektrum der Par-

teimitglieder wider.
642

 Im Projekt wurden im außenpolitischen Teil mit La France, lôEurope 

et le Monde die europapolitischen Ideen der 1970er Jahre aufgegriffen. Der Text enthielt ein 

allgemeines Bekenntnis zur Teilnahme am Europäischen Integrationsprozess und betonte des-

sen Notwendigkeit. Als Bedingungen für Europa definierten die Sozialisten das Erfordernis 

der Einstimmigkeit im Rat sowie die volle Anwendung der Römischen Verträge, bevor es zu 

weiteren Integrationsschritten komme. Die Schwerpunkte der Europapolitik lagen bei der 

Süderweiterung und der stärkeren Einbindung der Arbeiter und ihrer Interessen, die bisher im 

Rahmen der liberalen Wirtschaftspolitik am wenigsten berücksichtigt worden sein.
643

  

Mitterrand zog mit dem als Ă110 Vorschlªgeñ bezeichneten Programm in den französischen 

Präsidentschaftswahlkampf. Die innerparteiliche Allianz mit dem CERES führte dazu, dass 

Mitterrand die europapolitische Programmatik nur wenig konkretisieren konnte. Die strikte 

Anwendung der Römischen Verträge sah die Demokratisierung der europäischen Institutio-

nen, die Umsetzung der sozialen Dispositionen des Vertrags sowie die Schaffung eines Rats 

der Mittelmeeranrainer vor.
644

 Vor dem Beitritt Portugals und Spaniens sollten bestimmte 

Vorbedingungen beispielsweise im Bereich der Landwirtschaft oder Fischereipolitik erfüllt 

werden.
645

  

Die 110 Vorschläge Mitterrands emanzipierten sich allerdings von dem alleinigen Einfluss 

des CERES. Zwar war der Bruch mit dem Kapitalismus eine der grundlegenden Ideen, jedoch 

wurde in Vorschlägen zur Dezentralisierung, zur Selbstverwaltung und in Bezug auf die Drit-

te Welt auch der Einfluss der Strömung um Rocard deutlich. Insgesamt handelte es sich um 

eine Synthese linker Ideen, die trotz oder gerade wegen ihrer Widersprüche einem späteren 

Präsidenten Handlungsspielraum ließen. So wurde in den 110 Vorschlägen der internationale 

Kontext, der der Realisierung der Vorschläge im Wege stehen könnte, außer Acht gelassen.
646

 

Die Rolle Europas in der Welt mit der Forderung nach Unabhängigkeit und sozialistischer 

Ausrichtung blieb diffus und zeigte, dass die PS noch immer nicht die westeuropäische Integ-

rationsstruktur eindeutig bejahen konnte:  

                                                 
642  Vgl. Convention nationale, Le Poing et la Rose, supplément au numéro 78, Januar 1979, S. 23. 
643  Vgl. Guérot 1996, S. 278ff. 
644  Vgl. Document No 14: Les 110 propositions de François Mitterrand, 1981 (extraits). In: Hohl 2008, S. 124 
645  Vgl. Berstein 2001, S. 88 
646  Vgl. Berstein 2001, S. 90 
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ĂMit dieser europapolitischen Selbstfesselung an ein sozialistisches Europa, an das die 

meisten der PS-Mitglieder allerdings selbst nicht glaubten, ging die Partei also 1981 in 

die Regierung.ñ
647

 

Die zögerliche Öffnung gegenüber Europa ist neben den innerparteilichen Diskussionen auf 

einen zweiten Grund zurückzuführen: der Dominanz der Dritte-Welt-Debatte in Frankreich. 

Kaum ein anderes Land hat sich so intensiv mit Fragen der Dritten Welt beschäftigt wie 

Frankreich. Dies ist zunächst kein sozialistisches Spezifikum, jedoch hat die PS 1981 erstmals 

in der V. Republik die Dritte-Welt-Debatte explizit in den Präsidentschaftswahlkampf einbe-

zogen,
648

 was eine erhöhte Sensibilität der Sozialisten belegt.
649

 Die Debatte schlug sich auch 

auf die Sicht Europas nieder, das zunehmend unter antiamerikanischer, anti-imperialistischer 

Sichtweise interpretiert wurde.
650

 Bei der Definition der Europapolitik führte die Dritte-Welt-

Debatte zu Widersprüchen und Europa konnte zu einem Szenario neben anderen werden: 

ĂSowohl im S¿dpazifik als auch im Indischen Ozean hat Frankreich, wie schon seit lªn-

gerem in Afrika, die expansive Mission einer regionalen Ordnungs- und Interventions-

macht übernommen; Verpflichtungen, die nicht ohne weiteres mit einer vertieften Euro-

päischen Integration zu vereinbaren sind.ñ
651

  

Im intellektuellen Klima Frankreichs der 1970er Jahre zeichnete sich allerdings ein Wandel 

ab, der zunächst ohne Effekt auf die Politik blieb. Der Krise der 1970er Jahre folgte eine 

Neubewertung der Europäischen Integration. Die wirtschaftliche Situation, das Erscheinen 

des Buches ĂDer Archipel Gulagñ von Alexander Solschenizyn im Jahr 1974 und der Rück-

gang der Faszination des Marxismus ließen Europa in einem anderen Licht erscheinen. Auch 

wegen mangelnder Alternativen entschieden sich linke Intellektuelle wie Edgar Morin be-

wusst für Europa, das noch zuvor zu engstirnig gewesen war.
652

 

4.3.4  Parteienwettbewerb: Einfluss des Bündnisses mit den Kommunisten 

Die Wahlen in den 1970er Jahren zeigten den wachsenden Rückhalt der Sozialisten in der 

französischen Wählerschaft. Auch entwickelte sich das Linksbündnis zu ihrem Vorteil. Euro-

papolitisch ist im Hinblick auf den Parteienwettbewerb zunächst das Referendum im Jahr 

1972 über die Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft entscheidend. Vor dem Hin-

tergrund der laufenden Verhandlungen mit den Kommunisten erwies sich dieses als erste Be-

währungsprobe. Bei den Parlamentswahlen von 1973 und 1978, den Präsidentschaftswahlen 

von 1974 sowie den Europawahlen von 1979 spielten europapolitische Fragen keine heraus-

ragende Rolle. 1974 wurde allerdings erstmalig ein bekennender pro-europäischer Politiker 

                                                 
647  Guérot 1996, S. 284 
648  Vgl. von Krosigk 1993, S. 25 
649  Vgl. von Krosigk 1989, S. 36 
650  Vgl. Rüther ï Hugues Portelli 23.03.2006 
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zum Staatspräsidenten gewählt. Ferner zwang die Einführung der Direktwahlen zum Europäi-

schen Parlament die Parteien zur Auseinandersetzung mit Europa ï sowohl auf nationaler als 

auch auf europäischer Ebene.  

Beim Referendum vom 23. April 1972 zur Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft 

forderte die PS wegen der laufenden Verhandlungen mit der kommunistischen Partei über das 

gemeinsame Regierungsprogramm zur Wahlenthaltung auf. Sie argumentierte, Pompidou und 

das System der Privilegien, des Missbrauchs und der Skandale nicht bejahen zu können. Sie 

wollten allerdings auch nicht die Erweiterung des Binnenmarktes verneinen. Es sei eindeutig, 

dass das Referendum eine Täuschung (artifice) sei und es sei offensichtlich, dass die Sozialis-

ten die demokratische Entwicklung der Europäischen Integration unterstützten. Das Links-

bündnis sei die einzige Kraft, um die Regierung zu bekämpfen. Das Bündnis bleibe mit dem 

Referendum möglich.
653

 Damit erkannten die Sozialisten in dem Referendum vorrangig ein 

Mittel des Staatspräsidenten, die Formierung des linken Lagers zu konterkarieren. Aus diesem 

Grund forderte Mitterrand, an diesem Referendum nicht teilzunehmen.
654

 In einem internen 

Positionspapier der PS vom März / April 1972 wurde jedoch auch deutlich, dass die Wahlab-

sprache mit den Kommunisten den Sozialisten keine andere Möglichkeit ließ: 

ĂLe sens de notre refus de vote: Il constitue la seule position commune possible de la 

gauche. (é) Les socialistes ne pouvaient pas demander aux communistes de voter OUI 

alors quôils se sont oppos®s ¨ lô®largissement de la Communaut®. Les communistes ne 

pouvaient pas demander aux socialistes de voter NON alors quôils y sont favorables.ñ
655

 

Bei den folgenden nationalen Wahlen war das Linksbündnis erfolgreich. Die Wahlen von 

1973 bestätigten die PS auf ihrem neuen Kurs. Sie gewannen gemeinsam mit der MRG 20,71 

Prozent der Stimmen. Bei den Kommunalwahlen von 1977 erreichten sie fast die 30-Prozent-

Marke. Das enttäuschende Ergebnis der Parlamentswahlen von 1978 führten Parteivertreter 

auf den Streit im Linksbündnis zurück.
656

 Die Präsidentschaftswahlen von 1974 bedeuteten 

für die Sozialisten einen Achtungserfolg. Mitterrand unterlag im zweiten Wahlgang am 19. 

Mai 1974 mit 49,3 Prozent der Stimmen nur knapp seinem Herausforderer Giscard. Für die 

Wahl hatte sich Mitterrand von seinem Amt als Parteivorsitzender beurlauben zu lassen, um 

nicht als Kandidat der PS zu erscheinen. Diese hatte ihn auch nicht zuvor offiziell designiert, 

sondern ihm im Verbund mit den Kommunisten und der MRG, die das gemeinsame Pro-

gramm 1972 vereinbart hatten, die Kandidatur angetragen.
657

 Mitterrand war es damit gelun-

                                                 
653  Vgl. Le Poing et la Rose, Nr. 14, Mai 1973, S. 2. 
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gen, in seiner Person zwei Legitimitäten zu vereinigen: die des Parteivorsitzenden, der an die 

parteipolitische Willensbildung gebunden ist, und die des Präsidentschaftskandidaten, der 

gegenüber der Partei eine gewisse Autonomie besaß.
658

 

Die Außenpolitik war kein umstrittenes Thema im Wahlkampf, weil die Kandidaten sich in 

die Kontinuität de Gaulles stellten. So standen die akuten wirtschaftspolitischen Probleme 

sowie die Wirtschafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik des gemeinsamen Programms im 

Mittelpunkt des Wahlkampfs. Mitterrand konnte seine Wähler frankreichweit mobilisieren. 

Deutlich wurde auch das Ende des gaullisme populaire, weil die traditionell eher linksorien-

tierte Arbeiterschaft beispielsweise in den nördlichen Departements an der französisch-

belgischen Grenze, nicht mehr gaullistisch wählte.
659

 Das rechte und das linke Lager erreich-

ten eine gleichmäßigere Verteilung ihrer Wählerschaft in Frankreich (nationalisation des 

électorats).
660

 Mitterrand wurde vorrangig von Männern, der Jugend, den Arbeitern und der 

Stadtbevölkerung gewählt, die Landwirte hingegen waren eher konservativ-traditionalistisch 

orientiert und haben ebenso wie Frauen, ältere Leute, Unternehmer und praktizierende Katho-

liken für Giscard gestimmt.
661

 

Die sozio-demographische Zusammensetzung der Wählerschaft weist auf einen Wandel in 

den 1970er Jahren hin. Der Anstieg der Wählerschaft der Sozialisten ging einher mit dem 

Wandel der eher agrarisch und vom Handwerk geprägten französischen Gesellschaft zu einer 

urbanisierten und industrialisierten Gesellschaft mit einem starken tertiären Sektor. Auch der 

Wertewandel spielte eine Rolle: Konservative Werte wie Familie, Wertschätzung für etablier-

te Institutionen und gesellschaftliche Zwänge wurden durch einen kulturellen Liberalismus 

ersetzt. Toleranz, individuelle Freiheit und Selbstverwirklichung gewannen an Bedeutung. 

Die Wählerschaft der Sozialisten war damit in den mittleren Schichten (classes moyennes) zu 

finden: Lehrer und Wissenschaftler, Personal aus dem medizinischen Bereich, Sozialarbeiter, 

Techniker, mittlere Führungsschicht oder Büroangestellte. Es handelt sich vor allem um rela-

tiv junge Wähler mit einem relativ hohen Bildungsniveau.
662

  

1979 wurden erstmals die Europawahlen durchgeführt. Die Partei stimmte der Direktwahl aus 

zwei Motiven zu: dem Wunsch nach Demokratisierung der Institutionen und der Umsetzung 

der Römischen Verträge, in deren Artikel 138 bereits die Direktwahl thematisiert wurde. In-

nerhalb des Comité directeur stellte die Partei auch diese europapolitischen Argumente An-

fang 1976 in den Vordergrund.
663

 Ferner, so erklärte Mitterrand, müsse politische Verantwor-

                                                 
658  Vgl. Bergounioux 2001, S. 692 
659  Vgl. Kimmel 1975, S. 267ff. 
660  Vgl. Kimmel 1975, S. 271 
661  Vgl. Kimmel 1975, S. 272 
662  Vgl. Bréchon 2004, S. 176 
663  Vgl. Robert Pontillon: Large débat au Comité directeur. In: Le Poing et la Rose, Februar 1976, Nr. 47, S. 15. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

114 

tung übernommen werden gegen die Macht der Wirtschaft und des Kapitals. Es gelte ab so-

fort, den Arbeitern massiven Zutritt zu den Institutionen zu verschaffen und den Kampf zu 

internationalisieren.
664

 Das CERES blieb jedoch auch nach dem Beschluss des Comité direc-

teur weiter skeptisch, ob es sich nicht um ein innenpolitisches Manöver der Regierung hande-

le. Die Direktwahl verleihe dem Parlament eine vermeintliche Legitimität von der allein die-

jenigen Gebrauch machen könnten, die sich bereits dem Liberalismus verschrieben hätten und 

die sich als Gegner des Linksbündnisses und als Anwälte der atlantischen Interessen verstün-

den.
665

 Auch Pierre Joxe, ein enger Vertrauter Mitterrands und ehemaliges Mitglied der Con-

vention des institutions républicaines, blieb kritisch gegenüber der Direktwahl des Europäi-

schen Parlaments, da die Institutionen immer ein soziales Kräfteverhältnis ausdrückten. Das 

Europäische Parlament werde nur eine Fraktion des atlantischen Blocks und eine gescheiterte, 

wirtschaftliche Gemeinschaft repräsentieren.
666

 George Marchais, der Parteivorsitzende der 

PCF, argumentierte in Humanité ähnlich:  

ĂNous repoussons cat®goriquement ce projet parce quôil constituerait une tr¯s grave at-

teinte ¨ la souverainet® et ¨ lôind®pendance de la France. (é) Ce serait une assembl®e 

dominée par une écrasante majorité de politiciens au service des trusts multinationaux. 

Ce serait une assembl®e dans laquelle le poids de lôAllemagne de lôOuest serait d®ci-

sif.ñ
667

 

Sozialisten und Kommunisten fanden in der Frage der Direktwahl des Europäischen Parla-

ments nicht zu einer gemeinsamen Linie. Robert Pontillon erklärt in Le Figaro zur Abstim-

mung in der Nationalversammlung, dass die sozialistischen Abgeordneten im Zweifelsfall 

unabhängig von der kommunistischen Position entscheiden würden. Zwar wollten diese das 

Linksbündnis nicht kompromittieren, jedoch seien sie auch nicht bereit, bei essentiellen Fra-

gen Konzessionen zu machen.
668

 Die französischen Kommunisten änderten 1977 überra-

schend ihre Position und stimmten schließlich den Direktwahlen des Europäischen Parlaments 

unter dem Vorbehalt zu, dass die Souveränität Frankreichs nicht verletzt würde und die Kom-

petenzen des Europäischen Parlaments nicht über die Festlegungen in den Römischen Verträ-

gen hinausgingen. Sie forderten gleichzeitig eine nationale Rückkoppelung der Europaabge-

ordneten durch obligatorische, jährliche Rechenschaftsberichte.
669

 

Die parteiinterne Debatte über Europa wurde zwischen 1978 und 1981 nahezu ausgesetzt. 

Mitterrand befand sich in einer Zwickmühle zwischen der pro-europäischen Strömung um 
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Rocard und der linken anti-europäischen Strömung des CERES.
670

 Bei den Europawahlen 

1979 unterzeichnete die PS nicht die Wahlplattform mit den anderen sozialdemokratischen 

Parteien des Bundes sozialdemokratischer Parteien in der Europäischen Gemeinschaft, der 

seit Januar 1978 vom internationalen Sekretär der PS, Robert Pontillon, geleitet wurde.
671

 Sie 

weigerte sich ferner, die Fraktionsdisziplin im Europäischen Parlament anzuerkennen.
672

  

Gilles Martinet, der als einer der Mitbegründer der PSU zur PS gewechselt war, beurteilte die 

Ausweitung der demokratischen Kontrolle der gemeinsamen Politiken, die in der Wahlplatt-

form gefordert wurde, positiv. Inakzeptabel waren für ihn hingegen die meisten Passagen mit 

Bezug zur Rolle des Marktes, die wiederholte Benutzung des Begriffs ĂEuropäische Integrati-

onñ, ohne die Bedingungen zu formulieren, die diese wünschenswert machten sowie die Be-

hauptung, dass die Arbeiterbewegung eine ähnliche Konzeption der Sozialdemokratie und der 

sozialen Gerechtigkeit entwickelt habe. So schlug Martinet vor, bereits in der Einleitung da-

rauf zu verweisen, dass die sozialistischen Parteien ihre Differenzen nicht zu kaschieren ver-

suchten.
673

 Eine entsprechende Passage wurde in der Tat an den Anfang aller Dokumente ge-

setzt.
674

 

Im Comité directeur vom 8. Juli 1978 erklärte das CERES, dass die vom Bund entwickelte 

Plattform nicht im Geringsten die drei Bedingungen, die die PS in Bagnolet formuliert habe, 

erwähne.
675

 Pierre Guidoni, ebenfalls vom CERES und 1987 erster Europasekretär der Partei, 

hielt das Projekt einer gemeinsamen Wahlplattform für das einzige Thema, das die Einheit der 

Partei gefährden könne. Die Tragweite dieses Projekts werde von vielen unterschätzt. Das 

Programm stelle sowohl das Verhältnis zur eigenen Nation als auch die Grundprinzipien des 

Sozialismus in Frage.
676

 Die Prioritäten wurden deutlich formuliert: 

ĂNotre souci est dôobtenir ¨ cette date l¨ le plus grand succ¯s possible pour notre parti; 

dôam®liorer encore le rapport de force au sein de la gauche. Le moins quôon puisse dire 

est quôun tel programme nôy contribuera pas.ñ
677

 

Die französischen Sozialisten lehnten die politische Kooperation einiger sozialdemokratischer 

Parteien im Norden mit den Christdemokraten oder Liberalen ab, die sich über europapoliti-

sche Fragen wie eine politische Union, die Wirtschafts- und Währungsunion oder die Ge-
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meinsame Agrarpolitik verständigt hatten. Es wurde innerhalb des Bundes darüber diskutiert, 

ob vorab Prinzipien für die politische Aktion festgelegt werden sollten. Eine Verständigung 

erschien so unmöglich.
678

 

Die Liste der Sozialisten wurde am 22. April 1979 verabschiedet. Bei der Erstellung der Liste 

berücksichtigte die PS die Repräsentation der verschiedenen Strömungen und Regionen.
679

 

Darüber hinaus wurde am 26. April 1979 ein gemeinsames Kommuniqué mit der MRG ver-

abschiedet und eine gemeinsame Liste vereinbart.
680

 Bei diesen ersten Europawahlen entstand 

der Eindruck, dass die französischen Parteien diese als Probelauf für die Präsidentschaftswah-

len 1981 ï die eigentlich erstrangigen Wahlen ï betrachteten.
681

 Die Liste der Kommunisten 

wurde von dem Parteichef und Präsidentschaftskandidaten Georges Marchais angeführt, die 

Liste der Sozialisten ï gemeinsam mit der MRG ï von François Mitterrand und die Liste der 

Gaullisten von Jacques Chirac. Spitzenkandidat der Liste des 1979 amtierenden Präsidenten 

war Simone Veil. Das Kräfteverhältnis der Parteien untereinander sollte nach der Parla-

mentswahl von 1978 und vor der Präsidentschaftswahl von 1981 ermittelt werden.
682

 So ver-

urteilte Mitterrand die Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von Georges Marchais, 

erklärte das Linksbündnis für beendet und warf der PCF eine sinnentleerte europapolitische 

Kampagne vor.
683 

 

In einer Sonderausgabe von Le Poing et la Rose vom Mai 1979 wurden die zwei zentralen 

Themen für die parteipolitische Auseinandersetzung vorgegeben: die Europäische Integration 

und die Innenpolitik.
684

 Pierre Mauroy warb für eine Politisierung Europas. Es sei keine Ent-

scheidung für oder gegen Europa, sondern für oder gegen eine rechte bzw. linke Ausrichtung 

der europäischen Politik.
685

 Mitterrand gab an, für ein Europa der Arbeiter kämpfen zu wol-

len. Institutionell unterstützte er die Direktwahl des Parlaments, jedoch solle auf europäischer 

Ebene weiterhin einstimmig entschieden werden, um Frankreich vor einem zu starken Euro-

päischen Parlament zu schützen. Nach wie vor wollte die PS nicht über die Römischen Ver-

träge hinausgehen.
686

 

Die extreme Linke warf den Sozialisten und Kommunisten im Wahlkampf vor, die internatio-

nale Perspektive aus den Augen verloren zu haben. Lutte ouvrière und die Ligue communiste 

                                                 
678  Vgl. Bossuat 2003, S. 46f. 
679  Vgl. o. A. 14.04.1979, vgl. auch Conférence de Presse de François Mitterrand, 11. Juni 1979, In: Le Poing et la Rose, spécial  

 responsables, Nr. 3, Juni 1979, S. 2. 
680  Vgl. Communiqué commun: Parti socialiste ï Mouvement des radicaux de gauche, 26. April 1979, Le Poing et la Rose, spécial  

 responsables, supplément au No. 81, 3. Mai 1979 
681  Vgl. Zur Kampagne und den Ergebnissen auch Duhamel 1998 
682  Vgl. Martin 2004, S. 12, vgl. z. B. auch Bergeroux 03.04.1979: ĂChacun sait que des résultats du scrutin européen dépendront les  

 stratégies pour la compétition présidentielle.ñ 
683  Vgl. o. A. 09.06.1979 
684  Vgl. Le Poing et la Rose, spécial responsables, supplément au No. 81, 3. Mai 1979 
685  Vgl. o. A. 08.05.1979b 
686  Vgl. Colombani 18.05.1979; Alfred Grosser beschreibt die gemeinsame Leitlinie aller Parteien sarkastisch: ĂVotez pour moi: Je vous 
 garantis mieux que mes rivaux que cette Assembl®e ne servira ¨ rien!ñGrosser 10.04.1979 
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révolutionnaire setzten sich für die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa ein.
687

 

Von Seiten der liberalkonservativen UDF wurde kritisiert, dass die Wahlen unter nationalen 

Gesichtspunkten interpretiert wurden. So schrieb Michel Pinton von der UDF in einem 

Kommentar für Le Monde im April 1979, dass nach dem Muster der quadrille bipolaire ge-

dacht werde. Aber die Stimmen von UDF und RPR sowie von PS und PCF sollten nicht zu-

sammen gezählt werden, denn es gebe keinen zweiten Wahlgang. Es herrschten andere 

Wahlmuster vor und damit auch eine Chance, über Europa zu reden und nicht über nationale 

Politik.
688

 Mitterrand hingegen sah keinen Grund, die Innen- von der Europapolitik zu tren-

nen. Die Wähler sollten in der Europawahl auch eine Möglichkeit sehen, ihre Unzufriedenheit 

mit der Innenpolitik auszudrücken. Allerdings wies auch er darauf hin, dass es keinen zweiten 

Wahlgang gebe und es aus diesem Grund keinen Sinn mache, im ersten Wahlgang kleine Lis-

ten zu unterstützen, die die fünf Prozent Hürde nicht überschreiten würden.
689

 

FRANKREICH  % Sitze 

Union pour la France en Europe (Simone Veil, UDF) 27,61 26 [25] 

Liste socialiste avec la participation des radicaux de gauche (François Mitterrand, PS) 23,53 21 [22]
690

 

Liste présentée par le Parti communiste français (George Marchais, PCF) 20,52 19 

Défense des intérêts de la France en Europe (Jacques Chirac, RPR) 16,31 15 

   

Wahlbeteiligung  60,7 % 

Quelle: Journal Officiel de la République Française  

Mit 27,61 Prozent und 25 Abgeordneten lag die Liste des amtierenden Präsidenten vorn. Die 

anti-europäische Kampagne mit dem Appel de Cochin seines Gegners im rechten Lager, Jac-

ques Chirac, hatte sich nicht bezahlt gemacht. Die Liste erreichte lediglich 16,31 Prozent der 

Stimmen und 15 Sitze. Die Legitimität Giscards wurde damit gegenüber den präsidentiellen 

Ambitionen von Chirac gestärkt. Mit 23,53 Prozent und 22 Abgeordneten erreichten die Sozi-

alisten zwar ein respektables Ergebnis, blieben jedoch hinter den Ergebnissen der Parlaments- 

und Kantonalwahlen von 1978 zurück. Der Anteil der MRG wurde auf etwa 2,1 Prozent ge-

schätzt.
691

 Die Kommunisten erreichten 20,52 Prozent der Stimmen und 19 Mandate. Die ge-

ringe Mobilisierung der Wähler wurde also als eine zentrale Ursache für die fehlenden Stim-

men gesehen. Für Mitterrand bestand die Gefahr, dass seine Führungsrolle parteiintern in Fra-

ge gestellt und über eine mögliche Kandidatur von Michel Rocard spekuliert wurde.
692

 Bei 

                                                 
687  Vgl. o. A. 08.05.1979a 
688  Vgl. Pinton 17.04.1979 
689  Vgl. o. A. 25.05.1979 
690  Der Conseil dôEtat ªnderte die Ergebnisse am 22. Oktober 1979, da einige professions de foi als Stimmzettel gezªhlt wurden, sodass die 

 PS einen Sitz mehr, die UDF einen Sitz weniger bekam. Vgl. Boksenbaum 1984a, S. 83; 116 
691  Vgl. Jean Poperen: Les enseignements du scrutin. In: Le Poing et la Rose, Nr. 82, Juni 1979, S. 4. 
692  Vgl. Martin 2004, S. 13, vgl. auch Laurens 13.06.1979 
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der Bilanzierung der Wahlen ging Jean Poperen auch auf die besondere Rolle der Linken in 

Frankreich ein: 

ĂNotre difficult® ¨ identifier le combat pour lôEurope ¨ un combat de gauche tient en-

core au poids dôun certain h®ritage id®ologique que doit supporter le mouvement socia-

liste en France. Durant des années, le courant dit de la « petite gauche », qui a joué un 

r¹le politique mais surtout id®ologique appr®ciable vers les ann®es 60, sôest, pour 

lôessentiel, align® sur lôanalyse communiste de lôEurope, le pr®sentant comme une en-

treprise de la Droite, enti¯rement domin®e par lôimp®rialisme am®ricain. Beaucoup des 

militants ou de sympathisants de lôactuel Parti socialiste se sont formés dans cet envi-

ronnement idéologique.ñ
693

 

Der Convention nationale nach den Wahlen am 24. Juni 1979 blieben Mauroy und Rocard 

fern. In ihrer Abwesenheit wurde ein Kommuniqué verabschiedet. Dies forderte, sich anzu-

strengen, um den Aufbau eines alternativen Europas, eines Europas der Arbeiter, als ein Ziel 

der Sozialisten aufzunehmen. Die Existenz eines direkt gewählten Parlaments helfe dabei.
694

 

Mauroy kritisierte hingegen die Kampagne der Partei, die von einem zweideutigen und zöger-

lichen Diskurs getragen worden sei. Dieser habe unter tiefgreifenden Widersprüchen gelitten: 

ĂLe double langage a d®rout® lôopinion et d®mobilis® les militants.ñ
695

  

Insgesamt gaben 37 Prozent der französischen Europaabgeordneten, die 1979 gewählt wur-

den, ihr Mandat im Laufe der ersten Legislaturperiode auf.
696

 François Mitterrand trat sein 

Mandat nie an. Darüber hinaus gaben allein zehn von 15 Abgeordneten der Liste von Jacques 

Chirac im Jahr 1980 ihr Mandat nach dem Rotationsprinzip ab.
697

 Unter Berücksichtigung 

aller gewählten Abgeordneten haben 24 das Europäische Parlament im Laufe der Legislatur-

periode zugunsten eines Ministeramtes verlassen, darunter fünf französische Sozialisten nach 

dem Wahlsieg Mitterrands.
698 Elf Abgeordnete entschieden sich für ein nationales Mandat, 

darunter sechs französische Sozialisten. Zwei Abgeordnete bevorzugten ein lokales Mandat, 

darunter Pierre Mauroy im März 1980. Zu den zwei Abgeordneten, die im Laufe ihres Man-

dats zu Botschaftern ernannt wurden, gehörte 1981 der Sozialist Gilles Martinet. Die hohe 

Fluktuation in der französischen Delegation drückt die relativ geringe Wertschätzung für das 

Mandat eines Europaabgeordneten aus und unterstreicht den nationalen Charakter der ersten 

Europawahlen. Der Vergleich mit allen Abgeordneten des Europäischen Parlaments zeigt 

allerdings, dass es keine französische Besonderheit war. 

                                                 
693  Rapport de Jean Poperen au Comité directeur du 16 juin 1979 sur le bilan des élections européennes. In: Le Poing et la Rose, spécial 

 responsables, Nr. 4, 19. Juni 1979, S. 7-9. 
694  Vgl. Convention nationale du 24 juin 1979, Les communiqués adoptés: Les élections européennes: La crise en France, Le Poing et la 
 Rose, Juli-August 1979, Nr. 83, S. 2-3. 
695  Convention nationale du 24 juin 1979, ĂVers un débat approfondi et rigoureuxñ, Tribune du Courant B, Le Poing et la Rose, Juli-August 

 1979, Nr. 83. 
696  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88; vgl. zu der Analyse aller Abgeordneten des Europäischen Parlaments Boksenbaum 1984a, S. 116ff. 
697 Die anti-europäisch eingestellten Gaullisten wollten mit dem Rotationsprinzip die Arbeit des Europäischen Parlaments schwächen, vgl. 

 Marrel, Payre 2006, S. 69 
698  Vgl. zum Folgenden: Boksenbaum 1984a, S. 116ff. 
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4.3.5  Organisation: Proportionale Repräsentation der Strömungen  

Der dominierende Einfluss des CERES in den 1970er Jahren schlug sich auch in den organi-

satorischen Strukturen nieder. Ziel war es, die PS zu einer mitgliederstarken, gut organisierten 

und in der Arbeiterschaft verankerten Partei zu machen. Darüber hinaus sollte der mit Guy 

Mollet verbundene zentralistische Führungsstil beendet und mit der Honoratiorentradition der 

PS gebrochen werden. Aus diesem Grund kehrte die PS am Parteitag von Épinay zu einer 

proportionalen Repräsentation ihrer innerparteilichen Strömungen zurück.
699

  

Bis heute durchzieht das Prinzip der Proportionalität die lokalen Sektionen, die 

departementalen Föderationen und die nationale Führungsebene. Im Vorfeld der nationalen 

Parteitage werden sogenannte Beiträge (contribution) und Anträge (motion) eingereicht. Wo-

hingegen erstere der Debatte dienen, wird über letztere abgestimmt. Die innerparteiliche Wil-

lensbildung erfolgt von der lokalen zur nationalen Ebene.
700

 Anhand der Abstimmungsergeb-

nisse der lokalen, betrieblichen oder universitären Sektionen wird die Anzahl der Delegierten 

für den Parteitag in den Föderationen bestimmt. Abhängig von der Mitgliederzahl der jeweili-

gen Föderationen und der Stimmen für die Anträge werden Delegierte zum nationalen Partei-

tag entsandt.
701

 

Erreicht eine Strömung beim nationalen Parteitag mindestens fünf Prozent der Delegierten-

stimmen, dann wird sie im Verhältnis zu ihrem Stimmgewicht in den Gremien repräsentiert. 

Zu den Gremien auf nationaler Ebene gehören das Direktionskomitee (Comité directeur), das 

alle zwei Monate zusammentritt und das Parlament der Partei bildet. Es wird vom Konvent 

(Convention nationale) kontrolliert, einem kleinen Parteitag, an dem je ein Delegierter aus 

einer Föderation teilnimmt. Das Comité directeur wählt das Exekutivbüro (Bureau exécutif), 

das die Beschlüsse des Comité directeur in wöchentlichen Sitzungen umsetzen soll. Das Bu-

reau exécutif bildet jedoch nicht die Regierung der Partei, denn das eigentliche Machtzentrum 

ist das Nationalsekretariat (Secrétariat national).
702

 Dieses wird nach dem Mehrheitsprinzip 

bestellt. Die proportionale Repräsentation endet somit an der Führungsspitze der Partei. Dies 

gilt als die Ăentscheidende Bruchstelleñ
703

 in der Organisation der PS. 

Der Erste Sekretär Mitterrand nutzte die Möglichkeit, Minderheitenströmungen aus dem Na-

tionalsekretariat auszuschließen, um seine Macht in der Partei zu sichern.
704

 Ferner baute er 

parallel zum Nationalsekretariat einen Beraterstab mit Vertrauten auf, die nur ihm verantwort-

                                                 
699  Die Convention des institutions républicaines hatte 1971 diese Form der Repräsentation zur Bedingung für ihren Beitritt gemacht. Vgl. 

 Stephan 2001, S. 35ff. 
700  Vgl. Murswieck 1999, S. 105 
701  ĂCôest au niveau de la section, lôunit® de base du PS, que se joue lôessentiel du congr¯s. Côest en effet dans les sections que se déroulent 

 les étapes les plus importantes pour convaincre les adhérents et établir les réseaux politiques de conquête du pouvoir au sein de 
 lôappareil. Côest le courant qui d®tient le plus de sections, et donc de f®d®rations, qui lôemportera.ñ Desmeuliers 2005, S. 292 
702  Vgl. Stephan 2001, S. 40 
703  Stephan 2001, S. 42 
704  Vgl. Stephan 2001, S. 40 
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lich waren. Entscheidungen, die im Nationalsekretariat in Abwesenheit Mitterrands getroffen 

wurden, konnten von diesem Beraterstab zurückgenommen werden.
705

 Die Mehrheitskoalition 

kontrollierte darüber hinaus die partei-eigene Presse sowie die Finanzen der Partei. Vor allem 

das bis Ende der 1980er Jahre funktionierende System der illegalen Parteienfinanzierung kam 

der Mehrheitskoalition um Mitterrand zugute. 

In den 1970er Jahren wurden die nationalen Führungsinstanzen gestärkt. Dies zeigte sich auch 

an der Nominierung der Kandidaten für die Wahlen.
706

 Die Parteiführung vereinbarte Bünd-

nisse und traf Wahlabsprachen, sie sicherte den einzelnen Strömungen je nach Anteilsstärke 

aussichtsreiche Wahlkreise für ihre Kandidaten zu und ermöglichte verdienten Technokraten 

ohne Parteikarriere Zugang zu einem politischen Mandat oder Amt. Auch wenn die Willens-

bildung von der lokalen zur nationalen Ebene erfolgte, so dominierte bei der Politikformulie-

rung doch die nationale Ebene:  

ĂAlle Kommissionen, Studiengruppen u.ª., die EinfluÇ auf die programmatische Ent-

wicklung der Partei nehmen können, konzentrieren sich in Paris, so daß praktisch nur 

Mitglieder der Pariser Region an den theoretisch allen zugänglichen Treffen teilnehmen 

konnten.ñ
707

 

Die Strömungen (courant) wurden erst 1978 formal anerkannt und durften seitdem eigene 

Mi tteilungsblätter verteilen und Sitzungen abhalten, die jedoch allen Mitgliedern offen stehen 

mussten.
708

 Die proportionale Repräsentation der innerparteilichen Strömungen galt als eine 

demokratische Errungenschaft und führte zu einer hohen Integrationsfähigkeit der Partei, 

denn ï um die Macht innerhalb der Partei zu erhalten bzw. zu bewahren ï mussten Koalitio-

nen aus den jeweiligen Strömungen gebildet werden.
709

 Die Pluralität der Strömungen war für 

die Partei konstituierend.
710

 Jede dieser Strömungen hatte ihre eigene Kultur, Organisation 

und Führungsfigur. Jedes Parteimitglied gehörte erst einer Strömung, dann der Partei an.
711

 

Dies hatte zur Folge, dass ideologische Debatten vermieden wurden, um das innerparteiliche 

Gleichgewicht nicht aufzuheben. Jede Vereinheitlichung wurde in Frage gestellt, wenn eine 

Strömung ihren Einfluss bedroht sah. Aufgrund der Rivalität der Strömungen innerhalb der 

Partei wurden auch Neuzugänge kritisch gesehen, da mit ihnen Mehrheiten verändert werden 

konnten. Angesichts der niedrigen Mitgliederzahlen in den Sektionen war es relativ einfach, 

das Mehrheitsverhältnis durch Neuzugänge Ăumzudrehenñ.
712

 Der vertikale Aufbau der Partei 

wurde somit zunehmend durch die horizontale Struktur der Strömungen überlagert und politi-

                                                 
705  Vgl. Stephan 2001, S. 43 
706  Vgl. Stephan 2001, S. 40 
707  Stephan 2001, S. 43 
708  Vgl. Stephan 2001, S. 39 
709  Vgl. Stephan 2001, S. 55 
710  Vgl. von Schenck 1978, S. 379 
711  Vgl. Portelli 1998, S. 68f. 
712  von Schenck 1978, S. 380ff. 
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sche Inhalte wurden durch die Führungsfiguren und potentiellen présidentiable der Strömun-

gen personalisiert.
713

 

Für die Europäisierung der Partei war die herausragende Rolle der Strömungen ein Hindernis. 

Europapolitische Debatten wurden ausgeklammert, um das Kräftegleichgewicht nicht zu ver-

ändern. Die dominierende Koalition wollte ihre Macht sichern, wozu die Europafrage nicht 

beitragen konnte. Mitterrands Kurswechsel zwischen dem CERES und den rocardiens in 

den 1970er Jahren zeigte die zweitrangige Bedeutung der Europafrage. Diese wirkte nicht 

strukturierend auf die Partei und die Strömungen.  

Auch im Internationalen Sekretariat im Parteivorstand spiegelte sich das innerparteiliche 

Kräfteverhältnis wider. Es wurde zwar mit international ausgewiesenen Experten besetzt, un-

terlag jedoch auch den Kurswechseln auf den Parteitagen. Dem internationalen Sekretär und 

mitterrandiste,
714

 Robert Pontillon, wurde 1973 entsprechend der innerparteilichen Rolle des 

CERES, ein Vertrauter Chevènements zur Seite gestellt. Didier Motchane kümmerte sich um 

die Beziehungen zur Dritten Welt. 1975 wurde Motchane aus der Parteiführung ausgeschlos-

sen und musste das Sekretariat an den mitterrandiste Lionel Jospin übergeben. Erst nach der 

Unterstützung der Kandidatur Mitterrands konnte Motchane 1981 wieder in das Sekretariat 

als Verantwortlicher für kulturelle Fragen einziehen.
715

 Die Einrichtung eines Sekretariats für 

die Beziehungen zur Dritten Welt unterstreicht ï unabhängig von der Repräsentation des 

Kräfteverhältnisses ï die hohe Bedeutung des Tiersmondisme in der Partei. 

Robert Pontillon sicherte hingegen die Kontinuität in der Europapolitik. Er kümmerte sich seit 

1948 im Parteivorstand der SFIO um die internationalen Beziehungen und stand in Kontakt 

mit nahezu allen Parteiführern der Sozialistischen Internationale.
716

 Auch wenn Pontillon we-

gen seiner pro-europäischen Haltung, seiner als atlantisch angesehenen Position in Verteidi-

gungsfragen sowie seiner Freundschaft mit den Parteiführern der Sozialdemokratie des Nor-

dens den Ruf eines droitier hatte, war seine Erfahrung im internationalen Bereich für Mitter-

rand unersetzlich.
717

  

Jospin war die dritte entscheidende Figur im Internationalen Sekretariat der 1970er Jahre. Mit 

seiner Übernahme des Sekretariats für die Beziehungen zur Dritten Welt waren die Kritiker 

des internationalen Kurses der PS aus der Parteiführung ausgeschlossen.
718

 Jospin war poli-

tisch durch den Antikolonialismus geprägt. Zwar war sein Vater Mitglied der SFIO, jedoch 

                                                 
713  Vgl. Stephan 2001, S. 62 
714  Pontillon unterstützte 1971 beim Parteitag von Épinay im Namen der Vertreter der Convention des institutions républicaines die Wahl 
 von François Mitterrand. 
715  Vgl. auch Portelli 1983, S. 140; vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Henry Coston: Dictionnaire de la politique 

 française. Tome IV. 1982. 
716  Vgl. World Biographical Information System Online, Quellen: Henry Coston: Dictionnaire de la politique française. Tome II 1972, 

 Tome III 1979, Tome IV 1982; Thierry Pfister: Les socialistes. 1977; vgl. auch Pennetier, Maitron 1997 
717  Vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Thierry Pfister: Les socialistes. 1977. 
718  Vgl. Portelli 1983, S. 139f. 
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trat Jospin der SFIO wegen ihrer Haltung zum Algerienkrieg nicht bei, sondern engagierte 

sich unter anderem in der PSU. Erst im Sommer 2001 wurde publik, dass er in den 1960er 

Jahren auch Mitglied einer trotzkistischen Organisation war. Jospin gehörte zu den sogenann-

ten sabras, die der PS erst mit ihrer Neugründung beitraten und sich vor allem durch ihre 

Treue zu Mitterrand auszeichneten.
719

 Als Jospin 1979 von Pontillon die Leitung des Interna-

tionalen Sekretariats übernahm wurden die Beziehungen zur Dritten Welt wieder in das Sek-

retariat integriert. Im Januar 1981 folgte er Mitterrand als Parteivorsitzender nach.
720

 

4.3.6  Transnationales: Differenzen zwischen der  Sozialdemokratie in Nord- und  

 Südeuropa 

Die internationalen Beziehungen der sozialdemokratischen Parteien wurden historisch gese-

hen innerhalb der Sozialistischen Internationale organisiert. Mit Verabschiedung der Römi-

schen Verträge wurde 1957 ein Verbindungsbüro der sozialdemokratischen Parteien der EWG 

eingerichtet. Der Hauptakzent der in dem Büro organisierten Parteien lag auf der Stärkung der 

Institutionen, die die Marktmechanismen flankieren sollten. Auch sollte es die Verbindung 

zwischen den sozialdemokratischen Parteien der EWG und der Fraktion in der Europäischen 

Versammlung sicherstellen.
721

 In den 1960er Jahren dominierte die funktionale Methode der 

Integration. Ideologische Debatten und Doktrinen wurden durch das Streben nach der Erfül-

lung notwendiger Funktionen ersetzt. Die Sozialdemokraten der 1960er Jahre verhielten sich 

in erster Linie loyal zum Europäischen Integrationsprozess und übten nur wenig Kritik: 

ĂIm Nachhinein kann man nur dar¿ber staunen, in welch starkem MaÇe die Sozialde-

mokraten in den 60er Jahren ihre Kritik an strukturellen Mängeln und Fehlentwicklun-

gen der Gemeinschaft zugunsten der Erwartung in den Hintergrund treten ließen, daß 

die ökonomischen Sachzwänge unaufhaltsam in Richtung auf eine verstärkte Integration 

drªngen.ñ
722

  

Die PS von Épinay grenzte sich von der SFIO und ihrem europapolitischen, antikommunisti-

schen und proatlantischen Kurs ab. Sie war nicht bereit zu einem westlichen, gemäßigten Dis-

kurs beizutragen, da eine Vielzahl der Mitglieder der neu gegründeten PS durch den Antiko-

lonialismus sozialisiert worden war. Das CERES, die Anhänger von Jean Poperen und auch 

einige Anhänger Mitterrands standen dem Verbleib der PS in der Sozialistischen Internationa-

le ablehnend oder gleichgültig gegenüber. Diese wurde in ihren Augen durch die Sozialdemo-

kratie des Nordens dominiert, die das Bündnis der französischen Sozialisten mit den Kommu-

nisten kritisierte.
723

 Die PS betrieb deswegen eine zweigleisige internationale Politik, die be-

                                                 
719  Vgl. Stephan 2001, S. 90 
720  Vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Thierry Pfister: Les socialistes. 1977; Henry Coston: Dictionnaire de la 
 politique française. Tome III 1979, Tome IV 1982. 
721  Vgl. Bossuat 2004, S. 43 
722  Timmermann 1982, S. 88 
723  Vgl. Portelli 1998, S. 103ff. 
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reits anhand der Aufteilung des Sekretariats in Internationales und Beziehungen zur Dritten 

Welt gezeigt wurde. Wohingegen Pontillon die Beziehungen mit der Sozialistischen Internati-

onale pflegte, kümmerte sich Motchane um die Ăfortschrittlichen und anti-imperialistischenñ 

Bewegungen in Lateinamerika, Afrika und Asien.
724

 

Der Grundkonflikt der Sozialistischen Internationale lässt sich exemplarisch an der deutschen 

Sozialdemokratie und der Parti socialiste zeigen. Die SPD war in den 1970er Jahren in der 

Regierungsverantwortung für ein Land, das ökonomisch immer bedeutender wurde. Sie war 

strukturell gestärkt durch ihre Mitgliederzahl, ihre finanzielle Basis und ihre Organisation und 

pflegte privilegierte Beziehungen zu den Gewerkschaften. Die PS hingegen befand sich in der 

Opposition und war auf den ï vor allem europapolitisch ï unberechenbaren kommunistischen 

Bündnispartner angewiesen. Ihre organisatorische und finanzielle Basis war schwach, die 

Beziehungen zu den Gewerkschaften nur geringfügig ausgeprägt und die Mitgliederzahl im 

Vergleich noch immer niedrig. Hinzu kamen die intensiven innerparteilichen Auseinanderset-

zungen.
725

 Die Spaltung der Sozialistischen Internationale erfolgte mit anderen Worten in 

einen  Ăeher konservativ-staatstragend ausgerichteten sozialdemokratischen Flügel Mittel- 

und Nordeuropas und in einen eher systemverändernd-progressiven Flügel Südwesteuro-

pas.ñ
726

 

Die Spaltung setzte sich auch in dem Bund sozialdemokratischer Parteien der Europäischen 

Gemeinschaft fort, der im April 1974 gegründet worden war und sich als Regionalorganisati-

on der Sozialistischen Internationale verstand. Der Bund hatte zum Ziel, die Direktwahlen 

zum Europäischen Parlament vorzubereiten.
727

 Er war finanziell von der sozialdemokrati-

schen Fraktion in der Europäischen Versammlung abhängig. Im Vergleich mit den großen 

wirtschaftlichen Interessenverbänden waren die politischen Parteien Nachzügler. Erstere hat-

ten sich teilweise schon im Umfeld der Verabschiedung der Römischen Verträge auf europäi-

scher Ebene organisiert. Die Gewerkschaften folgten erst 1973 mit der Gründung des Europä-

ischen Gewerkschaftsbundes.
728 

Mit der Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft und des Bundes um die europa-

kritischen linken Parteien Großbritanniens und Dänemarks sowie der ideologischen Neuaus-

richtung der PS verlor der Bund an Kohärenz. Darüber hinaus führten die einsetzende Wirt-

schaftskrise und die steigenden Arbeitslosenzahlen zu unterschiedlichen Reaktionen der Par-

teien innerhalb des Bundes. Auch innerparteiliche Auseinandersetzungen in den 1970er Jah-

                                                 
724  Vgl. Portelli 1983, S. 138f. 
725  Vgl. Kiersch 1979, S. 144 
726  Kiersch 1979, S. 132 
727  Vgl. Timmermann 1982, S. 85; 1976 gr¿ndete sich die ĂEuropªische Volksparteiñ (EVP), die aus der ĂEuropªischen Union der  

 Christlichen Demokratenñ hervorgegangen war sowie die ĂFºderation der Liberalen und Demokratischen Parteien der Europäischen 

 Gemeinschaftñ; 1984 gr¿ndete sich die ĂEuropªische Koordination der Gr¿nen Parteienñ; vgl. Maurer, Mittag 2006, S. 169 
728  Vgl. Brunn 2005, S. 212f. 
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ren trugen zur Entwicklung zentrifugaler Tendenzen bei.
729

 Eine europa-kritische Grundströ-

mung war am stärksten zu beobachten in Großbritannien, Dänemark und Griechenland sowie 

im CERES-Flügel der PS. Sie kritisierten, dass der Gemeinsame Markt zum Feld für die Inte-

ressen der ĂGroßbourgeoisieñ geworden sei und die Organe der Gemeinschaft unter dem 

Deckmantel neutraler, technokratischer Institutionen zu schwach und politisch unfähig seien, 

sich dem Druck des Kapitals zu widersetzen. Diese Interpretation führte sie zu einem Rück-

zug in den Nationalstaat und zu unterschiedlichen Zielen: Die britische Arbeiterpartei ging bis 

zur Forderung nach dem Austritt aus der Europäischen Gemeinschaft. Die griechischen Sozia-

listen setzten sich für einen Sonderstatus Griechenlands ein, während das CERES den Status 

Quo akzeptierte und nationale Transformationskonzepte entwickelte.
730

 

Die südeuropäischen Sozialisten distanzierten sich von den Sozialdemokraten des Nordens 

und trafen sich außerhalb des Bundes. Zentrale Divergenzen bestanden in Fragen der Markt-

wirtschaft, dem institutionellen Ausbau der Europäischen Gemeinschaft und vor allem im 

Verhältnis zu den Kommunisten. Letztere hatten vor dem Hintergrund des Eurokommunis-

mus ihre Bereitschaft erklärt, den Prozess der Europäischen Integration mitzutragen oder ï 

wie im Falle der französischen Kommunisten ï zumindest nicht zu unterlaufen. Die Sozial-

demokraten des Nordens und vor allem die SPD sprachen sich aus grundsätzlichen Erwägun-

gen gegen eine Kooperation aus. Der Wandel der kommunistischen Parteien sei nur ein takti-

sches Manöver. Sie befürchteten, die Regierungsbeteiligungen der Kommunisten könnten die 

intergouvernementale und supranationale Entscheidungsfindung beeinträchtigen.
731

 

Mitterrand hatte sich bereits im Mai 1975 mit den Führern der südeuropäischen sozialisti-

schen Parteien von Portugal, Spanien, Griechenland, Italien und Belgien getroffen. Er wollte 

sein Modell der Zusammenarbeit mit den Kommunisten als beispielhaft für einen Teil der 

Staaten Europas herausstellen.
732

 Am 24. und 25. Januar 1976 fand eine Konferenz der sozia-

listischen Parteien Südeuropas in Paris statt, bei der Mitterrand noch einmal betonte, dass der 

Sozialismus des Südens eine spezifische Entwicklung erfahren könne.
733

 Das eigene Bewusst-

sein der südeuropäischen Sozialisten hat sich allerdings bis Anfang der 1980er Jahre gewan-

delt. Bei einem Treffen im August 1981 auf Rhodos ging es weniger um die Schärfung eines 

radikalen, sozialistischen Profils als um Abstimmung in Fragen, die die Mittelmeer-Region 

betrafen.
734

  

                                                 
729  Vgl. Timmermann 1982, S. 89 
730  Vgl. Timmermann 1982, S. 91f. 
731  Vgl. Timmermann 1982, S. 94 
732  Vgl. von Schenck 1978, S. 388f. 
733  Vgl. Fondation Jean Jaurès, Boîte 7 EF 79 / 1-7, Dossier 4: Documentation élections européennes 1976-1979 
734  Vgl. Timmermann 1982, S. 95 
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Das Ende des Wirtschaftswachstums in den 1970er Jahren und die steigende Zahl der Arbeits-

losen beeinflussten die Einschätzung des Integrationsprozesses und führten zur Notwendig-

keit, sich auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet abzustimmen. Die Prioritäten änderten 

sich in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre, und es wurde eine konsequente Wirtschaftspolitik 

mit Strukturmaßnahmen und sozialen Interventionen gefordert. Auf dieser Ebene kam es zur 

Annäherung von SPD und PS, die in einer Reihe bilateraler Gespräche und Arbeitsgruppen 

gemeinsame Konzepte erarbeiteten. Erstmals in der Geschichte beider Parteien wurde 1976 

auf dem Tiefstand ihrer Beziehungen ein Austausch auf bilateraler Ebene in Form von Ar-

beitsgruppen etabliert.
735

  

Auch hatte im Rahmen des Bundes im Vorfeld der Europawahlen 1979 eine Reihe von Fach-

konferenzen zu Wirtschafts- und Sozialfragen stattgefunden. Der Vorsitzende des Bundes 

Robert Pontillon erklärte, dass zur Überraschung der Teilnehmer die Haltungen zu konkreten 

Fragen näher beieinander lägen als ursprünglich vermutet. Auch setzte sich innerhalb der so-

zialdemokratischen Parteien der Europäischen Gemeinschaft die Einsicht durch, dass nationa-

le und regionale Unterschiede anerkannt und zur Voraussetzung der Zusammenarbeit gemacht 

werden sollten. Das galt auch für das Verhältnis zu den Kommunisten.
736

 Es gelang jedoch 

nur, eine politische Erklärung im Juli 1978 und einen Wahlaufruf im Januar 1979 zu verab-

schieden, aber keine gemeinsame Wahlplattform.
737

  

Joop Den Uyl, Nachfolger Pontillons in der Präsidentschaft des Bundes, verfolgte das Ziel, 

dem Bund eine politische Ausrichtung zu geben und die unterschiedlichen Meinungen zu-

sammenzuführen. Lionel Jospin wollte hingegen 1980 einen zu großen Handlungsspielraum 

des Bundes verhindern. So sollte Den Uyl nicht im Namen des Bundes den europäischen In-

stitutionen einen Aktionsplan zur Beschäftigung in der Welt vorlegen.
738

 Die Einschätzung 

des Föderalisten Carl J. Friedrich, nach der die Kooperation unter politischen Parteien ein 

wichtiger Wegbereiter für den Integrationsprozess sei, trifft auf die 1970er Jahre nicht zu. Die 

nationalen Zwänge überlagerten die europäischen Opportunitätsstrukturen, auch wenn es zur 

Annäherung mit den Sozialdemokraten des Nordens kam. Heinz Timmermann kommt in sei-

ner Analyse zu dem Schluss, dass die europäische Diskussion unter den Sozialdemokraten 

dazu beigetragen habe, bestimmte Parteien wie insbesondere die französischen und italieni-

schen Sozialisten in pro-europäischer Richtung zu beeinflussen. Jedoch blieben die sozialde-

                                                 
735  Vgl. Timmermann 1982, S. 96f; vgl. auch die Analyse bei WielgoÇ zu den ĂKommunikationsversuche[n] als  
  Krisenbekämpfungsmittelñ, WielgoÇ 2002, S. 164ff. 
736  Vgl. Timmermann 1982, S. 97ff. 
737  Vgl. Moschonas 2005, S. 531, vgl. auch Timmermann 1982, S. 95: Den französischen Bedenken wurde in diesen Dokumenten  
 Rechnung getragen: Jede weitere Übertragung von Kompetenzen auf EG-Organe sollte der Zustimmung nationaler Parlamente und 

 Regierungen unterliegen sowie die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft von Übergangsfristen und -bestimmungen abhängig 

 gemacht werden. 
738  Vgl. Bossuat 2004, S. 45 
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mokratischen Parteien in der Europäischen Gemeinschaft auf die nationalen Systeme fixiert 

und achteten auch im Rahmen des Bundes und der Fraktion im Europäischen Parlament auf 

ihre Autonomie. Solange sie Konflikte durch Ausklammerung regelten blieb der Handlungs-

spielraum laut Timmermann für eine gemeinsame Politik auf europäischer Ebene außeror-

dentlich gering.
739

   

ĂNon seulement les socialistes nôont pas su diriger le processus de construction de la 

Communaut® europ®enne mais ils ont donn® dôeux-mêmes, notamment pendant les an-

nées 1970, lôimage dôune famille politique divis®e et ¨ engagement ç européiste » incer-

tain.ñ
740

 

4.3.7  Fazit: Europa zwischen nationaler Bündnisstrategie und Sozialismus  

Den Übergang von der SFIO zur PS von Épinay führte zu einem kritischeren Umgang mit 

Europa. Die an Bedingungen geknüpfte Zustimmung zum Europäischen Integrationsprozess, 

das sogenannte ĂJa, aberñ, wurde zur Grundlage der europapolitischen Leitlinie der PS. Der 

Sonderparteitag der PS in Bagnolet stellte 1973 klar, dass der Europäische Integrationsprozess 

nicht den nationalen Handlungsspielraum einschränken durfte. Mitterrand hatte jedoch mit 

seinem Rücktritt gedroht, wenn nicht ein grundsätzlich loyales Bekenntnis zur Europäischen 

Integration aufrecht erhalten würde. Die sogenannte Strategie der Mitsprache (voice), die eine 

sozialistische Neuausrichtung des Integrationsprozesses forderte, ließ er parallel gewähren. 

Einen Ausstieg (exit) aus dem Integrationsprozess verlangte allerdings selbst das CERES 

nicht. In der Folge wurden die Aussagen des Parteitags von Bagnolet nicht mehr in Frage ge-

stellt, da die Parteiführung das Konfliktpotential erkannt hatte.
741

  

Nach außen nahm die Partei eine grundsätzlich pro-europäische Rolle ein, die sozial er-

wünscht und zur Fortsetzung des Integrationsprozesses notwendig war. Die innerparteiliche 

Debatte über die Direktwahl des Europäischen Parlaments zeigt das loyale Bekenntnis der 

Sozialisten zum Europäischen Integrationsprozess. Sie hätten auch gegen die Kommunisten 

für die Direktwahl gestimmt. In Anlehnung an Checkels Überlegungen zur europäischen So-

zialisation kann man von dem Mechanismus des Ărole playingñ sprechen. Das Innenleben der 

Partei war jedoch wesentlich komplizierter als die Fassade, die sie nach außen aufrecht er-

hielt.
742

  

Das Konfliktpotential der Europapolitik existierte sowohl inner- als auch zwischenparteilich. 

Innerparteilich repräsentierte vor allem das CERES eine Gefahr für die europapolitische Ge-

schlossenheit. Die Entstehung dieser europa-kritischen Strömung stellt jedoch keinen direkten 

Effekt der Europäisierung dar, da die Identität des CERES auf einer Mischung aus Marxismus 

                                                 
739  Vgl. Timmermann 1982, S. 109f. 
740  Moschonas 2005, S. 531 
741  Vgl. Rüther ï Maurice Braud 17.03.2006 
742  Vgl. Rüther ï Gérard Fuchs 13.03.2006 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

127 

und Gaullismus und nicht auf der Europakritik  beruhte. Europapolitische Positionen ï ob kri-

tisch oder befürwortend ï waren gerade für die Strömungen der PS nie strukturierend.
743

 An-

geregt durch den Antikolonialismus und die Dritte-Welt-Debatte innerhalb der PS fanden die 

Thesen des CERES in der ganzen Partei Gehör und erreichten auch in den Medien sowie in 

akademischen Kreisen große Aufmerksamkeit.
744

 Mit der kritischen Haltung gegenüber Euro-

pa war beim CERES auch eine Kritik am amerikanischen Imperialismus verbunden, als des-

sen Verbündeter Deutschland galt. Die institutionelle Entwicklung spielte in der Europakon-

zeption des CERES nur eine untergeordnete Rolle. Im Vordergrund standen die politischen 

Inhalte ï vor allem die industrielle Entwicklung und die Unabhängigkeit Frankreichs.
745

 Die 

offizielle Anerkennung der Strömungen und die Präsidentialisierung der Partei trugen maß-

geblich zur Abhängigkeit der Europapolitik von innerparteilichen Auseinandersetzungen bei. 

Eine offene ideologische Debatte hätte das bei den Parteitagen hergestellte funktionale 

Gleichgewicht ins Wanken bringen können.  

Dieser innerparteiliche Erklärungsfaktor für die Europapolitik wurde durch das Bündnis mit 

den Kommunisten noch verstärkt. Im Rahmen des gemeinsamen Regierungsprogramms konn-

te nur ein europapolitischer Minimalkonsens gefunden werden. Darüber hinaus führte die 

Stärke der Kommunisten dazu, dass die PS ihre Programmatik radikalisierte, um Wähler-

stimmen von den Kommunisten abzuwerben. Schließlich machte sich auch das CERES im-

mer wieder zum Sprachrohr der Kommunisten und nutzte den Druck außerhalb der Partei, um 

seine Position innerhalb der Partei zu verbessern.
746

 Das Referendum über die Norderweite-

rung der Europäischen Gemeinschaft 1972 machte das Dilemma der Sozialisten deutlich. Sie 

wollte weder Ja, noch Nein sagen ï das ĂJa, aberñ drückte sich dieses Mal in dem Aufruf zur 

Wahlenthaltung aus.  

Die sozialdemokratisch orientierten Politiker Pierre Mauroy und Michel Rocard zählten zu 

den Kritikern dieser an inner- und zwischenparteilichen Konflikten ausgerichteten Europapo-

litik. Anstelle der Doppelzüngigkeit (double langage) forderten sie die Sozialisten zu einem 

klaren europapolitischen Bekenntnis auf. Welche Kosten und welcher Nutzen waren für die 

Sozialisten in den 1970er Jahren mit einer normativen Europäisierung verbunden? Das primä-

re Ziel der Regierungsfähigkeit und die Präsidentschaftskandidatur Mitterrands wären in Ge-

fahr gewesen. Mitterrands Strategie beruhte gerade auf dem Bündnis mit dem europa-

kritischen CERES sowie mit den Kommunisten. Die Situation der Krise Ende der 1960er und 

Anfang der 1970er Jahre wurde mit einer bewussten Abkehr von einer europäisierten SFIO, 

                                                 
743  Vgl. Rüther ï Gérard Fuchs 13.03.2006 
744  Vgl. Bell, Criddle 1994, S. 124 
745  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 157ff. 
746  Vgl. Bell, Criddle 1994, S. 125 
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deren Politik als zu wenig sozialistisch beurteilt wurde, gelöst. Die inner- und zwischenpartei-

lichen Bündnisse gingen zwar auf Kosten der europapolitischen Debatte, die ausgeklammert 

wurde, brachten jedoch den Nutzen des Wahlerfolgs mit sich. Der kurze europapolitische 

Realismusschub in Nantes unter Einfluss von Michel Rocard wurde 1979 gestoppt, da Mitter-

rand seine Präsidentschaftskandidatur gefährdet sah.  

Die Sozialisten waren allerdings beunruhigt, weil es ihnen anlässlich der Europawahlen nicht 

gelungen war, ihre potentielle Wählerschaft zu mobilisieren. Jean Poperen führte dies darauf 

zurück, dass das ideologische Klima den europa-kritischen Kommunisten und den in den lin-

ken Bewegungen der 1960er Jahre entwickelten Ideen förderlich war. Den Sozialisten sei es 

nicht gelungen, ihrer Europapolitik ausreichend linke Akzente zu verleihen. Die Sozialisten 

bemühten sich also um eine Lesart der Europapolitik entlang der politischen Rechts-Links-

Achse. Die Ergebnisse der Europawahlen zeigen, dass die Kommunisten ihre Rolle als Pro-

testpartei wahren konnten. Kleinere Parteien, die sich als Anti-Kartellparteien hätten profilie-

ren können, zogen nicht in das Europäische Parlament ein. Europa-kritische Stimmen wurden 

sowohl im rechten als auch im linken Lager von potentiellen Regierungsparteien ï der PCF 

und der RPR ï vertreten. 

Bei der Suche nach moralischen Unternehmern, die eine Europäisierung der Partei hätten för-

dern können, kann beispielhaft auf François Mitterrand und Robert Pontillon verwiesen wer-

den. Mitterrands Drohung mit seinem Rücktritt vom Parteivorsitz sowie Pontillons politisches 

Wirken zeigen ihre grundsätzlich pro-europäische Haltung. Mitterrand musste jedoch seinen 

Führungsanspruch in der Partei in den 1970er Jahren erst durchsetzen und vereinte die mitter-

randistes nicht auf der Basis eines politischen Bekenntnisses, sondern seiner persönlichen 

Ambitionen. Pontillon hingegen wirkte auf europäischer Ebene an einer in Ansätzen zu er-

kennenden Europäisierung mit ï vor allem in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre. Jedoch 

wurde sein Handlungsspielraum durch die beschriebenen inner- und zwischenparteilichen 

Restriktionen eingeschränkt. Seine Charakterisierung als droitier deutet darauf hin, dass er 

nicht in der Position war, die Mehrheit der Partei hinter sich zu vereinen. Weder Mitterrand 

noch Pontillon konnten also als moralische Unternehmer in der Partei wirken. 
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4.4  Europäisierung und die Bewahrung sozialistischer Identität von 1981 

 bis 1984 

4.4.1  Parteipolitik : Das Experiment des socialisme à la française  

Der Zeitraum von 1981 bis 1984 ist durch den socialisme à la française und sein Scheitern 

geprägt. Getragen von der vague rose, dem Wahlerfolg der Sozialisten bei den Präsident-

schafts- und Parlamentswahlen, setzten die Sozialisten zentrale politische Ideen aus der Op-

positionszeit um: die Verstaatlichungen im Wirtschaftssektor, eine nachfrageorientierte Wirt-

schaftspolitik sowie die Dezentralisierung des Staates. Die Jahre von 1981 bis 1984 können 

als ein entscheidender Moment in der Geschichte des französischen Sozialismus betrachtet 

werden. Sie veränderten nicht nur die politischen Ideale der Partei, sondern auch ihre Rolle.
747

 

Die Regierungszeit kann für den hier untersuchten Zeitraum in drei Phasen eingeteilt werden: 

erstens die Umsetzung der Reformen von Mai 1981 bis Juni 1982, zweitens die Reformpause 

und Sparpolitik von Juni 1982 bis März 1983 und drittens die rigorose Sparpolitik von März 

1983 bis Juli 1984.
748

  

Die Reformvorhaben der ersten Phase bis Juni 1982 waren durch eine keynesianische Wirt-

schaftspolitik und die Verstaatlichung der größten Industriekonzerne und Banken des Landes 

geprägt. Die Kaufkraft sollte durch eine nachfrageorientierte Umverteilungspolitik gesteigert 

und der Mindestlohn, die Renten und Beihilfen erhöht werden. Während Geringverdiener 

durch die Wirtschafts- und Sozialpolitik begünstigt und Arbeitnehmerrechte gestärkt wurden, 

mussten Besserverdienende und Unternehmer mehr Abgaben leisten. Das Gesetz über die 

Verstaatlichungen war das Herzstück der Regierungspolitik. Im westeuropäischen Vergleich 

stellten die Verstaatlichungen einen Ăbeispiellosen Akt strategisch geplanter, sozialistischer 

Wirtschaftspolitikñ
749

 dar. Nach Österreich wurde der verstaatlichte Sektor Frankreichs zum 

zweitgrößten in Europa. Im Gegensatz zu Österreich, wo die Verstaatlichungen nach dem 

Zweiten Weltkrieg von einer großen Koalition getragen wurden, setzten die französischen 

Sozialisten ihre Politik gegen den Widerstand der Opposition und ein zunehmend neoliberales 

Klima zu Beginn der 1980er Jahre durch.
750

 Diese neoliberale Wende ging von den USA und 

den sogenannten reagonomics aus, die auch die Wirtschaftspolitik in Großbritannien und 

Deutschland beeinflussten.
751

  

                                                 
747  Vgl. Bergounioux 2001, S. 691 
748  Vgl. Stephan 2001, S. 73f.; vgl. Schäfer 1989, S. 120f. 
749  Merkel 1993, S. 260 
750  Vgl. Merkel 1993, S. 260; vgl. zu den Kontroversen um das Gesetz zu den Verstaatlichungen Schäfer 1989, S. 124ff.; vgl. zu den 

 Verstaatlichungen auch Margairaz 2001 
751  Vgl. Uterwedde 2005, S. 178; vgl. Stephan 2001, S. 75, vgl. Guérot 1996, S. 322  
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Neben dem Gesetz zur Verstaatlichung wurde das Gesetz zur Dezentralisierung zum zweiten 

entscheidenden Reformprojekt, das am 2. März 1982 in Kraft trat. Die exekutiven Funktionen 

des Präfekten gingen auf den gewählten Präsidenten des conseil général über und die Regio-

nen erhielten neben den Gemeinden und Departements den Status einer Gebietskörperschaft. 

Damit wurde ein wichtiges Anliegen Mitterrands sowie der PS umgesetzt. Von hoher Bedeu-

tung für die Sozialisten waren ferner die Abschaffung des Staatssicherheitsgerichtshofs im 

August und der Todesstrafe im Oktober 1981.
752

  

Die zweite Phase der Reformpause und Sparpolitik von Juni 1982 bis März 1983 hatte sich 

bereits Ende 1981 angekündigt. Im Dezember 1981 hatte Wirtschaftsminister Jacques Delors 

eine Pause der Reformen gefordert, um die Unsicherheit der Unternehmer nicht zu vergrö-

ßern, was jedoch von Premierminister Pierre Mauroy zunächst abgelehnt wurde. Ein wach-

sendes Außenhandelsdefizit (50,6 Milliarden Francs 1981 zu 93,3 Milliarden Francs 1982)
753

 

sowie die zunehmende Schwäche des Francs führten im Juni 1982 schließlich innerhalb von 

neun Monaten zu einer zweiten Abwertung des Francs im Europäischen Währungssystem.
754

 

Die französische Regierung konnte den Francs nicht unbegrenzt weiter abwerten, da dieser 

im Europäischen Währungssystem nicht frei schwanken durfte. Eine Weiterführung der sozia-

listischen Wirtschaftspolitik hätte den Austritt aus dem Europäischen Währungssystem be-

deutet.  

Die Bekämpfung der Inflation wurde zum obersten Ziel, das durch die Sparpolitik erreicht 

werden sollte. Dieser plan de rigueur wurde sowohl von der Parteibasis, von lokalen Funkti-

onsträgern, den Gewerkschaften als auch dem Koalitionspartner kritisiert. Die kommunisti-

sche Partei machte mit fünf Millionen Flugblättern gegen die Sparpolitik mobil. Premiermi-

nister Mauroy musste in der Nationalversammlung die Zustimmung zum Gesetz mit der Ver-

trauensfrage erzwingen. Im Hinblick auf die Kommunalwahlen im Frühjahr 1983 forderten 

Partei und Fraktion, die finanziellen Hilfen für Unternehmer durch neue Rechte der Arbeit-

nehmer auszugleichen. Neben den Verstaatlichungen und der Dezentralisierung wurden die 

nach dem Arbeitsminister benannten Auroux-Gesetze zum weiteren Eckpfeiler der Regie-

rungspolitik und bis Dezember 1982 verabschiedet. Sie stärkten die Arbeitnehmerrechte so-

wie die Verhandlungsmöglichkeiten in Betrieben.
755

 

Dem ersten Sparplan sowie der Bekämpfung der Inflation folgte die Erkenntnis, dass Frank-

reich als Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaft und des Europäischen Währungssys-

                                                 
752  Vgl. Schäfer 1989, S. 33ff., vgl. zur Bilanz der ersten Regierungsphase Schäfer 1989, S. 140f. 
753  Vgl. Guérot 1996, S. 322 
754  Bei den Verhandlungen der Finanzminister im Rahmen des EWS in Brüssel wurde gleichzeitig die Aufwertung der D-Mark ā 
 beschlossen. Der Franc verlor gegenüber der D-Mark 9,6 Prozent an Wert. Mauroy betonte im Hinblick auf Spekulationen in der  

 Öffentlichkeit, dass die französische Regierung und der Staatspräsident vom Verlauf der Verhandlungen in Brüssel keineswegs  

 überrascht worden seien und nun überstürzt gehandelt hätten. Vgl. Schäfer 1989, S. 141 
755  Vgl. Schäfer 1989, S. 141ff.; vgl. Stephan 2001, S. 76 
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tems seine Wirtschaftspolitik nicht losgelöst von seinen europäischen Nachbarn gestalten 

konnte.
756

 Als sich im Februar 1983 die dritte Abwertung des Francs abzeichnete, wurden 

vermehrt Stimmen nach dem Rückzug Frankreichs aus dem Europäischen Währungssystem 

laut. Mauroy hatte eine weitere Abwertung von sich gewiesen, jedoch beschloss der Minister-

rat in Brüssel, der vom 19. bis zum 21. März 1983 tagte, die neuerliche Abwertung.
757

 Der 

französische Staatspräsident und die französische Regierung standen vor der Entscheidung, 

ihre Politik nachhaltig zu verändern oder das Europäische Währungssystem zu verlassen, was 

eine politische Isolierung Frankreichs bedeutet hätte. Mitterrand entschied sich im März 1983 

für eine grundlegende Kehrtwende. Diese Kehrtwende gilt als historisch, da sie einen nach-

haltigen Paradigmenwechsel gegenüber der seit 1958 praktizierten etatistischen Wirtschafts-

politik bedeutete. In der Folge trugen alle Regierungen der Linken und Rechten diese Wende 

mit.
758 

 

Die Kehrtwende eröffnete die dritte Phase der Regierungszeit mit der rigorosen Sparpolitik 

(austérité) von März 1983 bis Juli 1984. Am 22. März erklärte Mauroy den Rücktritt seiner 

Regierung, die er jedoch kurz darauf neu bildete. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde zu 

einem besonderen Anliegen Mitterrands. So wurden die entsprechenden Ministerien von Jac-

ques Delors und Pierre Bérégovoy mit der Kabinettsumbildung zu Superministerien aufge-

wertet. Pierre Mauroy verlor hingegen an Einfluss und Vertrauen.
759

 Er rechtfertigte die poli-

tique dôaust®rit® mit der anhaltenden Krise und der Wirtschaftspolitik der Nachbarländer, die 

die Politik der Regierung in ihre dritte Phase geführt habe. Chevènement und das CERES 

warfen ihm vor, dass er die Sparpolitik nicht mehr als ein befristetes Zwischenspiel betrachte, 

sondern zur Grundlage der Politik mache. Innerhalb der Partei geriet das CERES jedoch zu-

nehmend in die Isolation, da die Partei die Regierung und Mitterrand unterstützen wollte.  

Das Abrücken vom Bild eines Etat producteur stellte jedoch innerhalb der PS einen zentralen 

Bestandteil ihres Programms und ihrer Identität in Frage. Die Identitätskrise wurde 1983 und 

1984 durch die Schulpolitik noch verschärft: Das Gesetz zum Status der Privatschulen sollte 

ein großes Vorhaben der Sozialisten verwirklichen und eine laizistische und öffentliche 

Schulbildung garantieren. Im Oktober 1983 begannen die Auseinandersetzungen um das Pro-

                                                 
756  Auf dem 12. Kongress der Europäischen Sozialistischen Parteien im November 1982 in Paris wurde der französischen Regierung eine 

 protektionistische Wirtschaftspolitik vorgeworfen, vgl. Schäfer 1989, S. 143; 151f. 
757  Durch die gleichzeitige Aufwertung der D-Mark verlor der Franc gegenüber der Mark acht Prozent an Wert, vgl. Schäfer 1989, S. 164 
758  Vgl. Uterwedde 2005, S. 178f, siehe auch die tabellarische Übersicht zu den bisherigen und den neuen Grundorientierungen der  

 französischen Wirtschaftspolitik ab 1983. Merkel nennt vier Erklärungsfaktoren für das Ende der keynesianischen Wirtschaftspolitik: So 
 hätten wirtschaftliche Akteure erstens Lernprozesse durchlaufen, die den Verhaltensannahmen der keynesianistischen Theorie wider

 sprachen. Beispielsweise kalkulierten Akteure konjunkturbelebende Maßnahmen des Staates direkt ein und reduzierten ihre eigenen 

 Bemühungen. Zweitens zeigten keynesianische Maßnahmen bei einer Kombination von steigender Arbeitslosigkeit, hohen  
 Inflationsraten und stagnierendem Wachstum nicht die beabsichtigte Wirkung. Drittens warf die rapide Internationalisierung der  

 Kapital- und Gütermärkte Probleme für eine nationale keynesianische Strategie in einem Land auf. Viertens schränkte die  

 Hochzinspolitik der führenden Wirtschaftsmächte schließlich die nationale Zinssouveränität ein. Vgl. Merkel 1993, S. 21ff. 
759  Vgl. Stephan 2001, S. 78; vgl. Schäfer 1989, S. 164ff. 
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jekt und es folgte Ădie wohl hªrteste und folgenschwerste Auseinandersetzung der gesamten 

f¿nfjªhrigen Regierungszeit der Sozialistenñ.
760

 Diese hatten mit dem Rückzug des Gesetzes 

eine doppelte Identitätskrise zu bewältigen: Der in den 1970er Jahren neu formulierte Glaube 

an die Verstaatlichungen als Motor für Wachstum, Beschäftigung und soziale Gerechtigkeit 

sowie der Wille, einen geeinten öffentlichen Schuldienst zu schaffen, wurden unwiderruflich 

in Frage gestellt.
761

  

Nach dem Scheitern des Privatschulgesetzes und der Niederlage bei den Europawahlen im 

Juni 1984 trat die Regierung Mauroy am 17. Juli 1984 zurück. Mit dem Rückzug Mauroys 

schieden auch die Kommunisten aus der Regierung aus. Laurent Fabius, der neue Premiermi-

nister und enge Vertraute Mitterrands, verhandelte zwar mit der PCF über eine Regierungsbe-

teiligung, jedoch lehnten die Kommunisten ab. In der Folge entzogen sie der Regierung von 

Fabius die parlamentarische Unterstützung, sodass diese sowohl von rechts als auch von links 

angegriffen wurde.
762

 Das Ende des sozialistischen Experiments in Frankreich und der darauf 

folgende wirtschaftstheoretische Paradigmenwechsel trug entscheidend zu der Debatte um das 

ĂEnde des sozialdemokratischen Jahrhundertsñ bei.
763

 

4.4.2  Europapolitik : Pragmatischer Politikansatz bis zur Kehrtwende 1983/84 

Die französische Europapolitik spielte bis zur französischen Ratspräsidentschaft in der Euro-

päischen Gemeinschaft in der ersten Jahreshälfte 1984 gegenüber den sozialistischen Refor-

men nur eine untergeordnete Rolle. Die französische Bevölkerung erwartete von der sozialis-

tischen Regierung innenpolitische Erfolge in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die Europäi-

sche Integration war kein zentrales Anliegen. Wenn internationale Themen in den ersten Jah-

ren der Amtszeit Mitterrands eine Rolle spielten, dann vor allem in Bezug auf die Dritte Welt, 

wie bei Mitterrands Rede in Cancun im Oktober 1981, oder auf den Nahen Osten, wie bei 

seiner Rede in der Knesset im März 1982. Die Europäische Integration hingegen war in den 

beginnenden 1980er Jahren durch die sogenannte Eurosklerose und durch einen allgemeinen 

Europa-Pessimismus blockiert. Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik sowie die briti-

schen Beitragszahlungen harrten weiter einer Klärung. Der erste Diskurs Mitterrands, der ne-

ben seiner Unterstützung zur Stationierung der Euromissiles im Rahmen des Nato-

Doppelbeschlusses seine europapolitische Vision verdeutlichte, war die Rede vor dem deut-

schen Bundestag im Januar 1983.
764

 

                                                 
760  Schäfer 1989, S. 179 
761  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 331f. 
762  Vgl. Schäfer 1989, S. 196f. 
763  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 17 
764  Vgl. Saunier 2003, S. 444, vgl. Du Réau 2001, S. 290 
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Zwar legte die Regierung bereits im Oktober 1981 ein europapolitisches Memorandum vor 

und zeigte durchaus Ăbeste Absichtenñ,
765

 jedoch fand diese Initiative wenig Beachtung und 

lief dem Zeitgeist zuwider. Erstmalig stellte Mitterrand sein Projekt eines europäischen Sozi-

alraums vor, für das er später beanspruchte, es aus der Taufe gehoben zu haben.
766

 Auch un-

terbreitete er Vorschläge für neue zu vergemeinschaftende Politikfelder im Energie-, Techno-

logie- und Industriebereich. Zur Industriepolitik legte die französische Regierung im Septem-

ber 1983 ein zweites Memorandum vor. Darüber hinaus schlug sie eine stärkere Hinwendung 

der Europäischen Gemeinschaft zur Dritten Welt vor. Den Großteil ihres politischen Gestal-

tungswillens konzentrierten Partei und Regierung jedoch auf eine Reform der Gemeinsamen 

Agrarpolitik.
767

 

Premierminister Pierre Mauroy wollte mit der Europapolitik der Vorgängerregierungen bre-

chen und wählte eine pragmatische Strategie. Es sollten konkrete, kleine Schritte unternom-

men und die wirtschaftlich-soziale Dimension der Gemeinschaft gestärkt werden. Gegenüber 

einer Aufwertung der gemeinschaftlichen Institutionen blieben die Sozialisten skeptisch. Mit-

terrand erklärte, dass Frankreich sich nicht zu sehr auf das Abenteuer der Europäischen Uni-

on, wie sie die Genscher-Colombo-Initiative vorsah, einlassen sollte.
768

 Diese Initiative, die in 

der Phase der französischen Abwesenheit auf der europapolitischen Bühne vom deutschen 

Außenminister Hans-Dietrich Genscher mit seinem italienischen Kollegen Emilio Colombo 

im Oktober 1981 vorgebracht wurde, sah  die Einführung von Mehrheitsentscheidungen im 

Rat vor und wurde zur Verhandlungsgrundlage f¿r die ĂFeierliche Deklaration zur Europªi-

schen Unionñ, die der Europªische Rat in Stuttgart im Juni 1983 verabschiedete. 

Die europapolitischen Vorschläge der Sozialisten standen in einem Ăkrassen Widerspruch zur 

europäischen Orthodoxie jener Zeit, die ganz auf (neoliberaler) Marktschaffung ausgerichtet 

war.ñ
769

 Selbst der Europastaatsminister Chandernagor erklärte im Februar 1982, dass die 

Franzosen angesehen würden wie Luftikusse (hurluberlus) und ein Europäischer Sozialraum 

wie Sand in den Augen (poudre aux yeux) wahrgenommen werde.
770

 Erst mit der Politikwen-

de im März 1983 kam es zu einer weitreichenden Wiederbelebung der europäischen Idee, die 

nicht mehr nur die wirtschaftlich-soziale, sondern auch die politische Dimension umfasste.
771

 

Das Scheitern der sozialistischen Wirtschaftspolitik im März 1983 hatte somit auch Rückwir-

                                                 
765  Lemaire-Prosche 1990, S. 78 
766  ĂFran­ois Mitterrand liked to claim paternity of the idea of ,social Europeô, which he launched in 1981.ñMilner 2005, S. 105 
767  Vgl. Guérot 1996, S. 303ff.; Die von den französischen Sozialisten als neoliberal kritisierte Europäische Gemeinschaft  ist gerade im 
 Agrarbereich protektionistisch und ist zu einem Entwicklungshemmnis in Afrika geworden: ĂEs nicht besonders nachvollziehbar und 

 unter normativen Gesichtspunkten absolut unverständlich, dass die Europäische Union durch ihren Agrarprotektionismus in Afrika 

 höheren Schaden anrichtet als sie durch ihre Entwicklungshilfe auch nur entfernt ausgleichen kºnnte.ñ Reese-Schäfer 2007, S. 200 
768  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 79 
769  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 60 
770  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 79 
771  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 82 
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kungen auf die Europapolitik. Die Prioritätensetzung der französischen Sozialisten wurde 

anhand der Frage des Verbleibs im Europäischen Währungssystem auf die Probe gestellt und 

zugunsten Europas entschieden.  

Die Kehrtwende vom März 1983 führte auch zu neuen Akzenten in der Europapolitik Mitter-

rands. Zunächst blieb Mitterrand jedoch zurückhaltend. Die Erklärung zur Europäischen Uni-

on im Juni 1983 trug er zwar mit, aber die vorgeschlagene Einführung von Mehrheitsent-

scheidungen im Rat beurteilte er weiterhin skeptisch.
772

 Das folgende Gipfeltreffen von Athen 

im Dezember 1983 blieb ergebnislos. Innerhalb der sozialistischen Partei setzte sich die Ein-

sicht durch, dass sie nun selbst aktiv werden müsse, um Europa für die Verwirklichung der 

eigenen Ziele zu nutzen.
773

  

Im ersten Halbjahr 1984 übernahm Frankreich die Ratspräsidentschaft der Europäischen Ge-

meinschaft. Für Mitterrand war dies der Anlass, seine europapolitischen Ambitionen zu ver-

deutlichen und dem deutsch-französischen Motor neue Impulse zu geben. Damit waren ver-

schiedene Ziele verbunden. Mitterrand wollte außenpolitisch die Erfolge erzielen, die den 

Sozialisten innenpolitisch verwehrt blieben. Er befand sich 1984 auf einem Tiefstand seiner 

Popularität und hoffte, über die Europapolitik sein präsidiales Image aufwerten zu können. 

Die europapolitischen Initiativen sollten gleichzeitig die Modernisierung der französischen 

Wirtschaft vorantreiben und auf diese Art und Weise auch Wähler der politischen Mitte an-

sprechen. Schließlich konnten mithilfe einer aktiven Europapolitik auch die incertitudes 

allemandes aufgefangen werden. Die pazifistische Bewegung, die in Deutschland im Rahmen 

des Nato-Doppelbeschlusses entstanden war, hatte in Frankreich die Sorge vor einem Abdrif-

ten der Bundesrepublik in neutralistische Tendenzen aufkommen lassen.
774

 

Bereits im Januar 1983 gab es anlässlich der Feiern zum 20. Jahrestag des Elysée-Vertrags 

sowie anlässlich Mitterrands viel beachteter Rede vor dem deutschen Bundestag Anzeichen, 

dass Mitterrand und der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl zu den privilegierten deutsch-

französischen Beziehungen zurückkehren würden. Diese deutsch-französische Clearing-

Funktion, der Ausgleich zwischen deutschen und französischen Interessen, die die supranati-

onalen und intergouvernementalen Eckpunkte im Integrationsprozess verkörperten, beein-

flusste maßgeblich Mitterrands folgende Europapolitik.
775

 Seine Rede vor dem Europäischen 

Parlament im Mai 1984 machte seine neuen europapolitischen Ambitionen deutlich. Obwohl 

die französischen Sozialisten im Europäischen Parlament zuvor die Stuttgarter Erklärung und 

den Spinelli-Entwurf, mit dem auch das Europäische Parlament die Gründung einer Europäi-

                                                 
772  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 65ff. 
773  Vgl. Guérot 1996, S. 357 
774  Vgl. von Krosigk 1989, S. 37 
775  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 67f. 
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schen Union vorschlug, abgelehnt hatten, bekannte sich Mitterrand zu beiden Dokumenten 

und rückte damit von seiner eigenen Position des Stuttgarter Gipfels ab. Bemerkenswert war 

besonders Mitterrands Befürwortung von Mehrheitsentscheidungen im Rat. Er signalisierte, 

dass er im Gegensatz zur PS in den 1970er Jahren und seinem Wahlprogramm bereit war, 

über die bestehenden Verträge hinauszugehen.
776

  

Der Gipfel von Fontainebleau im Juni 1984 unter französischer Ratspräsidentschaft führte für 

Mitterrand zu einem Erfolg, da dieser die schwelende Frage des britischen Beitragsrabatts 

klären und den Beitritt von Spanien und Portugal zur Europäischen Gemeinschaft für das Jahr 

1986 festlegen konnte. Dieser Erfolg, so erkannte auch Mitterrand, basierte auch auf der soli-

den deutsch-französischen Vorarbeit und Abstimmung.
777

 Mitterrand akzeptierte also mit sei-

ner Politikwende im März 1983 und deren Umsetzung in praktische Politik im ersten Halbjahr 

1984 ein europäisches Engagement, das nicht ohne Rückwirkungen auf etablierte außenpoliti-

sche Positionen von nationaler Unabhängigkeit und mondialer Mission Frankreichs bleiben 

konnte.
778

 

Zwar hielt auch Mitterrand an einer tendenziell intergouvernementalistischen Sichtweise der 

Europäischen Gemeinschaft fest, die vor allem Frankreichs Unabhängigkeit bewahren sollte. 

Jedoch war er in weit größerem Maße als seine Vorgänger bereit ï im Interesse einer Vertie-

fung der Europäischen Integration und der Umsetzung der französischen Politikziele vor al-

lem im Bereich der Sozialpolitik und bei der Währungsunion ï die institutionellen Strukturen 

der Europäischen Gemeinschaft zu verändern.
779

 Von großer Bedeutung war hierfür ein Mili-

eu aus überzeugten Europäern, das sogenannte milieu décisionnel communautaire français.
780

 

Dieses Milieu setzte sich aus seinen persönlichen Beratern zusammen, wie beispielsweise 

Henri Nallet, Elisabeth Guigou oder Pierre Morel sowie den hohen Beamten in den Ministeri-

en und den Ministern.
781

 Mitterrand wurde relativ schnell bewusst, dass seine europapoliti-

schen Initiativen des Jahres 1981 wie beispielsweise der Vorschlag eines europäischen Sozial-

raums nur ein geringes Echo auslösten. Der Britenrabatt und die Reform der Gemeinsamen 

Agrarpolitik erschienen den europäischen Partnern wesentlich drängender.  

ĂIl y a ainsi, pendant toutes ces années 1981-1984, une sorte de grand jeu dô®change 

dôint®r°ts r®ciproques ce qui nôa rien bien entendu rien dôinhabituel dans les n®gocia-

                                                 
776  Vgl. Wielgoß 2002, S. 70 
777  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 69 
778  Vgl. von Krosigk 1989, S. 38 
779  Vgl. Cole 1996, S. 75 
780  Saunier 2003, S. 434, vgl. dazu auch Védrine 1996 
781  Vgl. vor allem zur herausragenden Rolle Pierre Morels, auf den der Begriff des Espace social européen zurück geht: Saunier 2003, S. 

 435f.; Jacques Delors kritisiert den zu großen Einfluss der Berater zu Lasten der Minister: ĂIl faut redonner aux ministres leur  
 responsabilit® devant le Parlement et r®®quilibrer le syst¯me politique en faveur du Parlement.ñ vgl. Jacques Delors: o. A. 2001b, S. 520 
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tions bruxelloises, mais qui traduit bien cette mise à jour communautaire du projet so-

cialiste.ñ
782

 

4.4.3  Programmatik : Schweigen der Partei in der Europapolitik  

Die Partei stand am Anfang der 1980er Jahre unter dem Eindruck der gewonnenen Präsident-

schafts- und Parlamentswahlen, die sie in eine bis dato unbekannte Lage brachten. In den par-

teiinternen Debatten war die Suche nach einer geeigneten Rolle der Partei gegenüber Regie-

rung und Staatspräsident von herausragender Bedeutung. Beim Parteitag von Valence im Ok-

tober 1981 interpretierte die Partei ihre Rolle noch als Motor und Impulsgeber, im Oktober 

1983 in Bourg-en-Bresse hingegen als Transmissionsriemen der Regierungspolitik. Europa-

politisch oszillierte sie zwischen dem Willen zur Wahrung der Autonomie und der Notwen-

digkeit, der Regierungspolitik zu folgen.
783

  

Nach wie vor gab es eine starke Dritte-Welt-Strömung innerhalb der Partei. Außenpolitisch 

wollte die Partei mit den unmoralischen Praktiken der Vorgängerregierungen brechen und 

beispielsweise Waffenverkäufe verhindern, die Beziehungen mit Regimen wie Chile oder 

Südafrika beenden und Solidarität mit Ländern wie Algerien oder anderen Ländern des Sü-

dens erklären. Gerne hätten die Sozialisten die in Paris residierenden Oppositionsführer in 

deren Heimatländern an die Macht gebracht.
784

 In dieser Vorstellung, so der außenpolitische 

Berater Mitterrands Hubert Védrine, seien der tatsächliche Zustand der Welt im Jahr 1981, 

historische Fakten, die Realisierbarkeit und die Positionen der französischen Partner ignoriert 

und die Realpolitik verurteilt worden. Die Haltung der PS zur Europäischen Integration, zu 

den Beziehungen mit den USA, mit der Sowjetunion oder Deutschland sei weniger klar gewe-

sen, abgesehen von den Texten, die Mitterrand in weiser Voraussicht habe beschließen lassen, 

zum Beispiel im Hinblick auf die Verteidigung.
785

 

Der erste Parteitag der Parti socialiste nach dem Wahlsieg fand vom 24. bis 26. Oktober 1981 

in Valence statt. Die Ausgangslage war für die Partei neu: Die vorangegangen Regierungser-

fahrungen der Linken waren entweder durch Koalitionen mit Vertretern der politischen Mitte 

bzw. Rechten geprägt oder waren nur von kurzer Dauer wie beispielsweise die Volksfrontre-

gierung. Die Wahlen von 1981 gaben der Partei den größten Handlungsspielraum und Ein-

fluss ihrer Geschichte.
786

 Der Euphorie nach dem Wahlsieg folgten jedoch bald Probleme und 

Widersprüche zwischen den Grundsätzen der PS aus Oppositionszeiten und dem Pragmatis-

mus der Regierung. Die Unterstützung der Regierungspolitik verlangte allerdings eine inner-

                                                 
782  Saunier 2003, S. 443f. 
783  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 91 
784  Vgl. Védrine 1996, S. 57, vgl. auch René Girault o. A. 2001a, S. 320 
785  ĂLes orientations du PS sur la construction europ®enne, les relations avec les £tats-Unis, avec lôURSS, lôAllemagne, sont moins claires, 

 en dehors des textes que François Mitterrand a pris la pr®caution de faire adopter (par exemple sur la d®fense).ñ V®drine 1996, S. 57 
786  Vgl. Berstein 2001, S. 77; vgl. Bergounioux 2001, S. 691 
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parteiliche Geschlossenheit. So stellte sich trotz bestehender Gegensätze eine Einheitsdyna-

mik ein. Sie wurde darin deutlich, dass den Delegierten des Parteitags erstmals ein Einheitsan-

trag vorgelegt wurde. Die einzelnen Strömungen verzichteten also darauf, anhand der ver-

schiedenen Anträge gegeneinander zu konkurrieren und ihr Kräfteverhältnis zu messen.
787

  

Der gemeinsame Antrag wurde von den mitterrandistes und dem CERES vorgelegt. Erstmalig 

war in einem Antrag die Rede von der Suche nach Kompromissen.
788

 Rocard verzichtete trotz 

Kritik am Vorgehen der Parteiführung auf einen eigenen Antrag. Die Europäische Gemein-

schaft spielte in dem Einheitsantrag kaum eine Rolle. Es wurde vor allem die Notwendigkeit 

der Unabhängigkeit Europas betont. Gefordert wurden ferner die Schaffung eines europäi-

schen Sozialraums und der Ausbau gemeinsamer Politiken. Der Dritte-Welt-Ansatz dominier-

te weiterhin die internationalen Beziehungen der Partei, sodass eurozentristische Perspektiven 

zurückgewiesen wurden.
789

  

Im Mittelpunkt des Parteitags stand neben den wirtschaftlichen Reformen vor allem die Rolle 

der Partei. Diese glaubte sie, als Motor und Impulsgeber der Regierung (force de proposition 

et dôimpulsion)
790

 gefunden zu haben. Über das Verhältnis der Partei zum Staatspräsidenten 

wurde allerdings nichts gesagt. Bergounioux führt dies darauf zurück, dass das Verhältnis zu 

Mitterrand eher persönlicher als institutioneller Natur gewesen sei.
791

 Wegen der dominieren-

den Rolle des französischen Staatspräsidenten erschien Kritik an der Außenpolitik nicht op-

portun, sodass sich die Partei Ăin Schweigen und Indifferenz in Sachen Europañ
792

 flüchtete. 

Auch wollte sie einen Streit mit den Kommunisten in sensiblen europapolitischen Fragen ver-

hindern. Ein gemeinsames Kommuniqué zur Außenpolitik von PS und PCF befasste sich 

1982 beispielsweise mit der Lage in Polen, Lateinamerika, Südafrika und El Salvador, aber 

nicht mit der Europäischen Gemeinschaft.
793

 Die Partei machte sich zum Ăchambre dô®cho des 

orientations gouvernementalesñ,
794

 das heißt sie gab keine Impulse, sondern folgte der Regie-

rungspolitik.  

Die Partei wurde sich ihrer Rolle als Ăpassiver Beobachterñ
795

 im Frühjahr 1982 bewusst. Im 

Mai 1982 forderte sie bei einer Konferenz, besser informiert und stärker in die Entschei-

dungsprozesse einbezogen zu werden. Von der Abwertung des Francs und der Einführung 

des Sparplans wurde sie jedoch überrascht. Innerparteilich regte sich durchaus Widerstand. 

Das Comité directeur beschloss jedoch im September 1982, dass die Partei nun ihre Rolle als 

                                                 
787  Vgl. Schäfer 1989, S. 128ff.; vgl. Stephan 2001, S. 90f. 
788  Vgl. Bergounioux 2001, S. 696 
789  Vgl. Guérot 1996, S. 317f. 
790  Guérot 1996, S. 315 
791  Vgl. Bergounioux 2001, S. 694 
792  Guérot 1996, S. 315; vgl. hierzu auch Krell 2009, S. 320ff. 
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794  Lemaire-Prosche 1990, S. 93 
795  Lemaire-Prosche 1990, S. 96 
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Erklärer der Regierungspolitik wahrnehmen müsse.
796

 Die Abwertung des Francs wurde als 

notwendige Maßnahme zur Umsetzung der eigenen Wirtschaftspolitik dargestellt. Auch wenn 

die Partei selbst mehrheitlich für eine Weiterführung der sozialistischen Wirtschaftspolitik 

eintrat, was zum Austritt aus dem Europäischen Währungssystem geführt hätte, machte sie 

sich ab Juni 1982 zum Sprachrohr der Regierung und verteidigte die Sparpolitik, ohne jedoch 

von der Regierung über den Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik konsultiert worden zu sein 

oder diesen zu befürworten.
797

  

In der zweiten Jahreshälfte 1982 befasste sich fast jede Ausgabe der parteiinternen Zeitschrift 

Le Poing et la Rose, die von der mitterrandistischen Mehrheitsströmung dominiert war, mit 

der Sparpolitik. Die Partei kritisierte die Währungspolitik der USA und betonte die Rolle des 

Europäischen Währungssystems zur Stärkung Europas und der europäischen Wirtschaft. 

Wirtschaftspolitisch fand also eine Hinwendung zu Europa statt. Allerdings stand die Partei-

führung vor der Schwierigkeit, diesen Politikwechsel den Parteimitgliedern erklären zu müs-

sen. Jospin gestand im Comité directeur vom November 1982 ein, dass entgegen der in 

Valence formulierten Motor und Impulsfunktion der Partei das Bureau exécutif dem Staats-

präsidenten nicht seine Politik vorschreiben könne. Es entspreche nicht der Realität, das Bu-

reau exécutif zu einer ungeschriebenen Institution der V. Republik machen zu können.
798

  

Die folgsame Haltung der Partei wurde von der Regierung kritisiert. So erklärte Außenminis-

ter Claude Cheysson in einem Interview im Frühjahr 1983, dass die europapolitischen Refle-

xionen der Partei nicht weit genug reichten.
799

 Die Europaangelegenheiten spielten bei den 

Sitzungen des Parteivorstands keine Rolle. Von 188 Sitzungen des Parteivorstands befassten 

sich zwischen Mai 1981 und Juli 1984 nur sechs mit Europaangelegenheiten, von 1984 bis 

1986, nach dem Gipfel von Fontainebleau und der Neubelebung der Europapolitik, sogar nur 

noch eine.
800

 Der zentrale Impuls für die Europapolitik ging also nicht von der Partei, sondern 

vom Staatspräsidenten aus.
801

  

Dieser traf im März 1983 die Entscheidung zum Verbleib im Europäischen Währungssystem. 

Jean-Pierre Chevènement, Laurent Fabius und Pierre Bérégovoy sowie der Kommunist Char-

les Fitermann plädierten für einen zumindest vorübergehenden Austritt aus dem Europäischen 

Währungssystem, um an der eigenen Wirtschaftspolitik festhalten zu können. Pierre Mauroy, 

Michel Rocard und Jacques Delors hingegen sprachen sich für einen Verbleib im Europäi-

                                                 
796  Vgl. Schäfer 1989, S. 149f.; vgl. Bergounioux 2001, S. 698 
797  Vgl. Guérot 1996, S. 327 
798  Vgl. Guérot 1996, S. 330 
799  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 95 
800  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 91f.; Die Sitzungen des Comité directeur bzw. Bureau exécutif fanden statt am: 1.7.81; 16.12.1981; 
 20.1.1982; 25.5.1982; 14.3.1983; 7.12.1983 und 1.1.1986 
801  Jacques Delors weist jedoch auf das Handeln Mitterrands im Rahmen eines Ălebenden Organismusñ hin; es habe Auseinandersetzungen 

 innerhalb der Regierung und der Partei gegeben. Entgegen der Annahme vieler politischer Beobachter habe es sich nicht nur um  
 persönliche Rivalitäten gehandelt, vgl. o. A. 2001b, S. 506 
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schen Währungssystem aus und damit für eine Abkehr von der nachfrageorientierten Politik 

der Sozialisten.
802

 Mitterrand ließ zunächst verschiedene Optionen offen. So hatte er im Feb-

ruar 1983 noch erklärt: 

ĂJe suis partag® entre deux ambitions, celle de la construction de lôEurope et celle de la 

justice sociale. Le SME est nécessaire pour réussir la première et limite ma liberté pour 

la seconde.ñ
803

 

Die sukzessiven Abwertungen des Francs verdeutlichten das Scheitern der sozialistischen 

Wirtschaftspolitik der ersten Jahre Mitterrands. Jede dieser Abwertungen hat innerhalb des 

Europäischen Währungssystems zu langen, teilweise für Frankreich erniedrigenden Verhand-

lungen geführt.
804

 Für die französischen Sozialisten war der internationale Kontext verant-

wortlich für die gescheiterte Wirtschaftspolitik. In einer Kontinuitätslinie dieses Denkens kri-

tisierte Pierre Mauroy nach der Entscheidung für den Verbleib im Europäischen Währungs-

system am 1. April 1983 die konservative Politik der europäischen Partner, die Frankreich 

gezwungen habe, zur Sparpolitik überzugehen.
805

 Der Parteivorstand schlug in Absprache mit 

Mitterrand vor, das Ausmaß des Wandels rhetorisch zu minimieren. Hierfür wurde der Aus-

druck der parenthèse gewählt. Die Ziele des Sozialismus wurden als unverändert erklärt.
806

 

Auch wenn die Parteiführung um innerparteiliche Geschlossenheit bemüht war, wurde vor 

allem im Umfeld des CERES Kritik an dem Politikwandel formuliert und Anfang 1983 unter 

dem Pseudonym Jacques Mandrin in Buchform veröffentlicht.
807

 Jean-Pierre Chevènement 

bat ab Februar 1983, von seinen Pflichten als Minister entbunden zu werden. Dieser Rücktritt 

wurde allerdings erst mit der Kabinettsumbildung unter Mauroy umgesetzt. 

Die Identitätskrise der Partei ging in erster Linie auf den wirtschaftspolitischen Paradigmen-

wechsel und das Scheitern des socialisme à la française zurück und nicht auf die Europapoli-

tik. Trotzdem wurde die Entscheidung zum Verbleib im Europäischen Währungssystem ein 

Wendepunkt für eine Neubewertung Europas, die von Mitterrand und der Regierung ausging. 

Unter dem Eindruck der Entscheidung vom März 1983 zum Verbleib im Europäischen Wäh-

rungssystem fand im Oktober 1983 der Parteitag in Bourg-en-Bresse statt. Lionel Jospin ver-

folgte das Ziel eines gemeinsamen Bekenntnisses zur Regierungspolitik, das jedoch von An-

hängern Rocards sowie vom CERES kritisiert wurde. Von den rocardiens hatte sich im Rah-

men des Kongresses um Alain Richard und Marie-Noëlle Lienemann die Bewegung AGIR A 

gauche pour lôinitiative, la responsabilit® et la solidarit® abgespalten. Sie kritisierte das 

                                                 
802  Vgl. zur Haltung Mitterrands Bergounioux, Grunberg 2005, S. 329, vgl. auch Bergounioux 2001, S. 699 
803  Du Réau 2001, S. 292 
804  Vgl. Asselain 2001, S. 412 
805  Auch in den Kommentaren der französischen Presse wird auf den Druck des Auslands verwiesen. Alain Vernholes schreibt in Le  

 Monde, dass die Sparbeschlüsse in erster Linie den Stempel der deutschen Regierung trügen. Vgl. Schäfer 1989, S. 167 
806  Vgl. Bergounioux 2001, S. 700 
807  Vgl. die ausf¿hrliche Analyse zu Jacques Mandrin ĂLe socialisme et la Franceñ bei Schªfer 1989, S. 157ff. 
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Schweigen der rocardiens nach der Übernahme der Regierungsverantwortung und forderten 

ein klares Bekenntnis zu den wirtschaftlichen und sozialen Reformen. Zu ihren zentralen 

Ideen gehörten die autogestion und Europa.
808

   

Beim Parteitag wurde über drei Anträge abgestimmt. Ein einheitlicher Antrag wie noch in 

Valence war also nicht möglich. Der Mehrheits-Antrag um Parteichef Jospin und die mitter-

randistische Strömung, der sich die Strömungen B (Mauroy) und C (Rocard) bereits im Vor-

feld angeschlossen hatten, einen Antrag des CERES und einen dritten im Namen von AGIR 

von Marie-Noëlle Lienemann und Alain Richard. Der Mehrheitsantrag um Jospin, Mauroy 

und Rocard sollte die neue Geschlossenheit der Partei demonstrieren. Auch der Antrag von 

Lienemann und Richard wich inhaltlich kaum von diesem ab. Sie betonten jedoch die im 

Mehrheitsantrag geforderte Unterstützung der Regierungspolitik noch stärker.
809

 Der Antrag 

des CERES hingegen distanzierte sich von dem wirtschaftspolitischen Kurs. Die PS solle sich 

nicht damit zufrieden geben, die Krise zu verwalten. Die Regierung dürfe sich nicht durch die 

Wirtschaftspolitik anderer Staaten irritieren lassen, die wirtschaftspolitische Unabhängigkeit 

Frankreichs müsse durch protektionistische Maßnahmen und gegebenenfalls einen Austritt 

aus dem Europäischen Währungssystem geschützt werden.
810

 Das CERES verfolgte weiterhin 

den pragmatischen Ansatz der Europapolitik. Es forderte die Vergemeinschaftung weiterer 

Politiken, um die Europäische Gemeinschaft gegen amerikanische und japanische Konkurrenz 

zu schützen. In Ansätzen wurde jedoch auch die Notwendigkeit einer politischen Integration 

erkannt, sodass eine Synthese mit dem Mehrheitsantrag möglich war. 

Die Strömung AGIR bekannte sich im Gegensatz zu den rocardiens ï und zum CERES ï zu 

einer Stärkung der europäischen Institutionen und schreckte damit nicht vor einem politisch-

institutionellen Ansatz zurück. Die Strömung trug von 1983 bis 1986 in der Analyse von Ge-

neviève Lemaire-Prosche zum Bild einer weitreichenden Europäisierung der Partei bei. Sie 

habe an erster Stelle am Ăeuropªischen Wetteifernñ (surenchère européenne) der PS teilge-

nommen.
811

 Mit 4,7 Prozent der Delegiertenstimmen beim Parteitag von Bourg-en-Bresse 

erreichte AGIR zwar nicht das nötige Quorum von fünf Prozent, um in den Parteigremien 

repräsentiert zu werden, jedoch überließen die rocardiens ihnen Plätze in den Parteigremien. 

Der Mehrheitsantrag auf dem Parteitag wurde zum Ausdruck eines neuen europapolitischen 

Bewusstseins und einer ganzheitlichen Sicht des Integrationsprozesses, der nicht nur unter 

wirtschaftlichen, sondern auch unter politischen und erstmalig auch sicherheitspolitischen 

                                                 
808  Vgl. zum Ansatz der neo-rocardiens: Lemaire-Prosche 1990, S. 153ff., vgl. auch Bergounioux 2001, S. 701f.; Auf dem Parteitag in 

 Bourg-en-Bresse trat Rocard in der Tat kaum in Erscheinung, sodass man sogar mutmaßte, ob dieser überhaupt anwesend gewesen sei. 
 Vgl. Schäfer 1989, S. 178 
809  Vgl. Gu®rot 1996, S. 347; Jospin sprach von einer ĂSuper-Unterstützung der Regierungñ, vgl. Schªfer 1989, S. 170 
810  Vgl. Schäfer 1989, S. 171 
811  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 155 
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Aspekten analysiert wurde.
812

 In Bourg-en-Bresse kam die Partei somit zur Überzeugung, 

dass Europa nicht nur Freihandelszone sein, sondern auch Instrumente und Lösungen für so-

zialistische Forderungen bieten konnte.
813

 Anstelle des Minimalkonsenses über einen pragma-

tischen Europaansatz trat die Vorstellung von Europa als kulturellem Muss, als Ausdruck von 

Modernität und Fortschritt (Lionel Jospin) und als Hoffnungsträger (Laurent Fabius). Es sei 

Aufgabe der Partei, dieses Europa auch der Bevölkerung näher zu bringen.
814

 Auf dem Partei-

tag von Bourg-en-Bresse wurden die Grundlagen gelegt, dass Europa sich in den folgenden 

Jahren zum Leitmotiv der Sozialisten entwickeln konnte.
815

 De facto trat an die Stelle eines 

sozialistischen Europas die Idee eines Europas als ĂModernisierungsmotor für Frankreichñ.
816

  

Die Frage nach der Rolle der Partei blieb wie in Valence von herausgehobener Bedeutung. 

Die Partei war bereits von ihrem selbst formulierten Anspruch als Impulsgeber abgerückt. In 

Bourg-en-Bresse sprach sie von einer Funktion als Transmissionsriemen, das heißt sie ver-

stand sich als Vermittlerin der Regierungspolitik. Lionel Jospin war es gelungen, die Partei 

auf Einigkeit und Solidarität mit der Regierung zu verpflichten. Damit gab sie ihre Vision auf, 

in der sie sich selbst als eine Vorwegnahme eines Zustandes der Demokratie und der kom-

menden Gesellschaft sah.
817

 Im Hinblick auf die französische Ratspräsidentschaft und die 

Teilnahme an den Europawahlen 1984 wurde der Europadiskurs in der Partei selbständiger 

und selbstbewusster. Die Partei solidarisierte sich zwar mit der Regierung, suchte aber nach 

einer eigenen Position. So verabschiedete das Comité directeur im März 1984 eine Resoluti-

on, in der es betonte, dass die Partei nicht nur die Regierungspolitik erläutern, sondern mit 

einem Aufruf an soziale Gerechtigkeit auch eigene Akzente setzen wollte. Sie forderte die 

Regierung auf, bei der Modernisierung der Wirtschaft sehr wachsam zu bleiben.
818

 

4.4.4  Parteienwettbewerb: Europawahlen als Wendepunkt für das französische  

 Parteiensystem  

Den Sozialisten gelang es nicht, ihren Wahlerfolg aus dem Jahr 1981 dauerhaft zu festigen. 

Bis 1984 verloren sie wegen ihrer wirtschaftspolitischen Wende und dem Schulgesetz Unter-

stützung in der Bevölkerung. Das Jahr 1984 markiert einen Wendepunkt für die französische 

Parteienlandschaft. Es kam unter anderem zum Aufstieg der rechtsextremen Front national 

bei den Europawahlen. 

                                                 
812  Vgl. Guérot 1996, S. 351f. 
813  Vgl. Guérot 1996, S. 340f. 
814  Vgl. Guérot 1996, S. 354f. 
815  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 102 
816  Wielgoß 2002, S. 69 
817  Vgl. Guérot 1996, S. 342; vgl. Schäfer 1989, S. 178; vgl. Bergounioux 2001, S. 691f. 
818  Vgl. Comité directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, 
 S. 1f. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

142 

Im Mittelpunkt des Wahlkampfs hatte 1981 die Bilanz des amtierenden Präsidenten Valéry 

Giscard dôEstaing gestanden, die aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit und der wirtschaft-

lichen Situation in den Augen der Wähler negativ ausfiel. Zwar blieb Giscard als Person bis 

zum Ende des Wahlkampfs beliebter als Mitterrand, jedoch entsprachen dessen Ă110 Vor-

schlªgeñ den Vorstellungen der Wªhler. Die Beschªftigungssituation, die soziale Gerechtig-

keit und die Inflation waren zentrale Gegenstände der politischen Auseinandersetzung.
819

 Der 

Antikommunismus, der für die politische Rechte bis 1981 eine zentrale Stütze im Wahlkampf 

gewesen war, stand 1981 erstmals hinter der zentralen Thematik der Arbeitslosigkeit zu-

rück.
820

 Mit Mitterrands Wahlsieg war die politische Rechte erstmals seit 1945 vollständig 

von den Positionen der Macht verbannt.
821

 

Mitterrand hatte zuvor angekündigt, im Falle eines Sieges die Nationalversammlung aufzulö-

sen und Neuwahlen auszuschreiben. PS und PCF gingen ein Wahlbündnis ein und führten 

Gespräche über eine kommunistische Regierungsbeteiligung, die jedoch das Abrücken der 

PCF von den Positionen der Sowjetunion verlangte.
822

 Es sollte sich im Laufe der 1980er und 

1990er Jahre herausstellen, dass die Präsidentschaftswahlen von 1981 die erste Etappe des 

Niedergangs der kommunistischen Partei darstellten, da sie gegenüber den letzten nationalen 

Wahlen bereits fünf Prozent Wählerstimmen verloren hatte.
823

 Zusammen mit der MRG er-

reichte die PS bei den Parlamentswahlen im Juni 1981 insgesamt 38,3 Prozent der Stimmen 

und mit 285 von 491 Sitzen die absolute Mehrheit. Die Kommunisten kamen auf 16,1 Prozent 

der Stimmen und 44 Sitze.
824

  

Die PS stellte zwar die größte Fraktion in der Nationalversammlung, bot jedoch trotzdem den 

Kommunisten mit vier Ministerien die Regierungsbeteiligung an und setzte damit das eigent-

lich gescheiterte Linksbündnis um. Erstmalig seit 1947 waren wieder kommunistische Minis-

ter an der Regierung beteiligt. Die PS konnte so trotz aller Differenzen ihren Willen am Fest-

halten des Linksbündnisses demonstrieren. Sie profitierte von der Einbindung der kommunis-

tischen Wählerschaft und der CGT-Anhänger bei der Umsetzung ihrer Reformprojekte und 

sie beugte der Gefahr vor, dass die Kommunisten in der Opposition Zulauf gewannen.
825

 

Die Euphorie nach dem Wahlsieg war nur von kurzer Dauer. Der sich seit 1982 abzeichnende 

Trend des Stimmenverlusts der Linken zugunsten der Rechten bestätigte sich bei den Kanto-

                                                 
819  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 38f. 
820  Vgl. Martin 2000, S. 230 
821  Die traditionellen moralischen und sozialen Grundlagen der politischen Rechten seien überholt worden durch die Entwicklung der 
 Gesellschaft in den letzten 25 Jahren. Hierzu gehören zum Beispiel die Urbanisierung, der Eintritt der Frauen in den Arbeitsmarkt, der 

 Ausbau des dritten Beschäftigungssektors, das steigende Bildungsniveau, die De-Christianisierung sowie die anti-autoritäre Ideologie. 

 Vgl. Martin 2000, S. 217f. 
822  Vgl. Schäfer 1989, S. 118 
823  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 38 
824  Zu den Wahlergebnissen vgl. Stephan 2001, S. 103f.; vgl. auch Bréchon 2004, S. 156f. 
825  Vgl. Stephan 2001, S. 104 
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nal- und Kommunalwahlen im März 1983. Die Stimmen der Kommunisten gingen nur zu 

einem Teil an die Sozialisten.
826

 Mitterrands Beliebtheit war beachtlich gesunken und hatte 

sich auf einem Tiefstand stabilisiert. Diese Unzufriedenheit war vor allem auf die rigorose 

Sparpolitik zurückzuführen, die die Konsequenz von Mitterrands Entscheidung für den Ver-

bleib im Europäischen Währungssystem war. Es wurde deutlich, dass die zwei Prioritäten der 

politischen Linken ï der Abbau der Arbeitslosigkeit und die Erhöhung der Kaufkraft ï nicht 

zu erfüllen waren.
827

 Die wachsende Unzufriedenheit der linken Wählerschaft war auch bei 

den Europawahlen zu erkennen. Zwar hatte die PS in etwa ihr Ergebnis von 1979 halten kön-

nen, jedoch gelang es ihr kaum, ihre Wähler zu mobilisieren. Die Wahlenthaltungen waren 

vor allem in der linken Wählerschaft besonders zahlreich. Dies wurde unter anderem auf die 

Kritik an der Regierungspolitik der Linken zurückgeführt.
828

 

Zunächst verhalf der Europawahlkampf 1984 der PS jedoch, mehr Selbstbewusstsein in der 

Europadebatte zu entwickeln.
829

 Im Gegensatz zu der ersten Europawahl konnten sich die 

sozialdemokratischen Parteien der Europäischen Gemeinschaft 1984 auf ein gemeinsames 

Manifest einigen. Am 9. März 1984 wurde das Manifest, das unter Leitung des internationa-

len Sekretärs der PS Jacques Huntzinger erarbeitet worden war, verabschiedet.
830

 Das Mani-

fest des Bundes hatte für die französischen Sozialisten jedoch keine große Bedeutung. Sie 

benutzen das Manifest oder die Materialien des Bundes kaum. Der Wahlkampf hatte einen 

nationalen Charakter und konzentrierte sich auf nationale französische Interessen. So standen 

die Verteidigung der Regierungspolitik und die Beschäftigungssituation im Vordergrund. Die 

Erholung der französischen Wirtschaft sollte und konnte nur über Europa gesichert werden. 

Modernisierung wurde laut Guérot zum meistgebrauchte Wort im Wahlkampf.
831

  

Im Beschluss des Comité directeur vom 10. und 11. März 1984 wurde betont, dass die Kam-

pagne für die Europawahlen nicht zu trennen sei von dem Bemühen der Sozialisten, die Re-

gierungspolitik zu erklären. Sie sei die Gelegenheit, um die Franzosen davon zu überzeugen, 

dass die linke Regierungspolitik kohärent sei und die politischen und wirtschaftlichen Ent-

scheidungen in einer Kontinuitätslinie stünden.
832

 Lionel Jospin erklärte, dass es in der Regie-

rungspolitik der Sozialisten keine Wende gegeben habe, wie die Presse schreibe. Der Wille 

zur Modernisierung und das Festhalten an sozialistischen Werten seien konform mit dem so-

zialistischen Projekt von 1980 und den 110 Vorschlägen von 1981. Es gebe keinen Sozialis-

                                                 
826  Vgl. Bréchon 2004, S. 158 
827  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 40 
828  Vgl. Bréchon 2004, S. 158f. 
829  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 95 
830  Vgl. Bossuat 2003, S. 49 
831  Vgl. Guérot 1996, S. 389ff, vgl. das Comité directeur vom 10.-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial  

  responsables, Nr. 195, 17. März 1984, S. 8. 
832  Vgl. Comité directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, 
 S. 3. 
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mus vor und nach 1981. Die Europäische Integration könne sich nur mit sozialistischen Ideen 

konsolidieren: Europa werde sich diesen Ideen annähern oder es zerfalle zu Ruinen. Die poli-

tische Rechte spiele hingegen, so Jospin, eine Komödie, indem sie während des Wahlkampfs 

eine Einheit zwischen RPR und UDF präsentiere, die sich spätestens nach den Wahlen bei der 

Fraktionszugehörigkeit im Europäischen Parlament auflöse.
833

  

Die programmatischen Texte der PS appellierten an das authentische europäische Engage-

ment der Partei, das diese auf ihr internationalistisches Erbe zurückführte. Sie betonte, dass 

Mitterrand bereits Mitglied der Regierung Guy Mollet gewesen sei, als die Römischen Ver-

träge 1957 unterzeichnet worden sein.
834

 Europa wurde somit aus zwei Perspektiven wahrge-

nommen: Die Partei erklärte sich loyal mit dem Integrationsprozess. Dieser wurde wieder zu 

einem Wert an sich, wie die nachlassenden Bezüge auf das sozialistische Europa zeigen. Die 

Partei hatte jedoch weiterhin ein Interesse daran, Europa als politischen Konflikt zu definie-

ren.
835

 

Die Sozialisten forderten eine Wiederbelebung Europas. Diese sollte sich konkret in einem 

europäischen Sozialraum, in gemeinsamen Politiken, in einer Reform der Gemeinsamen Ag-

rarpolitik sowie in einem europäischen Kulturraum niederschlagen. Die Schaffung einer poli-

tischen Union, wie sie mit der Erklärung von Stuttgart vorgeschlagen worden war, wurde 

kaum diskutiert. Die PS erklärte, dass institutionelle Reformen nicht das Wundermittel seien, 

um die Gemeinschaft wiederzubeleben, sondern auch einen Vorwand darstellten, um sich 

hinter institutionellen Reformen zu verstecken, anstatt konkrete politische Maßnahmen zu 

vereinbaren.
836

 Die Institutionen seien erst die Krönung einer Politik, die auf konkreten Be-

mühungen und dem politischen Willen der Sozialisten beruhe.
837

 

Bei der Aufstellung der Liste der Kandidaten für die Europawahl wurden erneut die verschie-

denen Strömungen und Regionen berücksichtigt. Ferner musste die Parteiführung wenigstens 

einem Teil der Mandatsträger im Europäischen Parlament die Wiederwahl ermöglichen. Au-

ßerdem gab es eine Frauenquote von 30 Prozent. Gemäß dem Ergebnis des Parteitags von 

Bourg-en-Bresse im Oktober 1983 gehörten zum Beispiel 77 Prozent, das heißt 64 Kandida-

ten, dem Courant 1 an (Jospin ï Mauroy ï Rocard). 18 Prozent kandidierten für das CERES 

und 5 Prozent für die rocardiens. 17 Kandidaten der Liste waren ehemalige Europaabgeord-

                                                 
833  Vgl. Lionel Jospin: LôEurope que nous voulons: efficacité, justice, liberté. In: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 1f. 
834  Vgl. ĂLa volont® de la France une chance pour lôEuropeñ, in: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 6 
835  ĂThe PS continued to portray Europe in terms of a conflict between the forces of progress and the Right, a conception which had been 

 transcended by Mitterrandôs espousing the European cause in key speeches such as that to the German Bundestag in January 1983, or 
 that to the Strasbourg Assembly in May 1984.ñ Cole 1996, S. 74 
836  Vgl. ĂLa volont® de la France une chance pour lôEuropeñ, in: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 6ff. 
837  Vgl. ĂLes socialistes fran­ais au parlement europ®en a propos du ,rapport Spinelliôñ, in: Le Poing et la Rose, sp®cial responsables, No. 
 192, 25. Februar 1984, S. 4. 
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nete.
838

 Die vom Comité directeur vorgeschlagene Liste wurde auf der Convention nationale 

am 24. und 25. März 1984 verabschiedet. Die Liste wurde vom Parteivorsitzenden Lionel 

Jospin angeführt. 

Bei den Europawahlen erreichte die Liste der Sozialisten mit 20,75 Prozent der Stimmen und 

20 Abgeordnetenmandaten etwa drei Prozent weniger als 1979. Die gemeinsame Liste von 

UDF und RPR erzielte mit 43,02 Prozent etwa das Ergebnis aus dem Jahr 1979, als sie ge-

trennt voneinander kandidierten. Besonders auffällig war das Wahlergebnis der Kommunis-

ten, das sich mit 11,2 Prozent der Stimmen im Vergleich zu 1979 nahezu halbiert hatte. Dafür 

gewann die Front national einen Stimmenanteil von 10,95 Prozent. Die Rolle der europapoli-

tischen Protestpartei, die 1979 PCF und RPR wahrgenommen hatten, ging auf sie über.
839

 

Quelle: Journal Officiel de la République Française  

Von den 20 sozialistischen Abgeordneten erfüllten nur drei ihr Mandat nicht bis zum Ende 

der Legislaturperiode. Lionel Jospin wurde 1988 Minister und Jean-Paul Bachy nahm im sel-

ben Jahr ein nationales Mandat als Abgeordneter der Nationalversammlung an. Roger 

Fajardie verstarb im August 1987. Insgesamt 27 Prozent der französischen Europaabgeordne-

ten haben ihr Mandat im Laufe der zweiten Legislaturperiode abgegeben, wobei dies im Ver-

gleich mit der ersten Legislaturperiode bereits einen Rückgang um zehn Prozentpunkte bedeu-

tet.
840

 

Bei der Analyse des Wahlergebnisses gab Lionel Jospin an, dass die PS als Regierungspartei 

von allen Seiten angegriffen worden sei. Unter dieser Voraussetzung sei immerhin ein ähnli-

ches Ergebnis wie 1979 erzielt worden. Der Verlust an Wählerstimmen mache sich vor allem 

bei den Kommunisten bemerkbar, sei aber auch auf die hohe Zahl der Wahlenthaltungen zu-

rückzuführen: ĂJamais la d®mobilisation de lô®lectorat de la gauche nôavait atteint un pareil 

niveauñ.
841

 Ursel Schäfer relativiert allerdings diese von den Linken auch in späteren Wahlen 

vorgebrachte Erklärung. Breite Schichten ihrer Wählerschaft hätten sich bewusst abgewandt 

                                                 
838  Vgl. Boksenbaum 1984b, S. 16; ĂLe rapporteur [Jean Poperen im Comité directeur, CR] a tenu à souligner que compte-tenu de ces  
 impératifs, des camarades tout ¨ fait dignes de nous repr®senter au Parlement Europ®en se trouvaient ®cart®s, mais quôil avait fallu 

 chercher avant tout la plus grande représentativit® possible.ñ, vgl. Comit® directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le 

 Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, S. 7. 
839  Vgl. Schäfer 1989, S. 195 
840  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88f. 
841  Secteur élections: Commentaires des résultats des élections européennes du 17 juin 1984. In: Le Poing et la Rose, spécial  
 responsables, Nr. 208, 23. Juni 1984, S. 2. 

FRANKREICH  % Sitze 

Union de lôopposition pour lôEurope et la d®fense des libert®s  (Simone Veil, UDF, RPR) 43,02 41 

Liste socialiste pour lóEurope (Lionel Jospin, PS) 20,75 20 

Liste présentée par le Parti communiste français (Georges Marchais, PCF) 11,2 10 

Front dôopposition nationale pour lôEurope des patries (Jean-Marie Le Pen, FN) 10,95 10 
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und von den Enttäuschten der Regierungspolitik seien überdurchschnittlich viele Wähler zur 

Opposition ï und vor allem zur Front national ï abgewandert.
842

   

Im Comité directeur vom 30. Juni und 1. Juli 1984 stand die Mobilisierung der Wähler für die 

Wahlen im Jahr 1986 im Mittelpunkt. Lionel Jospin fragte in seinem Redebeitrag nach den 

klassischen Themen der Linken. Die Sparpolitik müsse durch symbolische Maßnahmen in 

Richtung soziale Gerechtigkeit begleitet werden. Bertrand Delanoë betonte in seinem Beitrag 

vor allem die hohe Bedeutung der Arbeit, ein zentraler Faktor der Glaubwürdigkeit für die 

Sozialisten. Didier Motchane forderte im Gegensatz zu Lionel Jospin ï der Linie des CERES 

folgend ï einen Politikwechsel.
843

 Die Anhänger von Rocard sprachen sich hingegen für die 

dauerhafte Weiterführung der Wirtschaftspolitik und ein Ende der Reformpause, der soge-

nannten parenthèse, aus.
844

 Die PS, so resümiert Lemaire-Prosche, pflegte in der Folge einen 

doppelten Diskurs ï einen nationalen Diskurs, der an der sozialistischen Ethik festhielt und 

einen neutralistischen Diskurs über Europa. So wurde die wirtschaftspolitische Wende aus 

dem Jahr 1983 als ein Zeichen des Realismus gesehen, ohne den Sozialismus in Frankreich in 

Frage zu stellen.
845

 Ob die Partei den Widerspruch wahrgenommen habe? Vielleicht, so Le-

maire-Prosche, aber der Widerspruch sei selten thematisiert worden, weil er niemanden ge-

stört habe.
846

  

Im Hinblick auf die Entwicklung des französischen Parteiensystems haben die Europawahlen 

von 1984 eine Scharnierfunktion.
847

 Mit dem Machtwechsel von 1981 löste sich die bis dato 

vorherrschende quadrille bipolaire auf. Im linken Lager hatte der Niedergang der kommunis-

tischen Partei begonnen. An die Stelle der quadrille bipolaire trat im linken Lager eine domi-

nierende PS und im rechten Lager eine dominierende RPR. Die UDF war mit der Wahlnieder-

lage Giscards geschwächt aus den Wahlen von 1981 hervorgegangen. Das rechte politische 

Lager wurde allerdings durch die Front national herausgefordert, die mit der Europawahl 

1984 einen ersten Erfolg erreichte. Ihre Stärke war auch eine Konsequenz der Schwäche der 

sozialistischen Regierungspolitik. Diese war bei der Reduktion der Arbeitslosigkeit geschei-

tert und konnte das aufkommende Thema der Einwanderung nicht politisch auffangen.  

Während die Zeit von 1962 bis 1981 von relativer politischer Stabilität ohne Machtwechsel 

von links nach rechts geprägt gewesen war, begann mit dem Jahr 1981 eine Phase politischer 

Machtwechsel und Kohabitationen. Trotzdem kam es gerade in zwei Politikfeldern bei den 

potentiellen Regierungsparteien zu Konvergenz: in der Wirtschafts- und in der Europapolitik. 

                                                 
842  Vgl. Schäfer 1989, S. 194f. 
843  Vgl. Comité directeur du 30.6.1984 et du 1.7.1984. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 210, 7. Juli 1984, S. 1ff. 
844  Vgl. Comité directeur du 30.6.1984 et du 1.7.1984. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 210, 7. Juli 1984, S. 12. 
845  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 101, 105  
846  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 115f. 
847  Vgl. zum Folgenden Martin 2000, S. 14ff. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

147 

Auch hier bildet das Jahr 1984 wieder ein Scharnier. Die Sozialisten akzeptierten mit ihrer 

wirtschaftspolitischen Wende de facto den Wirtschaftsliberalismus.
848

 Die Neo-Gaullisten 

hingegen wurden durch die gemeinsame Liste mit der UDF unter Führung von Simone Veil 

Ăeuropäisiertñ. Vor 1981 hatte nur die UDF sich offen zur Europäischen Integration bekannt. 

Mit den Wahlen von 1984 stellte sich zwischen den Regierungsparteien ein europapolitischer 

Konsens ein.  

ĂPar la suite, tous les gouvernements qui se sont succ®d® ont îuvr® en direction du dé-

veloppement de la construction européenne (é) quels quôaient pu °tre les propos de 

campagne électorale moins euro-enthousiastes de Jacques Chirac en 1995, ou de Lionel 

Jospin en 1997. Il est ®galement tr¯s significatif que lôarriv®e ¨ la pr®sidence du RPR de 

Philippe S®guin ait n®cessit® lôabandon de son discours anti-européen : Seuls des euro-

convaincus, des euro-convertis, ou des euro-résignés, peuvent accéder à la direction des 

partis de gouvernement français depuis 1984.ñ
849

 

4.4.5  Organisation: Dominanz des französischen Staatspräsidenten 

Mit  Übernahme der Regierungsverantwortung und der Wahl des ehemaligen Parteivorsitzen-

den zum Staatspräsidenten musste die Partei ihr institutionelles Verständnis der V. Republik 

neu definieren sowie ihre Rolle im Beziehungsgeflecht zwischen Präsident, Premierminister 

und Fraktion bestimmen. Gleiches galt gegenüber den Europaabgeordneten in Straßburg bzw. 

Brüssel. 

Die Sozialisten akzeptierten das Prinzip der Ărepublikanischen Monarchieñ mit einem starken 

Staatspräsidenten und einem geschwächten Parlament.
850

 Die Außen-, Sicherheits- und Euro-

papolitik wird seit Charles de Gaulle als domaine reservé des Präsidenten betrachtet. Dies 

geht auf die hohe Wertschätzung de Gaulles für die Außenpolitik zurück. Neben der tatsächli-

chen Ausübung der Macht trugen auch die diplomatische Tradition und die Indifferenz der 

Bevölkerung bei internationalen Fragen dazu bei, dass sich dieses Privileg des Präsidenten 

entwickeln konnte.
851

 Laut Verfassung zählt die konkrete Ausgestaltung der Außen-, Sicher-

heits- und Europapolitik allerdings zu den geteilten Machtbefugnissen von Staatspräsident 

und Premierminister.
852

 Mitterrand erklärte in einer Nachricht an das Parlament am 8. Juli 

1981: 

ĂJôai dit ¨ plusieurs reprises que mes engagements constituent la charte de lôaction gou-

vernementale. Jôajouterais, puisque le suffrage universel sôest prononc® une deuxi¯me 

fois, quôils sont devenus la charte de votre action l®gislative.ñ
853

 

                                                 
848  Die Sozialisten gaben nicht nur ihre Politik der Verstaatlichungen auf und akzeptierten die Legitimität der Existenz des privaten Sektors 
 ï sowohl in der Wirtschaft als auch in der Schule, sie stimmten auch der Einführung des Privatfernsehens und damit dem Ende des 

 Staatsmonopols für das Fernsehen zu, vgl. Martin 2000, S. 307ff. 
849  Martin 2000, S. 314f. 
850  Vgl. Kimmel 2001 
851  Vgl. Du Roy 2000, S. 7 
852  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 20f; vgl. zu einer detaillierten Analyse auch: Cohen 2007  
853  Mitterrand zitiert nach Elgie, Griggs 1991, S. 20 
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Mitterrand stärkte jedoch die europapolitische Kompetenz der Regierung, indem er als erster 

Staatspräsident der V. Republik an eine Tradition der IV. Republik anknüpfte und einen Eu-

ropaminister ernannte. André Chandernagor war zwar ministre délégué, jedoch signalisierte 

der Präsident hiermit, dass er erste europapolitische Akzente setzen wollte. Chandernagor galt 

als pro-europäisch und war über die SFIO zur PS gekommen.
854

 Im Dezember 1983 wurde 

Chandernagor von Roland Dumas abgelöst, der die französische Ratspräsidentschaft vorberei-

ten sollte. Er war ein vollwertiger Minister (ministre en plein exercice).
855

 Christian Krell 

warnt jedoch davor, die Ernennung eines Europaministers als ein Zeichen der Europäisierung 

überzubewerten, da auch Europakritiker in das Kabinett eingebunden wurden.
856

 

Der Wahlsieg 1981 war in erster Linie ein Sieg von Mitterrand, der von ihm geprägten partei-

internen Strategie und der mitterrandistes. Den Zugang zur Macht verdanken die Parteimit-

glieder vor allem ihm. Die Parteiführung (Lionel Jospin), die Fraktionsspitzen in Nationalver-

sammlung (Pierre Joxe) und Senat (Claude Estier) sowie das Amt des Präsidenten der Natio-

nalversammlung (Louis Mermaz) besetzte Mitterrand mit seinen Vertrauten. Für die Partei 

blieb Mitterrand der Ăheimliche Parteif¿hrerñ.
857

 Kein Sozialist vor ihm verfügte über eine 

derartige Autorität und Machtfülle.
858

 Zwar kritisierten die Parteimitglieder die Präsidentiali-

sierung der Partei, jedoch nahmen sie Mitterrand lange von dieser Kritik aus. Dies zeigt auch 

die moralische Autorität, die Mitterrand über die Partei besaß und damit als nahezu unan-

greifbar galt. Erst im Laufe der zweiten Amtszeit nahm die Kritik an ihm zu.
859

 Potentielle 

Konflikte wurden beispielsweise in der Europapolitik deutlich, in der Staatspräsident und Par-

tei unterschiedliche Ziele verfolgten. Ersterer wollte sich als europäischer Staatsmann profi-

lieren, letztere die sozialistischen Wähler ansprechen.
860

 

Im Hinblick auf das Verhältnis von Staatspräsident, Premierminister, Fraktion und Partei ver-

lief die Trennlinie anders als noch in der IV. Republik zwischen den beiden Köpfen der Exe-

kutive sowie der Partei und der Fraktion:  

ĂAujourdôhui, côest le gouvernement qui constitue cette entit® partiellement ext®rieure 

au parti et quôil convient ¨ la fois dóaiguillonner et de contrôler.ñ
861

 

Die Dominanz der Exekutive drückt sich in der Vorrangstellung des Präsidenten aus. Zudem 

zeigt sie sich in dem rationalisierten Parlamentarismus. Dieser ermöglicht dem Regierungs-

                                                 
854  Vgl. Du Réau 2001, S. 287 
855  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 60ff. 
856  Vgl. Krell 2009, S. 318 
857  Vgl. Kimmel 1991, S. 336 
858  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 337; Mitterrand hielt am Ende seiner Amtszeit die Institutionen der V. Republik für gefährlich, 

 seine Amtsf¿hrung nahm er jedoch selbst von der Kritik aus: ĂA la fin de son second mandat, Fran­ois Mitterrand d®clarera que ces 

 institutions étaient dangereuses avant lui et le redeviendraient apr¯s lui.ñ Br®chon, Denni 2008, S. 45 
859  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 338f. 
860  Vgl. zu den Spannungen zwischen Präsident und Partei Cole 1996, S. 78 
861  Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336; Konsequenterweise wurde einem Minister satzungsgemäß nicht das Recht zugesprochen, Mitglied 
 des Bureau exécutif der Partei zu sein, vgl. Bergounioux 2001, S. 694 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

149 

chef, die Mehrheitsfraktion zu disziplinieren, indem ein Gesetz als angenommen gilt, wenn 

kein Misstrauensantrag gestellt wird (Artikel 49.3). Die Fraktionen gelten in Frankreich ge-

genüber der Exekutive als schwach und unter der Dominanz der Partei stehend. Bei Konflik-

ten zwischen Fraktion und Partei entscheidet der Parteivorstand.
862

 Von der Regierung wird 

die Fraktion oft nur kurzfristig über Gesetzesentwürfe informiert.  

Die Regierungspolitik nach dem Wahlsieg 1981 wurde innerhalb der Expertengruppen im 

Elysée-Palast sowie in den Ministerialkabinetten formuliert. Auch die schlechte personelle 

Ausstattung verhinderte eine aktive Rolle der Fraktion: Die 1981 gewählten 285 sozialisti-

schen Abgeordneten verfügten über 17 Mitarbeiter und etwa ein Dutzend Sekretärinnen.
863

 

Die Dominanz der Parteien über die Fraktionen stellt innerhalb der westlichen Demokratien 

eher eine Ausnahme dar.
864

 Durch die Stärkung der politischen Parteien in der V. Republik ist 

es diesen gelungen, die Fraktionen zu kontrollieren, was sich am deutlichsten in der Abstim-

mungsdisziplin zeigt, die für die V. Republik ein Novum war und zur Stabilität des Regie-

rungssystems beigetragen hat. Außerdem sind Abgeordnete für ihre Wiederwahl auf die Un-

terstützung der Partei angewiesen, was zu ihrer Disziplinierung beiträgt.
865

   

Im Verhältnis von Fraktion und Partei darf jedoch nicht übersehen werden, dass letztere durch 

die Regierungsübernahme eine personelle Schwächung erfuhr und sich auch hier die Domi-

nanz der Exekutive zeigte. Die Parteielite zog in das Kabinett ein und der Parteiapparat wurde 

der zweiten Garde überlassen.
866

 Diejenigen, die innerhalb der Partei blieben, waren loyale 

mitterrandistes oder wurden sukzessive in die Regierungsarbeit eingebunden, um parteiinter-

nen Widerstand nicht aufkommen zu lassen.
867

  

Der intensiven Programmdiskussion innerhalb der Parteien entsprach keine institutionelle 

Verbindung zur Exekutive, um die Umsetzung der Programmatik in Regierungshandeln über-

prüfen zu können. Während der ersten Amtszeit Mitterrands trafen sich der Präsident sowie 

                                                 
862  Vgl. Murswieck 1999, S. 112; Als Instrumente der Kontrolle nennen Lefebvre und Sawicki die Fédération nationale des élus socialistes 

 et républicains (FNESER) und das zentralisierte illegale Finanzsystem URBA, das die Eigenfinanzierung der Gewählten verhindern 
 sollte. Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 60 
863  Vgl. Schäfer 1989, S. 173; Vgl. Stephan 2001, S. 74f. 
864  Vgl. Helms 1999, S. 22 
865  Nicht nur die Stabilisierung des Parteiensystems hat hierzu beigetragen, sondern auch die innerparlamentarischen Ressourcen, vgl. 

 Messerschmidt 2005a, S. 61; vgl. auch die Dissertation Messerschmidt 2005b 
866  Vgl. Stephan 2001, S. 74 
867  Vgl. Elgie, Griggs 1991, S. 22f; Es fand somit eine Politisierung der hohen politischen Verwaltung statt. Zahlreiche Sozialisten gingen 

 in die Kabinette der Minister. Jedoch konnte die anfängliche Vermutung, dass mit Mitterrand die Zivilgesellschaft in den Staatsapparat 

 Einzug erhalte, nicht bestätigt werden. Der mit Beginn der V. Republik einsetzende Prozess der Durchdringung der Politik mit  
 Bürokraten (fonctionnarisation) setzte sich ungehindert fort. Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 333. Erklärten sich in den  

 Ministerien und Ministerialkabinetten von 1981 bis 1986 noch 60 Prozent als Parteimitglieder, so waren es von 1988 bis 1993 nur noch 

 42 Prozent. 67 Prozent hielten die Mitgliedschaft in der Partei für sekundär, um Zugang zu den Ministerialkabinetten zu bekommen. 
 Zentral für den Zugang zu Ministerien und Ministerialkabinetten seien persönliche Kontakte mit dem Minister bzw. mit dem Direktor 

 des Kabinetts. Die Mitarbeit in der Partei und ihren Expertenkommissionen wurde nur von 25 Prozent als ausschlaggebend eingeschätzt, 

  wobei immerhin 53 Prozent an den Expertenkreisen (cercles dôexpertise) teilnahmen. Vgl. zur Anlage der Studie und zu den  
 Ergebnissen Sawicki, Mathiot 1999 
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die Regierungs-, Fraktions- und Parteichefs wöchentlich, um die Politik zu koordinieren.
868

 

Auch wenn damit der Partei ein höherer Stellenwert eingeräumt wurde als üblicherweise in 

bürgerlichen Kabinetten, stellte dies jedoch keine institutionalisierte Zusammenarbeit dar. Der 

Zugang zur Exekutive blieb darüber hinaus der Parteiführung vorbehalten, die ihrerseits nur 

einen Teil des Meinungsspektrums innerhalb der Partei repräsentierte. Während der Koordi-

nationstreffen sei informell über Europa gesprochen worden, aber es habe keine Meinungs-

verschiedenheiten oder eine Initiative der PS gegeben, wie sich der damalige Generalsekretär 

des Elysée-Palasts, Jean-Louis Bianco, erinnert.
869

 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in 

der ersten Amtszeit Mitterrands alle Entscheidungs- und Einflusswege auf die Exekutive und 

vor allem auf den Staatspräsidenten zuliefen. 

Es gab jedoch Versuche, die Zusammenarbeit von Regierung und Partei durch Seminare zu 

verbessern. Das erste fand im April 1982 statt, das letzte im September 1991.
870

 Für die Euro-

papolitik war das Seminar in Maison Laffitte im Juli 1982 einschlägig. Die Parteiführung 

formulierte den Wunsch, stärker an der Europapolitik beteiligt zu werden, ohne dabei in die 

Kompetenzbereiche des Staatspräsidenten einzugreifen. Der zuständige Sekretär Jacques 

Huntzinger schlug im Juli 1982 eine Arbeitsgruppe vor, die sich aus Vertretern der Regierung 

und der Partei zusammensetzen sollte, um einen Bericht zur Europapolitik zu verfassen. Al-

lerdings verlief diese Initiative im Sande.
871

 

Das Seminar sei gescheitert, so Huntzinger, und er habe kein weiteres dieser Art organisiert. 

Es habe Desinteresse, wenn nicht sogar Misstrauen der Minister gegenüber einer gemeinsa-

men Arbeit mit der Partei gegeben. Die Minister hätten bürokratische Zwänge der Europapoli-

tik berücksichtigen müssen und eine Politik gemacht, die weit entfernt von der PS und den 

Vorstellungen eines sozialen Europas gewesen sei. Dies habe viele Parteimitglieder desillusi-

oniert. Allerdings seien die Parteimitglieder froh gewesen, dass ein Austausch überhaupt 

stattgefunden habe. Jedoch gab es auch Desinteresse auf Seiten der Führungspersönlichkeiten 

der Partei. In den parteiinternen Sitzungen habe man ï außer während der Kampagne für die 

Europawahlen ï kaum über Europa gesprochen. So sei es zu einer wachsenden Kluft zwi-

schen der Parteiführung und der Regierung gekommen, die nicht nur in den internationalen 

Beziehungen zu beobachten gewesen sei.
872

 

                                                 
868  Vgl. Stephan 2001, S. 75; vgl. Murswieck 1999, S. 107; vgl. Bergounioux 2001, S. 694. Zu diesen Koordinationstreffen zählte am 
 Dienstagmorgen ein Frühstück von Partei-, Regierungschef und Staatspräsident; am Dienstagabend ein Treffen von Partei-, Regierungs- 

 und Fraktionschef sowie ein Mittagessen am Mittwoch zwischen den zuletzt genannten und dem Staatspräsidenten, vgl. Schäfer 1989, 

 S. 173 Am Donnerstag traf sich der enge Kreis der mitterrandistes mit dem Staatspräsidenten, vgl. Bergounioux 2001, S. 694 
869  Vgl. Bianco bei Krell 2009, S. 333 
870  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336 
871  Vgl. Guérot 1996, S. 320f, vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 96f. 
872  Vgl. Rüther ï Jacques Huntzinger 07.04.2006 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

151 

Der mitterrandiste Jacques Huntzinger hatte das Internationale Sekretariat von Lionel Jospin 

am Parteitag von Valence 1981 übernommen.
873

 In seinem Rechenschaftsbericht (rapport 

statutaire) vor dem Kongress von Bourg-en-Bresse 1983 gab Huntzinger an, dass die Aktivi-

täten des Sekretariats sich bis 1983 enorm erweitert hätten. So sei ein neues Informationsbe-

dürfnis innerhalb der Partei zu beobachten, auch habe die Partei auf internationaler Ebene 

neue Bereiche zu verantworten. Huntzinger appellierte jedoch daran, die Führungskräfte und 

Parteimitglieder besser über die internationale Politik zu informieren und auszubilden. Er for-

derte, hier für die Zukunft ein neues Betätigungsfeld für die Partei zu etablieren.
874

 

Als Huntzinger das Sekretariat übernahm, blieb Alain Barrau als nationaler Delegierter für 

europapolitische Fragen verantwortlich für die Europapolitik und hielt die Verbindung zum 

Europäischen Parlament.
875

 Neben Huntzinger und Barrau spielte auch Gérard Jaquet eine 

wichtige Rolle bei der Definition der Europapolitik, da er den Vorsitz in der Delegation der 

französischen Sozialisten im Europäischen Parlament von 1979 bis 1984 inne hatte.
876

  

Der Vorsitzende der Delegation wurde immer aus der Mehrheitsströmung der Partei rekrutiert 

und so war auch Jaquet ein Vertrauter Mitterrands.
877

 Die sozialistischen Abgeordneten im 

Europäischen Parlament waren wie die Fraktion in der Nationalversammlung an die Parteidis-

ziplin gebunden. Darüber hinaus bestimmte die Parteizentrale der PS in Paris über die Verga-

be der Listenplätze und Mandate.  

In der ersten Legislaturperiode von 1979 bis 1984 übte die Partei eine direkte Kontrolle über 

ihre Europaabgeordneten aus, die auch zum Konflikt mit dem Staatspräsidenten führen konn-

te. Im Gegensatz zu Mitterrand mussten sich die französischen sozialistischen Europaabge-

ordneten auf Anweisung des Parteivorsitzenden Jospin im Februar 1984 bei der Abstimmung 

über den Spinelli-Entwurf dreimal enthalten und stellten sich damit gegen ihre sozialdemokra-

tischen Schwesterparteien. So kam es zu einer Situation, in der der Europaabgeordnete Jac-

ques Moreau ein Projekt kritisierte, das er zu einem wesentlichen Teil selbst verfasst hatte.
878
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 Poing et la Rose, Nr. 103, Juni 1983, S. 43. 
874  Vgl. Rapport statutaire, Relations internationales; Jacques Huntzinger, secrétaire national adjoint aux relations internationales. In: Le 
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Mitterrand begrüßte hingegen bei seiner Rede im Europäischen Parlament im Mai 1984 den 

Spinelli-Entwurf. 

Die enge Bindung an die Partei führte dazu, dass die Europaabgeordneten in der Regel inhalt-

lich nicht von der Linie der Partei abwichen. Zwar gingen sie vor allem bei der Forderung 

nach Stärkung der institutionellen Komponente des Integrationsprozesses weiter als die Partei 

in Paris, jedoch sicherte der Vorsitzende der sozialistischen Delegation im Europäischen Par-

lament den Konsens mit der Parteiführung. Der direkte Einfluss auf das Abstimmungsverhal-

ten ließ allerdings ab 1984 nach. Die Erstellung der Liste wurde in den folgenden Wahlen das 

zentrale Mittel zur Kontrolle der Abgeordneten.
879

 So erklärte Jean-Pierre Cot, Vorsitzender 

der Delegation der französischen Sozialisten im Europäischen Parlament von 1989 bis 1994: 

ĂSince 1984, there has not been one occasion when the central party has had to impose 

its views upon the European party.ñ
880

 

Innerhalb des Internationalen Sekretariats gab es laut Huntzinger eine Kommission 

Communautés européennes, die aus nationalen und europäischen Abgeordneten, Parteimit-

gliedern, Mitgliedern der Ministerialkabinette und Experten zusammengesetzt war, um Dossi-

ers zur Europapolitik zu erarbeiten und zu vertiefen.
881

 Trotz der Existenz dieser Kommission 

kam Huntzinger im Rückblick zu dem Schluss, dass die Europaabgeordneten sich immer an 

der Peripherie der Partei befunden hätten. Sie blieben unter sich und man habe sie selten in 

den Instanzen der Partei gesehen.
882

 Auch die Europaabgeordneten hatten den Eindruck, nicht 

von der Partei gehört zu werden und beobachteten eine mangelnde Koordination. Geneviève 

Lemaire-Prosche führt die mangelnde Koordination und Marginalisierung der Europaabge-

ordneten darauf zurück, dass die Parteiführung bei der Erstellung der Wahlliste die Absicht 

verfolgt habe, parteiinterne Kritiker von den Entscheidungszentren der Partei ï die nicht im 

Europäischen Parlament gesehen wurden ï fernzuhalten. So sei es nicht erstaunlich, dass man 

in Straßburg einen höheren Anteil an rocardiens und néo-rocardiens finde.  

ĂEn les ,regroupantó dans une formation politique extérieure à Paris ï mais totalement 

dépendante du parti ï nô®tait-ce pas au fond une manière honorable de canaliser, limiter, 

voire ,ma´triserô lôexpression européiste ï ou contestataire ï de ces socialistesé et aussi 

lô®volution europ®iste du parti ?ñ
883

  

4.4.6  Transnationales: Niedergang der Sozialdemokratie? 

Innerhalb der Sozialdemokratie verursachte der durch Ronald Reagan in den USA und Marg-

ret Thatcher in Großbritannien ausgelöste Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik eine 
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Krise. Ein großer Teil der sozialdemokratischen Parteien befand sich von Ende der 1970er 

Jahre bis Mitte der 1990er Jahre in der Opposition und konzentrierte sich auf die zu erzielen-

den Wahlerfolge, wobei die parteipolitische Identität vernachlässigt wurde. In diesem Zeit-

raum entstand mit den grünen Parteien Konkurrenz im linken Lager.
884

 

Aus verschiedenen ideologischen Richtungen wurde mit dem Niedergang der Sozialdemokra-

tie argumentiert. So sprach Ralf Dahrendorf vom ĂEnde des sozialdemokratischen Jahrhun-

dertsñ, da mit dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum die Finanzierung des Wohlfahrtsstaa-

tes in Zukunft unmöglich werde. Die Sozialdemokratie habe mit dem Auf- und Ausbau des 

Sozialstaates ihre historische Aufgabe erfüllt.
885

 Aus marxistischer Sicht hingegen wurde der 

Niedergang der Sozialdemokratie auf das Scheitern zurückgeführt, die Gesellschaft zu verän-

dern. Die sozialdemokratischen Politiker seien zu Managern des Konsenses geworden und 

hätten für den Wahlerfolg die Verwässerung ihrer Programmatik in Kauf genommen. Die 

Sozialisten Südeuropas, die in den 1970er und 1980er Jahren Wahlerfolge erzielten, hätten als 

Regierungsparteien reagonomics mit einem sozialistischen Anstrich verfolgt.
886

 Bevor der 

verstärkte Einfluss der Europäischen Integration auf die nationalen Politiken mit der Einheit-

lichen Europäischen Akte und dem Vertrag von Maastricht  spürbar wurde, setzte demnach 

bereits eine Niedergangsdebatte ein. Ein Bewusstsein für den Bedarf einer verstärkten Koor-

dination und Präsenz auf supranationaler Ebene entstand jedoch noch nicht. Die transnationa-

len Beziehungen im Rahmen des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien der Europäischen 

Gemeinschaft stagnierten ï wie auch in anderen transnationalen Parteibündnissen. Einen qua-

litativen Wandel brachten erst die Vorbereitungen zum Vertrag von Maastricht.
887

 

In einem Arbeitspapier des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien zu den Europawahlen 

1984 kamen die Autoren zum Schluss, die Zusammenarbeit in den Kommissionen und Ar-

beitsgruppen habe besser funktioniert als 1979. Dies führten sie auf einen besseren Kontakt 

zwischen den Mitgliedsparteien und ihren Repräsentanten zurück. Trotzdem, so wurde in dem 

Arbeitspapier festgehalten, hätten einige Repräsentanten kein richtiges Mandat von ihrer Par-

tei bekommen bzw. hätten diese mangelndes Interesse gezeigt.
888

 Inhaltlich blieben Divergen-

zen. So lehnten die Niederländer, Dänen und Iren die Formulierung Huntzingers ab, wonach 

die nukleare Abschreckung Garant des Friedens bleibe. Die Iren bestanden auf ihre Neutrali-

tät, die Dänen lehnten die Formulierungen zu einer politischen Union ab und andere Sozial-

demokraten kritisierten die Präferenzen für die Gemeinsame Agrarpolitik. Eine zentrale Kon-
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